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Simulierte 


Zivilgesellschaft - 


Mutmaßungen über den 
Petersburger Dialog 


Reformwille und Gestaltungsoptimis- 
mus stehen Politikern, die in Spit- 
zenämter gelangen, gut an. So wurde 
es denn auch allenthalben freudig be- 
grüßt, daß der russische Präsident 
Wladimir Putin und der deutsche Bun- 
deskanzler Gerhard Schröder beim 
Schlittenfahren im Januar dieses Jah- 
res die frostigen Kapitel der deutsch- 
russischen Beziehungen ein für alle- 
mal zuschlagen und durch einen all- 
seits offenen Dialog zwischen den „Zi- 
vilgesellschaften" ersetzen wollten. 
Besondere Sympathie fand diese 
Idee bei all denen, die diesen Dialog 
schon über Jahre erfolgreich führen. 
Schien doch endlich die Zeit angebro- 
chen, in der auch die „große Politik" 
den aktiven Teil selbstbewußter Volks- 
diplomaten wahrzunehmen bereit war. 
Die in Tausenden von Austauschpro- 
jekten erworbene Kompetenz und der 
durch glaubwürdiges Handeln in Men- 
schenrechtsangelegenheiten, in sozia- 
len, ökologischen und kulturellen Zu- 
sammenhängen erworbene Vertrau- 
ensbonus bei den östlichen Partnern 
schienen willkommene Streitgefähr- 
ten beim erwünschten Aufbruch in ei- 
ne von enger Kooperation geprägte ge- 
meinsame deutsch-russische Zukunft. 
Natürlich versprach man sich vom auf- 
scheinenden Silberstreif staatlicher 
Würdigung bürgerschaftlichen Enga- 
gements eine die Arbeit fördernde Pu- 
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blizität und darüber wiederum eine 
Verbesserung des Zugangs zu öffentli- 
chen und mäzenatischen Mitteln. 

Es kam anders. Ein „zivilgesell- 
schaftlicher" Dialog wurde ohne jede 
öffentliche Diskussion, ja ohne Infor- 
mation der Öffentlichkeit von einem 
für drei Jahre inthronisierten „Len- 
kungsausschuß” inszeniert. Eile war 
offensichtlich geboten, weil man die 
offiziellen Regierungskonsultationen 
mit dem parallel tagenden „Gipfel der 
Zivilgesellschaften” schmücken wollte. 
Immerhin läßt sich in der Zusammen- 
setzung des Lenkungsausschusses 
noch der Kompromisse fördernde Geist 
des Proporzes erkennen (vier Bundes- 
tagsabgeordnete von SPD, CDU, Grü- 
nen und PDS, ein Ministerpräsident, 
die Gattin eines verdienstvollen FDP- 
Politikers, eine Medienvertreterin und 
vier Topmanager aus den Bereichen 
Bank, Wirtschaft, Wissenschaft und 
Politische Bildung, an der Spitze Kohls 
ehemaliger Pressesprecher, der ehema- 
lige Chefredakteur von „BILD”, Peter 
Boenisch). 

Diese Persönlichkeiten, in ihren 
staatlichen und zivilen Funktionen si- 
cher alle hervorragende Experten, ha- 
ben ihren Auftrag, ein „qualitativ neu- 
es, offenes und breit angelegtes Dis- 
kussionsforum” zu konzipieren und zu 
organisieren, im ersten Anlauf offen- 
sichtlich verfehlt. Das legt zumindest 
die personelle Zusammensetzung des 
ersten „Petersburger Dialogs" nahe. 
Daß die Lenkerinnen und Lenker eine 
derart elitäre Vorstellung von der „Zi- 
vilgesellschaft”" haben würden, er- 
staunte sehr: Mit Ausnahme einer 
NGO-Vertreterin und zwei junger Wis- 
senschaftler waren nur Präsidenten, 
Professoren, Generaldirektoren, Gene- 
ralbevollmächtigte, Generalintendan- 
ten und so weiter geladen. „Der Teufel 
hol's”, könnte man mit Gogol ausrufen, 
„immer nur Kammerjunker und Ge- 
neräle. Alles, was es Schönes auf der 
Welt gibt, alles fällt den Kammerjun- 
kern und Generälen zu!” 

Sich in extrapunitiv projektiver Pose 
über die russischen Partner zu be- 
schweren, die nicht einmal im Ansatz 
Diskutanten aufgeboten hätten, die 
man der Zivilgesellschaft zurechnen 
kann, vermag vielleicht darüber hin- 
wegzutäuschen, daß im Hinblick auf 


„Zivilgesellschaft" auch in den deut- 
schen Reihen die Kriterien noch allzu 
verschwommen sind. 

Die veröffentlichten Ergebnisse, im 
Internet formal hervorragend präsen- 
tiert, lesen sich weitgehend als bloße 
Wiederholung der zuvor proklamierten 
Absichten. Ergebnisprotokolle voll 
atemberaubender Belanglosigkeit las- 
sen vermuten, daß nicht allzu intensiv 
und inspirierend gearbeitet wurde - 
hoffentlich hat man sich bei den Emp- 
fängen und Banketten wenigstens gut 
amüsiert. 

„Die großen Flüsse brauchen die klei- 
nen Wasser.” Wie wär's, wenn man sich 
bei der Fortsetzung des „Dialogs” auf 
diese altrussische Spruchweisheit be- 
sänne und nach Weimar Kultur- und 
Wissensproduzenten aus einer vielsei- 
tig schillernden Praxis einlüde und 
natürlich Vertreter all jener Initiativen, 
die nicht den aus der Tradition des li- 
beral-individualistischen Freiheitsdis- 
kurses stammenden Homo oeconomi- 
cus in ihren Reihen haben, sondern den 
auf Gemeinschaft und Gemeinwesen 
ausgerichteten Bürger. Diese in NGOs 
für soziale, ökologische und kulturelle 
Belange streitenden Vertreter der Zivil- 
gesellschaft sind für einen politisch 
und praktisch folgenreichen Dialog 
unentbehrlich. Sicher sind sie auch ge- 
sprächsbereit, werden als selbstbe- 
wußte Bürger aber, falls man sie wei- 
terhin ausgrenzt, nicht zögern, vom 
Gegengipfel herab den Kongreß der 
„Kammerjunker und Generäle" kritisch 
ins Visier zunehmen. 

Sollten unsere Mutmaßungen, dem 
einen oder andern Akteur nicht ge- 
recht werden, so mag er mit Nachsicht 
bedenken, daß die Menschen den Fort- 
schritt nicht zuletzt immer wieder den 
Unzufriedenen zu verdanken haben. 


else 


Dr. Jörg Bohse, 
Vorsitzender des Bundesverbandes 
Deutscher West-Ost-Gesellschaften 
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Aus der Redaktion 


Die Ukraine hat zunächst ihre Regierungskrise überwunden, 
und trotz der öffentlichen Aufregungen rund um den Papstbe- 
such in Kiew und Lwiw haben sich die politischen Wogen zu- 
mindest an der Oberfläche geglättet. Aber die politischen Erre- 
gungen werden sicherlich mit dem Heranrücken der Parla- 
mentswahl im Frühjahr 2002 wieder zunehmen. Für Aufregung 
sorgten weniger die Abwahl von Premier Juschtschenko und 
die Neuwahl von Kinach, sondern eine Entscheidung in Mos- 
kau. Die Ernennung des ehemaligen russischen Ministerpräsi- 
denten Tschernomyrdin zum neuen russischen Botschafter in 
der Ukraine kommentierten russische wie ukrainische Beob- 
achter als Entscheidung des russischen Präsidenten, ange- 
sichts des innenpolitisch angeschlagenen Präsidenten Ku- 
tschma einen persönlichen Generalstatthalter nach Kiew zu 
entsenden. Denn der eng mit dem russischen Erdgasunterneh- 
men Gasprom verbundene Tschernomyrdin wird in Kiew si- 
cherlich gerne das eine oder andere Mal an die Energieschul- 
den der Ukraine erinnern. Ohnehin ist die ukrainische Führung 
in den letzten Monaten angesichts der politischen Krise stär- 
ker an Rußland herangerückt, und ihr wird wohl, auch um ihr 
eigenes politisches Überleben zu sichern, kaum ein anderer 
Weg bleiben. Der Generalstatthalter wird sie dabei sicher un- 
terstützen. Wir werden schon in naher Zukunft sehen, wie sich 
angesichts des neuen Trends Richtung Moskau, sichtbar auch 
in den moldawischen Wünschen nach Teilnahme an der bela- 
russisch-russischen Union, der weitere Weg der neuen unab- 
hängigen Staaten in Europa entwickeln wird. 

So mancher Kandidat in Belarus hofft ebenfalls auf ein 
Wort der Unterstützung von Putin. In Belarus wird im Septem- 
ber ein neuer Präsident gewählt. Die Opposition setzt auf in- 
ternationale Wahlbeobachtung, um eine faire und transparen- 
te Wahl zu sichern. Haushoher Favorit bleibt aber Amtsinhaber 
Lukaschenko, zumal sich die Opposition trotz aller Verlautba- 
rungen in der Realität noch auf keine gemeinsame Strategie 
verständigt hat. Dazu können Sie mehr in dieser Ausgabe le- 
sen, in der wir uns ein wenig ausführlicher mit Belarus befas- 
sen. 


22. Juni 1941 


In diesem Jahr wurde in Rußland des sechzigsten Jahrestages 
des Überfalls Nazideutschlands auf die Sowjetunion gedacht. Ein 
Tag des Gedenkens, aber auch Anlaß, Fragen an die eigene 
Geschichte und Gesellschaft zu stellen 5.8 
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Wie teuer darf 
ein Wagenpark sein? 


Die ukrainische Regierung hat 
am 4. April einen Beschluß gefaßt, 
der die Ausgaben für Dienstfahr- 
zeuge, Büromöbel und technische 
Ausstattung begrenzt. Danach 
wurde die Summe für aus dem 
Haushalt finanzierte Dienstwagen 
für Regierungsmitglieder und den 
Leiter der Präsidialverwaltung auf 
eine halbe Million Griwna (etwa 
92.000 Dollar) pro Wagen be- 
grenzt. Die Bürgermeister Kiews 
und Sewastopols, der Vorsitzende 
des Parlaments der Krim, der Vor- 
sitzende des Ministerrates der 
Krim, die Leiter aller Gebiete und 
der Sewastopoler Stadtverwal- 
tung sowie die Vorsitzenden der 
Gebietsparlamente sollen sich mit 
370 000 Griwna (67 000 Dollar) für 
ihre Fahrzeuge zufriedengeben. 
Für hohe Mitarbeiter der Präsidial- 
verwaltung, der Werchowna Rada 
und des Sekretariats des Minister- 
kabinetts stehen 300 000 Griwna 
(62 000 Dollar) zur Verfügung, 
während die Leiter einzelner Re- 
gierungsabteilungen mit 120000 
Griwna auskommen sollen. Die 
höchsten Staatsbeamten verfügen 
über ein Budget von 30 000 Griw- 
na für Büromöbel, von 7 500 Griw- 
na für Computer und andere tech- 
nische Ausstattung sowie von 
1 500 Griwna für ein Mobiltelefon. 
Mit diesem Beschluß wird der Prä- 
sidentenerlaß vom 16. November 
letzten Jahres „Über zusätzliche 
Maßnahmen im Kampf gegen die 
Korruption und andere Verstöße 
sowie Schritte, den wirtschaftli- 
chen Nutzen von staatlichen Gel- 
dern zu sichern" umgesetzt. Am 
Rande: der Durchschnittsverdienst 
in der Ukraine liegt bei etwa 300 
Griwna, die Durchschnittsrente bei 
sechzig Griwna. 


Gongadse erhält 
OSZE-Journalistenpreis 


Der ermordete ukrainische 
Journalist Georgi Gongadse und 
der spanische Journalist Jose Luiz 
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Lopez de Lacalle, der letztes Jahr 
vermutlich von der baskischen ETA 
ermordet wurde, wurden posthum 
am 21. April mit dem mit 20 000 
Dollar dotierten „Preis für Journa- 
lismus und Demokratie" ausge- 
zeichnet. Gongadse wurde der 
Preis für „seine lange Karriere im 
Bereich des investigativen Journa- 
lismus, mit dem er kritische Bedin- 
gungen in einem sekretiven politi- 
schen Umfeld aufdeckte" verlie- 
hen, heißtesin der Laudatio. Der 
Preis wird einmal pro Jahr von der 
Parlamentarischen Versammlung 
der Organisation für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa 
verliehen. Ausgezeichnet werden 
Journalisten, die mit ihrer Arbeit 
zum Schutz der Menschenrechte 
und der Demokratieentwicklung 
beitragen. Zu früheren Preisträ- 
gern gehören unter anderen der 
Russe Andrej Babitzki und der Pole 
Adam Michnik. 


Neuer Gasprom-Chef 
gewählt 


Der stellvertretende russische 
Energieminister Alexej Miller ist in 
Moskau zum neuen Vorstandsvor- 
sitzenden des staatlich kontrollier- 
ten Energiekonzerns Gasprom ge- 
wählt worden. Im Energieministe- 
rium war der 39jährige Manager 
für Fragen der internationalen Zu- 
sammenarbeit zuständig. Er gilt 
als enger Vertrauter von Finanzmi- 
nister Alexej Kudrin und Wirt- 
schaftsminister German Gref. Die- 
se Referenzen machen Miller aus 
Sicht des Hauptaktionärs (des rus- 
sischen Staates) zum richtigen 
Mann am richtigen Platz. Der Erd- 
gasmonopolist Gasprom trägt 
rund fünf Prozent zum russischen 
Bruttoinlandsprodukt und acht 
Prozent zur Industrieproduktion 
bei. Mit einem Anteil von 39 Pro- 
zent am weltweiten Gashandel im 
Jahr 1999 ist Gasprom zugleich 
das größte Erdgasunternehmen 
der Welt. Miller löst den bisherigen 
Gasprom-Chef Rem Wijachirew ab, 
dessen Amtszeit nach neun Jahren 
am 31. Mai auslief. Analysten hat- 
ten Wjachirew stets mangelnde 


Transparenz in der Geschäfts- 
führung vorgeworfen. Auch wur- 
de die Gewinnentwicklung kriti- 
siert. 


Millionenhilfe für Jakutien 


Nach der Überschwemmungs- 
katastrophe in Sibirien hat die 
russische Regierung beschlossen, 
der Regierung der Republik Sacha 
(Jakutien) hundert Millionen Ru- 
bel als Wiederaufbauhilfe zur Ver- 
fügung zu stellen. Mit diesen Mit- 
teln sollen die dringlichsten In- 
standsetzungsarbeiten an durch 





die Überschwemmung beschädig- 
ten Objekten finanziert werden. 
Sie werden aus dem Reservefonds 
der Regierung für die Vorbeugung 
von Notstandslagen und die Be- 
seitigung der Folgen von Naturka- 
tastrophen bereitgestellt. Gleich- 
zeitig hat die russische Regierung 
die Ministerien für Katastrophen- 
schutz und für wirtschaftliche 
Entwicklung sowie das Finanzmi- 
nisterium beauftragt, gemeinsam 
mit der jakutischen Regierung 
Vorschläge zur Verteilung der 
Mittel sowie zur Finanzierung 
weiterer Maßnahmen zur Beseiti- 
gung der Folgen der Katastrophe 
vorzulegen. Der Gesamtschaden 
in Jakutien wird auf über 5,5 Mil- 
liarden Rubel geschätzt. Auf einer 
Pressekonferenz gab der Vorsit- 
zende des Staatlichen Komitees 
für Bauwesen der Russischen Fö- 
deration Anwar Schamusafarow 
bekannt, daß 3 200 Familien, dar- 
unter 2 692 in der Stadt Lensk, 
durch die Überschwemmung ob- 
dachlos geworden seien. Die Ge- 
sellschaft „Almasy Rossii" habe 
sich, so Schamusafarow, ver- 
pflichtet, den Bau von Wohnun- 
gen für 1200 Familien zu finan- 


Rußland will Tourismus stärker fördern 


Nach einem Konzept des russischen Wirtschafts- und Handelsmini- 
steriums sollen in den nächsten vier Jahren 120 Millionen Rubel aus 
dem Staatshaushalt für die Entwicklung des Fremdenverkehrs ausge - 
geben werden. Im Mittelpunkt stehe der Aufbau eines attraktiven Tou- 
rismusimages Rußlands im Ausland. Unter anderem ist geplant, die 
Tourismusindustrie zu professionalisieren und eine Website für Ruß- 
landreisen einzurichten. In einem von Experten des Ministeriums vor- 
gelegten Bericht wird festgestellt, daß derzeit nicht einmal die beiden 
Metropolen Moskau und St. Petersburg über eine hinreichend ent- 
wickelte touristische Infrastruktur verfügten, ganz zu schweigen von 
den Regionen. So seien etwa ein Drittel der im Land verfügbaren Hotel- 
zimmer ohne sanitären Komfort. Seien einerseits die harten Visarege- 
lungen hinderlich, müsse andererseits auch dem von westlichen Me- 
dien geprägten negativen Rußlandbild entgegen gesteuert werden. 





zieren. Wohnhäuser für weitere 
2.000 Familien sollen auf Kosten 
des Staatshaushalts gebaut wer- 
den. Der Schwerpunkt der Wie- 
deraufbaumaßnahmen liege je- 
doch nicht auf dem Bau neuer 
Wohnhäuser, sondern müsse auf 
die Wiederherstellung des Sy- 
stems der Wohnungs- und Kom- 
munalwirtschaft, der Strom- und 
Wasserversorgung sowie anderer 
sozialer Objekte gelegt werden. 
Für diese Zwecke würden rund 1,5 
Milliarden Rubel benötigt. Scha- 
musafarow beziffert den Kosten- 
aufwand für den Bau von Woh- 
nungen für 2000 Familien auf 
900 Millionen Rubel. 


Weltbank und Niederlande 
unterstützen moldawische 
Gesundheitsreform 


Das Parlament Moldowas hat 
einen Kreditvertrag über zehn Mil- 
lionen Dollar mit der Weltbank ra- 
tifiziert. Das Geld soll für die Re- 
form des Gesundheitswesens ver- 
wandt werden. Der Weltbankkredit 
wird miteiner Laufzeit von vierzig 
Jahren zu 0,75 Prozent Jahreszins 
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bei einer Schonfrist von zehn Jah- 
ren gewährt. Weitere zehn Millio- 
nen Dollar stellt die niederländi- 
sche Regierung für die Reform zur 
Verfügung. Geplant ist, medizini- 
sche Technik und Ambulanzfahr- 
zeuge zu kaufen, Hausärzte und 
Krankenschwestern auszubilden 
sowie ärztliche Betreuungsstellen 
zu besetzen. 


Belarussische Unternehmen 
arbeiten nicht profitabel 


Die Republik Belarus ist mit ei- 
ner wachsenden Zahl verlustbrin- 


gender Unternehmen konfrontiert. 


Wie das Komitee für Statistik und 
Analyse bekanntgab, machten im 
ersten Quartal 2001 33,6 Prozent 
der Unternehmen keinen Gewinn. 
Im Vergleichszeitraum des Vorjah- 
res lag ihr Anteil bei 29,2 Prozent. 
Den größten Anteil an'unprofita- 


Bolschoi-Theater auf der Suche nach neuem Direktor 


Das Bolschoi-Theater in Moskau, das noch im März sein 225jähriges 
Bestehen mit einer prunkvollen Gala gefeiert hatte, ist nach knapp ei- 
nem Jahr wieder auf der Suche nach einer neuen Leitung. Dirigent Gen- 
nadi Roschdestwensko, der die Führung des Hauses im September letz- 
ten Jahres auf Bitte des russischen Kulturministers Michail Schwydkoi 
übernommen hatte, hat die Leitung frustriert abgegeben. Wie es heißt 
aufgrund der mangelnden Unterstützung für seine Inszenierung der 
Prokowjew-Oper „Der Spieler", desschlechten Arbeitsklimas im Theater 
und der miserablen Zusammenarbeit mit dem Kulturministerium. Das 
Bolschoi-Theater steckt seit Jahren aufgrund seines wenig modernen 
Spielplans und finanzieller Schwieirgkeiten in einer Krise. Mit Rosch- 
destwensko war frischer Wind zwischen die verstaubten Samtvorhänge 
gekommen. So gibt sich Schwydkoi optimistisch, daß es aufgrund der 
offensichtlichen Verbesserungen leichter sei, einen neuen Leiter zu fin- 
den und die noch existierenden Probleme zu lösen. 





blen Unternehmen hat die Bau- 
stoffindustrie. Dort schrieben 57,1 
Prozent der Betriebe rote Zahlen. 
In der Leichtindustrie waren es 
48,2 und in der Nahrungsmittelin- 
dustrie 34,9 Prozent. Ein Großteil 
der produzierten Güter wandert in 
die Lager. Am 1. Mai 2001 lagen 
64,4 Prozent der durchschnittli- 
chen Monatsproduktion auf Lager, 
im April waren es 60,3 Prozent und 
im Januar 62,8 Prozent. Die Ge- 
samtverschuldung der Betriebe 
summierte sich am 1. April 2001 
auf 2,917 Milliarden belarussische 
Rubel. 


Mord an Chabib Sanginow 
aufgeklärt 


Der Leiter der obersten tadschi- 
kischen Rechtsschutzbehörde 
Chumdin Scharipow hat Ende Mai 
bekanntgegeben, daß vier der At- 
tentäter, dieam 11. April dieses 
Jahres den Ersten stellvertretenden 
Innenminister der Republik Chabib 
Sanginow getötet hatten, verhaf- 
tet worden seien. Die Staatsan- 
waltschaft habe Mordanklage ge- 
gen sie erhoben. Nach einer fünf- 
ten Person, die indirekt an dem At- 
tentat beteiligt gewesen sei, werde 
intensiv gefahndet. Gleichzeitig 
setze die operative Ermittlungs- 
gruppe, der Mitarbeiter des Innen- 
ministeriums, des Ministeriums für 
Sicherheit sowie der General- 
staatsanwaltschaft angehören, die 
Ermittlungen zur Feststellung der 
Auftraggeber des Mordes fort. Das 
Attentat auf Sanginow war am 
Morgen des 11. April auf dessen 
Weg zu seiner Dienststelle verübt 
worden. Die Angreifer hatten den 
Dienstwagen Sanginows mit Ma- 
schinenpistolen buchstäblich 
durchsiebt. 


Internationale 
Katastrophenschutzübung 
in Kasachstan 


Unter der Bezeichnung „Kas- 
spas-2001" haben in Kasachstan 
internationale Übungen zum Ka- 
tastrophenschutz stattgefunden. 
Neben kasachischen Einsatzkräf- 
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ten nahmen daran 400 Speziali- 
sten aus Armenien, Kyrgysstan 
und Rußland teil. Wie der Presse- 
dienst der kasachischen Agentur 
für Katastrophenschutz mitteilte, 
stand das gemeinsame Handeln 
bei eventuellen Naturkatastro- 
phen im Mittelpunkt des Trainings. 


ii 
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Alexi Il. übergibt 
Kyrill-Methodius-Preis 


Am 24. Mai übergab Alexi Il., 
Patriarch von Moskau und der 
ganzen Rus, in Moskau den Kyrill- 
Methodius-Preis an Wissenschaft- 
ler und Kulturschaffende. Die 
Preisträger waren der Vorsitzende 
der Russischen Akademie der Wis- 
senschaften Juri Ossipow, der Di- 
rektor der Tretjakow-Galerie Valeri 
Rodionow, der künstlerische Leiter 
des Moskauer Wachtangow-Thea- 
ters Michail Uljanow und die Folk- 
loregruppe „Der Goldene Ring". 
Der Preis wurde vergeben für „ei- 
nen großen Beitrag zur Festigung 
der slawischen Gemeinschaft und 
der orthodoxen Traditionen, die 
uns die heiligen und apostelglei- 
chen Brüder Kyrill und Methodius 
überliefert haben". Gestiftet wur- 
de die Auszeichnung vom Slawi- 
schen Fonds Rußlands und der 
Moskauer Patriarchie. 


Europarat sieht Fortschritte 
bei Menschenrechten in 
Tschetschenien 


Der Generalsekretär des Euro- 
parates Walter Schwimmer hat bei 
einem offiziellen Besuch in Mos- 
kau gewisse Fortschritte bei der 
Befolgung der Menschenrechte in 
Tschetschenien konstatiert. Hierzu 
habe seiner Ansicht nach vor allem 
das „Büro des Sonderbeauftragten 
des Präsidenten der Russischen 
Föderation für Gewährleistung der 
Rechte und Freiheit des Menschen 
und Bürgers in Tschetschenien" 
beigetragen. Zahlreiche Untersu- 
chungen von Menschenrechtsver- 
letzungen seien zum Abschluß ge- 








bracht und Hunderte von als ver- 
schollen geltende Bürger gefun- 
den worden. Schwimmer betonte 
jedoch angesichts der Gesamtlage 
im Kaukasus, daß dies „immer 
noch nicht ausreicht". Essei wich- 
tig, das Vertrauen zu den Rechts- 
schutzbehörden insgesamt wie- 
derherzustellen. 


„Zenit"-Start verschoben 


Der Start der Trägerrakete „Ze- 
nit" wurde nach Angaben des Wis- 
senschaftlichen Forschungsinsti- 
tuts für Elektromechanik in Istra 
bei Moskau auf Ende Sommer bis 
Anfang Herbst 2001 verschoben. 
Die „Zenit" sollte neben dem russi- 
schen Raumflugapparat „Meteor- 
3M" auch drei Mikrosatelliten aus 
Pakistan und Marokko in die Erd- 
umlaufbahn bringen. Als Haupt- 
grund für die Verzögerung des 
Starts geben die Verantwortlichen 
Probleme mit dem amerikanischen 
Gerät „Sage-3" an, das auf „Mete- 
or-3M" installiert ist und die 
Ozonschicht der Erde erforschen 
soll. Nachdem das Forschungsin- 
stitut vergeblich versucht hatte, 
die technischen Defekte zu behe- 
ben, wurde „Sage-3" nun in die 
USA zurückgeschickt, um dort in 
schätzungsweise drei bissechs 
Monaten repariert zu werden. 





Ukrainer gegen vorgezogene 
Präsidentschaftswahl 


Trotz der großen Unzufrieden- 
heit mit der wirtschaftlichen Si- 
tuation und dem aufgrund des 
Abhörskandals unter Druck ste- 
henden ukrainischen Präsidenten 
Leonid Kutschma sprechen sich 
mehr als die Hälfte der Ukrainer 
gegen eine vorgezogene Präsi- 
dentschaftswahl aus. Zu diesem 
Ergebnis kam eine von der „Frei- 
heitsstiftung” im Mai durchge- 
führte Befragung. Gegen eine vor- 
gezogene Wahl waren 55,6 Pro- 
zent, 15,2 Prozent forderten die 
Wahl und 29,2 Prozent konnten 
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keine eindeutige Antwort auf die- 
se Frage geben. Nach ihrer Zustim- 
mung zu politischen Parteien ge- 
fragt, sprachen sich 12,2 Prozent 
für die Kommunistische Partei aus, 
9,2 Prozent würden der Sozialde- 
mokratischen Partei (vereinigte) 
ihre Stimme geben, 6,3 Prozent 
der Sozialistischen Partei, 4,9 Pro- 
zent den Grünen, 4,6 Prozent der 
Ruch-Partei von Udowenko und 
4,1 Prozent der Timoschenko-Par- 
tei „Batkiwschina". Bei einer Be- 
fragung, die vom Institut Socis 
und der Stiftung „Demokratische 
Initiativen" durchgeführt wurde, 
sprachen 48 Prozent der Bevölke- 
rung der Kirche und 35 Prozent 
der Armee ihr Vertrauen aus. Den 
Sicherheitsdiensten und den Mas- 
senmedien vertrauen je 21 Pro- 
zent. Der Regierung, der Miliz, den 
russischen und den westlichen 
Medien trauen der Umfrage nach 
nur zwischen vierzehn und sieb- 
zehn Prozent der Befragten. 


Illegale Migranten in 
Rußland 


Nach Angaben des Ministers 
für Angelegenheiten der Föderati- 
on, Nationalitäten- und Migrati- 
onspolitik Alexander Blochin hal- 
ten sich derzeit zwischen 700 000 
und 1,5 Millionen illegale Migran- 
ten aus 56 Ländern in der Russi- 
schen Föderation auf. In ihrer 
Mehrheit kommen die Migranten 
aus Vietnam, China, Pakistan, dem 
Iran, Afghanistan, Afrika und dem 
Nahen Osten. Erstmals wurden in 
diesem Jahr Mittel im Haushalt für 
die Ausweisung sich illegal in Ruß- 
land aufhaltender ausländischer 
Bürger bereitgestellt. Die Zahl aus- 
ländischer Bürger, die den Flücht- 
lingsstatus genießen, beläuft sich 
auf insgesamt 30 000 Personen. 
„Ausländer mit Flüchtlingsstatus 
sollen in ihre Länder zurückkehren, 
sobald sich dort die Lage normali- 
siert hat", so der Minister. Von den, 
in den letzten zehn Jahren etwa 
acht Millionen nach Rußland ein- 
gereisten Personen haben 1,2 Mil- 
lionen den Status von Zwangsum- 
siedlern. 
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Flüchtlingsquoten 
für belarussische Gebiete 


Auf Beschluß des Ministerkabi- 
netts der Republik Belarus wurden 
für das Jahr 2001 Flüchtlingsquo- 
ten für die sechs Gebiete des Lan- 
des und die Hauptstadt Minsk 
festgelegt. Nach dem Beschluß 
sollen die Gebiete Gomel und Wi- 
tebsk jeweils fünfzehn Flüchtlinge 
aufnehmen. Für Brest und Mogil- 
jow wurde eine Quote von jeweils 
sechzehn Flüchtlingen und für 
Grodno und Minsk von jeweils 
neunzehn Flüchtlingen festgelegt. 
Die lokalen Behörden erhielten 
Weisung, kostenlosen Wohnraum 
für die Flüchtlinge zur Verfügung 
zu stellen. Der Staat unterstützt 
die Flüchtlinge mit umgerechnet 
etwa fünf Dollar. Das Geld für die 
Flüchtlinge soll aus dem für die Fi- 
nanzierung besonderer Sozialpro- 
gramme im Staatshaushalt bereit- 
gestellten Topf fließen. Nach An- 
gaben des Migrationsausschusses 


der Nationalversammlung waren 
im April dieses Jahres 520 Perso- 
nen mit Flüchtlingsstatus gemel- 
det. Die meisten Flüchtlinge, ins- 
gesamt 418 Personen, sind Afgha- 
nen. Es folgen 41 Georgier, 22 
Äthiopier, siebzehn Tadschiken 
und vierzehn Aserbaidschaner. 


Generalstaatsanwaltschaft 
stellt Strafverfahren gegen 
Skuratow ein 


Die Generalstaatsanwaltschaft 
der Russischen Föderation hat die 
Verfahren gegen die ehemaligen 
Generalstaatsanwälte Juri Skura- 
tow und Alexej Iljuschenko einge- 
stellt. Skuratow war am 2. April 
1999 vom damaligen Präsidenten 
Boris Jelzin vom Dienst suspen- 
diert worden, nachdem er die Ein- 
leitung eines Strafverfahrens ge- 
gen den russischen Präsidenten 
geprüft hatte. Unter dem Vorwurf 
von Amtsmißbrauch war dann am 
31. Januar 2000 Klage gegen Sku- 
ratow erhoben worden. Iljuschen- 
ko wurde beschuldigt, Beste- 
chungsgeld angenommen und 
sein Amt mißbraucht zu haben. 
Die Klage gegen ihn war bereits 
am 23. Februar 1996 eingereicht 
worden. 


Sicherheit im Falle von Heirat mit Ausländern 


Der turkmenische Präsident Saparmurat Nijasow hat angeordnet, 
daß Ausländer, die eine Bürgerin des zentralasiatischen Landes heiraten 
wollen, 50.000 Dollar auf dem Konto der staatlichen Versicherungsge- 
sellschaft hinterlegen müssen. Sie müssen zudem nachweisen, daß sie 
eine Wohnung in der zentralasiatischen Republik besitzen und minde- 
stens ein Jahr dort gelebt haben. Das hinterlegte Geld soll alsSicherheit 
für die Kinder einer turkmenisch-ausländischen Ehe im Scheidungsfalle 
dienen, begründet der Präsident sein Dekret. Nijasow verwies darauf, 
daß in letzter Zeit wiederholt Fälle bekanntgeworden waren, daß Ehe- 
frauen, nachdem ihre ausländischen Ehemänner sie verlassen hatten, 
ohne Geld dastanden, um ihre Kinder großzuziehen. 





m 22. Juni gedenkt 

und trauert Ruß- 

land. Am 22. Juni vor 

sechzig Jahren fielen 
im Morgengrauen die faschi- 
stischen Horden in die Sowjet- 
union ein: Die Luftwaffe über- 
zog die Städte mit Bomben, die 
Elitedivisionen der Wehrmacht 
überschritten die Grenze am 
Bug. 

Im Vorfeld dieses für die 
ganze Menschheit denkwürdi- 
gen Datums verläßt der „Zug 
des Gedenkens” die russische 
Hauptstadt Moskau Richtung 
Smolensk, Minsk bis nach Brest. 
Die Fahrgäste sind Kriegsvete- 
ranen, die tatsächlich an den 
Kämpfen beteiligt waren, so- 
wie namhafte Kunst- und Kul- 
turschaffende. Ihre Ehrenmis- 
sion besteht darin, in den Städ- 
ten entlang der Strecke eine 
Gedenkfackel anzuzünden und 
zu denjenigen zu sprechen, die 
nach dem Tag zur Welt ge- 
kommen sind, an dem das rote 
Banner des großen Sieges über 
dem Reichstag in Berlin gehißt 
wurde. 

Sechzig Jahre - das ist eine 
Generation. Die ersten zwan- 
zig Jahre nach der Befreiung 
vom Faschismus lebte diese Ge- 
neration in einer Atmosphäre, 
in der sie stolz auf die Front- 
soldaten war, die erst kurz zu- 
vor in verdreckten Uniformen 
und mit Orden und Medaillen 
auf der Brust heimgekehrt wa- 
ren. Der Charakter dieser Ge- 
neration bildete sich in den er- 
sten, schwierigen und von der 






ne Überfall Nazideutschlands auf die Sowjetunion 
am 22. Juni 1941 und der bis 1945 andauernde 


,TeWttPrer 


Sechzig 


Jahre 


danach - der Krieg 
erinnert an sich 


Wladimir Miljutenko 


Not geprägten Nachkriegsjah- 
ren aus. 

Die Jugend der 50er Jahre 
hatte keine Zeit für die Neu- 
betrachtung der Geschichte - 
ihre Tatkraft und ihre Kennt- 
nisse wurden gebraucht, um 
die zerstörten Städte und Dör- 
fer wiederaufzubauen, die Fel- 
der zu bestellen und die Wun- 
den zu heilen, die durch das 
Inferno des Krieges geschla- 
gen worden waren. 

Erst mit dem Referat, das 
Nikita Chruschtschow auf dem 
20. Parteitag der KPdSU verlas, 
erfuhr diese Generation die 
Wahrheit über den Stalinschen 
Personenkult, was den Zusam- 
menbruch der Ideale und des 
Glaubens an die Fehlerlosig- 
keit der kommunistischen Füh- 
rung einleitete. Nur sehr weni- 
ge wußten, daß herausragende 
Generäle getötet, Menschen in 
Katyn erschossen und Millio- 
nen Kriegsgefangene, die aus 
den deutschen Konzentrati- 






















Krieg haben der UdSSR einen hohen Preis abverlangt. 
28 Millionen Sowjetbürger kamen in diesem Krieg ums 
Leben, Millionen wurden zu Invaliden, Städte und Dör- 
fer wurden zerstört, Kulturwerte vernichtet. Der Sieg 
und damit die Befreiung vom Faschismus haben para- 
doxerweise das Stalinsche repressive System gefestigt - 
viele Befreier kehrten als Gefangene in ihre Heimat zu- 
rück. Mit den Umgestaltungen nach dem Zerfall der So- 
wjetunion wurden die Veteranen einmal mehr betrogen. 
Viel ist im heutigen Rußland und mit der Öffnung der 
Archive noch aufzuarbeiten an der eigenen Geschichte. 
Die Jugend zeigt sich zwar interessiert an der aktuellen 
Politik, hat aber anscheinend wenig Interesse an der ei- 
genen Geschichte. 















onslagern zurückkehrten, nur 
aus dem Grunde in die Stalin- 
schen GULags geschickt wur- 
den, weil Stalin die These ver- 
trat: Es gibt bei uns keine Ge- 
fangenen, sondern nur Verrä- 
ter. Und er steckte all diejeni- 
gen hinter Stacheldraht, die die 
schreckliche Wahrheit über den 
Krieg und den Preis des Sieges 
hätten erzählen können. 

Das Leben in Lüge und auch 
der Atem des kalten Krieges, 
für den die Amerikaner mehr 
Geld ausgaben als für die Ent- 
wicklung der Wasserstoffbom- 
be, ließen viele junge Menschen 
blind an die gängigen propa- 
gandistischen Mythen glauben: 
Sie glaubten in aller Naivität, 
daß sie in zwanzig Jahren im 
Kommunismus leben würden, 
studierten die Bücher „Das Neu- 
land" und „Das Kleine Land" 
von Leonid Breschnew, erörter- 
ten am Küchentisch jeden neu- 
en Orden oder Heldenstern des 
Generalsekretärs und beeilten 
sich nicht, sich für die aus der 
Heimat ausgewiesenen Litera- 
ten und Dichter - Alexander 
Solschenizyn, Viktor Nekras- 
sow, Alexander Galitsch - oder 
das in die Verbannung ge- 
schickte Akademiemitglied An- 
drej Sacharow einzusetzen. 

Mit der Perestroika kam der 
Wind der Freiheit und fegte 
die alten Dogmen und Vorstel- 
lungen hinweg. Die neuen und 
vielfältigen Möglichkeiten, die 
Welt zu betrachten, die Betei- 
ligung an aktuellen politischen 
Diskussionen, der Fall der Ber- 
liner Mauer - all dies veran- 
laßte die Menschen, die nach 
dem Krieg geboren waren, ihre 
Haltungen und Meinungen zu 
revidieren wie auch die An- 


sichten der Gesellschaft, die 
zuvor so stabil, unerschütter- 
lich und revisionsbeständig zu 
sein schienen, zu verändern. 

Triumphator Boris Jelzin 
holte aus dem Tresor des ehe- 
maligen Präsidenten Michail 
Gorbatschow die sogenannte 
Geheime Mappe. Die Offent- 
lichkeit wurde über die gehei- 
men Bestimmungen des Pro- 
tokolls über die Aufteilung 
Polens zum Molotow-Ribben- 
trop-Pakt, dessen Existenz lan- 
ge in Abrede gestellt worden 
war, informiert. Zudem erwies 
essich, daß nicht die Deutschen, 
sondern Angehörige des Volks- 
kommissariats des Innern Tau- 
sende polnische Offiziere in 
Katyn erschossen hatten. 

Der Zugang zu den zuvor 
geheimen Archiven deckte die 
schrecklichen Geheimnisse auf. 
Die Rote Armee hatte in den 
vier Jahren des Krieges nicht 
so viele hohe Kommandeure 
verloren wie in den vier Vor- 
kriegsjahren, in denen insge- 
samt 43.000 Offiziere und Ge- 
neräle verhaftet und erschossen 
oder in die Lager eingewiesen 
worden waren. 

Schwer verständlich waren 
für die Jugendlichen die Grün- 
de der „Superwachsamkeit" 
Stalins, der von der Idee ver- 
folgt wurde, daß die Generäle 
Verräter, die Soldaten Deser- 
teure, seine Mitarbeiter An- 
dersdenkende und die Außen- 
aufklärer Desinformanten wa- 
ren. Natürlich kam die Frage 
auf, warum die Sowjetunion 
den Sieg mit einem derart ho- 
hen Preis - 28 Millionen Men- 
schenleben - bezahlen mußte, 
warum 5,7 Millionen sowjeti- 
sche Soldaten, darunter prak- 
tisch die gesamte Kommando- 
ebene, von den Deutschen 
gefangengenommen werden 
konnten. 

Zu erstaunlichen Schlußfol- 
gerungen führte außerdem die 
Erkenntnis einer paradoxen 
Erscheinung: Wir haben das 
Schrecklichste des 20. Jahrhun- 
derts - den Faschismus - be- 
siegt und damit das Stalinsche 
System gefestigt, das das Land 
in Fesseln hielt. Die Sieger 
kehrten von den Schlachtfel- 
dern heim, um in ihrem Land 
besiegt zu werden. 
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In einer vor kurzem durch- 
geführten Meinungsumfrage 
zweifelten zwei Drittel der Be- 
fragten die allgemein übliche 
Erklärung an, daß die Nieder- 
lagen der ersten Kriegsmonate 
durch den Überraschungsan- 
griff der Wehrmacht bewirkt 
wurden: Diese Erklärung sei er- 
dacht worden, weil Stalin sei- 
ne Fehler beim Aufbau der 
Verteidigungsfähigkeit der So- 
wjetunion verstecken mußte. 

Heute sind die Behörden 
darüber besorgt, daß die Erin- 
nerungen an die Jahre 1941 
bis 1945 die Nation nicht mehr 
zusammenhalten, die Men- 
schen aller sozialen Schichten 
und Generationen nicht mehr 
verbinden, sondern im Gegen- 
teil häufig trennen. Eine tiefe 
Kluft tut sich zwischen den 
Generationen auf. Diejenigen, 
die heute zwanzig bis 25 Jahre 
alt sind, denken ganz anders. 
Sie schweigen sich über die 
Größe des damaligen Siegs aus, 
sind aber bereit, die Probleme 
der Globalisierung, des Koso- 
vokrieges, der palästinensischen 
Intifada oder der Einführung 
des Euro in der Europäischen 
Union eifrig zu diskutieren. Der 
Schriftsteller Daniil Granin be- 
zeichnete diesen Zustand als 
Gleichgültigkeit gegenüber un- 
serem historischen Andenken. 

Zudem bewirkten der Krieg 
der Sowjetunion in Afghani- 
stan und der Krieg Rußlands in 
Tschetschenien mit all ihrem 
Blut, dem Schmutz, den jun- 
gen Invaliden, den nach Hause 
zurückkehrenden Zinksärgen 
ein Syndrom der Ablehnung von 
Heldentaten und des Mißtrau- 
ens gegenüber militärischen 
und höheren Instanzen. Jeder 
fragt sich: „Welchem Zweck 
dient das alles?" 

Aber auch den etwa zwei 
Millionen heute noch lebenden 
Kriegsveteranen reichen die 
routinemäßigen Schweigemi- 
nuten an den Festtagen, die 
Paraden, die Erklärungen über 
die „ewige Dankbarkeit" oder 
die Lebensmittelpakete nicht 
mehr. Sie brauchen tagtägli- 
che Aufmerksamkeit und Ach- 
tung. Sie freuen sich kaum 
über den Hinweis, daß die Ren- 
ten in den letzten zehn Jahren 
um 800 Prozent erhöht wur- 
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den, wenn sich im gleichen 
Zeitraum die Lebensmittel um 
2 500 Prozent verteuert haben. 

Das Gesetz „Uber die Vete- 
ranen" bleibt ein Stück Papier, 
da keine entsprechenden Gel- 
der bereitgestellt werden. Die 
Zeit erfordert aber, alle Schul- 
den, die die Gesellschaft ge- 
genüber den mutigen Vertei- 
digern des Vaterlandes hat, zu 


tilgen - das heißt ihnen Woh- 
nungen bereitzustellen, sie mit 
Telefonen, Autos, Rollstühlen 
und preiswerten Arzneimitteln 
zu versorgen, ihnen die Spar- 
einlagen zurückzugeben, die sie 
während der Reformen verlo- 
ren haben, und ihnen die Verlu- 
ste aufgrund der Nichtauszah- 
lung der Renten zu erstatten. 

Es wird gesagt, daß die Ku- 
geln jenes schrecklichen Krie- 
ges auch heute noch den Tod 
bringen, indem sie die Seelen 
von Jugendlichen verunstalten. 
Die aufgeweichten ideologi- 
schen Grenzen im Bewußtsein 
der russischen Bevölkerung, die 
Armut und das Elend infolge 
der „Schocktherapie", die un- 
beschränkte Herausgabe ein- 
schlägiger Druckerzeugnisse 
ließen auch in Rußland den 
braunen Schaum faschistisch 
gestimmter Bürschchen ent- 
stehen. 

Wenn aber in St. Petersburg 
der Film „Der Triumph des Wil- 
lens” von Leni Riefenstahl ge- 
zeigt wird und auf den Stra- 
ßen in Moskau Hitlers „Mein 


Kampf" oder Rosenbergs Schrif- 
ten offen gehandelt werden 
können, dann wird plausibel, 
woher in den Großstädten wie 
auch den entlegenen Regio- 
nen die Skinheads mit SS-Ru- 
nen auf dem Nacken und dem 
Hakenkreuz auf Fahnen und 
Armbinden kommen, die ihren 
Arm mit dem Gruß „Heil!" he- 
ben und „Ordnung" rufen. Das 


gegenwärtige Milieu in Ruß- 
land, das acht Millionen Mi- 
granten zu verkraften hat, 
bietet den Nährboden für die 
Ideen der Rassenüberlegen- 
heit und der nationalen Aus- 
schließlichkeit. Und eben da- 
mit begann der einfache Fa- 
schismus. 

Im Jahre 1994 wurde das 
Antifaschistische Komitee ge- 
bildet. Der damalige Präsident 
Boris Jelzin unterzeichnete ei- 
nen besonderen Erlaß über 
Maßnahmen gegen die Entfal- 
tung des Faschismus. Die Of- 
fentlichkeit, die Macht und die 
Sicherheitsbehörden unter- 
nahmen jedoch bisher sehr 
wenig, um die in diesem Doku- 
ment vorgeschlagenen Maß- 
nahmen umzusetzen. 

Marschall Alexander Suwo- 
row äußerte bekanntlich den 
Satz: „Solange der letzte Sol- 
dat nicht bestattet ist, ist der 
Krieg nicht beendet!" Hun- 
derttausende gefallene Solda- 
ten sind in Rußland nicht iden- 
tifiziert beziehungsweise nicht 
bestattet. Lange Jahre wurden 


routinemäßig an den Festtagen 
Kränze an einem Gipsdenkmal 
für den unbekannten Soldaten 
niedergelegt. Heute leisten Tau- 
sende junge Enthusiasten die 
schwierige Arbeit, die gefalle- 
nen Soldaten zu identifizieren. 
In den Suchgruppen vereinen 
sich Angehörige unterschied- 
licher Berufe - Arzte, Anthro- 
pologen, Archäologen und Kri- 





minalbeamte. Mit ihrer Arbeit 
schalten sie sich in die Ge- 
schichte ein. 

Sogar in den grausamen 
Tagen des wahnsinnigen ver- 
gangenen Krieges appellierte 
die Vernunft der sich gegen- 
überstehenden Soldaten an die 
künftigen Generationen. Ich 
denke an eine Eintragung im 
Tagebuch von Leutnant Brand, 
die ich kürzlich im Sammel- 
band „Die Deutschen über die 
Russen" gelesen habe: „Am 22. 
Juni 1941 haben wir Deutsch- 
land zu einem zahlungsunfä- 
higen Schuldner Rußlands wenn 
nicht für Jahrhunderte, dann 
für Jahrzehnte gemacht." 

Aus heutiger Sicht würde 
ich diese Worte nicht in finan- 
zieller Hinsicht auslegen. Es ist 
ein Gebot, daß unsere Kinder 
und Enkel ohne gegenseitigen 
Haß, in Einvernehmen und 
guter Nachbarschaft leben so- 
wie ein für allemal eine Lehre 
aus dem vergangenen Krieg 
ziehen können. 


Dr. Wladimir Miljutenko, 
Journalist, Moskau 
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m 22. Juni wurde in 

Moskau eine rus- 

sisch-deutsche Kon- 

ferenz zum Thema 
„Der Krieg von 1941 bis 1945 
in der Erinnerung der Genera- 
tionen. Nachdenken über Ver- 
gangenheit und Gegenwart. 
Europa ohne Kriege?" durch- 
geführt. Es ist symbolträchtig, 
daß der Dialog gerade im Mos- 
kauer Haus der Freundschaft, 
einem traditionellen Ort für 
konstruktiven Meinungsaus- 
tausch zur Entwicklung und 
Festigung der Völkerverstän- 
digung, stattfand. 

Die Aufgaben der Konfe- 
renz beleuchtend, hieß es im 
Grußwort von Valentina Te- 
reschkowa, Leiterin des Russi- 
schen Zentrums für interna- 
tionale wissenschaftliche und 
kulturelle Zusammenarbeit bei 
der Regierung der Russischen 
Föderation: „Die Erinnerung an 
die tragischen Ereignisse jener 
Zeit dürfen in unserem Be- 
wußtsein nicht verblassen. Die 
Wahrheit darüber ist von Be- 
deutung für das Schicksal der 
heute lebenden und der kom- 
menden Generationen. Ich brin- 
ge die Überzeugung zum Aus- 
druck, daß auf Ihrer Konferenz 
die Versuche, die Geschichte zu 
entstellen, zurückgewiesen wer- 
den und der entscheidende Bei- 
trag der Völker der Sowjetuni- 
on bei der Zerschlagung Hit- 
lerdeutschlands und der Be- 
freiung Europas, der den Sieg 
der Anti-Hitler-Koalition im 
zweiten Weltkrieg vorbestimm- 
te, wahrheitsgemäß bewertet 
wird." 

In seiner Grußadresse an 
die Konferenz hob der Vorsit- 
zendes des Bundesverbandes 
der Deutschen West-Ost-Ge- 
sellschaften (BDWO) Jörg Boh- 
se hervor: „Wir wollen Brücken 
bauen nach Osten, Freunde ge- 
winnen, mit denen man ge- 
meinsame Interessen entwik- 
kelt, einen freundschaftlichen 
Kontakt pflegt und Austausch- 
prozesse auf allen Ebenen des 
gesellschaftlichen Lebens in 
Gang bringt. Vor allem liegt uns 
daran, die Jugend in Ost und 
West auf eine Zukunft einzu- 
stimmen und vorzubereiten, 
die durch den Wettstreit von 
Ideen und ein solidarisches Mit- 
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Nachdenken 
über Vergangenheit 
und Gegenwart 


Walborg Schröder 


einander eine friedliche, öko- 
logisch erträgliche, wirtschaft- 
lich stabile und sozial gerechte 
Welt ermöglicht." 

„Es ist gut zu wissen", so 
Gernot Erler, stellvertretender 
Vorsitzender der SPD-Bundes- 
tagsfraktion, Vorsitzender der 
West-Ost-Gesellschaft Südba- 
den, Mitglied im Lenkungsaus- 
schuß „Petersburger Dialog", in 
seinem Grußwort, „daß in Mos- 
kau auch über die Gestaltung 
der deutsch-russischen Gegen- 
wart nachgedacht wird. Ruß- 
land sucht seinen Platz in ei- 
ner veränderten Weltordnung. 
Gemeinsames Nachdenken kann 
dabei helfen. Der Petersbur- 
ger Dialog wird nur dann ein 
Erfolg sein, wenn er zu die- 
sem Nachdenken Menschen 
und Gruppen zusammenfüh- 
ren wird." 

Für die Vereinigung der Ver- 
folgten des Naziregimes/Bund 
der Antifaschisten erklärte Jo- 
sef Angenfort in seinem Gruß- 
brief: „Die Vernichtung des Na- 
zismus mit seinen Wurzeln ist 
unsere Losung. Der Aufbau ei- 
ner neuen Welt des Friedens 
ist unser Ziel (Schwur von Bu- 
chenwald). Die Aufgaben, die 
dieser Schwur umreißt, haben 
auch heute noch große Bedeu- 
tung. Es ist eine dringende 
Notwendigkeit, für eine Welt- 
ordnung zu wirken, in der alle 
Menschen gleiche Rechte ha- 
ben, in der es für Faschismus 
und Krieg keinen Platz mehr 
gibt." 

Der Eröffnung der Konfe- 
renz durch Akademiemitglied 
Juri Ossipjan, Präsident der 
Gesellschaft Rußland-Deutsch- 
land, folgten Referate und Ko- 
referate zum ersten Teil der 


Konferenz „Der Große Vater- 
ländische Krieg im Geschehen 
des 20. Jahrhunderts" von Aka- 
demiemitglied Alexander Tschu- 
barjan, Direktor des Instituts 
für Allgemeine Geschichte, Va- 
lentin Falin, ehemaliger Bot- 
schafter der UdSSR, Nikolai 
Pawlow, stellvertretender Di- 
rektor des Instituts für Welt- 
wirtschaft und Politik, und 
Wladimir Wsewolod, stellver- 
tretender Direktor des russisch- 
deutschen Antikriegsmuseums 
in Krasnogorsk. Marschall Vik- 
tor Kulikow begrüßte die Kon- 
ferenz und hob hervor, daß 
Russen und Deutsche, die Leh- 
ren aus der Vergangenheit zie- 
hend, in Politik und Militärpoli- 
tik herausgefordert sind, für ei- 
ne Zukunft in Frieden und guter 





Nachbarschaft zwischen bei- 
den Völkern und Staaten zu 
wirken. 

Zum Thema „Gegenwart 
und Zukunft” hielten Beiträ- 
ge Akademiemitglied Nikolai 
Schmeljow, Direktor des Eu- 


ropa-Instituts, und Dietrich 


Sperling, ehemaliger Staatsse- 
kretär und Bundestagsabge- 
ordneter, Mitglied des Beirates 
des Deutsch-Russischen Fo- 
rums Berlin. Die Diskussionen 
unter der Themenstellung „Die 
Zukunft Rußlands, Deutsch- 
lands und Europas in den Au- 
gen der heutigen Generation" 
leitete Pjotr Fedossow, stell- 
vertretender Leiter der Ver- 
waltung für Information und 
Analyse des Föderationsrates. 
Die Diskussion war lebhaft 
und machte auch Meinungs- 
unterschiede deutlich, doch 
reichte die Zeit nicht, auf alle 
aufgeworfenen Probleme nä- 
her einzugehen. 

Von deutscher Seite nah- 
men ferner an der Konferenz 
teil Pastor Jochen Schwabedis- 
sen, stellvertretender Vorsit- 
zender des Arbeitskreises Blu- 
men für Stukenbrock, Michael 
Brie und Fritz Falke von der Ro- 
sa-Luxemburg-Stiftung sowie 
Walborg Schröder, Vorsitzende 
der Deutsch-Russischen Ge- 
sellschaft Rhein/Ruhr, die in 
Diskussionsbeiträgen ihre Sicht 
zu den heutigen Problemen 
und Perspektiven der deutsch- 
russischen Beziehungen ein- 
brachten. 

Wladimir Naumow mußte 
seinen Diskussionsbeitrag ver- 
schieben. Er war als Elfjähriger 
von Smolensk aus in ein Au- 
Benlager von Stukenbrock ver- 
schleppt und von der Erinne- 
rung an jene schreckliche Zeit 
überwältigt worden, als Pastor 
Schwabedissen über die Tätig- 
keit des Arbeitskreises Blumen 
für Stukenbrock (in Stuken- 
brock sind 65000 sowjetische 
Soldaten und Zwangsarbeiter 
beigesetzt) informierte. In sei- 
nem Beitrag dankte Naumow 
dem Arbeitskreis und allen 
Deutschen für ihre Versöh- 
nungsarbeit. 

In ihren Beiträgen hoben 
Walborg Schröder und Pastor 
Schwabedissen unter anderem 
hervor, daß der Jugoslawien- 
krieg und seine Folgen, die be- 
absichtigte NATO-Osterweite- 
rung und die neuen Pläne zur 
Raketenstationierung im Welt- 
all wohl kaum einer positiven 
Entwicklung der deutsch-rus- 
sischen Beziehungen dienlich 
sind. 
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Erklärung: „Der Krieg von 1941-1945 in der Erinnerung 
der Generationen. Nachdenken über 
Vergangenheit und Gegenwart. Europa ohne Kriege?” 


Den 22. Juni begeht das russische Volk alljährlich als ein besonders tragi- 
sches Datum seiner jahrhundertealten Geschichte. Es ehrt an diesem Tag 
die Heldentaten seiner Landsleute, die im selbstlosen Kampf die Unabhän- 
gigkeit ihrer Heimat verteidigt und das Programm der Nazis zur Eroberung 
der Weltherrschaft durchkreuzt haben. 

Die Geschehnisse vor sechzig Jahren sind eine Aufforderung an jeden 
einzelnen und an alle, deren gemeinsames Haus Europa und die anderen 
Kontinente der Welt geworden sind, über die Lehren und Warnungen der 
Ereignisse jener Zeit nachzudenken. 

Die mit Dutzenden Millionen Menschenleben, mit dem Verlust unermess- 
licher ökonomischer und kultureller Werte bezahlten Lehren mahnen uns, 
dass sich Gewalt selbst in ihrer entstelltesten und zügellosesten Form nicht 
auszahlt. Die Aggressoren, die den Zweiten Weltkrieg zur Versklavung oder 
physischen Vernichtung anderer Völker entfesselt haben, wurden niederge- 
rungen und bestraft. Die auf Initiative der Anti-Hitler-Koalition im Jahre 
1945 gegründete UNO ächtete die Anwendung bewaffneter Gewalt oder die 
Drohung ihrer Anwendung im Interesse nationaler Politik und erklärte sie für 
gesetzwidrig. Dadurch wurden die Voraussetzungen für das Entstehen einer 
neuen Weltordnung geschaffen, die auf die Anerkennung gleicher Rechte 
für alle Menschen und nationale Gemeinschaften orientiert. 

Die bittere Warnung heißt, dass es letzten Endes einfacher war, die Ag- 
gressoren zu zerschlagen als die Schlacht um eine dauerhafte, gerechte 
Welt zu gewinnen, die frei ist von jeglicher Diskriminierung der Hautfarbe, 
der sozialen Stellung oder Weltanschauung, um eine Welt, in der auch die 
Bedürfnisse jener Völker nicht aus dem Auge verloren werden dürfen, die 
sich schicksalhaft am Rande der Zivilisation befinden. Schlimmer noch ist, 
dass der Zweite Weltkrieg fast ohne Atempause in den Kalten Krieg über- 
ging, der den Militarismus auf die Höhe seiner Macht hob und die Erdenbe- 
wohner im Grunde genommen zu seinen Geiseln machte. 





Uwe Koopmann, Landesvertrauenslehrer in Nordrhein-Westfalen 


Die Erklärung vom 22. Juni 2001 wurde auf der russisch-deutschen Konferenz in Moskau verabschiedet. 


Zu den russischen Teilnehmern und Unterstützern der Erklärung gehören: Valentina Tereschkowa, Leiterin des Russischen Zentrums für internationale wissenschaftliche und kulturelle Zusam- 
menarbeit; Akademiemitglied Juri Ossipjan, Präsident der Gesellschaft Rußland-Deutschland; Oleg Morosow, Leiter der Abgeordnetengruppe „Russische Regionen"; Marschall Viktor Kulikow; 
Dr. Below, Europa-Institut; Nikolai Doroschinski, Vorsitzender des Russischen Verbandes ehemaliger minderjähriger Häftlinge in faschistischen Konzentrationslagern; Valentin Falin, ehemaliger 
Botschafter der UdSSR; Pjotr Fedossow, stellvertretender Leiter der Verwaltung für Information und Analyse des Föderationsrates; Iwan Kusmin, Diplomaten-Akademie; Wladimir Naumow, 
Technische Universität; Lena Nowikowa, Institut für Allgemeine Geschichte; Nikolai Pawlow, stellvertretender Direktor des Instituts für Weltwirtschaft und Internationale Politik; Viktor Rykin, 
Vizepräsident der Gesellschaft Rußland-Deutschland; Akademiemitglied Nikolai Schmeljow, Direktor des Europa-Instituts; Leonid Trisna, Schriftsteller; Akademiemitglied Alexander Tschubar- 
jan, Direktor des Instituts für Allgemeine Geschichte; Wladimir Wsewolodow, stellvertretender Direktor des russisch-deutschen Antikriegsmuseums in Krasnogorsk; Alexander Urban, Vizepräsi- 
dent der Gesellschaft Rußland-Deutschland; Valeri Woinow, Präsident der Gesellschaft der Freunde Bayerns; 


Zu den deutschen Mitunterzeichnern der Erklärung gehören: Dietrich Sperling, Mitglied des Beirates des Deutsch-Russischen Forums; Pastor Jochen Schwabedissen, stellvertretender Vorsitzen- 
der des Arbeitskreises Blumen für Stukenbrock; Walborg Schröder, Vorsitzende der Deutsch-Russischen Gesellschaft Rhein/Ruhr; Michael Brie, Fritz Falke, Rosa-Luxemburg-Stiftung; Gernot 
Erler, stellvertretender Vorsitzender der SPD-Bundestagsfraktion, Vorsitzender der West-Ost-Gesellschaft Südbaden; Jörg Bohse, Vorsitzender des Bundesverbandes Deutscher West-Ost-Ge- 
sellschaften (BDWO); Günter Marsch, stellvertretender Vorsitzender des BDWO; Cyrill Pech, Stift 
Stukenbrock; Erich Fellmann, Vorsitzender der Bayerischen Ostgesellschaft; Ronald Pagel, Siegfried Hentschel, stellvertretende Vorsitzende der Berliner Freunde der Völker Russlands; Gabriele 
Kötschau, MdL, Vorsitzende der Deutschen Freundschaftsgesellschaft West-Ost in Schleswig-Holstein; Hans-Friedrich Möller, Geschäftsführer Deutsch-Russische Gesellschaft Kiel; Peter Po- 
litz-Lammers, 1. Vorsitzender der Deutsch-Russischen Gesellschaft Cuxhaven; Eva Strube, Vorsitzende der Freundschaftsgesellschaft Sachsen-Anhalt mit den Völkern Osteuropas; Günter Ertel, 
Vorsitzender der Gesellschaft Sachsen-Osteuropa; Fjodor Fink, Geschäftsführer der Handwerkerinnen und Handwerker am europäischen Haus ; Reinhard Wilms, Internationale Sprach- und Bil- 
dungsakademie/ISBA; Alfred Reckmann, MdL, Vorsitzender der Niedersächsischen Ostgesellschaft; Hermut Müller, Geschäftsführendes Mitglied des Landesvorstandes der Gesellschaft zur För- 
derung der Beziehungen zu den Völkern Osteuropas Mecklenburg-Vorpommern; Georg Pfauter, Ost-West-Begegnungsstätte Ludwigsburg; Luitwin Bies, stellvertretender Vorsitzender der 
West-Ost-Freundschaftsgesellschaft im Saarland; Axel Reeh, Vorsitzender der West-Ost-Gesellschaft Bremen; Carl Ewen, Horst Maschmeyer, Gerhard Steffens, West-Ost-Gesellschaft Region 
Ems-Jade; Dada Slavik, West-Ost-Gesellschaft in Baden-Württtemberg Hohenlohe; Britta Wollenweber, Peter Franke, Zeitschrift „Wostok"; Joseph Angenfort, Landesvorsitzender der Vereini- 
gung der Verfolgten des Naziregimes/Bund der Antifaschisten in Nordrhein-Westfalen (VVN/BdA); Ulrich Sander, Bundessprecher der VVN/BdA; Arno Klönne, Initiative „Wir mischen uns ein!"; 


Der gesunde Menschenverstand, die gesammelten Erfahrungen der 
modernen Zivilisation lehnen sich gegen die Versuche auf, den Macht- und 
Gewaltkult und die ihnen eigenen hegemonistischen Bestrebungen zu re- 
habilitieren. Welche modernsten Militärtechnologien auch erfunden wor- 
den sein mögen, sie heben die unbestreitbare Wahrheit nicht auf, dass sich 
die Gewalt überlebt hat. Sie ist nicht in der Lage, auch nur ein einziges 
äußeres oder inneres Problem zu lösen. Aber sie ist heute dazu fähig, in we- 
nigen Minuten und Stunden das biologische Leben auf der Erde auszulö- 
schen, für immer und unumkehrbar. 

Das betrifft uns ohne Unterschied alle. In erster Linie muss sich Europa 
daran erinnern, dass es keine andere Chance hat außer einem Leben in Frie- 
den und Übereinstimmung. Die Zukunft Europas ist untrennbar mit der ge- 
nauen Befolgung der Prinzipien der UNO-Charta und der Erfüllung der 
Prinzipien der Pariser Charta der OSZE verbunden. 

Heute, 60 Jahre nach dem Überfall Hitlerdeutschlands auf die Sowjet- 
union, erinnert die Lage in der Welt die Deutschen und die Russen daran, 
dass es ihnen bisher nicht gelungen ist, das Vermächtnis jener zu erfüllen, 
die der Krieg vernichtet und unglücklich gemacht hat. Gute Nachbarschaft 
und Partnerschaft sind gewünschte Ziele ihrer Politik, aber noch kein all- 
tägliches Bedürfnis geworden, das es ermöglicht, die in Vergessenheit ge- 
ratenen oder noch unbewussten allgemein gültigen Werte füreinander zu 
öffnen und die durch die Konflikte des 20. Jahrhunderts unterbrochene 
Verbindung der Zeiten wieder herzustellen. 

Im Abschlussdokument des Petersburger Dialogs, der auf Initiative des 
russischen Präsidenten, Wladimir Putin, und des deutschen Bundeskanz- 
lers, Gerhard Schröder, stattfand, wird die Notwendigkeit zum Ausdruck 
gebracht, „ein neues Kapitel in den Beziehungen zwischen den Völkern 
Russlands und Deutschlands” zu beginnen. Wir hoffen aufrichtig, dass die- 
ser Wunsch Wirklichkeit wird und sind bereit, unseren Beitrag zur Verbes- 
serung der russisch-deutschen Beziehungen zu leisten und dazu beizutra- 
gen, dass die Zusammenarbeit unserer Länder breites Verständnis und Un- 
terstützung durch die Gesellschaft findet. 


ung West-Östliche Begegnungen; Werner Höner, Vorsitzender des Arbeitskreises Blumen für 








Überraschend viel Aufmerk- 
samkeit fand der von Walborg 
Schröder vorgestellte Bericht 
von Schülerinnen und Schülern 
des Bertha-von Suttner-Gym- 
nasiums in Dormagen sowie 
des Landesvertrauenslehrers 
Uwe Koopmann. Darin berich- 
teten sie über ihren mit kon- 
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kreten Aktionen verbundenen 
Beitrag zur Zwangsarbeiterent- 
schädigung und über die Pfle- 
ge russischer Kriegsgefange- 
nengräber. Während ich diese 
Zeilen schreibe, läuft über das 
Fax eine aus Moskau kom- 
mende Antwort an die Dorma- 
gener Schülerinnen und Schü- 


ler. Diese stammt vom Vorsit- 
zenden des Russischen Verban- 
des ehemaliger minderjähriger 
Häftlinge in faschistischen 
Konzentrationslagern Nikolai 
Doroschinski. Selbst ein ehe- 
maliger Häftling, betreut er in 
zwei Moskauer Schulen ein 
Stukenbrock-Museum. 


Zum Abschluß der Konfe- 
renz verabschiedeten die Teil- 
nehmer eine Erklärung, die 
auch die Unterschrift deut- 
scher Erstunterzeichnerinnen 
und -unterzeichner trägt. 


Walborg Schröder, 
Bergisch Gladbach 


11 


bendliche Stille emp- 

fängt uns, als wir auf 

dem Soldatenfriedhof 

in Rossoschka ein- 
treffen. Dreißig Kilometer nord- 
westlich von Wolgograd be- 
ginnt eine andere Welt - die 
schlangengleich langgestreck- 
te, staubige Stadt scheint Licht- 
jahre entfernt zu sein. Hier be- 
ginnt die Steppe. Daß hier 
1942/43 die Schlacht um Sta- 
lingrad ausgetragen wurde, 
die Tausenden russischen und 
deutschen Soldaten sowie rus- 
sischen Zivilisten das Leben ko- 
stete und das Dorf Rossoschka 
dem Erdboden gleichmachte, 
ist kaum vorstellbar. 

Wie mit der Landschaft ver- 
wachsen liegen sich der russi- 
sche und deutsche Friedhof 
gegenüber. Einzig eine Straße 
trennt die Gräber der ehemali- 
gen Feinde. Doch bis die Sol- 
daten ihre letzte Ruhestätte 
fanden, war es ein sehr langer 
Weg, wie Matthias Gurski vom 
Volksbund Deutsche Kriegs- 
gräberfürsorge berichtet. 

Gurski hat 1992 begonnen, 
beim Volksbund zu arbeiten. 
Es war die Zeit der großen Um- 
brüche nach dem Zerfall der 
Sowjetunion. Damals wurde die 
Frage nach einer würdigen Be- 
stattung der toten Soldaten, 
ein fast vierzigjähriges Tabu- 
thema seit der Rückkehr der 
Kriegsgefangenen, wieder ak- 
tuell. Denn erst das Kriegsgrä- 
berfürsorgeabkommen aus dem 
Jahre 1992 zwischen Deutsch- 
land und Rußland ermöglichte 
die Einrichtung und Pflege von 
Kriegsgräberstätten. 

Im Wolgograder Gebiet, wo 
die vielleicht bedeutendste 
Schlacht des zweiten Weltkrie- 
ges geschlagen wurde, sind al- 





Tr — — — 


Späte Ruhe - 
der Soldatenfriedhof 
Rossoschka 


Julia Herzberg 


lein aus Aufzeichnungen der 
Wehrmacht 165 Orte bekannt, 
an denen Beisetzungen statt- 
gefunden hatten. Diese Orte 
sind ungeschützt und werden 
zunehmend geplündert, denn 
mit Erkennungsmarken und 
Waffen läßt sich leicht der ei- 
ne oder andere Rubel verdie- 
nen. Mehr als 100. 000 Begräb- 
nisstätten sind von Leichen- 
fledderei bedroht. 

Das Kriegsgräberabkommen 
sollte dies verhindern, doch 
die Wirklichkeit sieht anders 
aus. Gurski weiß von vielen 
Problemen zu berichten, die 
nicht nur der Einrichtung des 
Soldatenfriedhofs Rossosch- 
ka, sondern der ganzen Arbeit 
für eine würdige Bestattung 
der Soldaten im Wege standen 
und stehen. 

Das Grundproblem ist das 
Auffinden der sterblichen Über- 
reste. In der Kesselschlacht um 
Stalingrad gingen viele Infor- 
mationen verloren. Der Volks- 
bund verfügt zwar teilweise 
über Karteikarten der Wehr- 
macht, auf denen die Begräb- 
nisstellen der deutschen Sol- 
daten vermerkt sind, doch Stra- 
Ben und Wege, die dort unter 















n diesem Jahr gedenken Rußland und Deutschland 

des sechzigsten Jahrestages des Uberfalls Nazi- 
deutschlands auf die Sowjetunion. Nach Kriegsende 
wurde über die Kriegsgefangenen verhandelt, es kam 
zum Vertrag über die Rückkehr von Kriegsgefange- 
nen. Viele Tausende Soldaten sind in diesem Krieg auf 
beiden Seiten gefallen. Aber erst mit dem Abkommen 
über die Kriegsgäberfürsorge, das 1992 abgeschlos- 
sen wurde, widmet man sich auch den Gefallenen - 
dabei sind allerdings viele Probleme zu bewältigen. 














Umständen als Ortsbezeich- 
nungen angegeben sind, ha- 
ben nach einem halben Jahr- 
hundert an Aussagekraft ver- 
loren. Schon ein heftiger Re- 
gen spülte so manchen Feldweg 
oder unbefestigte Straße hin- 
weg, ließ sie an anderer Stelle 
neu entstehen. Gurski und sei- 
ne Mitarbeiter sind daher auf 
die Hilfe der Bevölkerung an- 
gewiesen. Es sind vor allem äl- 
tere Menschen, die brauchba- 
re Hinweise geben. So wie im 
Fall Gorodischtsche, das durch 
die Schwere der kriegerischen 
Auseinandersetzung zum Sym- 
bol geworden ist. Hier legte 
die Wehrmacht ihren Friedhof 
auf dem Marktplatz des Ortes 
an. Siegessicher glaubte man, 
daß der zentrale Platz von Go- 
rodischtsche der geeignetste 
Ort für einen „Heldenfriedhof" 
sei. Doch die Deutschen verlo- 
ren die Schlacht. Der Friedhof 
wurde auf Befehl Stalins ver- 
legt. Erst eine alte Frau gab 
Gurski und seinen Mitarbei- 
tern den entscheidenden Hin- 
weis, wo die Toten zu finden 
seien. 

Nicht nur das Finden der 
Begräbnisstätten bereitet Pro- 
bleme. Das Kriegsgräberab- 
kommen wird von den lokalen 
Behörden nicht immer einge- 
halten. Wer ein Haus bauen 
will, läßt sich dabei nicht un- 
bedingt von Knochen im Bo- 
den aufhalten. Die Wolgogra- 
der Verwaltung verhielt sich 
schwankend bis feindselig ge- 
genüber der Einrichtung eines 
deutschen Soldatenfriedhofs 
im Wolgograder Gebiet. Seit 
1993 wurde ein Friedhof ge- 
plant, der die letzte Ruhestät- 
te aller deutschen Soldaten 


zwischen Wolga und Don wer- 
den sollte. Doch die Planun- 
gen wurden immer wieder be- 
hindert. Erst 1996 genehmig- 
ten die russischen Behörden 
endlich die Errichtung eines 
Friedhofs in Rossoschka. Aber 
auch diese Genehmigung zog 
die Administration mit dem Ar- 
gument zurück, daß kein deut- 
scher Soldatenfriedhof ent- 
stehen sollte, solange die toten 
sowjetischen Soldaten noch 
keine würdige Ruhestätte ge- 
funden hätten. Der erste Spa- 
tenstich wurde daher von rus- 
sischer Seite für einen russi- 
schen Friedhof gemacht. Die 
Einweihung des deutschen 
Soldatenfriedhofs sollte nach 
dessen Einweihung stattfinden. 
Leider war der russische Sol- 
datenfriedhof von Anfang an 
baufällig. Teile des Geländes 
sackten ab, so daß der Volks- 
bund viel Geld aufbringen 
mußte, um die nötigen Arbei- 
ten vor der Einweihung zu un- 
terstützen. Aber auch damit 
war die Einweihung des deut- 
schen Friedhofs noch nicht 
gesichert. Die Jugoslawienkri- 
se - mit dem NATO-Einsatz der 
Bundeswehr - erzürnte die 
Wolgograder Duma. Die offi- 
zielle Eröffnung unter Beteili- 
gung hoher Vertreter beider 
Staaten wurde abgesagt. 
Erschwerend hinzu kam, 
daß der Volksbund teilweise 
mit der österreichischen Ver- 
einigung „Schwarzes Kreuz" in 
einen Topf geworfen wurde. 
Die Österreicher wollten für ih- 
re Soldaten etwas Eigenes er- 
richten - ein Denkmal mitten 
in Wolgograd. Besonders die 
geplante Gedenktafel, die nur 
der „Leiden der 6. Armee” ge- 
dachte, stieß in der russischen 
Bevölkerung auf Ablehnung. 
Den Osterreichern wurde dann 
erlaubt, ihr Denkmal in einer 
korrigierten Fassung im süd- 
lich von Wolgograd gelegenen 
Peschtschanka zu errichten. 
Dort bleibt es relativ unbeach- 
tet - einzig die Schrotthändler 
haben sich für die Gedenktafel 
interessiert, die dann auch sehr 
schnell abmontiert war. Doch 
die Diskussion um das Denk- 
mal der Österreicher spaltete 
die Offentlichkeit und beför- 
derte teilweise die Ablehnung 
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des Rossoschka-Projekts. So 
warfen einige Wolgograder 
dem Volksbund in der Lokal- 
presse vor, einen „Heldenfried- 
hof” errichten zu wollen. 

Teile der örtlichen Admini- 
stration glaubten zudem, daß 
der Volksbund Millionen DM 
zu verteilen hätte. Ein Schul- 
bus für Rossoschka, Rollstühle 
für die benachbarte Siedlung 
Stepnoi sowie der Bau eines 
Gemeindehauses, das die Ge- 
meinde Rossoschka und der 
Volksbund gemeinsam nutzen, 
waren Hilfen, die die deutsche 
Seite gern gab. Sich nur um die 
Toten zu kümmern, ist nicht das 
alleinige Anliegen des Volks- 
bundes. Aber Gurski berichtet 
auch davon, wie schwer vor 
Ort zu vermitteln war, daß der 
Volksbund „nicht die Bundes- 
regierung und damit nicht für 
Reparationszahlungen zustän- 
dig ist". 

Den Vorschlag der Verwal- 
tung, einen Tourismusbetrieb 
mit Hotel, Cafeteria und Sou- 
venirladen in Gorodischtsche 
aufzubauen, lehnte der Volks- 
bund ab. Deshalb konnte der in 
einem der ersten Projekte vor- 
gesehene Friedhof nicht einge- 
richtet werden. 





Aber auch die russische 
Partnerorganisation „Woennye 
Memorialy", die die Arbeit des 
Volksbundes unterstützen soll, 
ist selten eine Hilfe. „Die Part- 
nerorganisation lebt von uns 
und blockiert trotzdem unsere 
Arbeit. Wir müssen eigenstän- 
diger werden. Die Arbeit sollte 
auf einer anderen Grundlage 
funktionieren", beklagt sich 
Gurski über seinen durch das 
Kriegsgräberfürsorgeabkom- 
men zugeteilten Partner. 
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Trotz aller Hindernisse fand 
die Einweihung des durch sei- 
ne Schlichtheit beeindrucken- 
den Friedhofs schließlich im 
Mai 1999 in kleinem Rahmen 
statt. Bis heute sind 27000 





Wehrmachtsangehörige in Ros- 
soschka beigesetzt. 11000 Tote 
konnten identifiziert werden. 
Sie erhielten ihre Namen zu- 
rück und auf Tafeln werden ihre 
Lebensdaten genannt. Beina- 
he jeden deutschen Familien- 
namen kann man dort finden. 


Blick auf die Mahnmale des 
russischen und des deutschen 
Soldatenfriedhofs (unten) 
von Rossoschka 


Kaum einer der Identifizierten 
wurde älter als dreißig Jahre. 
Der Friedhof von Rossosch- 
ka unterscheidet sich von den 
zahlreichen Gedenkorten der 
Stalingrader Schlacht in Wol- 
gograd. Der Stadt, die ihre 
Identität allein in der Vergan- 
genheit zu suchen scheint, fällt 
es schwer, sich von den Fesseln 
des Ruhmes zu lösen. Der hero- 
ische Kämpfer wird überall be- 
schworen. Für das Leiden der 
eigenen Soldaten war und ist 





nur wenig Raum. Der russische 
Friedhof in Rossoschka bildet 
die einzige Ausnahme. Jedoch 
hängt diesem auch der Ruf des 
demonstrativen Aktes an, soll 
heißen, daß die Russen nicht 
hinter den Deutschen mit ih- 
rem Friedhof zurückstehen 
wollten. 

Einzig Galina Oreschkina, 
eine Lehrerin aus Stepnoi, hat 
sich schon früher mit ihren 
Schülern um die sowjetischen 
Gefallenen gekümmert. Auch 
sie suchen nach den sterbli- 
chen Überresten ihrer Toten, 
um sie zu bestatten. Doch trotz 
des gemeinsamen Anliegens 
kommt es zu keiner Zusam- 
menarbeit mit dem Volks- 
bund. Gurski hat manchmal 


sogar das Gefühl, als halte der 
Suchtrupp Oreschkinas Infor- 
mationen über die deutschen 
Toten zurück. Er übergibt ihr 
die Überreste russischer Sol- 
daten, doch bisher ist dieser 
Austausch einseitig. „Aus der 
ganzen Angelegenheit ist ein 
großes ‚Busineß' geworden. 
Man plündert die deutschen 
Gräber und finanziert damit 
die eigenen Anliegen", vermu- 
tet Gurski. Dabei sind die Er- 
kennungsmarken für die Iden- 
tifizierung der Toten so wich- 
tig. Sind diese geraubt, bleiben 
die ehemaligen Soldaten na- 
menlos, ja selbst ihre Armee- 
zugehörigkeit wird zum unlös- 
baren Rätsel. Es steht fest, daß 
Wolgograd für die Liebhaber 
von Militaria ein wahres Para- 
dies ist. In den Antiquariaten 
findet man ein reiches Ange- 
bot, und sogar auf dem großen 
Gedenkhügel Mamajew Kur- 
gan bieten Händler mehr oder 
weniger diskret aus Gräbern 
gestohlene Gegenstände an. 


Die Arbeit der Volksbund- 
mitarbeiter ist mit der Einrich- 
tung des Friedhofs längst 
nicht beendet. „Vor fünf Jah- 
ren dachte ich, daß die Arbeit 
noch zehn Jahre dauert, heute 
glaube ich, daß wir mit weite- 
ren zehn Jahren rechnen müs- 
sen. Dann werden wir das 
Nötigste getan haben und sehr 
weit sein." Schon bald wird 
Gurski, der mehr als die Hälfte 
des Jahres in Wolgograd ver- 
bringt, mit mehr Personal an 
die Arbeit gehen können. Denn 
in zwei oder drei Jahren wird 
die Arbeit des Volksbundes in 
Tschechien, der Slowakei, Un- 
garn und den baltischen Re- 
publiken so gut wie beendet 
sein, so daß die dortigen Ar- 





beitskräfte in Rußland einge- 
setzt werden könnten. Für die- 
se Zeit scheint die Tätigkeit 
des Volksbundes auch finanzi- 
ell gesichert zu sein. Die deut- 
sche Nachkriegsgeneration hat 
großes Interesse am Schicksal 
ihrer Väter und unterstützt 
den Volksbund mit Spenden. 
Daß das Interesse und damit 
auch die Spendenbereitschaft 
bei den nachfolgenden Gene- 
rationen zurückgeht, ist heute 
schon absehbar. Und dann. Die 
Zeit rennt davon - auch in 
Rußland. Noch ist der Infor- 
mationsfluß aus der Bevölke- 
rung rege, doch die Zeitzeu- 
gen sterben, und damit wird 
die Suche nach den Bestat- 
tungsstätten schwieriger. 
Trotz aller Hindernisse gibt 
es heute den Friedhof in Ros- 
soschka. Die Straße ist nun das 
einzig Trennende zwischen den 
Gräbern der ehemaligen Fein- 
de. Und diese ist schnell über- 
wunden. 
Julia Herzberg, Studentin, Köln 
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tudium oder Berufs- 

ausbildung, eine al- 

leinstehende oder ei- 

ne pensionierte Mut- 
ter versorgen, Vater eines bis 
zu dreijährigen Kindes sein, im 
Staatsdienst (zum Beispiel bei 
der Polizei) arbeiten, in der 
Akademie der Wissenschaften 
forschen, in einer Dorfschule 
unterrichten, ein Krankheits- 
attest vorlegen - das sind le- 
gale Wege für junge russische 
Männer, das wehrpflichtige Al- 
ter (achtzehn bis 27 Jahre) oh- 
ne Wehrdienst zu „überbrük- 
ken". Diejenigen, die keine die- 
ser Voraussetzungen erfüllen, 
können nur den illegalen Weg 
wählen, das heißt sich ver- 
stecken oder Schmiergeld für 
eine Untauglichkeitsbeschei- 
nigung zahlen, um sich dem 
ein- bis zweijährigen Militär- 
dienst zu entziehen. 

Nicht erst seit dem ersten 
Tschetschenienkrieg von 1994 
bis 1996 hat die russische Ar- 
mee erhebliche Rekrutierungs- 
probleme. Dabei lehnen häufig 
die Wehrpflichtigen nicht den 
Wehrdienst an sich ab, son- 
dern ist ihre Verweigerung auf 
die katastrophalen Bedingun- 
gen in der Armee zurückzu- 
führen. Unzureichende Versor- 
gung mit Lebensmitteln, Klei- 
dung und Wohnraum, man- 
gelnde Gesundheitsfürsorge, 
geringer, zum Teil nicht ausge- 
zahlter Sold sowie Schikanen 
durch Dienstältere, bis hin zu 
Folter und Mord - all dies prägt 
vielerorts die Verhältnisse. 

Zwar räumt die Verfassung 
aus dem Jahre 1993 in Artikel 





ie russische Verfassung aus dem Jahre 1993 räumt 


STETTEN EEE 


Zivile Alternativen in 
Rußland 


Michail Gouskow ® Sabine Wichmann 


59, Paragraph 3 das Recht ein, 
aus Gewissensgründen statt 
des Kriegsdienstes einen alter- 
nativen, zivilen Dienst abzulei- 
sten, jedoch stagniert die Dis- 
kussion um einen entsprechen- 
den, 1994 in erster Lesung an- 
genommenen Gesetzentwurf 
seit Jahren. So bleibt vorerst 
allein der bislang nur von eini- 
gen wenigen Wehrdienstver- 
weigerern gewählte Gerichts- 
weg, um sich das verfassungs- 
mäßige Recht zu erkämpfen. 
Ein aufwendiger Weg, der oft 
in die höheren Instanzen so- 
wie gerade in den Provinzen 
und bei mangelndem Rechts- 
beistand nicht unbedingt zum 
Erfolg führt. 

Einer praktischen Umset- 
zung des in der Verfassung und 
vielen völkerrechtlichen Doku- 
menten festgeschriebenen Zi- 
vildienstes steht jedoch nicht 
nur das Fehlen eines entspre- 
chenden föderalen Gesetzes im 
Wege, sondern der Gesetzge- 
ber hat auch keine konkreten 
Vorstellungen, wo und wie ein 
solcher alternativer Dienst rea- 
lisiert werden kann. 




















D Jungen Wehrdienstpflichtigen das Recht ein, den 
Dienst an der Waffe aus Gewissensgründen zu verwei- 
gern. Leider aber stagniert der Gesetzgebungsprozeß 
zur Durchsetzung dieses verfassungsmäßigen Rechts 
seit Jahren. Viele Nichtregierungsorganisationen haben 
Pilotprojekte zur Ableistung eines alternativen Zivil- 
dienstes im Sozialbereich ausgearbeitet. Erstmals lief 
nun auch ein Pilotprojekt „Alternativer, ziviler Dienst im 
Naturschutzbereich" an. Angesichts der wachsenden 
Zahl an Naturkatastrophen und dem Personalmangel in 
den entsprechenden Institutionen aufgrund niedriger 
Gehälter könnte der Einsatz von Zivildienstleistenden 
im Naturschutzbereich lebensnotwendig werden. 

















Aus diesem Grunde organi- 
sierten in den letzten Jahren 
Nichtregierungsorganisatio- 
nen (NGOs) eine Reihe von Pi- 
lotprojekten zur Durchführung 
des Zivildienstes im sozialen 
Bereich. Dieser hat den größ- 
ten Bedarf an zusätzlichen Ar- 
beitskräften und ist zudem ein 
traditionelles Gebiet für den 
Einsatz von Freiwilligen. Vo- 
Iontäre im wehrpflichtigen Al- 
ter arbeiten unter anderem in 
Krankenhäusern, Altersheimen 
und sozialen Betreuungszen- 
tren, wobei allerdings die Teil- 
nahme an den Pilotprojekten 
noch nicht als Wehrersatz- 
dienst oder Ableistung des Zi- 
vildienstes anerkannt ist. 

Im Naturschutzbereich sind 
entsprechende Pilotprojekte 
bisher noch nicht durchgeführt 
worden. Der im April 2000 
vom Abgeordneten July Ryba- 
kow erneut in der Duma ein- 
gebrachte Entwurf eines Ge- 
setzes „Uber den alternativen, 
zivilen Dienst" berücksichtigt 
zwar die Ergebnisse der Expe- 
rimente im sozialen Bereich, 
dem Umweltschutz aber, als 
einem möglichen Aufgaben- 
feld für Zivildienstleistende, 
wurde keine Beachtung ge- 
schenkt. 

Hier setzt ein kürzlich ange- 
laufenes Projekt „Alternativer, 
ziviler Dienst im Naturschutz- 
bereich" an. Unter Leitung des 
Biodiversity Conservation Cen- 
tre (BCC), Moskau, der größten 
rein russischen Naturschutz- 
NGO, werden mit dem Projekt 
folgende Ziele verfolgt: Forcie- 
rung der Annahme des Geset- 
zes „Uber den alternativen, zi- 
vilen Dienst", Ausarbeitung 
von Mechanismen zur Durch- 
führung des Zivildienstes im 
Bereich Umwelt- und Natur- 


schutz in Modellobjekten in 
Moskau, dem Moskauer Gebiet 
und dem Gebiet Amur. 

Zur Teilnahme an den Pilot- 
projekten sind Jugendliche im 
wehrpflichtigen Alter eingela- 
den, die nach Annahme des 
entsprechenden föderalen Ge- 
setzes Zivildienst leisten wol- 
len, sowie interessierte staatli- 
che, kommunale und nicht- 
staatliche Organisationen, die 
im Umweltschutz tätig sind. 

Während der vorbereiten- 
den Arbeiten im letzten Jahr 
bestätigte eine Reihe födera- 
ler Naturschutzämter ihr In- 
teresse an der Schaffung einer 
ökologischen Ausrichtung des 
Zivildienstes und ihren Bedarf 
an Spezialisten und Personal. 
Daraus ergaben sich die fol- 
genden möglichen Arbeitsfel- 
der: Inspektoren für Jagd-, Fi- 
scherei- und Forstwirtschaft, 
Luftüberwachung der Wälder, 
Stationen des hydrometeoro- 
logischen Umweltmonitoring, 
Schutzgebiete, gesellschaftli- 
che Arbeiten wie Baumpflan- 
zungen und Müllsammlung. 
Denn ein Mangel an Personal, 
der auf die schwierigen Ar- 
beitsbedingungen und die sehr 
niedrigen Gehälter zurückzu- 
führen ist, hat zur Folge, daß 
die betroffenen Institutionen 
die ihnen gestellten Aufgaben 
nicht erfüllen können. So muß- 
te der Wetterdienst bereits ei- 
ne Reihe seiner Polarstationen 
und anderer schwer zugängli- 
cher Außenstellen schließen. 
Starke Kürzungen der für die 
Uberwachung der Wälder be- 
reitgestellten Haushaltsmittel 
hatten einen merklichen An- 
stieg der Zahl der in den letz- 
ten Jahren außer Kontrolle ge- 
ratenen Waldbrände zur Fol- 
ge. Anzumerken ist, daß Wald- 
brände in Rußland heute den 
Charakter von Naturkatastro- 
phen annehmen und eine im- 
mense Bedrohung für Men- 
schen und Wirtschaftsobjekte 
darstellen. Im Sommer 2000 
mußte deshalb in acht Rayons 
des Gebiets Amur der Ausnah- 
mezustand ausgerufen werden. 

Die Aufgaben des Projekts 
„Alternativer, ziviler Dienst im 
Naturschutzbereich" sind: 

® Information der wehr- 
pflichtigen Jugendlichen über 
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Kontaktadresse: 
Michail Gouskow, 
c/o Biodiversity Conservation 
Centre, 
ul. Wawilowa 41, Büro 2, 
117312 Moskau, 
Tel:007-095-1247178, 1245022, 
Fax: 007-095-1247178, 
e-mail: gouskov@bee.seu.ru 
oder: 
Michail Gouskow, 
ul. Ketscherskaya, 8-3-30, 
111402 Moskau, 
Tel: 007-095-3703978, 
e-mail: polarbears2@yahoo.com 


das Recht auf Alternativen 
Dienst, gerichtliche Verteidi- 
gung dieses Rechts, Organisa- 
tion von Experimenten zur 
Absolvierung des Alternativen 
Dienstes in Naturschutzorga- 
nisationen trotz Fehlens eines 
föderalen Gesetzes; 

e Untersuchung der orga- 
nisatorischen und technischen 
Besonderheiten, die für eine 
Ableistung des Zivildienstes 





im Naturschutzbereich erfor- 


derlich sind. Die Ergebnisse er- 
möglichen es, dem Gesetzge- 
ber begründete Vorschläge zu 
folgenden Fragen vorzulegen: 

- In welchen staatlichen, 
kommunalen und nichtstaatli- 
chen Organisationen kann der 
Alternative Dienst organisiert 
werden? 

- Wie wird die Schulung der 
Zivildienstleistenden organi- 
siert? 

- Wie sollen Dauer des 
Dienstes sowie Länge und Ab- 
lauf des Arbeitstages festge- 
legt werden? 

- Wie sollen Kriegsdienst- 
pflichtige ausgewählt und für 
die verschiedenen Arten eines 
naturschutzfachlichen Alterna- 
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Zivildienst wird aebgaygl 


tiven Dienstes psychologisch 
geschult werden? 

- Welche Rolle kann der öko- 
logischen Jugendbewegung 
als potentiellem Partner der 
staatlichen Naturschutzstruk- 
turen hinsichtlich Werbung 
und Vorbereitung junger Leu- 
te für den Alternativen Dienst 
im Naturschutz zukommen? 

e Hinzuziehung von Juri- 
sten und Psychologen für die 
Arbeit mit Zivildienstleisten- 
den: Durchführung von Kon- 
sultationen und Tests, Kon- 
trolle der Arbeit der Freiwilli- 
gen im Verlauf der Pilotpro- 
jekte, Erfüllung weiterer Auf- 
gaben im gegebenen juristi- 
schen Bereich; 

e Durchführung soziologi- 
scher Untersuchungen im Ver- 
lauf des Projekts, Diskussion 
der Ergebnisse unter Beteili- 
gung von Dumaabgeordneten 
in Zusammenkünften mit Frei- 
willigen und Vertretern von Or- 


ganisationen, die an den Expe- 
rimenten teilnehmen. 

Im Gebiet Amur ist das Pro- 
jekt bereits angelaufen: Alle 
Vereinbarungen mit den loka- 
len Behörden sind getroffen, 
das Personal (ein Psychologe, 
ein Jurist und ein Projektkoor- 
dinator für die Amurregion) ist 
ausgewählt, und das Projekt 
wurde in den Massenmedien 
vorgestellt. Mit der Studenten- 
vereinigung zum Schutz der 
Natur (Drujina po ochrane 
prirodi) „Bars" („Schneeleo- 
pard") in Blagoweschtschensk 
konnte ein überaus erfahrener 
und kompetenter Partner ge- 
wonnen werden. Zu den Tätig- 
keitsfeldern der Studentenver- 
einigung gehören zum Beispiel 





die Bekämpfung der Wilderei, 
die Ausweisung von Schutzge- 
bieten in der Amurregion, Um- 
weltbildung und die Organisa- 
tion von Seminaren für junge 
Umweltinspektoren. Entspre- 


Der lokale Forstdienst legt 
unterstützt von „Bars” 
Steppenfeuer, um 
Waldbränden vorzubeugen 


chende Gruppen, die zunächst 
an den Biologischen Fakultä- 
ten entstanden, gibt es heute 
rußlandweit. Durch die Ver- 
netzung untereinander und 
ihre vierzigjährige Erfahrung 
hinsichtlich der Auswahlme- 
chanismen von Mitgliedern ge- 
mäß Kenntnissen, physischer 
Eignung und moralischen An- 
forderungen sowie der weite- 
ren Schulung der Mitarbeiter 
sind die Drujinas prädestiniert, 
um beim Aufbau eines gesetz- 
lich verankerten Zivildienstes 
im Naturschutzbereich zu Ra- 
te gezogen zu werden. 

Dabei ist die Idee eines Al- 
ternativen Dienstes im Natur- 
schutz für Rußland keineswegs 


neu. Bereits Zarin Katharina Il. 
räumte Mitgliedern religiöser 
Sekten das Recht ein, ohne 
Waffe zu dienen: Zuerst wur- 
den sie in der Forstwirtschaft 
eingesetzt, später dann im Sa- 





nitätsdienst. Das Recht auf Zi- 
vildienst bestand auch nach 
Einführung der allgemeinen 
Wehrpflicht fort und wurde 
erst 1939 abgeschafft. Durch 
die erneuten Veränderungen 
auf höchster politischer Ebene 
im heutigen Rußland besteht 
nun eine gewisse Hoffnung, 
daß der Gesetzgebungsprozeß 
neu angestoßen wird, nachdem 
der Entwurf seit langem in der 
zweiten Lesung steckengeblie- 
ben ist. Um die Entwicklung 
voranzutreiben, bleibt nur die 
Durchführung von Pilotpro- 
jekten, wie sie im Rahmen des 
Projekts „Alternativer, ziviler 
Dienst im Naturschutzbereich" 
initiiert werden. Noch besteht 
die Möglichkeit, daß auch 
Ökologen ihre Vorschläge in 
die Ausarbeitung des Gesetzes 
einbringen! 

Michail Gouskow, Sabine Wichmann 
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ie Gemeinschaft Un- 
abhängiger Staaten, 
die quasi als Neben- 
produkt beim Zerfall 
der Sowjetunion entstand, er- 
wies sich - unerwartet für vie- 
le Politologen wie auch Beob- 
achter - als einigermaßen le- 
bensfähig. Sie begeht nun im 
Dezember ihren zehnten Jah- 
restag. Uber die Zukunft der 
GUS gibt es auch heute noch 
gegensätzliche Einschätzungen. 
Die einen sagen, daß die Ge- 
meinschaft mit der Zeit ster- 
ben wird, die anderen prophe- 
zeien ihr eine lichte Zukunft. 
Ganz gleich, ob Politiker und 
Wissenschaftler die GUS nun 
als Liquidationskomitee zur Zer- 
störung der Sowjetunion, als 
Form der „zivilisierten Schei- 
dung" der Sowjetrepubliken, als 
Symbol für die amorphe Verei- 
nigung der Republiken, die erst 
jetzt den Weg ihrer souverä- 
nen Entwicklung beschreiten, 
oder als Ausgangspunkt einer 
neuen Einheit der Völker im 
postsowjetischen Raum anse- 
hen: Sie stimmen praktisch alle 
darin überein, daß mit dem 
Zerfall der UdSSR ein einmali- 
ger politischer, wirtschaftlicher 
und sozialer Organismus mit ei- 
nem ganzheitlichen Wirt- 
schaftskomplex, einem organi- 
schen Verteidigungsraum, einer 
homogenen politischen Kultur, 
einem integralen geistigen Le- 
ben und einem gemeinsamen 
Wissenschaftsraum zergliedert 
wurde. 
Aber die zahlreichen Ver- 
bindungen und Bindungen 
hielten und halten auch heute 






ie im Zuge des Zerfalls der UdSSR gegründete Ge- 
meinschaft Unabhängiger Staaten blickt auf eine 


—— 


Längst totgesagt, 
lebt sie immer noch - 
die GUS 


Irina Seliwanowa 


noch die Gemeinschaft in ei- 
nem „schwimmfähigen" Zu- 
stand. Die objektiven sozialen, 
wirtschaftlichen und politi- 
schen Bedürfnisse und Interes- 
sen sowie die Traditionen des 
zwischennationalen Umgangs 
kehrten im Sommer 1992 den 
Trend des Auseinanderdriftens 
der ehemaligen Sowjetrepubli- 
ken um. Sie kamen zunächst in 
einer Akzentverschiebung im 
außenpolitischen Kurs Ruß- 
lands und den Initiativen des 
kasachischen Präsidenten Na- 
sarbajew über die Schaffung 
der Euroasiatischen Union zur 
Geltung. Dann paßten sich 
nach und nach die Handlun- 
gen anderer Staatsoberhäup- 
ter der neuen unabhängigen 
Staaten an die Notwendigkeit 
an, die Wirtschaftsbeziehun- 
gen und andere Verbindungen 
wiederherzustellen und den 
objektiven Charakter der Inte- 
grationsprozesse innerhalb der 
Gemeinschaft anzuerkennen. 
Die wirtschaftliche, genauer 
aber die technische Rückstän- 






fast zehnjährige Existenz zurück. Immer wieder wurde 
sie totgesagt oder als uneffektiv und schwerfällig be- 
schrieben. Der GUS-Gipfel am 31. Mai und 1. Juni in 
Minsk hat gezeigt, daß zumindest ein Teil der Mit- 
gliedsländer und insbesondere Rußland an einem wei- 
teren Ausbau und einer Intensivierung der politischen 
und wirtschaftlichen Zusammenarbeit interessiert 
sind. Es scheint, daß es ein stärkeres Zusammen- 
wachsen auf unterschiedlichen Ebenen und in ver- 
schiedenen Geschwindigkeiten geben wird. Aus russi- 
scher Sicht sind die Prognosen für die Zukunft der Ge- 
meinschaft alles in allem nicht negativ. 



























digkeit aller postsowjetischen 
Länder und die Probleme bei 
der Etablierung auf dem Welt- 





Die Staatschefs der GUS tagten am 
1. Juni im Palast der Republik 


markt veranlassen sie, eng zu- 
sammenzuarbeiten und den 
gemeinsamen Wirtschaftsraum 
wiederherzustellen. 

Die Dynamik der Zusam- 
menarbeit ist allerdings bis 
heute nicht sehr groß. Es gibt 
hierfür mehrere, sehr unter- 
schiedliche Gründe. Rußland 
hat beispielsweise viele Fehler 
bei der Durchführung seiner 
Reformen gemacht. Die Ergeb- 
nisse der wirtschaftlichen Um- 
gestaltungen machten die Fö- 
deration nicht zu der Lokomo- 
tive, die die ganze Gemein- 
schaft hinter sich herziehen 
könnte. Die Priorität der Bezie- 
hungen zu den GUS-Ländern, 
die Moskau im Sommer 1992 
verkündete, wurde nicht immer 
durch entsprechende Handlun- 
gen untermauert. Andererseits 
fürchteten die neuen unabhän- 
gigen Staaten neue „imperiale 


Ansprüche" Rußlands und bau- 
ten ihre traditionellen Wirt- 
schaftsbeziehungen auch in der 
Hoffnung ab, sie auf andere In- 
tegrationszentren ausrichten zu 
können. Entfielen 1991 auf das 
ferne Ausland maximal dreißig 
Prozent der Exporte der Ge- 
meinschaftsländer, so hat sich 
dieser Anteil bis heute auf 75 
Prozent erhöht. Diese Erhö- 
hung muß allerdings vor dem 
Hintergrund gesunkener Wirt- 
schaftsdaten in praktisch allen 
GUS-Mitgliedsländern gesehen 
werden, wobei der Produkti- 
onsumfang überall um dreißig 
bis fünfzig Prozent zurückge- 
gangen ist. 
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Auch Rußland distanzierte 
sich dann von einer vorrangi- 
gen Ausrichtung auf die Be- 
ziehungen zu den Nachfolge- 
republiken der UdSSR. Mit sei- 
nen Reformen richtete es den 
Blick auf das ferne Ausland, 
das eine Quelle der Erfahrung 
und von Investitionen für die 
Marktreformen und Abnehmer 
der Brennstoffe und Energie- 
träger sein sollte, die bekannt- 
lich die wichtigsten Exportgü- 
ter des Landes darstellen. Es 
schälten sich zudem praktisch 
in allen Staaten der Gemein- 
schaft einflußreiche finanzpo- 
litische Gruppen heraus, deren 
Interessen häufig den Integra- 
tionsinitiativen innerhalb der 
GUS widersprachen und die 
diese Initiativen faktisch sabo- 
tierten. 

Im Ergebnis übernahm die 
Gemeinschaft die Rolle einer 
zwischenstaatlichen Vereini- 
gung, die ein provisorisches, 
labiles Gleichgewicht der Zen- 


Wostok 3/2001 








trifugal- und Zentripetaltrends 
im postsowjetischen Raum wi- 
derspiegelte. Nur Rußland, als 
das wirtschaftlich stärkste und 
einflußreichste GUS-Mitglied, 
konnte das künftige Verhältnis 
der gegenläufigen Trends be- 
stimmen. Eben Rußland mußte 
aufgrund seiner Wirtschafts- 
kraft, den bereits fortgeschrit- 
tenen Marktreformen und dem 
Stand der Demokratieentwick- 
lung die Rolle des integrieren- 
den Führers der Gemeinschaft 
übernehmen. „Planeten werden 
nicht voneinander, sondern von 
der Sonne angezogen" - SO 
wurde auf orientalisch eigen- 
artige und lakonische Weise in 
Kyrgysstan die Position Ruß- 
lands in der GUS definiert. Als 
potentielle regionale Zentren 
zeigten sich im postsowjeti- 
schen Raum die Ukraine, Ka- 
sachstan, Aserbaidschan und 
Usbekistan. 

Nach zehn Jahren läßt sich 
der Integrationsgrad am ehe- 
sten an der Vielfalt und Tiefe 
der gegenseitigen Wirtschafts- 
beziehungen ablesen. Natür- 
lich kann die Gemeinschaft 
diesbezüglich in keiner Weise 
mit der NAFTA oder gar der 
Europäischen Union verglichen 
werden, mit der sie bei uns so 
gern verglichen wird. Beträgt 
der gegenseitige Warenum- 
satz der Partnerstaaten in der 
GUS etwa dreißig Prozent ih- 
res Außenhandels, so sind es in 
der NAFTA beinahe fünfzig 
Prozent und in der EU sogar 
mehr als fünfzig Prozent. In 
den 90er Jahren sank der Han- 
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del zwischen den GUS-Staa- 
ten unablässig. Der GUS-An- 
teil am Außenhandel der Rus- 
sischen Föderation liegt bei- 
spielsweise bei heute nur noch 
zwanzig Prozent. Dies läßt 
Schlüsse auf die Effizienz der 
Integrationsprozesse zu. 

Die faktische Ausrichtung 
der Wirtschaftsbeziehungen 
Rußlands auf den Westen ver- 
drängte jedoch nicht die Ab- 
sicht, besondere Beziehungen 
zu den GUS-Partnern zu pfle- 
gen, auch wenn diese Bezie- 
hungen noch nicht durch Effi- 
zienz gekennzeichnet sind. Dies 
ist nicht allein für die russisch- 
belarussischen Beziehungen 
charakteristisch, sondern auch 
für die zu anderen GUS-Län- 
dern. Trotz des abnehmenden 
Handels der Russischen Föde- 
ration mit den Gemeinschafts- 
ländern erhöht sich Rußlands 
Handelsüberschuß gegenüber 
letzteren stetig. Er liegt heute 
bereits bei mehr als acht Milli- 
arden Dollar. Angesichts der 
Zahlungsunfähigkeit der Mehr- 
heit der GUS-Länder bleibt je- 
doch dieser Handelsüberschuß 
als Schulden der Partner ge- 
genüber Rußland „hängen". 

Einen Ausweg aus der ent- 
standenen Lage sehen die Mit- 
glieder der GUS in der Schaf- 
fung einer Freihandelszone. Das 
Abkommen über deren Grün- 
dung wurde im April 1994 un- 
terzeichnet. Weltweit ist die 
Schaffung einer Freihandels- 
zone der erste Schritt zu einer 
universellen Integration. Am 
1. Januar 2000 sollte der Me- 


Die Staatsoberhäupter der Mitgliedsstaaten der GUS stellten sich bei der Ab- 
schlußpressekonferenz den Fragen der Medien: Islam Karimow (Usbekistan), 
Askar Akajew (Kyrgysstan), Eduard Schewardnadse (Georgien), Haidar Alijew 
(Aserbaidschan), Wladimir Putin (Rußland) Alexander Lukaschenko (Belarus), 
Robert Kotscharjan (Armenien), Nursultan Nasarbajew (Kasachstan), Wladi- 
mir Woronin (Moldowa) und Leonid Kutschma (Ukraine) (v.l.n.r.) 


chanismus der GUS-Freihan- 
delszone in Gang gesetzt wer- 
den. Doch erwies sich dies auf- 
grund der Haltung Rußlands 
als kompliziert. Der Beitritt zur 
Freihandelszone war für Ruß- 
land nämlich wenig vorteil- 
haft, da die Zölle beim Handel 
zwischen den Teilnehmerstaa- 
ten aufgehoben und die Mehr- 
wertsteuern im Bestimmungs- 
land erhoben werden. 

Der Beitritt hätte bedeutet, 
daß Rußland, dessen Energie- 
träger zu den zollfreien Waren 
gezählt werden, dann nicht 
einmal mehr Zollgebühren er- 
hielte, während gleichzeitig die 
Verschuldung der GUS-Länder 
noch weiter wachsen würde. 


Als Alternative schlägt Rußland 
vor, die russischen Energieträ- 
ger aus der Gruppe der zoll- 
freien Waren herauszunehmen 
und den Warenaustausch um 
Maschinen, Technik, wissen- 
schaftsintensive und traditio- 
nelle Güter zu erweitern, an 
denen Rußland großen Bedarf 
hat. Daher setzt Rußland den 
Schwerpunkt auf die bilatera- 
le Zusammenarbeit und den 
Übergang zu Marktbeziehun- 
gen, wie sie beispielsweise be- 
reits zwischen Rußland und den 
baltischen Ländern existieren. 
Dieses pragmatische Vorgehen 
trifft nicht immer auf Ver- 
ständnis, nicht einmal bei den 
Belarussen. Immer noch nicht 
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alle GUS-Staaten haben die 
Dokumente über die Regelung 
der Tätigkeit der Freihandels- 
zone ratifiziert. 

Man driftete also in den 
letzten Jahren bei der Wirt- 
schaftsintegration in der GUS 
mehr oder weniger in eine 
Sackgasse. Als Reaktion dar- 
auf wurden dann in der zwei- 
ten Hälfte der 90er Jahre ver- 
schiedene subregionale Verei- 
nigungen gegründet. Die un- 
terschiedlichen nationalen Pri- 
oritäten und Potentiale der 
Mitgliedsstaaten haben Inte- 
grationsprozesse zur Folge, die 
sich auf verschiedenen Ebenen 
und in unterschiedlicher Ge- 
schwindigkeit entwickeln: Es 
entstanden sozusagen „Interes- 
sengemeinschaften". Zu diesen 
zählt auch die Eurasische Wirt- 
schaftsgemeinschaft (russ. Abk.: 
EwrAsES), die auf der Zollunion 
aus Rußland, Belarus, Kasach- 
stan, Kyrgysstan und Tadschi- 
kistan basiert. In eine endgülti- 
ge Struktur wurde sie auf dem 
Gipfel der Staatsoberhäupter 
der GUS am 1. Juni 2001 in 
Minsk gegossen. Sie wurde als 
internationale Organisation 
definiert, die bei der Umset- 
zung ihrer Vollmachten die 
Rechte einer juristischen Per- 
son genießt, Beziehungen zu 
Staaten und internationalen 
Organisationen herstellen und 
Verträge mit ihnen schließen 
kann. 
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Zum Vorsitzenden der Ge- 
meinschaft wurde der kasa- 
chische Präsident Nursultan 
Nasarbajew gewählt, der diese 
Wirtschaftsgemeinschaft auch 
initiiert hat. Zur Hauptstadt des 
Fünferbundes wurde die kasa- 
chische Hauptstadt Astana. Die 
wichtigsten Positionen wur- 
den von der kasachischen Seite 
besetzt. Die Stimmen inner- 
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Das Gipfeltreffen verlief 
in konstruktiver Atmosphäre 


halb der Gemeinschaft wer- 
den entsprechend dem Beitrag 
der Mitgliedsländer am Haus- 
halt der Gemeinschaft verge- 
ben. Rußland hat vierzig Pro- 
zent der Stimmen, Kasachstan 
und Belarus haben je zwanzig 
Prozent und Kyrgysstan und 
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Tadschikistan je zehn Prozent. 
Für Entscheidungen wird eine 
Zweidrittelmehrheit benötigt. 
Moskau kann also aufgrund 
seiner hohen Stimmenzahl al- 
le Beschlüsse, die es für unver- 
tretbar hält, blockieren, gleich- 
zeitig aber ist ein hinlänglich 
demokratischer Mechanismus 
der Beschlußfassung gesichert. 
Erstmals ist in einem Integra- 
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tionsdokumente innerhalb der 
GUS die Bestimmung enthal- 
ten, daß die Mitgliedschaft ei- 
nes Landes im Falle der Nicht- 
befolgung der Satzungsprinzi- 
pien ausgesetzt werden kann. 
Die Wirtschaftsgemeinschaft ist 
eine im Prinzip offene Organi- 
sation. Eine Bedingung für die 
Mitgliedschaft ist, daß ihre 
Mitglieder gemeinsame Gren- 
zen haben sollen. 


# 


Nach Einschätzung vieler 
Beobachter könnte sich die 
Wirtschaftsgemeinschaft zu ei- 
ner wichtigen Struktur für die 
Integrationsprozesse im GUS- 
Raum entwickeln. In den bei- 
den stärksten Gemeinschafts- 
ländern Rußland und Kasach- 
Stan zeichnen sich ein Wachs- 
tum des Bruttoinlandsproduk- 
tes und eine Stabilisierung des 
Finanzsektors ab. Dies speist 
die Hoffnung, daß sich die 
Vereinigung ungeachtet der 
massiven Probleme und Krisen- 
erscheinungen in den Volks- 
wirtschaften von Belarus, Kyr- 
gysstan und Tadschikistan zu 
einem Instrument entwickeln 
kann, das zum wirtschaftli- 
chen Fortschritt ihrer Teilneh- 
mer beiträgt. Zugleich könnte 
sich die Position der russischen 
Produzenten auf den Märkten 
der Mitgliedsländer der Ge- 
meinschaft merklich festigen. 
Perspektivisch könnte in den 
Ländern der Eurasischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft eine ein- 
heitliche Währung eingeführt 
werden. 










Die fünf Mitglieder der Eu- 
rasischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und Armenien gehören 
zudem einer anderen lebens- 
fähigen GUS-Struktur an - 
dem Vertrag über die kollekti- 
ve Sicherheit, der 1992 unter- 
zeichnet wurde. Die sechs Staa- 
ten haben in der Zusammen- 
arbeit einen neuen Stand er- 
reicht. Anlaß für die Intensi- 
vierung ihrer Kooperation sind 
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die Aktivitäten des internatio- 
nalen Terrorismus und Extre- 
mismus, die weiterhin existie- 
renden Spannungsenklaven in 
den Regionen, die an die Mit- 
gliedsländer des Vertrags an- 
grenzen, und der Drogen- 
schmuggel. Im Frühjahr 2001 
wurden in Jerewan auf der Ta- 
gung des Rates des Vertrags 
die Protokolle über die Auf- 
stellung einer schnellen Ein- 
greiftruppe in der zentralasia- 
tischen Region unterzeichnet. 
Diese Dokumente betreffen di- 
rekt Rußland, Kasachstan, Ta- 
dschikistan und Kyrgysstan. Das 
Hauptquartier des Stabes der 
Eingreiftruppe, deren Stärke 
zunächst auf etwa 2000 Mann 
festgesetzt wird, wird in Bisch- 
kek sein. Die Entscheidung über 
den Einsatz der Truppe wird 
von den Staatschefs mit Zu- 
stimmung der um Hilfe ersu- 
chenden Seite getroffen. Man 
will die Möglichkeit prüfen, 
eine einheitliche Leitung der 
schnellen Einsatztruppe in ost- 
europäischer, kaukasischer und 
zentralasiatischer Richtung zu 
schaffen. 

Als nächster Schritt der mi- 
litärischen Zusammenarbeit im 
Rahmen des Vertrags über die 
kollektive Sicherheit ist der 
Aufbau eines vereinten Trup- 
penkontingents geplant. Der- 
zeit werden die Möglichkeit 
der Teilnehmerländer beraten, 
sich an der Aufstellung zu be- 
teiligen. Die militärische Inte- 
gration könnte durch die Ab- 
sicht Moskaus befördert wer- 
den, die Vertragsmitglieder mi- 
litärisch besser auszurüsten. 
So sollen die Verbündeten rus- 
sische Waffen im Vergleich zu 
den Weltmarktpreisen preis- 
günstiger kaufen können. 

Georgien, die Ukraine, Aser- 
baidschan und Moldowa ha- 
ben 1997 eine eigene Struktur, 
die GUAM, gegründet, die sich 
im April 1999 mit dem Beitritt 
Usbekistans in die GUUAM 
verwandelt hat. Offiziell ist das 
Ziel dieses Zusammenschlus- 
ses, die Wirtschaftsbeziehun- 
gen zwischen den Teilnehmer- 
ländern auszubauen - so durch 
die Bildung einer freien Han- 
delszone und eines Eurasi- 
schen Transportkorridors un- 
ter Umgehung Rußlands. Tat- 


Wostok 3/2001 


Gemeinschaft mit Persgeki 


sächlich aber ist diese Vereini- 
gung durch eine Gegnerschaft 
gegenüber Moskau (nach den 
Worten des georgischen Präsi- 
denten Eduard Schewardnad- 
se soll die GUUAM der Vor- 
herrschaft Rußlands innerhalb 
der GUS etwas entgegenset- 
zen), die Rückweisung der In- 
tegrationsgedanken und -pro- 
jekte der Gemeinschaft sowie 


die Ablehnung supranationa- 
ler oder anderer internationa- 
ler Ausführungsorgane geprägt. 
Die GUUAM-Länder weigern 
sich, einen einheitlichen Ver- 
teidigungsraum der GUS zu 
schaffen, und versuchen aber 
zugleich, ihre Zusammenarbeit 
auch auf militärpolitische Fra- 
gen zu erweitern. 

In letzter Zeit ist die GUUAM 
allerdings mit einigen Proble- 
men konfrontiert, nicht nur 
bei der Realisierung ihrer Wirt- 
schaftsvorhaben, sondern auch 
ernsthafter politischer Natur. 
Dies erklärt sich vor allem durch 
die politische Orientierung der 
neuen moldawischen Führung, 
die sich stärker auf die bela- 
russisch-russische Union und 
somit auf die Eurasische Wirt- 
schaftsgemeinschaft ausrich- 
tet, sowie durch die wachsen- 
den rußlandorientierten Trends 
in der ukrainischen Politik. 

Zehn Jahre GUS haben ge- 
zeigt, daß sie eine wichtige 
Rolle in den Geschicken der 
neuen unabhängigen Staaten 
gespielt und eine Entwicklung 
im postsowjetischen Raum 
nach jugoslawischem Dreh- 


buch verhindert hat. Die hohen 
Erwartungen an die der GUS 
inneliegenden Chancen und 
Möglichkeiten haben sich je- 
doch bislang nicht erfüllt. Die 
Gemeinschaft hat noch keinen 
politischen und wirtschaftli- 
chen Mechanismus entwickelt, 
der die Bedingungen für die 
multilaterale Zusammenarbeit 
sichern würde. Heute spricht 





die russische Führung wieder 
von der Priorität der Bezie- 
hungen zu den GUS-Partnern, 
sie will somit frühere Fehler 
korrigieren. In der Tat zeigt 
Rußland neue Möglichkeiten 
und neue Einstellungen zur 
Zusammenarbeit im postso- 
wjetischen Raum auf. Zudem 
sind bei den Partnern in der 
GUS viele Besorgnisse und Be- 
fürchtungen über die imperia- 
len Ansprüche Rußlands ad ac- 


ta gelegt. Sie kennen die russi- 
schen Spielregeln nun gut und 
wissen, daß Rußland ihre Un- 
abhängigkeit und Souveräni- 
tät im Bereich der politischen 
Zusammenarbeit achtet und 
bei der Abwicklung der Wirt- 
schaftsbeziehungen Pragma- 
tismus walten läßt. Dies wird 
zweifellos eine positive Rolle 
bei der Verwirklichung der In- 
tegrationsprozesse spielen, un- 
geachtet dessen, daß diese die 
GUS-Staaten in unterschiedli- 
chem Maße betreffen. Es gibt 
zudem Grund zur Annahme, 
daß die unabhängigen Repu- 
bliken bereits eingesehen ha- 
ben, daß sie ihre Beziehungen 
zu Rußland korrigieren müs- 
sen. Die Führungen der GUS- 


Moldowas frischgewählter 
Präsident Wladimir Woronin (I.), 
hier zusammen mit 

seinem ukrainischen Amtskollegen 
Leonid Kutschma, nahm 

erstmals an einem GUS-Gipfel teil 


Auch die GUS-Außenminister 
kamen zu Gesprächen zusammen 





Staaten verstehen zunehmend 
die Notwendigkeit der Exi- 
stenz der Gemeinschaft. Die 
Spekulationen über das Ster- 
ben der Gemeinschaft wurden 
also von optimistischen Ein- 
schätzungen und Prognosen 


abgelöst. 
Irina Seliwanowa, 
Oberassistentin im Institut für 
internationale wirtschaftliche 
und politische Forschungen 
der Russischen Akademie der 
Wissenschaften, Moskau 
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ie sechs Monate lan- 

gen Auseinanderset- 

zungen um das Ge- 

setz „Uber die politi- 
schen Parteien" scheinen zu 
Ende gegangen zu sein. Die 
Staatsduma nahm das Gesetz 
dieser Tage an. Im Oberhaus 
des Parlaments wird es kaum 
auf Widerstand stoßen, und 
auch Präsident Putin wird es 
sicherlich nicht ablehnen. So- 
mit wird das Gesetz noch im 
Juli in Kraft treten. 

Erwartet wird das Parteien- 
gesetz schon seit zehn Jahren. 
Bisher gab es ein derartiges 
Gesetz in Rußland noch nicht. 
Die politischen Parteien arbei- 
teten auf Grundlage der Ver- 
fassung, des Gesetzes über ge- 
sellschaftliche Vereinigungen 
und des Wahlgesetzes. Als der 
Präsident die Zentrale Wahl- 
kommission dann beauftragte, 
ein „Parteiengesetz" zu erar- 
beiten, löste dies aufgrund der 
Vorhersehbarkeit bei nieman- 
dem große Überraschung aus. 
Auch der Inhalt des Gesetzes 
war vorhersehbar, da es sich in 
den präsidialen Reformkatalog 
zur Festigung des Staates und 
Stärkung des staatlichen Ein- 
flusses auf das gesellschaftliche 
Leben einfügen sollte. Doch al- 
ler Vorhersagbarkeit zum Trotz 
wurde das Gesetz dann radikal, 
ja sogar revolutionär. 

Die Behandlung des Geset- 
zes in der Duma ging mit einer 
lebhaften politischen Diskus- 
sion einher. Von den 1300 An- 
derungen, die im Diskussions- 
prozeß im Dumaausschuß ein- 
gegangen waren, wurden bei- 
nahe 500 zur Annahme emp- 
fohlen, und etwa hundert zur 
Einzelabstimmung vorgelegt. 





# ber das Parteiengesetz wurde in Rußland lange 
und heftig diskutiert. Nun wird bereits im Juli der 


[Tre 


Ein neues Leben 
für die Parteien 


Galina Tschinarichina 


Ungeachtet der Diskussio- 
nen und Anderungen sowie der 
Tatsache, daß es vier alternati- 
ve Gesetzentwürfe gegeben 
hatte, wurde die „präsidenten- 
orientierte" Variante angenom- 
men. Das neue Gesetz weist 
die grundsätzlichen Bestim- 
mungen, die auch im von Pu- 
tin eingebrachten Gesetzent- 
wurf enthalten waren, auf. 

In dritter, abschließender 
Lesung wurde das Parteienge- 
setz von der Fraktion „Ein- 
heit", von „Vaterland - Ganz 
Rußland", von JABLoko und der 
LDPR sowie von den Abgeord- 
netengruppen „Volksabgeord- 
nete" (einstimmig) und „Russi- 
sche Regionen" (von der Hälf- 
te der Mitglieder) unterstützt. 
Die Kommunisten, die Agrarier 
und der „Bund der rechten 
Kräfte" (SPS) stimmten gegen 
das Gesetz. Wie kam es, daß 
sich die Duma in politisch der- 
art heterogene Gruppen geteilt 
hat? JABLoko stimmte wie die 
kremitreuen Fraktionen und Ab- 
geordnetengruppen, während 
sich der kremlloyale SPS soli- 
darisch mit den „unversöhnli- 
chen" Linken zeigte. Vornehm- 
lich erklärt es sich durch das 
Gesetz selbst und den unter- 







von Präsident Putin eingebrachte Gesetzentwurf in 
modifizierter Form in Kraft treten. In den wichtigsten 
Schlüsselbestimmungen hat sich der Kreml durchge- 
setzt. Dies betrifft insbesondere die Mindestmitglieder- 
zahl, die Finanzierung der Parteien durch den Staat, die 
Spendentätigkeit und die Kontrolle der Finanztätigkeit 
der Parteien. Als Resultat der neuen Bestimmungen 
zeichnet sich bereits ein Trend zu Zusammenschlüssen 
verschiedener Parteien ab. 
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schiedlichen Bereitschaftsgrad 
der Parteien, die strengen Ge- 
setzgebungsnormen zu erfül- 
len. Ausgewirkt hat sich auch, 
daß JABLoko beispielsweise 
wesentlich mehr Änderungen 
am Gesetz durchsetzen konn- 
te als der SPS. 


Steine des Anstoßes 


Die meisten Streitigkeiten 
gab es um die drei Schlüssel- 
bestimmungen des präsidialen 
Gesetzentwurfs: Danach muß 
eine Partei mindestens 10000 
Mitglieder haben, werden die 
Parteien vom Staat finanziert, 
und müssen die Parteien lan- 
desweit vertreten sein. Dies 
bedeutet praktisch ein Verbot 
der Tätigkeit regionaler und lo- 
kaler Parteien. Jede dieser Be- 
stimmungen wurde im Detail 
und kontrovers erörtert. 

Bei der Mitgliederzahl wur- 
de einerseits gefordert, dieses 
Kriterium überhaupt zu strei- 
chen; andererseits wurde vor- 
geschlagen, die Mindestzahl le- 
diglich zu reduzieren. Wieder 
andere setzten sich für regio- 
nale Normen ein. Es wurde ge- 
fragt, wer die Mitgliederzahl 
kontrollieren soll und was für 
Folgen dies haben würde. Wird 
sich in diesem Falle die Staats- 
anwaltschaft - denn sie sollte 
als wichtigste Kontrollinstanz 
auftreten - in die „strafende 
Hand" des Kreml verwandeln? 
Soll eine Partei, die kurz vor 
den Wahlen keine 10000 Mit- 
glieder mehr hat, sondern nur 
noch 9999, nicht an der Wahl 
teilnehmen dürfen und viel- 
leicht gar aufgelöst werden? 

Die staatliche Finanzierung 
der Parteien im Zusammen- 
hang mit den Wahlen fand die 
geringste Unterstützung. Der 


Entwurf sah vor, daß die Par- 
teien Gelder nach den Ergeb- 
nissen der föderalen Wahlen im 
Verhältnis der erzielten Stim- 
men erhalten sollten: für den 
Präsidentschaftskandidaten 
einer Partei sollten die Kosten 
einmalig zurückerstattet wer- 
den, für die föderale Parteili- 
ste oder zwölf Abgeordnete in 
einem Direktwahlbezirk jedes 
Jahr. Der Betrag richtet sich 
nach den staatlich festgeleg- 
ten Mindesteinkommen und 
wurde auf fünfzig Kopeken je 
Stimme festgesetzt. Real deckt 
dies die Ausgaben der Parteien 
nicht, aber die Regelung er- 
laubt dem Staat, die Finanz- 
tätigkeit der Parteien völlig zu 
kontrollieren. Außerdem war ur- 
sprünglich vorgeschlagen wor- 
den, Barspenden in die Partei- 
kassen ganz zu unterbinden. 
Spenden sollten nur noch im 
bargeldlosen Verkehr an die 
Parteien überwiesen werden. 
Die Ausschaltung der re- 
gionalen und lokalen Parteien 
aus dem politischen Geschehen 
stieß vor allem bei der Abge- 
ordnetengruppe „Russische Re- 
gionen" auf Widerstand, wurde 
jedoch von der Mehrzahl der 
Fraktionen recht positiv aufge- 
nommen. Denn diese Bestim- 
mung sichert zunächst einmal 
den großen Parteien Vorteile, 
da ihre Konkurrenten vor Ort 
ausgeschaltet werden und sich 
die örtlichen Parteigliederun- 
gen stärker an die Zentrale bin- 
den müssen. Zudem werden die 
Parteien so zu einem Instru- 
ment der Festigung der russi- 
schen Staatlichkeit und ver- 
stärken den Zentripetaltrend. 
Außerdem verlieren die regio- 
nalen Spitzenpolitiker maßgeb- 
lich ihre Ressourcen (vor allem 
im Verwaltungsbereich). Bis- 
lang hatten sie die Möglich- 
keit, vor Wahlen „eigene" po- 
litische Bewegungen zusam- 
menzufügen und mit deren 
Unterstützung aus den Wah- 
len als Sieger hervorzugehen 
und auf dem föderalen politi- 
schen Markt aufzutauchen. 
Lebhaft diskutiert wurden 
auch andere Fragen. Im Hin- 
blick auf die Eigenständigkeit 
der regionalen Abteilungen der 
gesamtrussischen Parteien wur- 
den unterschiedliche, teils so- 
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gar gegensätzliche Wünsche 
geäußert: der SPS und die „Ein- 
heit" schlugen vor, den regio- 
nalen Gliederungen das Recht 
auf Eigentum und eigene Wirt- 
schaftstätigkeit zu gewähren, 
die KPARF forderte, ihnen die- 
ses Recht zu entziehen. 

Viele Einwände wurden ge- 
gen die im Gesetzentwurf des 
Präsidenten vorgesehenen Ver- 
fahren zur Aussetzung der Tä- 
tigkeit und zur Auflösung von 
Parteien erhoben, da diese gro- 
Ben Raum für die Willkür der 
Behörden und vor allem der 
Staatsanwaltschaft bieten. Um- 
stritten waren unter anderem 
auch die Bestimmungen über 
den gleichen Zugang zu den 
Massenmedien, die Begrenzun- 
gen für die Gründung von Par- 
teien, die Regelung des inne- 
ren Parteiaufbaus und die Bil- 
dung von Parteistrukturen nur 
nach territorialem Kriterium. 
Der Vertreter des Präsidenten 
in der Duma erklärte dann 
nach den Beratungen, daß das 
Gesetz im Ergebnis substanti- 
ell verbessert wurde. 


Der trockene Rest 


Die Mindestmitgliederzahl 
blieb unverändert und beträgt 
10000 Mitglieder. Regionale 
Untergliederungen soll es in 
mehr als der Hälfte der Föde- 
rationssubjekte geben. Um die 
Anforderungen an die Mitglie- 
derzahl zu erfüllen, muß eine 
Partei mindestens hundert Mit- 
glieder je regionaler Gliede- 
rung in insgesamt 45 Födera- 
tionssubjekten und mindestens 
fünfzig Mitglieder je Abteilung 
in anderen Regionen haben. 
Parteigruppen im Ausland sind 
verboten. 

Die Mitgliedschaft ist frei- 
willig und individuell. Einer 
Partei können russische Bür- 
ger beitreten, die das 18. Le- 
bensjahr vollendet haben. 

Auch die staatliche Finan- 
zierung nach Wahlergebnissen 
ist wie eingebracht erhalten 
geblieben. Sie wird nun aus 
dem föderalen Haushalt vor- 
genommen. Die Parteien dür- 
fen die staatliche Finanzierung 
ablehnen. 

Natürliche Personen dürfen 
im Jahr Bargeld in Höhe von 
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zehn Mindestverdiensten an 
Parteien übergeben. Insgesamt 
dürfen natürliche Personen im 
Jahr einer Partei einen Betrag 
in Höhe von 10000 Mindest- 
verdiensten und juristische Per- 
sonen von 100000 Mindest- 
verdiensten spenden. Spenden 
können nicht nur für den Zen- 
tralapparat der Partei, sondern 
auch für regionale Gliederun- 
gen bestimmt sein. Die Spen- 
den für eine Partei und ihre 
Untergliederungen dürfen im 


Jahr zehn Millionen Mindest- 
verdienste nicht übersteigen. 
Erhaltengeblieben ist das 
Verbot von Regionalparteien. 
Aber mit der Kontrolle der Ein- 
haltung der geltenden Gesetz- 
gebung durch die Parteien und 
der Satzungen wurde nicht die 
Staatsanwaltschaft, sondern 
das Justizministerium betraut. 
Die Parteistrukturen dürfen 
nur nach dem territorialen 
Prinzip aufgebaut werden. Par- 
teigruppen in den Organen der 
Staatsmacht und der örtlichen 
Selbstverwaltung, den Streit- 
kräften, den Sicherheits- und 
anderen staatlichen Behörden 
sowie in staatlichen und nicht- 
Staatlichen Organisationen sind 
verboten. Untersagt sind zu- 
dem die Tätigkeit von Parteien 
in staatlichen Behörden und 
Organisationen sowie deren 
Einmischung in den Unterricht 
in den Bildungseinrichtungen. 
Die Verfahren zur Ausset- 
zung und Auflösung der Par- 


teien sind konkretisiert und 
die Möglichkeiten der Behör- 
den eingeschränkt worden. 
Die Tätigkeit einer Partei 
und deren Untergliederungen 
wird bei Gesetzesverstößen per 
Gerichtsbeschluß nach zwei 
schriftlich übermittelten Ab- 
mahnungen ausgesetzt. Eine 
Partei wird auf Beschluß des 
Obersten Gerichts aus folgen- 
den Gründen aufgelöst: Ver- 
stoß gegen das Parteiengesetz, 
Nichtbeseitigung der Verstö- 


ße, die Grund für die Ausset- 
zung der Tätigkeit waren, zu 
wenige Parteimitglieder ins- 
gesamt oder in den Föderati- 
onssubjekten, keine Teilnahme 
an Wahlen innerhalb von fünf 
Jahren. 

Künftig haben nur noch 
politische Parteien das Recht, 
eigenständig Kandidaten für 
die Wahlen auf unterschiedli- 
chen Ebenen zu nominieren. 
Gesellschaftliche Organisatio- 
nen vom Typ des Verbandes 
der Rechtsanwälte oder des 
Tierschutzvereins haben dieses 
Recht nicht mehr. 


Ein neues Leben 


Als das Parteiengesetz in 
der Zentralen Wahlkommissi- 
on langsam konkrete Umrisse 
annahm, wurde es sofort als 
drakonisches Gesetz bewertet, 
das die Bürgergesellschaft er- 
würgen, den existierenden Par- 
teien die Zukunft nehmen und 


das Entstehen neuer Parteien 
verhindern werde. Es hieß, daß 
unter dem neuen Gesetz nur 
die KPdRF und die „Partei der 
Macht" überleben könnten und 
sich die anderen Parteien ent- 
weder vereinigen müßten oder 
aber untergehen würden. 

Der lebhafte Parteiumbau 
der letzten Zeit läßt jedoch ei- 
nige Korrekturen an diesem ins- 
gesamt begründeten Bild vor- 
nehmen. Die Kommunisten sind 
allesandere als ruhig. Die „Par- 





tei der Macht" kann nicht defi- 
nieren, was sie eigentlich ist. Es 
vereinigen sich tatsächlich al- 
le, die sich irgendwie zusam- 
menschließen können, dieje- 
nigen aber, von denen ein Zu- 
sammenschluß in erster Linie 
erwartet wurde - nämlich SPS 
und JABloko - vereinigen sich 
nicht. 

Niemand will von der poli- 
tischen Bühne verschwinden. 
Es gibt jedoch immer mehr, die 
diese Bühne betreten wollen. 
Besonders aktiv sind die De- 
mokraten, und im rechten Teil 
des politischen Spektrums voll- 
ziehen sich auch die meisten 
Wandlungen. 

Auf der linken Flanke hat 
die KPdRF nach wie vor keine 
echten Rivalen. Im Parlament 
stellt sie heute jedoch nur noch 
eine Minderheit, was ihre pro- 
pagandistischen Möglichkeiten 
merklich einschränkt. Versu- 
chen die Kommunisten, in der 
Duma eine spektakuläre Akti- 
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on gegen die „Vorherrschaft 
des Kreml" und seinen „unheil- 
vollen Kurs” zu veranstalten, 
gibt man ihnen sofort zu ver- 
stehen, wie verwundbar sie in 
der Duma sind. Nach der letz- 
ten Wahl wurden die Positio- 
nen im Unterhaus gleich im 
Paket verteilt, und die Kommu- 
nisten erhielten infolge einer 
Abmachung mit der kreml- 
treuen „Einheit" überpropor- 
tional viele Amter. Nun werden 
sie immer wieder gewarnt, daß 
ihnen diese Vorrechte aber- 
kannt werden könnten. 

Bei der jüngsten Abstim- 
mung über den Regierungs- 
entwurf des Bodengesetzbu- 
ches - die KPdRF lehnt diesen 
kategorisch ab - weigerten sich 
die Kommunisten beispielswei- 
se, an der Aussprache teilzu- 
nehmen, störten durch laute 
Zwischenrufe den Wirtschafts- 
minister und verließen demon- 
strativ den Saal. Einige Tage 
später erinnerte der Vertreter 
des Präsidenten in der Duma an 
die Ungerechtigkeit des Ab- 
kommens über die Positions- 
verteilung, warf den Kommu- 
nisten „Sabotage" vor und deu- 
tete an, daß die Amter umver- 
teilt werden könnten, sollte 
sich die Fraktion bei der Erör- 
terung des Arbeitsgesetzbu- 
ches, das ebenfalls zur Verab- 
schiedung ansteht, „nicht bes- 
ser verhalten". Besonders be- 
sorgt ist vermutlich der Duma- 
vorsitzende Gennadi Selesnjow. 
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Es wäre jedoch verfrüht, von 
einer aufziehenden Dumakrise 
zu sprechen, da die Kommuni- 
sten längst gelernt haben, Ab- 
machungen mit der Macht im 
Stillen zu treffen. 

Andererseits ist es offen- 
sichtlich, daß die KPdRF auf 
föderaler wie regionaler Ebene 
nicht mehr so einflußreich ist 
wie noch Mitte der 90er Jahre. 
In den Regionen ist der Kreml 
bislang kein absoluter Herr- 
scher, strebt dies jedoch an, 
und die regionalen Eliten sind 
gezwungen, dem Rechnung zu 
tragen. 

Die Anpassung an die neu- 
en Bedingungen, die mit dem 
Machtantritt von Putin einher- 
gingen, begann für die Kom- 
munisten mit Hoffnungen auf 
einen neuen Kurs und der Un- 
terstützung des Präsidenten. 
Nachdem Putin seinen Kurs in 
seiner Frühjahrsbotschaft an 
das Parlament dargelegt hat- 
te, verabschiedeten sich die 
Kommunisten von ihren Illu- 
sionen und gingen in die Op- 
position. Das April-Plenum des 
ZK der KPdRF beschloß, „ein 
neues Parteibild zu formen” 
und „eine Massenpartei neuen 
Typs aufzubauen" Man müsse 
die Idee vom baldigen Macht- 
antritt aufgeben und „sich auf 
eine langwierige und schwere 
Arbeit in der Bevölkerung kon- 
zentrieren". Die Hauptaufgaben 
seien, die Vertretung in den re- 
gionalen und örtlichen Macht- 


organen auszubauen und nach 
Verbündeten für einen neuen 
Block zu suchen. Obgleich die 
KPdRF vermutlich die einzige 
Partei ist, die nicht gezwungen 
ist, sich mit anderen Parteien 
zu vereinigen. 

Die Sozialdemokraten füh- 
ren dagegen bereits „Rund- 
tischkonferenzen" durch. Sie 
haben ein Organisationskomi- 
tee gebildet und wollen jetzt 
im Herbst einen Vereinigungs- 
kongreß durchführen. Michail 
Gorbatschow will, angeblich 
mit dem Segen Putins, allem 
Anschein nach die Sozialdemo- 
kraten unter dem Dach seiner 
„Russischen Vereinigten Sozial- 
demokratischen Partei" einen. 

Die Rechten sind mit dem 
gleichen Anliegen befaßt. Der 
„Bund der rechten Kräfte" ver- 
wandelte sich Ende Mai auf ei- 
nem Gründungskongreß aus 
einer Bewegung in eine Partei. 
Vorsitzender ist Boris Nemzow. 
Zuvor hatten sich die neun Or- 
ganisationen aufgelöst, die den 
Bund seinerzeit gebildet hat- 
ten. Hierzu gehören unter an- 
deren das „Demokratische Ruß- 
land", Gaidars „Demokratische 
Wahl Rußlands", Kirijenkos 
„Neue Kraft" sowie die „per- 
sönlichen Parteien" von Nem- 
zow und Chakamada. 

Nicht alle Mitglieder dieser 
bekannten, wenn auch kleinen 
Parteien traten automatisch in 
den erneuerten SPS ein. Die ro- 
mantischen Demokraten, die 


an der Quelle der demokrati- 
schen Bewegung standen, kön- 
nen sich mit dem offenen Prag- 
matismus der neuen Führer 
nicht abfinden. Auch scheint 
es, daß es einen Machtkampf 
um die Führungspositionen in 
der neuen Partei gibt. Noch ist 
es fraglich, ob die Spitzenpoli- 
tiker fähig sein werden, nicht 
nur sich selbst, sondern auch 
die zahlreichen Gruppen ihrer 
Sympathisanten zu vereini- 
gen. 

Eine andere aktuelle Frage 
ist, auf wen sich der SPS in fi- 
nanzieller Hinsicht stützen kann 
und welche Wählerschaft er 
anspricht. Bisher galt, daß der 
SPS die Partei des mittleren 
und Großkapitals ist und von 
denen unterstützt wird, die von 
den Reformen profitiert ha- 
ben. Das Großkapital konzen- 
triert sich jedoch allem An- 
schein nach nun um den ein- 
flußreichen Industriellen- und 
Unternehmerverband, der an- 
scheinend in die Politik zu- 
rückkehrt. Somit wird der SPS 
um das Großkapital kämpfen 
müssen. Um die Finanzen al- 
lerdings braucht er sich keine 
Sorgen zu machen - informell 
leitet Anatoli Tschubais die 
Partei. 

Man kann sogar das Geld 
von Beresowski verschmähen, 
der eine „richtige” rechtslibe- 
rale Partei in Rußland finan- 
zieren will, die sich als Opposi- 
tion zum heutigen Präsiden- 
ten versteht. Der Gedanke 
selbst scheint unseriös, wurde 
jedoch von Sergej Juschenkow 
aufgegriffen. Juschenkow ist 
ein bekannter Demokrat und 
will dem neuen SPS aufgrund 
ideologischer Meinungsver- 
schiedenheiten nicht beitreten. 

Die Ideologie des SPS ist in 
der Tat ein Problem. Seine Füh- 
rer fanden bislang noch keine 
Form, die offene Unterstüt- 
zung des Präsidenten mit den 
demokratischen Idealen zu ver- 
binden, die sie immer noch als 
ihr eigen betrachten. 

In diesem Sinn ist JABLoko 
schon am weitesten vorange- 
kommen. Auf dem Juni-Forum, 
an dem mehr als 4000 Abge- 
ordnete der Vertretungsorga- 
ne aller Ebenen teilnahmen, 
verkündete Grigori Jawlinski 
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den neuen Kurs seiner Partei. 
Es genüge nicht mehr, die In- 
teressen der liberalen Intelli- 
genz zu vertreten. Die Partei 
müsse sich auf die Mehrheit 
der Bürger ausrichten. Eben 
im Interesse dieser Mehrheit, 
den Verlierern der Reformen, 
müsse man die Politik des Prä- 
sidenten auf Grundlage libera- 
ler und demokratischer Werte 
korrigieren. 

Das Eintreten für die Fern- 
sehgesellschaft NTV und die 
Massenaktionen zu deren Un- 
terstützung, die von JABLoko- 
Kräften organisiert wurden, 
belegen den praktischen In- 
halt des neuen Kurses. Die Zu- 
stimmung zu JABLoko stieg 
merklich durch die Aktionen 
gegen die Einfuhr von Atom- 
müll nach Rußland. Neben der 
Ablehnung des Gesetzes in der 
Duma ist man öffentlich prä- 
sent. Die Partei veranstaltet in 
Zusammenarbeit mit Okolo- 
gen auffallende Mahnwachen, 
richtet Appelle an das Ober- 
haus des Parlaments und an 
den Präsidenten und will ein 
gesamtrussisches Referendum 
über die Aufhebung der Geset- 


ze über die Einfuhr von Atom- 
müll initiieren. 

Die Vereinigungstrends sind 
bei JABLoko heute so stark wie 
nie zuvor. Angesprochen wird 
der Teil der Demokraten, der 
nicht dem neuen SPS beitre- 
ten will. Die Koalition mit dem 
SPS, die vor einem Jahr gebil- 
det wurde, funktioniert vor al- 
lem in der Form der Abstim- 
mung der Positionen in der 
Duma. Zum Zusammenschluß 
zu einer Partei wird es aller- 
dings nicht kommen: Die Spit- 
zenpolitiker beider Seiten äu- 
Berten definitiv, daß es zwei ei- 
genständige und gleich starke 
Parteien geben muß. Auch mit 
dem „Demokratischen Ruß- 
land” bildete JABLoko eine Ko- 
alition. Auf Anregung Jawlin- 
skis wurde die „Demokratische 
Beratung" ins Leben gerufen - 
eine „Rundtischkonferenz" mit 
führenden Vertretern von fast 
dreißig Organisationen demo- 
kratischer Prägung. 

Versuche des Zusammen- 
schlusses unternehmen auch 
die sogenannten Zentristen - 
die „Einheit" des Kreml und 
„Vaterland" von Juri Luschkow. 


Dieser Prozeß entwickelt sich 
jedoch bisher nicht sehr er- 
folgreich. Es ist schwierig, die 
Ideologien des rechtszentristi- 
schen „Medwed" und seines 
linkszentristischen Partners zu- 
sammenzubringen. Aber noch 
schwieriger ist es, die bürokra- 
tisch denkenden „Vaterländer" 
mit den „zufälligen" Mitglie- 
dern der „Einheit" zusammen- 
zubringen. Und gar als unlös- 
bar erweist sich bislang die 
Frage, wie das Vereinigungsver- 
fahren gestaltet werden soll - 
eine banale Machtfrage. Die 
„Einheit" fordert, daß „Vater- 
land" sich auflösen und die 
Mitglieder dann als Individuen 
der „Einheit" beitreten sollen. 
„Vaterland" will sich nicht auf- 
lösen und verschiebt die Ent- 
scheidung auf den Kongreß im 
Herbst, der über die Formen 
der Zusammenarbeit mit an- 
deren Parteien entscheiden soll. 
Somit handelt es sich um eine 
Koalition mit sehr nebulösen 
Perspektiven. Für „Vaterland" 
scheint es keinen anderen Weg 
zu geben, aber die „Einheit" ist 
nicht so stark, wie sie scheinen 
will, insbesondere wenn man 


ihre personellen Probleme be- 
rücksichtigt. 

Die Nische der Kremlpartei 
wird vielleicht jemand anderer 
ausfüllen. Die „Gemeinsam Ge- 
henden” - eine Jugendorgani- 
sation, für die sehr viel Rekla- 
me gemacht wird - könnten 
heranwachsen und stärker wer- 
den. Oder die längst angekün- 
digte Partei „Volksabgeordne- 
te" - auf Basis der gleichnami- 
gen kremltreuen Abgeordne- 
tengruppe - könnte gegründet 
werden. Interessant wird auch 
sein, was Selesnjow mit seiner 
Bewegung „Rossija" machen 
wird. Unter dem Banner des 
Kreml könnten sich auch zahl- 
reiche Nichtregierungsorgani- 
sationen zu einer Einheit zu- 
sammenfügen. Es ist aller- 
dings zweifelhaft, ob auf dem 
weiten Feld der russischen Po- 
litik demnächst ein neuer wich- 
tiger Spieler auftaucht. Aber 
dies wird die Zukunft zeigen. 
Nicht zuletzt wird das „Gesetz 
über die politischen Parteien" 
hierbei eine Rolle spielen. 


Galina Tschinarichina, 
Politologin, Moskau 
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ie Durchsetzung einer 
neuen Wirtschaftsord- 
nung in Europa geht 
einher mit der Libera- 
lisierung des Handels und der 
Regelung der Handelsbezie- 
hungen zwischen den EU-Mit- 
gliedsländern einerseits und den 
Beitrittskandidaten sowie Dritt- 
ländern, einschließlich Rußland, 
andererseits. Neben den be- 
kannten Komplikationen bei 
den Transitverbindungen mit 
den übrigen Landesteilen wird 
diese Situation dem Gebiet 
Kaliningrad (wie Rußland ins- 
gesamt) nach Meinung von 
EU-Vertretern erhebliche Vor- 
teile in Handel und Wirtschaft 
bringen. Insbesondere finden 
sich in dem Papier der EU-Kom- 
mission „Die EU und Kalinin- 
grad" vom 17. Januar 2001 fol- 
gende positiven Momente für 
die Kaliningrader Wirtschaft: 
Der Zugang von Kaliningra- 
der Industriegütern auf die eu- 
ropäischen Märkte wird erheb- 
lich leichter, da Polen und Li- 
tauen, die wichtige Handels- 
partner des Kaliningrader Ge- 
biets sind, als EU-Mitglieder 
den gemeinsamen Vorzugszoll 
der EU für Drittländer über- 
nehmen müssen, das heißt, sie 


nigt. 
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der EU gibt man sich überzeugt, daß die Erweite- 
rung der Union auch für Rußland, das gemäß dem 
Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit den 
Status der Meistbegünstigung hat, und insbesondere 
für das russische Gebiet Kaliningrad positive Momente 
für die Entwicklung von Handel und Wirtschaft zeitigen 
wird. Erhebliche Erleichterungen beim Zugang Kalinin- 
grader Produkte auf den EU-Markt, freier Warentransit 
und beschleunigte Abfertigung an den Grenzen - so will 
man Rußland die Erweiterung schmackhaft machen. 
Russische Fachleute befürchten indes, daß sich die so- 
ziale und wirtschaftliche Lage des Kaliningrader Ge- 
biets zuspitzen wird. Die Ausgangslage des Gebiets ist 
schlechter, während seine Nachbarn künftig durch EU- 
Programme gefördert werden. Zudem wird die Schat- 
tenwirtschaft, ein wichtiger Faktor in der Kaliningrader 
Wirtschaft, durch das Heranrücken an die EU-Grenze 
stark eingeschränkt. Daraus werden niedrigere reale 
Einkommen und eine Steigerung der Arbeitslosigkeit 
resultieren. Und wenn diese Probleme nicht gemeinsam 
von Rußland und der EU angegangen werden, wird sich 
die Außenhandelsbilanz negativ entwickeln, die Kon- 
kurrenz auf dem Binnenmarkt wachsen und der Nieder- 
gang der Landwirtschaft und der Industrie beschleu- 
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Die EU-Erweiterung 
und Kaliningrad - Alles 
wird gut? 


Natalja Smorodinskaja 


werden niedrige Importzölle 
erheben. 

Kaliningrad wird nach dem 
Abschluß der Unionserweite- 
rung die Möglichkeit zu frei- 
em Warentransit durch Litau- 
en und/oder Lettland erhalten, 
ohne daß dafür Zoll- oder 
Transitgebühren erhoben wer- 
den. Die Russische Föderation 
genießt gemäß dem Abkom- 
men über Partnerschaft und 
Zusammenarbeit mit der EU 
den Status eines meistbegün- 
stigten Landes. 

Zudem wird sich das Tempo 
der Abfertigung von Im- und 
Exportgütern an den Grenzen 
zu Litauen und Polen stark be- 
























schleunigen, wie dies bereits an 
der russisch-finnischen Gren- 
ze zu beobachten war. 

Dagegen ist offen zu sagen, 
daß die EU-Erweiterung Polen 
und Litauen - den Nachbarn 
Kaliningrads - weitaus mehr 
wirtschaftliche Vorteile brin- 
gen wird als dem Gebiet selbst 
und Rußland insgesamt. Denn 
das Gebiet Kaliningrad hat heu- 
te hinsichtlich des Entwick- 
lungsstandes und des Lebens- 
standards seiner Bevölkerung 
eine schlechtere Ausgangspo- 
sition, wird aber keine umfas- 
sende Unterstützung durch die 
EU erhalten wie seine Nach- 
barn. Die Beitrittskandidaten, 
die mit Kaliningrad objektiv 
um weitgehend gleiche Han- 
dels- und Investitionsmög- 
lichkeiten konkurrieren, wer- 
den hinsichtlich der Aussich- 
ten der eigenen sozialen und 
wirtschaftlichen Entwicklung 
in eine unvergleichlich günsti- 
gere Lage versetzt. 

Zudem wird bei der Erwei- 
terung der EU die reale Bilanz 
der Gewinne und Verluste der 
Kaliningrader Wirtschaft ins- 
besondere kurzfristig nach un- 
seren Prognosen nicht so ein- 
deutig positiv sein wie es in 
den offiziellen EU-Dokumen- 
ten und Erklärungen der EU- 
Führung heißt. Die gegenwär- 
tige niedrige Wettbewerbsfä- 
higkeit der Kaliningrader Wirt- 
schaft sowohl auf dem Bin- 
nenmarkt als auch auf den 
Exportmärkten gibt keinerlei 
Anlaß zu der Vermutung, daß 
das Gebiet, das näher an die 
Grenzen des wohlhabenden Eu- 
ropas rückt, seine Chancen auf 
eine tatsächliche Verbesserung 
der Situation automatisch er- 


höht. Eher im Gegenteil: Wenn 
sich das Gebiet nicht gezielt 
auf die neuen Lebensbedin- 
gungen vorbereitet, wird es 
unmittelbar nach dem EU- 
Beitritt Polens und Litauens 
unter dem Einfluß der Markt- 
kräfte einen immens schweren 
wirtschaftlichen und sozialen 
Schock erleben. 

Zu den möglichen negati- 
ven Folgen des EU-Erweite- 
rungsprozesses für das Gebiet 
Kaliningrad zählen: 

Die informelle Wirtschafts- 
tätigkeit in der Region wird 
aufgrund verschärfter Grenz- 
kontrollen und Zollverfahren 
der Beitrittskandidaten ent- 
sprechend den Forderungen 
der EU geschmälert. Dies wird 
den Umfang des Kleinhandels 
und das Gesamtvolumen des 
schattenwirtschaftlichen Im- 
und Exports von Kaliningrad 
wesentlich reduzieren. Eine 
Schmälerung dieser Tätigkeit 
erfolgt jedoch auch infolge 
verstärkter Kontrollen des pol- 
nischen und litauischen Zah- 
lungsverkehrs durch die EU, 
insbesondere bei Transaktio- 
nen, die auf die eine oder an- 
dere Weise mit Rußland zu tun 
haben. Dies wird den schatten- 
wirtschaftlichen Außenhan- 
del des Gebiets erschweren. 

Die Schmälerung der infor- 
mellen Aktivitäten wird das Ni- 
veau der realen Einkünfte der 
einheimischen Bevölkerung 
(in Hinblick auf die bedeuten- 
de, weit über dem russischen 
Durchschnitt liegende schat- 
tenwirtschaftliche Komponen- 
te) deutlich senken und die 
Quote der offiziellen Arbeits- 
losigkeit von derzeit ein bis 
anderthalb Prozent auf fünf- 
zehn bis zwanzig Prozent hoch- 
treiben. Mit einer kurzen zeit- 
lichen Verzögerung wird dies 
auf den offiziellen Sektor der 
Wirtschaft übergreifen und ne- 
gative Auswirkungen auf den 
Handel, die Verbrauchernach- 
frage und insbesondere die Ak- 
tivitäten der Kleinunternehmen 
haben, von denen ein Großteil 
heute gerade dank der infor- 
mellen Tätigkeit existiert. Die 
letztendlichen Folgen dieser 
Entwicklung werden eine spür- 
bare Minderung der Steuer- 
einnahmen im Gebietshaus- 
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halt und ein Sinken des Brut- 
toregionalproduktes sein. 
Eine weitere Verschlechte- 
rung der heute ohnehin schon 
stark negativen Außenhandels- 
bilanz des Gebiets ist bei der 
zu erwartenden Senkung der 
Zollbarrieren im Handel zwi- 





Daß das Gebiet Kaliningrad von 

der EU-Erweiterung nur profitieren 
wird, wird von russischen 
Fachleuten bezweifelt. Die reale 
Bilanz der Gewinne und Verluste der 
Kaliningrader Wirtschaft wird 
kurzfristig nicht so eindeutig positiv 
sein wie es in den offiziellen 
EU-Dokumenten heißt 


schen Rußland und den EU- 
Ländern zu erwarten. Dabei ist 
die rückständige Struktur des 
Außenhandels des Gebiets zu 
berücksichtigen (rohstoffori- 
entierter Export, während beim 
Import Nahrungsmittel und in- 
dustrielle Fertigprodukte über- 
wiegen) sowie der Umstand, 
daß die Nachbarn Kaliningrads 
sich bereits auf eine Förderung 
ihres Nichtrohstoffexports nach 
Rußland eingestellt haben. Ins- 
besondere Polen hat entspre- 
chende Sonderprogramme für 
den Export landwirtschaftli- 
cher, chemischer und phar- 
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Kaliningrad: Alles wirgagui? 


mazeutischer Erzeugnisse be- 
schlossen. Rußland hingegen 
hat wegen seiner finanziellen 
und strukturellen Beschrän- 
kungen bislang keine Mög- 
lichkeiten, im Gegenzug seine 
Fertigprodukte nach Europa 
auszuführen. 


Zudem wird es aufgrund des 
Zustroms konkurrierender Er- 
zeugnisse aus Polen und Litau- 
en zu einem weiteren Nieder- 
gang der Landwirtschaft und 
der Industrie des Gebiets kom- 
men. 

Außerdem entstehen weite- 
re Hindernisse für den Export 
aus Kaliningrad und Rußland 
nach Europa, wenn die EU die 
technischen und ökologischen 
Standards für Transportmittel, 
beispielsweise in Form hoher 
Umweltanforderungen an LKW- 
Motoren, verschärft oder stren- 
ge Anforderungen in bezug 
auf Verbraucherfreundlichkeit, 
Technik und Umweltschutz ent- 
sprechend den europäischen 
Standards an die Exportpro- 
dukte stellt. 

Unter dem Gesichtspunkt 
der langfristigen Entwicklungs- 
perspektiven des Gebiets Kali- 
ningrad ist die neue Welle der 
Wirtschaftsliberalisierung in 


Europa, die zeitlich mit der 
Aufnahme neuer Mitglieder in 
die EU zusammenfällt, viel- 
leicht nützlich und sogar ohne 
Alternative. Sollten aber radi- 
kale Maßnahmen zur Reform 
und Unterstützung der Kali- 
ningrader Wirtschaft ausblei- 





ben, dann wird diese Welle, 
ebenso wie der EU-Erweite- 
rungsprozeß selbst, in den 
nächsten fünf bis zehn Jahren 
einen dämpfenden Einfluß auf 
die soziale und wirtschaftliche 
Situation in der Region aus- 
üben. 

Zu berücksichtigen ist zu- 
dem, daß bei der Integration 
der Kaliningrader Wirtschaft 
in den einheitlichen europäi- 
schen Raum im nächsten Jahr- 
zehnt fundamentale Hinder- 
nisse bestehen bleiben wer- 
den, die aus zwei Umständen 
resultieren: 

Erstens aus den zwischen 
der russischen und insbeson- 
dere der Kaliningrader Wirt- 
schaft einerseits und der euro- 
päischen Wirtschaft anderer- 
seits bestehenden prinzipiel- 
len Unterschieden bei tech- 
nischen und Umweltschutz- 
standards sowie der Struktur 
der Produktionsaufwendungen. 


Zweitens auf der Nichtan- 
wendbarkeit der Grundphilo- 
sophie der EU-Erweiterung auf 
die russische Situation: Diese 
Philosophie besteht darin, das 
Typenmodell des europäischen 
Raums (in Politik, Wirtschaft, 
Ökologie und Recht) mecha- 
nisch auf die neuen Territorien 
zu projizieren, ohne deren so- 
ziale und historische Spezifik 
gebührend zu berücksichtigen. 

Die EU-Erweiterung kann 
tatsächlich objektive Voraus- 
setzungen dafür schaffen, daß 
das Gebiet Kaliningrad in der 
sozialen und wirtschaftlichen 
Entwicklung auf eine neue und 
aussichtsreiche Bahn gelenkt 
wird. Jedoch liegt die Realisie- 
rung der Voraussetzungen - 
anders als die EU erklärt - au- 
ßerhalb der natürlichen Mög- 
lichkeiten des Marktes und 
außerhalb der administrativen 
Regulierungsmöglichkeiten der 
regionalen Behörden. Die Zen- 
trale der Russischen Föderati- 
on muß gezielte Anstrengun- 
gen zur Reform der Wirtschaft 
und der Normen des Wirt- 
schaftslebens im Gebiet Kali- 
ningrad unternehmen. Dies be- 
deutet strukturelle und insti- 
tutionelle Veränderungen, die 
geeignet sind, die Anpassung 
des Gebiets an europäische 
Standards ebenso wie an die 
Bedingungen der Marktkon- 
kurrenz zu beschleunigen. 

Damit Kaliningrad ein ak- 
zeptables Wohlstandsniveau 
erreicht, das mit dem der euro- 
päischen Nachbarstaaten ver- 
gleichbar ist, sind darüber hin- 
aus umfangreiche Investitio- 
nen in das Grundkapital der 
Kaliningrader Wirtschaft not- 
wendig, die aus eigener Kraft 
zu leisten, Rußland schlicht- 
weg nicht in der Lage ist. Die 
Aufgabe, dem Gebiet Kalinin- 
grad unter den Bedingungen 
der europäischen Einkreisung 
eine erfolgreiche Existenz zu 
garantieren, erfordert aktive, 
und komplexe Anstrengungen 
sowohl seitens Rußlands als 
auch der EU. Dies ist nur durch 
gemeinsames gezieltes Han- 
deln beider Seiten erreichbar. 


Natalja Smorodinskaja, 
Mitarbeiterin des Instituts für 
Wirtschaft der Akademie der 
Wissenschaften, Moskau 
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ach aktuellen Zahlen 
wird der Umfang der 
bekannten natürli- 
chen Ressourcen und 
Bodenschätze Rußlands nach 
heutigen Weltmarktpreisen auf 
einen Geldwert von etwa drei- 
Big Trillionen Dollar beziffert. 
Davon entfallen 32,2 Prozent 
auf Erdgas, 23,3 Prozent auf 
Kohle und verwandte Brenn- 
stoffe, 15,7 Prozent auf Erdöl, 
14,7 Prozent auf nichterzhal- 
tige Rohstoffe, 6,8 Prozent auf 
Eisenmetalle, 6,3 Prozent auf 
Bunt- und seltene Metalle so- 
wie ein Prozent auf Gold, Pla- 
tin, Silber und Diamanten. Die- 
se Schätzung des Geldwertes 
ist als Annäherung zu verste- 
hen und eine von verschiede- 
nen Varianten, wobei die Dif- 
ferenzen in den Angaben bei- 
spielsweise von den stark und 
unvorhersehbar schwankenden 
Weltmarktpreisen abhängen. 
Wesentlich höher noch - 
nämlich auf 140,2 Trillionen 
Dollar - wird der Wert des pro- 
gnostizierten Rohstoffpoten- 
tials angesetzt. Hier dominie- 
ren klar die festen Brennstoffe 
(79,5 Prozent), an zweiter 
Stelle folgen Erdgas (6,9 Pro- 
zent) und Erdöl (6,5 Prozent). 
Die übrigen Rohstoffe zusam- 
men machen 7,1 Prozent aus. 
Die sogenannten „progno- 
stizierten Ressourcen", also die 
mit großer Wahrscheinlichkeit 
vorhandenen, aber noch nicht 
genau erforschten Rohstoff- 
reserven, sind wesentlich grö- 
Ber als die definitiv bekannten. 
Doch fast achtzig Prozent da- 






ie Erdöl- und Erdgasreserven der Russischen Fö- 
deration sind ein weites Feld für Spekulationen. 
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Erdöl und Erdgas - 
wie lange 
ist „unermeßlich"? 
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von entfallen auf Kohle und 
verwandte Brennstoffe. Diese 
zu fördern wird aufgrund der 
extrem schwierigen Erschlie- 
Bungs- und Förderbedingun- 
gen sowie der hohen Trans- 
portkosten in den europäischen 
Teil Rußlands oder gar das fer- 
ne Ausland - die meisten Vor- 
kommen befinden sich nämlich 
jenseits des Ural - zumeist ein- 
fach unrentabel sein. Deshalb 
dürften von den 140 Trillionen 
Dollar, auf die der Geldwert 
der prognostizierten Ressour- 
cen geschätzt wird, etwa 112 
Trillionen Dollar abzuziehen 
sein. Gleiches gilt auch für ei- 
nen Teil der übrigen Rohstoffe 
im Wert von 28 Trillionen Dol- 
lar, denn ein Großteil der ver- 
muteten Ol- und Gasvorkom- 
men dürfte nicht leichter zu er- 
schließen sein als das Methan- 
gas in der Atmosphäre des Ju- 
piter. 

Seit mehr als 135 Jahren 
wird in Rußland Erdöl gesucht 
und gefördert. Es gibt also ei- 






Die Zahlen differieren je nachdem, wer sie vorlegt. Die 
Regierung und die Erdölunternehmen interpretieren 
die Zahlen anders als unabhängige Fachleute, Speku- 
liert wird auch über die Qualität der bereits bekann- 
ten, aber noch nicht erschlossenen Vorkommen sowie 
über die Möglichkeiten ihrer wirtschaftlich gewinn- 
bringenden Ausbeutung. Fast alle Vorkommen, in de- 
nen derzeit gefördert wird, wurden bereits zu Sowjet- 
zeiten erschlossen. Investiert in die Neuerschließung 
wird weder seitens der russischen Olgiganten noch 
von ausländischen Investoren. Es zeichnet sich ab, 
daß Rußlands „unerschöpfliche” Olreserven in dreißig 
bis vierzig Jahren erschöpft sein werden. 
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ne lange Tradition und auch 
die nötigen Technologien. Die 
Frage ist nur, gibt esauch noch 
genügend Erdöl? 

Die Antwort darauf stellt 
sich, wie die Kommentare ei- 
ner Reihe mehr oder weniger 
unabhängiger Fachleute zei- 
gen, als ausgesprochen wider- 
sprüchlich dar. Rußland ist in 
hohem Maße vom Export sei- 
ner Rohstoffe, vor allem von 
dem seines Erdgases und Erd- 
öls, abhängig. Förderung und 
Export besorgt eine Reihe von 
Unternehmen zu für sie äu- 
Berst vorteilhaften Bedingun- 
gen, wodurch sie enorme Pro- 
fite erwirtschaften. Diese Un- 
ternehmen kontrollieren zu- 
dem die meisten großen russi- 
schen Medienholdings, die na- 
türlich nicht wenig dazu bei- 
tragen, den Mythos der „uner- 
schöpflichen Rohstoffreichtü- 
mer Rußlands" am Leben zu 
erhalten. Bei den größten die- 
ser Unternehmen hält der Staat 
große Anteile der Aktien. Und 
dies ist der Grund, warum alle 
offiziellen Zahlen über die vor- 
handenen Reserven zumeist 
verzerrt dargestellt oder inter- 
pretiert werden - nämlich ge- 
rade im Sinne unerschöpfli- 
cher Reserven, die auch noch 
für die „Kinder und Kindeskin- 
der" reichen werden. Ubri- 
gens gilt dies praktisch für al- 
le exportbedeutsamen Berei- 
che. 

Es ist also durchaus kein Zu- 
fall, daß die offiziellen Zahlen 
und Prognosen in bezug auf die 
Erdölreserven zuweilen massiv 
von den Einschätzungen un- 
abhängiger Fachleute, Wissen- 
schaftler und derjenigen Jour- 
nalisten abweichen, die nicht in 


den von den Ölunternehmen 
abhängigen Medien arbeiten. 

Laut den offiziellen russi- 
schen Zahlen liegt die Russi- 
sche Föderation mit ihren Erd- 
ölreserven hinter Saudi Arabi- 
en und dem Irak weltweit auf 
Platz drei. Die prognostizier- 
ten Reserven werden mit 62,7 
Milliarden Tonnen oder drei- 
zehn Prozent der weltweiten 
Erdölreserven angegeben. In 36 
von 89 Subjekten der Russi- 
schen Föderation gibt es Erd- 
ölvorkommen, und in dreißig 
wird tatsächlich Erdöl geför- 
dert. 

Derzeit sind in Rußland et- 
wa 2000 Erdöl- und Erdgas- 














Wieviele Jahre reichen die 
russischen Rohstoffe in 
bekannten Lagerstätten? 
Rohstoff Jahre 
Erdöl 35 
Erdgas 81 
Kohle 60 bis 180 
Eisenerz 42 
Niobium 43 
Kupfer 40 
Nickel 40 
Molybdän 40 
Wolfram 37 
Zink 18 
Blei 15 
Antimon 14 
Gold (Schwemmgold) 12 
Gold 37 
Phosphate 52 
Kalisalze 112 
Quelle: „Der Weg ins 21. Jahrhundert”, 
Moskau 1999 








quellen bekannt. Aus etwa tau- 
send Vorkommen wird geför- 
dert. Ungefähr 85 Prozent der 
Vorkommen befinden sich in 
Westsibirien, das heute als die 
wichtigste Rohstoffbasis des 
Landes gilt. Der größte Teil der 
übrigen Vorkommen liegt im 
Ural, im Wolgagebiet sowie im 
europäischen Norden. Man geht 
davon aus, daß nur etwa ein 
Drittel der potentiellen Vor- 
kommen zufriedenstellend er- 
kundet ist. In Rußland spricht 
man bezüglich der Erschlie- 
Bung heute von drei Gebiets- 
gruppen. Im Anfangsstadium 
der Erschließung befinden sich 
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Ostsibirien, der Ferne Osten 
(außer Sachalin) sowie die 
Festlandsockel der Meere im 
Fernen Osten und im Norden 
Rußlands. Das mittlere Stadi- 
um trifft für die Vorkommen 
in Westsibirien sowie Teile des 
europäischen Nordens zu - zu 
nennen wäre die Timano-Pe- 
tschorer Region. Im Spätstadi- 
um befinden sich die „alten” 
Fördergebiete im Ural und an 
der Wolga, im Nordkaukasus 
und auf Sachalin. 

Derzeit belaufen sich die 
Erdölreserven, für die eine 
Förderlizenz erteilt wurde und 
die von den russischen Erdöl- 
gesellschaften gefördert wer- 
den dürfen, auf zwölf Milliar- 
den Tonnen. Diese Reserven 
gestatten es Rußland, jährlich 














Erdölförderung in der 
Russischen Föderation 
Jahr Tonnen* 

988 568,8 
990 516,2 
991 462,3 
992 399,3 
993 353,9 
994 317,8 
995 | 306,8 
996 302,0 
997 | 305,8 
998 | 303,3 
999 | 304,7 
2000 323,4 

"Angaben in Millionen 

Quelle: Staatliches Amt für Statistik 

der Russischen Föderation 











300 Millionen Tonnen Erdöl zu 
fördern. Mit diesem Volumen 
ist die Binnennachfrage und 
der Export für die nächsten 
fünf bis zehn Jahre gedeckt. 

In der Russischen Föderati- 
on gibt es 132 erdölfördernde 
Unternehmen und zwölf Erd- 
ölholdings. Zehn dieser Hol- 
dings verfügen über eine ver- 
zweigte Struktur. Das Ministe- 
rium für Antimonopolpolitik 
vertritt die Ansicht, daß die 
Olunternehmen in naher Zu- 
kunft fusionieren und ihr Ka- 
pital konzentrieren werden. Die 
größte Fördermenge entfällt 
auf LUKoil, das im letzten Jahr 
77 Millionen Tonnen Erdöl ge- 


Wostok 3/2001 


fördert hat. An zweiter Stelle 
plaziert sich JUKOS mit 49,6 
Millionen Tonnen Erdöl. Aus- 
ländische Gesellschaften ha- 
ben gerade 2,2 Millionen Ton- 
nen Erdöl gefördert. 

Nach den Berechnungen 
des Energieministeriums könn- 
te die Erdölförderung in Ruß- 
land in den Jahren 2010 bis 
2020 335 Millionen Tonnen 
beziehungsweise 360 Millionen 
Tonnen erreichen. Die Ober- 
grenze der unter günstigen Be- 
dingungen technisch förder- 
baren Olmenge liegt ab dem 
Jahr 2005 bei 360 Millionen 
Tonnen pro Jahr. Auch für die 
nächste Zukunft bleibt West- 
sibirien die wichtigste erdöl- 
fördernde Region. Nach 2010 
wird eine erhebliche Erdölför- 





Export von Erdöl nicht um- 
stritten, doch differiert die Be- 
wertung dieser Zahlen und der 
Situation durch unabhängige 
Fachleute deutlich von der der 
offiziellen Vertreter. Die Zah- 
len unterscheiden sich auch je 
nachdem, von welchem Land 
sie veröffentlicht werden. Nach 
Angaben der USA verfügt Ruß- 
land beispielsweise nicht über 
dreizehn Prozent der weltwei- 
ten Erdölreserven, sondern nur 
über sieben Prozent. Danach 
liegt Venezuela mit über acht 
Prozent weltweit auf Platz drei. 
Dazu meint Pjotr Glagol- 
jew, ein Experte aus dem russi- 
schen Umweltministerium, in 
der Zeitung „Kommersant": 
„Rußland hat viele Erdöl- und 
Erdgasreserven, aber nur we- 
nige davon sind 





(in Millionen Tonnen) 


Erdölexport in das entfernte Ausland 


‚gute' Vorkommen. 
Keine Föderlizen- 
zen wurden bisher 





Erdöltransit durch Rußland | 11,1 





Quelle: Staatliches Amt für Statistik der Russischen Föderation 


| 1999 2000 für solche Vor- 

kommen vergeben, 

Gesamtexport 123,7 142,2 die entweder klein 
Export russischen Erdöls 112,6 128,3 sind oder sehr tief 


14,1 oder sehr weit 
von einer für den 
Transport nötigen 








derung in der Timano-Petscho- 
rer Region einsetzen, sowie 
auf den Festlandsockeln des 
Kaspischen Meeres und der 
Nordmeere, in Ostsibirien und 
im Fernen Osten. 

Zwar sind die offiziellen 
Angaben zu Förderung und 


Infrastruktur ent- 
fernt liegen." Eben daraus er- 
klärt sich, daß in diesem Jahr 
jede Ausschreibung zur Er- 
schließung eines Erdgas- be- 
ziehungsweise Erdölvorkom- 
mens von heftigen Skandalen 
und Klagen vor Gericht beglei- 
tet ist. Denn es sind praktisch 





Oft wird es kaum wirtschaftlich 


sein, neue Vorkommen zu 
erschließen, da sie weit 
entfernt von den Öl- und 
Gasleitungen liegen 


kaum noch unvergebene, wirt- 
schaftlich attraktive Vorkom- 
men übrig, und um diese wer- 
den harte Kämpfe ausgetra- 
gen. Was der Staat noch „auf 
Lager" hat, ist qualitativ deut- 
lich schlechter, als die schon 
vergebenen Vorkommen. Die 
Beamten der betreffenden Mi- 
nisterien und Vertreter der För- 
der- und Exportgesellschaften 
versuchen aber vor der Of- 
fentlichkeit zu verbergen, was 
für sie selbst schon lange of- 
fensichtlich ist: In der Russi- 
schen Föderation gehen die an 
kein Ölunternehmen vergebe- 
nen, bereits zur Sowjetzeit er- 
kundeten und wirtschaftlich 
gewinnbringend förderbaren 
Vorkommen an Erdöl und Erd- 
gas zu Neige. 

Die offizielle Statistik ver- 
mittelt auf den ersten Blick ei- 
nen genau entgegengesetzten 
Eindruck. Die unter den Olun- 
ternehmen noch nicht aufge- 
teilten bekannten Rohstoff- 
vorkommen machen ein Vier- 
tel der russischen Vorkommen 
aus. Insgesamt handelt es sich 
um 3,3 Milliarden Tonnen Koh- 
lenwasserstoffe. Doch längst 
nicht bei jedem dieser Vor- 
kommen ist es sinnvoll, eine 
Förderung ins Auge zu fassen. 
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Lediglich bei fünfzehn Prozent 
der Vorkommen kann man von 
der Möglichkeit einer wirt- 
schaftlich gewinnbringenden 
Förderung ausgehen. In den 
nächsten Jahren wollen die 
Olunternehmen die restlichen 
556 noch freien Olquellen un- 
ter sich aufteilen. Doch nicht 
überall wird dann auch wirk- 
lich gefördert werden. Selbst 
das Energieministerium räumt 
ein, daß eine Förderung nur 
bei 86 der Vorkommen wirt- 
schaftlich sinnvoll ist. Verhält- 
nismäßig große Vorkommen, 
die bisher noch von nieman- 
dem bearbeitet werden, ent- 
halten zumeist nur schwer 
förderbare Rohstoffe. In man- 
chen Fällen mangelt es sogar 
noch an einer effektiven För- 
dertechnologie. 

Außerdem sind die heutige 
lizenzierte Förderung und der 
Export auch deshalb so unge- 
wöhnlich attraktiv, weil im 
Jahre 1992 den großen Unter- 
nehmen die meisten Ressour- 
cen praktisch umsonst über- 
lassen worden waren - ohne 
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jeden Wettbewerb und nicht 
selten im Rahmen deutlich 
politischer (oder gar kriminel- 
ler) Entscheidungen. Während 
die westlichen Gesellschaften 
beim Erwerb einer Lizenz den 
vollen Marktpreis von fünf bis 
acht Dollar pro Barrel zahlen 
mußten, bezahlten die russi- 
schen Gesellschaften einen äu- 
Berst niedrigen Preis. So be- 
zahlte LUKoil beispielsweise, 
nachdem es die Gesellschaft 





„KomiTEK" samt ihrer Förderli- 
zenz übernommen hatte, nur 
0,17 Dollar pro Barrel. Die Tju- 
mener Ölgesellschaft legte gar 
nur 0,15 Dollar pro Barrel auf 
den Tisch. So wurde den gro- 
Ben russischen Olunternehmen 
die Förderlizenz für dreißig Jah- 
re praktisch kostenlos überlas- 
sen. Und anscheinend ist nie- 
mand daran interessiert, über 
diesen Zeitpunkt hinaus in die 
Zukunft zu denken, denn es 


Westsibirien gilt heute als 
die wichtigste Rohstoffbasis 
der Russischen Föderation 


wird kaum Geld in die geologi- 
sche Erkundung und die Er- 
schließung neuer Vorkommen 
investiert - weder von russi- 
scher Seite noch von seiten 
ausländischer Investoren. Dabei 
darf nicht vergessen werden, 
daß zwischen der geologischen 
Erkundung und Erschließung 
eines neuen Vorkommens und 
der frühestmöglichen Förde- 
rung mindestens zehn Jahre 
liegen. 

So meinen denn die pessi- 
mistischsten Fachleute, daß die 
russischen Erdölreserven selbst 
beim heutigen, im Vergleich 
zu den frühen 90er Jahren ge- 
mäßigteren Fördertempo nur 
noch für dreißig bis vierzig 
Jahre aktiver Förderung aus- 
reichen. Kurzum - allzulange 
kann Rußland von seinem Erd- 
öl nicht mehr leben. 


Anatoli Koslow, 
Journalist, Moskau 
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Ukraine - Krise ohas,Egdg? 


»Unter Präsident Kutschma 
sind demokratische 
Wahlen nicht möglich« 





Interview mit dem Vorsitzenden der Sozialistischen Partei der Ukraine 
Olexander Moros 


Lassen Sie uns kurz auf das Mißtrauens- 
votum gegen Premierminister Viktor Ju- 
schtschenko und seine Regierung einge- 
hen, das am 26. April durchgeführt wurde. 
Juschtschenko wurde nach heftigen Aus- 
einandersetzungen und begleitet von Pro- 
testen das Mißtrauen ausgesprochen. Es 
ist noch nicht so lange her, daß sich ein 
Großteil der politischen Kräfte im Parla- 
ment mit der Arbeit des Premiers zufrie- 
den zeigte. 

Zunächst möchte ich die Gründe für 
die Entlassung Juschtschenkos näher er- 





läutern. Er wurde als Ministerpräsident 
mit dem Ziel berufen, ihn wieder zu ent- 
lassen. Er war nie ein Präsident Kutschma 
genehmer, geschweige denn sein Wunsch- 
kandidat. Wir müssen uns in Erinnerung 
rufen, daß es damals eine ganze Reihe 
Personen gab, die dem Präsidenten im 
Wahlkampf ergebener waren, ihm näher 
standen. Diese gehörten zu den unter- 
schiedlichen Wirtschafts- und Geschäfts- 
klans des Landes. Diese Kreise hatten dar- 
auf gesetzt, daß ihnen mit der neuen Re- 
gierung der Zugang zum Staatshaushalt, 
zur Finanzpolitik und natürlich zu den 
wirtschaftlichen Ressourcen des Landes 
eröffnet werden würde. Allerdings stan- 
den diese Kandidaten alle auf einer vom 
damaligen Vizepräsidenten der USA Al 
Gore geführten Liste der „unerwünschten" 
Kandidaten. Im Prinzip ist es also dem In- 
sistieren der USA zu verdanken, daß kei- 
ner von ihnen als Premierminister beru- 
fen wurde. Ich erinnere daran, daß Valeri 
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Pustowoitenko für die Übergangsperiode 
nominiert wurde, doch warnte Kutschma 
zugleich, daß die präsidententreue Frak- 
tion nicht für ihn stimmen werde. 

Andererseits mußte Kutschma nach 
seinem Wahlsieg erkennen, daß es keine 
so große Zahl an Politikern gab, die für 
das Amt des Premier in Frage kamen. Also 
berief er Juschtschenko. Anmerken möchte 
ich, daß Juschtschenko von der soge- 
nannten Parlamentsmehrheit bestätigt 
wurde, die vornehmlich für die Bestäti- 
gung des Premierministers gebildet wor- 
den war. Es war eine künstlich ge- 
schaffene Mehrheit, die in hohem 
Maße vom Präsidenten abhängig 
war. Natürlich lag von Anfang an 
ein großes Risiko für den Premier 
darin, von einer derartigen Mehr- 
heit gestützt zu werden. Bereits da- 
mals habe ich Juschtschenko ge- 
sagt, daß er nicht von Kräften un- 
terstützt wird, die für ihn und seine 
Regierung sind, sondern von den 
Pro-Kutschma-Kräften. Und ich ha- 
be ihm auch prophezeit, daß er 
schon bald wieder entlassen wird. 

Auch die stellvertretende Mini- 
sterpräsidentin Julia Timoschenko, die ein 
enges Verhältnis zum entlassenen Pre- 
mier Pawel Lasarenko hatte, kann kaum 
als Traumkandidatin Kutschmas gelten. 

Da Kutschma Juschtschenko lediglich 
zeitlich begrenzt in den höchsten Kreisen 
der Macht plante, erlaubte er ihm, eine 
Art Experiment durchzuführen. Aus die- 
sem Grunde wurde Julia Timoschenko zur 
stellvertretenden Premierministerin be- 
rufen. Ich denke, sie war sogar die Haupt- 
figur in der Regierung. 

Timoschenko vertrat damals ebenfalls 
eine bestimmte Finanz- und Geschäfts- 
elite, doch war sie nicht unmittelbar mit 
den Kreisen verbunden, die Kutschma im 
Präsidentschaftswahlkampf finanziell un- 
terstützt hatten. Da sie selbst alle Tricks in 
der ukrainischen Wirtschaft und der Ge- 
schäftswelt kennt, konnten einige Kanä- 
le, durch die Unterstützung für Kutschma 
floß, geschlossen werden. So war es mög- 
lich, die Lohn- und Rentenschulden ab- 


zutragen sowie die Löhne, Gehälter und 
Renten wieder regelmäßig auszuzahlen. 
Dies war gut für die Bevölkerung und 
wurde von dieser entsprechend hono- 
riert. Natürlich konnten dem Präsidenten 
und seiner nahen Umgebung die Zustim- 
mung zu Juschtschenko nicht gefallen. Es 
war aber nicht nur das. Kutschma ist in 
keiner Weise tolerant gegenüber Men- 
schen, die frei reden können, die jünger 
und stattlicher sind. Des weiteren muß- 
ten die Kreise, die ihn unterstützten, erle- 
ben, daß ihre Einkünfte und Profite unter 
dem neuen Premier schrumpften. Kurze 
Zeit konnten Juschtschenko und Timo- 
schenko den Eindruck haben, daß sie re- 
lativ unabhängig agieren konnten. Aber 
real war dies natürlich nicht der Fall. 

Angesichts der durchaus positiven Er- 
gebnisse im sozialen und wirtschaftli- 
chen Bereich wurde dann die Losung aus- 
gegeben, daß dies das Resultat der Arbeit 
der vorherigen Regierung und selbstver- 
ständlich der Präsidialpolitik ist. Damit 
begann die Demontage. Die Methoden, 
unliebsame Figuren in den höchsten Ebe- 
nen der Macht „abzuschießen", gehören 
im politischen Leben der Ukraine mittler- 
weile zum Standard. In der Regel werden 
Kriminalfälle initiiert, und die Massen- 
medien - die staatlich kontrollierten 
Fernseh- und Radiosender sowie die Zei- 
tungen - werden genutzt, um die öffent- 
liche Meinung für die Rechtfertigung des 
einen oder anderen Personalwechsels in 
der Regierung zu schaffen. Es wäre ein 
zu großes Risiko gewesen, Juschtschenko 
und Timoschenko zur gleichen Zeit zu 
entlassen, denn dann wären sie zweifellos 
zu Helden stilisiert worden. Aus diesem 
Grunde wurden die Entlassungen zeitlich 
voneinander getrennt. 

Juschtschenko sollte Anfang Dezem- 
ber entlassen werden - so sah es das 
Szenario der Präsidialverwaltung vor, so 
wurde es immer wieder in der Umgebung 
des Präsidenten diskutiert. Der Präsident 
versicherte stets, daß Juschtschenko zu 
jedem Zeitpunkt entlassen werden könne, 
wenn die Ukraine die für das Land wichti- 
gen IWF-Kredite erhalten habe. 

Meinen Informationen nach hatte Ju- 
schtschenko sein Entlassungsgesuch be- 
reits am 25. oder 26. November des letz- 
ten Jahres geschrieben, doch reichte er es 
nicht ein. 

Am 28. November schließlich machte 
ich die Werchowna Rada mit den Auf- 
zeichnungen der Außerungen des Präsi- 
denten im Gongadsefall bekannt, damit 
begann der Skandal, der den Präsidenten 
mit dem Verbrechen an Gongadse in Ver- 
bindung brachte. Das Problem mit dem 
Rücktritt Juschtschenkos wurde also für 
den Augenblick verschoben, auch wurde 
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die Frage der Umsetzung der Referen- 
dumsergebnisse vom April letzten Jahres 
beiseite geschoben. Im Parlament hätten 
die Gesetzesänderungen im Sinne des Re- 
ferendums damals maximal 163 Stimmen 
erhalten. Der Präsident mußte den gegen 
ihn erhobenen Anschuldigungen begeg- 
nen. Ich bin überzeugt, daß seine Hoff- 
nungen auf eine mögliche dritte Amts- 
zeit mit diesen Ereignissen zerstört wor- 
den sind. 

Wenn Sie einerseits den Skandal neh- 
men und andererseits die Arbeit der Re- 
gierung im Hinblick auf die Belange der 
Bevölkerung in Rechnung stellen, war 
klar, daß sich Kutschma für den Augen- 
blick wieder der Regierung Juschtschen- 
ko zuwenden mußte. Die Entlassung Ju- 
schtschenkos war nur ein Trick, um die 
öffentliche Meinung von der Person des 
Präsidenten und den Problemen der Ge- 
sellschaft abzulenken. 

Was war Ihre Haltung beziehungswei- 
se die Ihrer Partei zur Politik der Regie- 
rung Juschtschenko? Sie haben durch- 
blicken lassen, daB unter ihm einige po- 
sitive Resultate erzielt wurden. 

Die Politik Juschtschenkos, sein Pro- 
gramm, seine Handlungen stimmen im 
großen und ganzen nicht mit dem Pro- 
gramm der Sozialistischen Partei überein. 
Er hat versucht, dem Kurs des Präsidenten 
zu folgen, und ist ihm in vielerlei Hinsicht 
auch gefolgt. Andererseits hat er ver- 
mocht, den Zugang der Oligarchen zu 
den nationalen Ressourcen, zur Finanz- 
politik und zum Staatshaushalt zu be- 
grenzen. Unsere Ablehnung vieler Punkte 
des Regierungsprogrammes und der in 
Zukunft zu erwartenden Politik unter 
Premier Juschtschenko haben uns veran- 
laßt, weder an der Abstimmung über sei- 
ne Bestätigung noch der seiner Entlas- 
sung teilzunehmen. 

An der Vorbereitung des Mißtrauens- 
votums waren Sie aber beteiligt? 

Wir haben die Resolution, in der Teile 
des Parlaments ihre Unzufriedenheit mit 
der Arbeit der Regierung für das Jahr 
2000 ausdrückten, unterstützt. Aber wir 
haben niemals die Idee der Entlassung 
Juschtschenkos aufgrund eines Mißtrau- 
ensvotums mitgetragen, da wir die eigent- 
lichen Gründe für seine Entlassung sehr 
gut verstanden haben. 

Gibt es denn nun eine neue Allianz 
von Kommunisten und Oligarchen? Ist 
dies eine reale Mehrheit? 

Nein, es gibt keine neue Formierung 
im Parlament, und es gab sie auch nie. Die 
Mehrheit, die vom Präsidenten und seiner 
Umgebung geschaffen wurde, war die 
Mehrheit der mit kriminellen Aktivitäten 
in diesem Lande verbundenen Menschen. 
Vielleicht kennen Sie den Begriff „ob- 
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tschak", was die Gemeinschaft der krimi- 
nellen Finanzstrukturen oder auch Mafia 
bedeutet. Die Basis dieser Mehrheit war, 
wie schon gesagt, die Abhängigkeit vom 
Präsidenten und die damit einhergehen- 
de Angst. 

Die Mehrheit aber, die dann mit dem 
Zweck der Entlassung Juschtschenkos ge- 
bildet wurde, ist tatsächlich eine rein si- 
tuative und von den Bedingungen dik- 
tierte Mehrheit. Ich spreche von dieser 
scheinbar neuen Mehrheit von Kommuni- 
sten und Oligarchen. Es ist nicht meine 
Sache an dieser Stelle die Mehrheit tiefer 
zu analysieren. Ich möchte dazu lediglich 
anmerken, daß die Kommunisten in der 
Tat gegen die Regierung Juschtschenko 
eingestellt waren und politisch über- 
zeugt das Mißtrauensvotum gegen Ju- 
schtschenko unterstützten. Diese Situati- 
on hatten die Oligarchen sehr sorgfältig 
studiert, das Szenario wurde dann vom 





Präsidenten geleitet. Es gibt natürlich ei- 
nige Momente, in denen sich die Interes- 
sen der Oligarchen mit denen der Kom- 
munisten und anderer linker Kräfte dek- 
ken. Es wird zweifellos auch in Zukunft 
solche Momente geben, aber dies ist na- 
türlich keine Basis, auf der sich eine sta- 
bile Mehrheit bilden ließe. 

Das allgemeine Prinzip in der heutigen 
Ukraine bleibt, daß die Person, die für die 
Regierungsgeschäfte verantwortlich ist, 
vom Präsidenten und seiner Umgebung 
abhängig ist. 

Lassen wir dies an dieser Stelle einmal 
so stehen und widmen wir uns dem Kas- 
settenskandal. Für den Außenstehenden 
scheint, daß Präsident Kutschma dem 
präsidialen „business as usual” nach- 
geht, auch wenn seine Zeitpläne im Hin- 
blick auf die Regierungsumbildung durch- 
einandergebracht worden sind. Wie geht 
es weiter mit der Verfolgung des Gon- 
gadsefalles? Was passiert mit den Melni- 
tschenko-Aufzeichnungen? Was erwarten 
Sie von der Generalstaatsanwaltschaft? 

Wenn wir den Kassettenskandal be- 
trachten, so müssen wir vor allem die dar- 
aus resultierenden Folgen beachten. Zu- 


nächst möchte ich betonen, daß Ju- 
schtschenko, anders als es die Präsidialad- 
ministration in letzter Zeit immer wieder 
zu lancieren versuchte, mit der gesamten 
Geschichte der Veröffentlichung nicht 
das Geringste zu tun hatte. Selbiges gilt 
auch für den ehemaligen Premierminister 
Lasarenko, der ebenfalls in keiner Weise 
in diesen Skandal involviert ist. 

Die von mir mitinitiierte und unter 
meinem Namen veröffentlichte Broschü- 
re „Chronika odnogo slotschinu" enthält 
neben der Analyse der Ereignisse eine Viel- 
zahl an Fakten und einige der von Melni- 
tschenko aufgezeichneten Gespräche. All 
dies ist tatsächlich wahr. Die Teilnahme 
des Präsidenten an den Ereignissen um 
Gongadse, die Teilnahme des Innenmini- 
sters und anderer ist unter moralischen 
Aspekten nicht zu entschuldigen. 

Unglücklicherweise haben wir bei uns 
hier in der Ukraine ein Gesetzsystem und 
Rechtsschutzbehörden, die erlau- 
ben, daß man Verbrechen begehen 
kann, die dann von den Gesetzen 
gedeckt werden. Wie ich von Major 
Melnitschenko erfahren habe, ver- 
fügte er über Aufzeichnungen in 
einer Länge von 300 Stunden. 
Zwei CD-ROMs mit Material über 
den Gongadsefall befinden sich bei 
der Generalstaatsanwaltschaft. Es 
handelt sich insgesamt um dreißig 
Stunden Aufzeichnungen. Veröf- 
fentlicht wurden nur acht Stunden. 
Aber auch dieser kleine Teil, der der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht 
wurde, reicht, um zehn Präsidenten ihres 
Amtes zu entheben. 

Nur Kutschma nicht. 

Nun, das ist die Frage. Denn diese Auf- 
zeichnungen belegen nicht nur seine Ver- 
bindung zu dem an Gongadse verübten 
Verbrechen. Darüber hinaus geht es um 
Bestechung, in die Kutschma verwickelt 
ist. Es geht um Korruption und das Schüt- 
zen von Korruption - dabei in astronomi- 
schen Ausmaßen. Zum Beispiel bemerkte 
der Präsident während eines Gesprächs: 
„Er versprach mir 250 Millionen Dollar für 
die Unterstützung meines Wahlkampfes." 
Oder er erklärte: „Ja, der hat mir schon 
zehn Millionen Dollar gebracht, nun aber 
brauche ich noch weitere zwanzig Millio- 
nen." Wir müssen bedenken, was dies be- 
deutet. Das Geld floß Kutschma schwarz 
zu, wurde also dem Staatshaushalt ent- 
zogen. Die Aufzeichnungen bezeugen die 
Bedrohung für Demokratie und Medien- 
freiheit in der Ukraine. Sie belegen die 
Schritte, die vom Präsident unternom- 
men wurden, um bestimmte Personen aus 
dem politischen Prozeß auszuschließen. 
Es gibt Anweisungen an Gerichte, wie be- 
stimmte Fälle behandelt werden sollen. 
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Wir haben Anweisungen zur Fälschung 
der Wahlen und des Referendums. 

Nun erklärt die Generalstaatsanwalt- 
schaft, daß diese Aufzeichnungen als 
Staatsgeheimnisse behandelt werden müs- 
sen. Aber damit hat sie bereits ihre ersten 
Äußerungen ad absurdum geführt, daß es 
überhaupt keine solchen Aufzeichnungen 
gebe. Der Generalstaatsanwalt versuchte, 
die Abgeordneten in der Rada zu über- 
zeugen, daß es unmöglich gewesen sei, 
die Gespräche aufzuzeichnen. Nun hat die 
Generalstaatsanwaltschaft ihre Meinung 
geändert und begonnen, mit dem Schutz 
von „Staatsgeheimnissen" zu argumentie- 
ren. Man versucht heute sogar, diesen Fall 
mit Spionage in Verbindung zu bringen. 
Aber das Verbrechen wurde nicht basie- 
rend auf der Tatsache initiiert, daß der 
Präsident abgehört wurde. Allein die Tat- 
sache, daß Melnitschenko Kutschma 
mißtraut hat, ist heute zu betrachten. Wir 
müssen die Frage vielmehr so formulie- 
ren: Was ist Lüge? Alle Dinge, die nicht mit 
dem Gongadsefall verbunden sind, haben 
sich als wahr erwiesen, und alles, was mit 
dem Gongadsefall verknüpft ist, soll sich 
als Lüge herausstellen? Nehmen wir die 
Einschätzung von Fachleuten und be- 
trachten wir die realen Ereignisse in dieser 
Periode in der Ukraine, so stimmt alles mit 
den Aufzeichnungen überein. So können 
wir auch erklären, daß Kutschma in das 
Verschwinden und den Mord an Gongadse 
verwickelt war. 

Warum aber scheint Kutschma durch 
den Skandal kaum in die Defensive ge- 
drängt? Er hat sein Ziel, Juschtschenko zu 
entlassen, mit Hilfe des Parlaments er- 
reicht. Aus dem Westen ist kaum Kritik zu 
hören. Allein die USA erklärten, Kutschma 
solle die verfassungsmäßig garantierte 
Pressefreiheit wahren. Und Putin suchte 
gar den Schulterschluß mit seinem ange- 
schlagenen Amtskollegen. 

Das ist meiner Meinung nach nicht so. 
Es ist reine Vorspiegelung, daß Kutschma 
von diesem Skandal nicht in Mitleiden- 
schaft gezogen ist. Real macht er in ge- 
wisser Hinsicht gute Miene zum bösen 
Spiel, denn er weiß genau, daß alles wie- 
der und wieder an die Öffentlichkeit ge- 
langt. Diese ganzen Aufregungen um die 
Regierung sind eine Möglichkeit zu de- 
monstrieren, daß der Präsident stark ist. 
Aber er ist verantwortlich, und er wird die 
Verantwortung für alles tragen müssen. 

Ich will hier nicht weiter auf die Reak- 
tionen des Westens eingehen, sondern 
Rußland betrachten. Natürlich hat Ruß- 
land viele Interessen in der Ukraine. Und 
um die eigenen Interessen zu schützen, 
besser gesagt, um sie optimaler verfolgen 
zu können, nutzt die russische Führung 
die Schwäche des ukrainischen Präsiden- 
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ten aus. Das ist verständlich. Es nützt Ruß- 
land, in jedem Falle aber ganz bestimmten 
Kreisen in Rußland. Sie werden nachvoll- 
ziehen können, daß es dabei auch Dinge 
gibt, die für die Ukraine keinen Gewinn 
bringen. 

Es ist sehr schlecht, wenn die gesamte 
Staatsmacht in einer Hand konzentriert 
ist. Das hat natürlich nichts mit Demokra- 
tie zu tun. Und all dies blockiert zudem die 
wirtschaftlichen Prozesse und die indu- 
strielle Entwicklung. Internationale Inve- 
storen engagieren sich nicht in der Ukrai- 
ne. Der Grund ist jedoch nicht die schlech- 
te Arbeit der Werchowna Rada. Sie kom- 





men nicht, weil die einheimischen künst- 
lich geschaffenen Monopole beziehungs- 
weise diese dominierende Kreise verhin- 
dern, daß sich ausländische Investoren 
auf unserem Markt engagieren. Die heuti- 
ge Diktatur verhindert die Entwicklung 
der Demokratie und gefährdet die staatli- 
che Unabhängigkeit des Landes. Die Op- 
position fordert deshalb nicht nur die 
Amtsenthebung Kutschmas, sondern eine 
Veränderung des Systems der Macht. Wir 
haben einen auf die nötigen Verfassungs- 
änderungen zielenden Gesetzentwurf 
eingebracht. 

Formal existieren alle Strukturen. Es 
gibt die Gewaltenteilung. 

Ich spreche nicht über die formale 
Struktur, die wir in der Ukraine durchaus 
haben. Ich betrachte die realen Funktio- 
nen der einzelnen Zweige der Macht. Wir 
fordern eine Neuwertung des Gewalten- 
dreiecks Präsident, Regierung und Parla- 
ment. Das Parlament muß innerhalb der 
Staatsstruktur fraglos mehr Macht und 
Befugnisse erhalten. Das Problem ist je- 
doch, daß der Präsident versucht, neben 
den außerordentlichen Vollmachten und 
Befugnissen, die ihm die Verfassung oh- 
nehin zuspricht, weitere Vollmachten zu 
erlangen. Dies ist auch einer der Gründe, 
warum wir den Rücktritt Kutschmas for- 
dern. Eine solche Machtkonzentration in 


der Hand des Präsidenten ist in der Ver- 
fassung nicht vorgesehen. 

Glauben Sie, es wird wirklich zu einem 
Amtsenthebungsverfahren und zu einer 
vorgezogenen Wahl kommen? 

Ich tue alles, was ich kann, damit es 
vorgezogene Wahlen geben wird. Der neue 
Präsident sollte schon entsprechend sei- 
ner neuen Funktionen gewählt werden. 

Gibt es Chancen dafür? Welche politi- 
schen Kräfte im Parlament arbeiten mit 
Ihnen in dieser Frage zusammen? 

Ja, Chancen haben wir. Als der Geset- 
zesentwurf initiiert wurde, bedurfte es ei- 
ner bestimmten Zahl von unterstützen- 
den Abgeordneten. Damals unter- 
zeichneten 200 Abgeordnete unsere 
Initiative. Die sogenannte Mehrheit 
setzte damals aber die namentliche 
Abstimmung durch. Wenn die näch- 
ste Abstimmung geheim sein wird, 
werden wir die nötigen 300 Stim- 
men für die Initiative erhalten. 

Die Methoden, mit denen die 
Macht in der Ukraine heute arbeitet, 
sind für viele westeuropäische Men- 
schen vollkommen unverständlich 
und lassen sich im Sinne von Demo- 
kratie auch nicht vermitteln. Es gibt 
ungezählte Formen der indirekten 
Druckausübung, die auf die Abge- 
ordneten bei namentlicher Stimm- 
abgabe angewandt werden. Wenn 
ein Parlamentarier gegen den Präsidenten 
beziehungsweise gegen dessen Interessen 
votiert, rückt er sogleich ins Zentrum der 
Aufmerksamkeit der Präsidialverwaltung. 
Die Methoden sind einfach, aber effektiv. 
Ich will einige nennen. Der Sohn des Ab- 
geordneten wird von der Universität aus- 
geschlossen; das Unternehmen eines Ver- 
wandten geschlossen; das Bankkonto des 
Deputierten aufgelöst. Eine andere Me- 
thode ist, daß ein Abgeordneter von Hooli- 
gans auf der Straße überfallen wird. Dafür 
kennen wir einige Beispiele. Oder der Assi- 
stent eines Abgeordneten wird an irgend- 
einen Platz außerhalb der Stadt gebracht, 
geschlagen und malträtiert. Dann emp- 
fiehlt man ihm, seinem Chef zu sagen, daß 
es ihn in der nächsten Woche selbst tref- 
fen könnte. So passierte es Herrn Podolski, 
dem Assistenten des Abgeordneten Golo- 
waty. Belege dafür finden wir auch in 
Aufzeichnungen in der Präsidialadmini- 
stration. Für den europäischen Verstand 
sind diese das politische Leben bestim- 
menden Ereignisse unverständlich. Und 
noch ein kriminelles Vorgehen möchte ich 
anführen. Im Präsidentschaftswahlkampf 
wurden drei aufeinanderfolgende Ausga- 
ben der beliebtesten ukrainischen Tages- 
zeitung einfach vom Markt genommen 
und statt dessen gefälschte Ausgaben in 
Umlauf gebracht. 
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Die Ukraine braucht dringend einen 
neuen Mechanismus, damit alle Konflikte 
und Kollisionen vor Gericht behandelt 
werden können. Wir benötigen Sonder- 
untersuchungsausschüsse im Parlament, 
zu bestimmten Fragen sollten wir Refe- 
renden durchführen. Alle diese Formen 
und Methoden zur Konfliktlösung wer- 
den aber vom Präsidenten blockiert. Sei- 
ne Umgebung nutzt die Methoden der 
indirekten Druckausübung auf die soge- 
nannte Mehrheit. Deshalb ist Kutschma 
auch so sehr besorgt über die Bildung ei- 
ner Mehrheit im Parlament, besser ge- 
sagt, er hat ein echtes Problem, da diese 
Mehrheit nicht mehr existiert. 

Aber Sie hoffen nichtsdestotrotz, daß 
Sie Ihre Ziele hinsichtlich eines Amtsent- 
hebungsverfahrens durchsetzen können. 
Wer werden die Verbündeten sein? 

In Fällen wie der Veränderung der 
Staatsstruktur und der Beschränkung der 
präsidialen Macht sind die Kommunisten 
auch weiterhin stabile Partner. Wir kön- 
nen nicht sagen, daß wir in allen Punkten 
und Zielen mit ihnen übereinstimmen, 
aber wir verstehen ihre Situation, da sie 
in der Umsetzung bestimmter Ziele durch 
ihre Wählerschaft eingeschränkt werden. 

Ich denke, alles in allem wird die Zeit 
recht kurz bemessen sein, um diese Ziele 
zu erreichen. Die regulären Parlaments- 
wahlen stehen im Frühjahr 2002 an. 

Die erste und wichtigste politische 
Aufgabe ist heute, vorgezogene Präsi- 
dentschaftswahlen wahrscheinlicher zu 
machen. Wir müssen uns bewußt sein, 
daß wir nicht von der Durchführung nor- 
maler demokratischer Wahlen sprechen 
können, solange der heutige Präsident an 
der Macht ist. In diesem Falle kann man 
eher von der Ernennung der Abgeordne- 
ten sprechen, nicht aber von deren de- 
mokratischer Wahl durch die Bevölke- 
rung. Ich will einige Beispiele anführen. 
Was heißt es, wenn in einigen Wahlkrei- 
sen die Wahlen von der Polizei und der 
Mafia durchgeführt werden; was bedeu- 
tet es, daß die Mitglieder der Wahlkom- 
missionen nicht die Möglichkeit hatten, 
die abgegebenen Stimmzettel zu zählen; 
wie ist es zu werten, daß die unabhängi- 
gen Beobachter die Auszählung aus einer 
Distanz von zwanzig Metern beobachten 
„durften"? Einer benutzte ein Fernglas, es 
wurde beschlagnahmt, der Beobachter von 
der Beobachtung ausgeschlossen. Am Tag 
nach der ersten Wahlrunde fragte Ku- 
tschma persönlich beim Vorsitzenden der 
Zentralen Wahlkommission an, wieviele 
Stimmen denn nun für mich abgegeben 
wurden. Auch dies ist den Aufzeichnun- 
gen Melnitschenkos zu entnehmen. Se- 
hen wir uns die Meinungsumfragen eini- 
ge Tage vor der Präsidentschaftswahl an, 
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so vertrauten damals 32 Prozent dem 
Präsidenten, für mich stimmten 29 Pro- 
zent und für Simonenko 25 Prozent. Bei 
der Wahl erhielt der Präsident 36 Prozent, 
Simonenko 24 Prozent und ich zwölf Pro- 
zent. Dies widerspricht jeglicher Logik. 

Und wie schätzen Sie die Haltung der 
breiten Mehrheit der Bevölkerung ein? 
Spricht man mit den Menschen, so ist ei- 
gentlich jeder nur müde ob all der unap- 
petitlichen Ereignisse. Das Vertrauen in 
den Staat ist selbst bei Enthusiasten ge- 
sunken. Der Demokratiebegriff scheint ab- 
genutzt und wenig positiv besetzt. 

Die Bürger verstehen alles sehr gut. 
Aber nachdem sie begonnen haben, sich 
wirklich mit den Dingen zu beschäftigen, 
haben sie auch verstanden, daß sie unter 
den heutigen Bedingungen von der gro- 
Ben Politik ausgeschlossen sind. Wir be- 
obachten heute ein gefährliches Phäno- 
men in der Ukraine. Die Menschen sind 
von der Macht abgetrennt und haben 
keine rechtlichen Möglichkeiten. Mehr 
und mehr Menschen verstehen, daß dies 
nicht richtig ist und schließen sich der 
Anti-Kutschma-Bewegung an. Am Tag des 
Mißtrauensvotums kamen 20000 Men- 
schen, um den Premier zu unterstützen. 
Dies ist auch eine Absage an Kutschma. 

Können wir noch auf den Begriff der 
Reformpolitik eingehen? Bundeskanzler 
Schröder hat in einer Presseerklärung sei- 
ne Hoffnung ausgedrückt, daß die Refor- 
men auch nach Juschtschenko fortgesetzt 
werden. Was bedeutet Reformpolitik ei- 
gentlich? Welche Reformen sind Ihrer 
Ansicht nach erforderlich? 

Wenn die sogenannten Reformen wei- 
ter fortgesetzt werden in der Weise und 
mit den Zielen wie bisher, wie sie auch 
von Juschtschenko verstanden wurden, 
werden die Ergebnisse weiter negativ 
sein. Anstelle einer realen Privatisierung 
beobachten wir eine Umverteilung von 
Eigentum und Reichtum. 

Aber ist dies wirklich so? Fließt nicht 
viel russisches Kapital in die Ukraine? 
Russische Unternehmen, darunter sehr 
potente wie LUKoil, kaufen Aktienpakete 
ukrainischer Unternehmen. 

Das ist zweifellos so. Aber es bedeutet 
ja leider nicht, daß das Kapital tatsächlich 
in den Staatshaushalt des Landes ein- 
fließt. Das Schema ist sehr einfach, insbe- 
sondere wenn es russisches Kapital be- 
trifft. Wir haben eine Art doppelte und 
dreifache Buchführung. Die erste Buch- 
führung wird genutzt, um die Steuerzah- 
lungen und die offiziellen Abgaben zu mi- 
nimieren. Dann haben die Wirtschaftssub- 
jekte untereinander ihre Buchführung. 
Wir haben die Buchführung der hinter 
den Unternehmen stehenden mafiosen 
Strukturen. Dies können wir insbesondere 


im Gas- und Öl- sowie im Energiesektor 
beobachten. Diese Buchführung dient 
dazu, die realen Gewinne vor dem Zugriff 
des Staates zu verbergen. Die Differenz 
zwischen der offiziellen und der realen 
Buchführung entspricht dem Umfang der 
ukrainischen Staatsschulden gegenüber 
Rußland. In den Medien hören wir, daß die 
Ukraine Rußland Gas stiehlt. Diejenigen, 
die in Rußland die Gasgeschäfte kontrol- 
lieren, sind darüber wenig besorgt, denn 
sie haben ihren Schnitt schon gemacht, 
ihr Gewinn ist auf der sicheren Seite. 

Tatsache ist, daß die Mannschaft des 
heutigen Präsidenten nicht in der Lage 
ist, Reformen, die diesen Namen wirklich 
verdienen, durchzuführen. Was Bundes- 
kanzler Schröder mit Reformen meint, ist 
etwas anderes als die Reformen, die bei 
uns durchgeführt werden. Wenn ich darin 
falsch liege, wird mir jemand aus Westeu- 
ropa vielleicht erklären können, warum 
keine westlichen Investoren in die Ukrai- 
ne kommen. 

Und was sind Ihrer Meinung nach die 
ersten und wichtigsten Schritte im Sinne 
einer Wirtschaftsreform? 

Zuallererst müssen wir eine ehrliche 
Bestandsaufnahme machen. Was besit- 
zen wir real? Darüber muß eine Bilanz er- 
stellt werden. Dann müssen das Unter- 
nehmertum und der unternehmerische 
Wettbewerb entwickelt werden. Die An- 
nahme und Einführung eines neues Steu- 
ergesetzbuches sind die nächsten not- 
wendigen Schritte. Das Steuergesetzbuch 
sollte unserer Meinung nach die einhei- 
mischen Produzenten schützen. Wir dür- 
fen einen Ausverkauf der Ukraine nicht 
zulassen. Die einheimische Industriebasis 
darf nicht zerstört werden. Wir müssen 
uns davor hüten, die Branchen aus der 
Hand des Staates zu geben, die selbst in 
vielen marktwirtschaftlich organisierten 
Ländern unter staatlicher Kontrolle ste- 
hen. Wenn wir den Boden verkaufen, wer- 
den die Ukrainer keine Ukraine mehr be- 
sitzen. Die sozialen Funktionen des Staa- 
tes müssen wiederhergestellt werden, al- 
so im sozialen Bereich, in Bildung und Wis- 
senschaft sowie im Gesundheitswesen. 
Zweimal haben wir einen Entwurf im Par- 
lament eingebracht, mit dem wir das 
grundlegende Fundament im sozialen 
Bereich sichern wollten. Beide Male wur- 
de der Entwurf abgeblockt. Das zweite Mal 
fehlten uns nur zwölf Stimmen. 

Die Einnahmenseite des Staatshaus- 
halts muß stabil sein, und die Menschen 
müssen überzeugt sein, daß der Staat sei- 
ne Einnahmen zum Wohle der gesamten 
Bevölkerung und des Landes nutzt. 


Das Gespräch mit Olexander Moros führte 
Britta Wollenweber in Kiew 
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m 29. Mai wurde 

Anatoli Kinach von 

der Werchowna Ra- 

da, dem ukrainischen 
Parlament, als neuer Premier- 
minister bestätigt. 239 Abge- 
ordnete votierten für ihn. Die 
Vertreter der nationaldemokra- 
tischen Fraktionen - die bei- 
den Ruch-Fraktionen und der 
Kongreß der Reformen - nah- 
men mehrheitlich nicht an der 
Abstimmung teil. Und auch 
von der Fraktion „Batkiwschi- 
na" („Vaterland") und den Kom- 
munisten wurde der gelernte 
Schiffbauingenieur nicht un- 
terstützt. Dienotwendige Mehr- 
heitsicherten ihm die teilweise 
unter dem Einfluß der Oligar- 


m ei 


Anatoli Kinach - mehr 
_  alsnurein 
UÜbergangspremier? 





Juri Durkot 


archischen Fraktionen auf ei- 
nen gemeinsamen Kandidaten 
die Fraktionslosen und die So- 
zialisten das Zünglein an der 


chen stehenden zentristischen 
Fraktionen, das „Linke Zen- 
trum" von Olexander Moros 
und ein Teil der fraktionslosen 
Abgeordneten. Mit der Be- 
stätigung des neuen Premiers 
endete die Regierungskrise, 
die durch das Mißtrauensvo- 
tum gegen Premier Viktor Ju- 
schtschenko am 26. April ein- 
geleitet wurde. 

Der Abstimmung im Parla- 
ment und der Nominierung Ki- 
nachs gingen mehrwöchige po- 
litische Konsultationen zwi- 
schen Präsident Kutschma und 
Vertretern der Radafraktionen 
voraus. Schnell war klar, daß 
die Nationaldemokraten und 
„Batkiwschina" von Julia Timo- 
schenko aus Protest gegen den 
Sturz der Juschtschenkoregie- 


Waage spielen. Für viele völlig 


überraschend kam die Zustim- 


rung und die Kommunisten 
aus ideologischen Gründen kei- 
nen Kandidaten unterstützen 
würden. Somit sollten nach der 
Einigung der zentristisch-olig- 


mung der Sozialisten, denn ihr 
Vorsitzender Moros gilt als ei- 
ner der schärfsten Kutschma- 
rivalen. Moros wollte offenbar 
verhindern, daß seine Fraktion 
































ffiziell ist mit der Wahl von Anatoli Kinach zum 

neuen Premierminister die Regierungskrise in der 
Ukraine beendet. Viele Fragen bleiben jedoch offen. In 
den nächsten Monaten wird sich entscheiden, ob Ki- 
nach sich profilieren und den Reformkurs der Regierung 
Juschtschenko fortsetzen kann. Andernfalls wird er 
wohl nur ein Übergangspremier bis zu den Parlaments- 
wahlen im März 2002 sein. Bereits jetzt wird deutlich, 
daß sich die Macht noch weiter Richtung Präsident ver- 
schiebt. Per Erlaß hat Kutschma das Amt der beamteten 
Staatssekretäre geschaffen, die vom Präsidenten für 
fünf Jahre ernannt werden und auch nach einem Regie- 
rungswechsel im Amt bleiben. 
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für die anhaltende Regierungs- 
krise mitverantwortlich ge- 
macht wird, doch ihr Abstim- 
mungsverhalten brachte den 
Sozialisten scharfe Kritik ein, 





Anatoli Kinach (links), 

der neue Premierminister 
der Ukraine auf 

dem Gipfel der GUS in Minsk 


und Zweifel an der Tragfähig- 
keit des Anti-Kutschma-Bünd- 
nisses erhielten Auftrieb. 
Nachdem zuerst mehrere 
Kandidaten im Gespräch ge- 
wesen waren, kamen zwei Po- 
litiker in die engere Wahl - 
Anatoli Kinach und Serge] Ti- 
gipko, Vorsitzender der Partei 
„Werktätige Ukraine". Schließ- 
lich war Kinach, der seine Loya- 
lität zu Kutschma unter ande- 
rem durch seine vorbehaltlose 
Unterstützung des Präsiden- 
ten während des Kassetten- 
skandals unter Beweis gestellt 
hat, der Glücklichere: er war 
nicht nur Kutschmas Wunsch- 


kandidat, sondern hatte auch 
als Kompromißkandidat ge- 
genüber Tigipko, dessen Partei 
mit 46 Abgeordneten die 
zweitstärkste Fraktion in der 
Werchowna Rada stellt, offen- 
sichtliche Vorteile. Eine Rolle 
dürfte auch gespielt haben, 
daß der Vorsitzende der Abge- 
ordnetenvereinigung „Anti- 
mafia" Grigori Omeltschenko 
am 22. Mai in der Plenarsit- 
zung erklärt hatte, daß er über 
Unterlagen verfüge, die illegale 
Geldtransfers eines der Kandi- 
daten in Millionenhöhe auf 
Bankkonten im Ausland bele- 
gen. Welcher der damals vier 
Kandidaten gemeint war, 
blieb allerdings ein Geheimnis: 
die Dokumente sollten nur im 
Fall der Nominierung des „kor- 
rupten Kandidaten" in der 
westlichen Presse veröffent- 
licht werden. 


Kann Kinach den 
Reformkurs fortsetzen? 


Anatoli Kinach, der zuletzt 
Präsident des Ukrainischen Un- 
ternehmerverbandes (USPP) 
war, ist kein Neuling im politi- 
schen Geschäft. Der Verband, 
der mehr als 20 000 Unterneh- 
men verschiedener Eigentums- 
formen vereint, die rund acht- 
zig Prozent des Bruttoinlands- 
produktes erwirtschaften, ist 
die mächtigste ukrainische In- 
dustriellenvereinigung. Es war 
der USPP, der 1994 seinem da- 
maligen Vorsitzenden Leonid 
Kutschma das Sprungbrett in 
den Präsidentensessel bot. 

Kinach begann seine politi- 
sche Karriere im Jahre 1990: 
der damalige Abteilungsleiter 
einer Schiffswerft in Mykola- 
jew setzte sich bei den Parla- 
mentswahlen in seinem Wahl- 
kreis durch. Später kehrte er als 
Gebietsgouverneur und Vor- 
sitzender des Regionalparla- 
ments nach Mykolajew zurück. 
Vom Juli 1995 bis September 
1996 sowie 1999 war Kinach 
stellvertretender Premiermini- 
ster. 1998 wurde er erneut ins 
Parlament gewählt, legte aber 
nach dem Wechsel in die Re- 
gierung sein Mandat nieder 
(das ukrainische Gesetz ver- 
langt Trennung von Amt und 
Mandat). Trotzdem interessier- 
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ten sich die Medien nur wenig 
für den in Moldowa gebore- 
nen Politiker ohne Charisma. 
Viele Beobachter sind über- 
zeugt, daß Kinach als Uber- 
gangspremier und Kompro- 
mißfigur gegenüber dem an- 





tretende Vorsitzende der Par- 
tei „Reformen und Ordnung" 
Boris Tarassjuk nach Kinachs 
Bestätigung. 

Als Vertreter der ukraini- 
schen Direktorenlobby wird 
sich Kinach auch der wirt- 


gleich mit abgeschwächter Dy- 
namik. Immerhin ist die Indu- 
strieproduktion in den ersten 
fünf Monaten dieses Jahres um 
stolze 18,8 Prozent gestiegen, 
das Bruttoinlandsprodukt um 
neun Prozent gewachsen. Die 





Im Umfeld des 

Mißtrauensvotums gegen 
Premierminister Juschtschenko kam 
es immer wieder zu 
Demonstrationen seiner Anhänger 


geschlagenen Präsidenten be- 
sonders loyal sein wird. Im- 
merhin war der medienscheue 
Kinach, der bisher Mitglied der 
Fraktion der präsidententreu- 
en Volksdemokratischen Partei 
war, der Wunschkandidat des 
Präsidenten. Kutschma steht 
im Zusammenhang mit dem 
Abhörskandal immer noch un- 
ter Druck und wird von der 
Opposition weiterhin beschul- 
digt, die Ermordung des regime- 
kritischen Journalisten Georgi 
Gongadse in Auftrag gegeben 
zu haben. Zudem werden ihm 
unter anderem Unterdrückung 
der freien Presse, Vetternwirt- 
schaft und Wahlfälschungen 
angelastet. „In jedem Fall wird 
der Einfluß der Präsidialver- 
waltung auf die Regierungs- 
geschäfte zunehmen", so der 
ehemalige ukrainische Außen- 
minister und heutige stellver- 


34 


schaftlichen Zusammenarbeit 
mit Moskau nicht verschlossen 
zeigen. In seiner programma- 
tischen Rede vor der Rada plä- 
dierte er insbesondere im Ener- 
giebereich für eine intensivere 
Kooperation mit russischen Un- 
ternehmen. Somit wird seine 
Politik wohl im Trend der letz- 
ten Monate liegen - der Schul- 
terschluß mit Rußland wird en- 
ger. Eines wird es jedoch auch 
unter Kinach nicht geben - 
Kiew weigert sich weiterhin, 
Aktienpakete ukrainischer Un- 
ternehmen als Anrechnung für 
Gasschulden an Moskau abzu- 
geben. 

Die meisten Experten sind 
sich einig: der Kurs auf wirt- 
schaftliche und politische Re- 
formen wird sich deutlich ver- 
langsamen. Andererseits wäre 
weniger alsein Jahr vor der Par- 
lamentswahl die Wirtschafts- 
politik jeder Regierung durch 
den anstehenden Wahlkampf 
beeinflußt gewesen. Trotzdem 
bleibt Tarassjuk optimistisch - 
der wirtschaftliche Aufschwung 
werde sich fortsetzen, wenn- 


positiven Daten ließen die Re- 
gierung sogar ihre Jahrespro- 
gnose nach oben korrigieren. 
Statt des erwarteten Wachs- 
tums von vier will man nun 
sechs Prozent erreichen. Auch 
für das kommende Jahr wer- 
den sechs Prozentpunkte als 
ehrgeizige Zielmarke gesetzt. 
Einige Punkte des Kinach- 
schen Wirtschaftsprogramms 
werden die westlichen Exper- 
ten trotzdem mit Skepsis unter 
die Lupe nehmen. Zwar will er 
die Steuerreform vorantreiben, 
doch zugleich eine Politik des 
„begründeten Protektionismus” 
betreiben und die ukrainischen 
Produzenten schützen. Die Zu- 
sammenarbeit mit IWF und 
Weltbank wird sich also weiter- 
hin schwierig gestalten. Jüng- 
ster Beweis dafür ist die Auf- 
schiebung der Kreditvergabe 
für die Umstrukturierung der 
Kohlebranche. Man will war- 
ten, bis die Regierung ein Re- 
formkonzept vorgelegt hat. 
Gerade in dem Versuch, die 
Energiewirtschaft und später 
nach bewährtem Muster die 


Kohleindustrie zu reformieren, 
sehen Fachleute den wahren 
Grund für die Abwahl der Re- 
gierung Juschtschenkos. Be- 
reits im Januar scheiterte die 
für den Energiesektor zustän- 
dige Vizepremierministerin Ti- 
moschenko - ihr erfolgreicher 
Versuch, dubiose Geschäfte in 
der Branche zu unterbinden, 
hatte die ukrainischen Oligar- 
chen um ihre Gewinne ge- 
bracht. Immerhin war es der 
Regierung im Jahr 2000 zum 
ersten Mal gelungen, den An- 
teil von Bartergeschäften in 
der Strombranche drastisch zu 
reduzieren und so den illega- 
len Machenschaften einen Rie- 
gel vorzuschieben. Durch diese 
Maßnahmen erhöhten sich die 
Einnahmen des Staates um ein 
Vielfaches. Das Timoschenko- 
Programm zur Sanierung der 
Kohlebranche sah die Schlie- 
Bung unrentabler Betriebe, ei- 
ne Senkung der Subventionen 
und die Privatisierung von Gru- 
ben vor. Dabei zeigte sich die 
Branche alles andere als re- 
formfreudig. Die Kumpel fürch- 
teten um ihre Jobs, die Direkto- 
ren wollten weder auf ihre lu- 
krativen Geschäfte noch auf die 
Staatliche Unterstützung ver- 
zichten. 

Die Regierung Kinach wird 
das bereits beiseite geschobe- 
ne Programm nicht weiter ver- 
folgen. Trotzdem wurde die 
Wahl Kinachs auch im Westen 
grundsätzlich positiv aufge- 
nommen. Denn Kinach stand 
nie einem der berüchtigten 
Wirtschaftsklans besonders na- 
he. So wurde seine Ernennung 
nach dem wochenlangen poli- 
tischen Vakuum von westli- 
chen Experten zumindest als 
„das kleinere Übel" gewertet. 
Die Bundesrepublik kann sich 
in der Hoffnung freuen, daß 
Kinach sich für die Weiterent- 
wicklung der Wirtschaftsbezie- 
hungen zu Deutschland einset- 
zen wird. Kinach ist nämlich 
immer noch Vorsitzender des 
Ukrainisch-Deutschen Forums. 
Immerhin katapultiert dieser 
Verein, der Vertreter aus Wirt- 
schaft, Politik und Medien ver- 
eint und vor zwei Jahren als 
Pendant zum Deutsch-Ukrai- 
nischen Forum gegründet wur- 
de, nach Juschtschenko be- 
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reits seinen zweiten Vorsitzen- 
den in den Premiersessel. 


Präsidialerlaß über die 
Staatssekretäre 
entmachtet Regierung 


Allerdings wird Kinach noch 
weniger Macht in seiner Hand 
haben als sein Vorgänger. We- 
nige Tage nach seiner Bestäti- 
gung zum Regierungschef war 
klar, daß fast alle Minister ihre 
Posten im neuen Kabinett be- 
halten werden. So wurden die 
Schlüsselressorts - Finanzen, 
Wirtschaft, Justiz, das Außen- 
und das Innenministerium - 
nicht neu besetzt. Lediglich der 
nach der Absetzung von Timo- 
schenko im Januar in die Re- 
gierung nachgerückte Vize- 
premierminister Oleg Dubina 
wurde zum Ersten Vizepremier 
ernannt. Dubina, einstiger Ge- 
neraldirektor des Hüttenkom- 
binats „Kryworischstal", zählt 
wohl zu den Günstlingen Ku- 
tschmas. Auch der immer ku- 
tschmatreue Chef der Volksde- 
mokratischen Partei und ehe- 
malige Premierminister Valeri 
Pustowoitenko wurde mit dem 
Posten des Verkehrsministers 
belohnt. 

Real scheint das neue Mini- 
sterkabinett weitgehend ent- 
machtet zu sein. Am 29. Mai 
unterzeichnete Kutschma ein 
Dekret, mit dem in den Mini- 
sterien der Posten beamteter 


kiss 


Staatssekretäre eingeführt wur- 
de. Die Staatssekretäre werden 
vom Präsidenten für eine fünf- 
jährige Amtszeit ernannt. Sie 
sollen die Geschäfte in ihren 
Ministerien führen und ihre 
Posten auch im Falle eines Re- 
gierungswechsels behalten. Die 
Minister werden nunmehr nur 
noch für die politischen Richt- 
linien der Ministerien zuständig 
sein. Damit werden die realen 
Machthebel weiter in Rich- 
tung Präsidialamt verlagert. In 
den ersten Reaktionen der Par- 
teien war die scharfe Kritik am 
Erlaß unüberhörbar. Viele Be- 
obachter werten den Erlaß so- 
garalsschleichenden Ubergang 
zu einer Präsidialdiktatur. „Bat- 
kiwschina" und die National- 
demokraten wollen prüfen, ob 
sie gegen den Erlaß vor dem 
Verfassungsgericht klagen wol- 
len. Und auch Viktor Medwed- 
tschuk, Erster stellvertretende 
Parlamentsvorsitzender, deute- 
te an, daß dieser Erlaß durch 
Gesetze untermauert werden 
müßte. Immerhin hat die Rada 
bis dato das Gesetz über das 
Ministerkabinett nicht verab- 
schiedet. 

Somit bleiben viele Fragen 
bezüglich der innenpolitischen 
Situation offen. In den näch- 
sten Monaten wird sich jedoch 
zeigen, in welche Richtung sich 
die ukrainische Politik entwik- 
keln wird. 

Juri Durkot, Journalist, Lwiw 





Anatoli Kinach 

Oleh Dubyna 

Wolodymyr Semynoschenko 
Leonid Kosatschenko 
Wolodymyr Jazuba 

Juri Bohuzky 

Wassil Durdynez 


Wassil Hurejew 
Wassil Kremen 


Die neue Regierung der Ukraine 


Premierminister 

Erster Vizepremierminister 
Vizepremierminister für humanitäre Politik 
Vizepremierminister 

Staatssekretär des Ministerkabinetts 
Minister für Kultur und Kunst 

Minister für außerordentliche Situationen 
und Schutz der Bevölkerung vor den Folgen 
der Tschernobyl-Katastrophe 

Minister für Industriepolitik 





- 





Mediengeschäft 
als Uberlebenskunst 





Juri Durkot 


er allgemeine Trend in 
der ukrainischen Zei- 
tungslandschaft ist für 
Experten höchst be- 
unruhigend. Nur wenige Zei- 
tungen werden als Wirtschafts- 
unternehmen geführt und kön- 
nen von Abonnements, Wer- 
beeinnahmen und verkauften 
Exemplaren leben. Der ukrai- 
nische Werbemarkt ist relativ 
klein und schwach entwickelt, 
die Verlage kämpfen um ihre 
Existenz, die Auflagen von 
Zeitungen und Zeitschriften 
sinken kontinuierlich von Jahr 
zu Jahr. Eine heftige Diskussi- 
on über mögliche Gegenmaß- 
nahmen wird seit Jahren ge- 
führt, und die Anhörungen im 
Parlament zur Medienproble- 
matik im Januar standen weit- 
gehend unter dem Motto des 
Handlungszwangs. Doch pas- 
siert ist bisher recht wenig. 


Hohe Druckkosten und 
sinkende Auflagen 


Die Zahl der herausgegebe- 
nen Zeitungen und Zeitschrif- 
ten ist zwar in den 90er Jahren 
gestiegen (in der Ukraine sind 
heute über 10000 Zeitungen 






robleme mit der Pressefreiheit und eine latente po- 
litische Zensur sind längst zu einem heiklen Thema 


und Zeitschriften registriert, von 
denen aber nur die Hälfte tat- 
sächlich erscheint), doch hat 
die Gesamtauflage aller Print- 
medien im vorigen Jahr kaum 
die Marke von drei Milliarden 
Exemplaren überschritten. Al- 
lein im Jahre 1999 sind die 
Auflagen gegenüber dem Vor- 
jahr um fünfzig Prozent ge- 
sunken. Heute entfallen auf je- 
den Einwohner lediglich sech- 
zig Exemplare, die UNESCO 
hat eine Mindestzahl von hun- 
dert Exemplaren als Standard 
definiert. Zu beobachten ist, 
daß immer weniger Leser ihre 
Zeitungen im Abonnement be- 
ziehen. Im Jahr 2000 wurden 
im Vergleich zu 1995 fünfzig 
Prozent weniger Aboverträge 
abgeschlossen. Nach Angaben 
des Ukrainischen Zentrums für 
wirtschaftliche und politische 
Studien in Kiew abonnieren fast 
zwei Drittel der Ukrainer heu- 
te keine Zeitung mehr. 
Steigende Papierpreise (für 
eine Tonne Offsetpapier muß- 
te man Anfang des Jahres bis 
zu 900 Dollar bezahlen, das 
sind vierzig Prozent mehr als 
im Vorjahr), hohe Zustellkosten 
und die Steuerlast stellen die 
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in den Gesprächen über die ukrainische Medienland- 
schaft geworden. Europarat und Europäische Union be- 
obachten die beunruhigenden Tendenzen kritisch. Be- 
sonders seit dem Tod des Internet-Journalisten Georgi 
Gongadse monieren die europäischen Organisationen 
zunehmend die fehlenden politischen Rahmenbedingun- 
gen für eine Mediendemokratie. Doch auch wirtschaft- 
lich geht es Zeitungen und Verlagen nicht besonders 
gut, und die Abhängigkeit von den Finanzmogulen ver- 
anlaßt manche Redaktion erst recht, hörig zu sein. 
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Redaktionen vor weitere Pro- 
bleme. Über siebzig Prozent des 
Zeitungspapiers müssen impor- 
tiert werden, da Investitionen 
in die Modernisierung der ein- 
heimischen Papierfabriken aus- 
geblieben sind. „Anstatt die ei- 
gene Produktion mit wenigen 
Millionen Dollar zu fördern, 
geben wir jährlich dreißig Mil- 
lionen Dollar aus, um Papier 
im Ausland einzukaufen", kri- 
tisiert der Vorsitzende des ukrai- 
nischen Journalistenverbandes 
Lubtschenko die Lage. Zollge- 
bühren für den Import von Pa- 
pier und Druckmaschinen kom- 
men hinzu. 


Wirtschaftsklans 
kontrollieren Medien 


Heute ist der Großteil der 
Medien im Privatbesitz, doch 
wirklich unabhängig sind sie 
dadurch nicht. Obwohl bei vie- 
len Zeitungen die Redaktion 
auch als Verleger fungiert, sagt 
dies nichts über die eigentli- 
chen Finanzquellen aus. Denn 
der Großteil der Printmedien 
ist nicht rentabel, was wieder- 
um deren Abhängigkeit von Po- 





litik und Finanzmogulen ver- 
stärkt. So sind Medien- und 
Verlagstätigkeit oft nicht das 
primäre Geschäft für deren In- 
haber und müssen daher auch 
nicht profitabel sein. Vor allem 
die Wirtschaftsklans nutzen die 
Medien als verlängerten Arm 
für die Durchsetzung eigener 
wirtschaftspolitischer Interes- 
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sen. Da die Zeitungen mit nur 
wenigen Ausnahmen auf Fi- 
nanzspritzen angewiesen sind, 
sprechen Fachleute von einer 
zunehmenden Medienkontrol- 
le seitens der Klans, die aller- 
dings nicht unbedingt mittels 
direkter Beteiligung ausgeübt 
wird. So rechnet man die auf- 
lagenstärkste ukrainische Ta- 
geszeitung „Fakty i kommen- 
tarii" („Fakten und Kommen- 
tare") der Einflußzone der Par- 
tei „Werktätige Ukraine"”" und 
insbesondere Viktor Pintschuks 
zu. Der 41jährige Parlaments- 
abgeordnete war Gründer der 
Investitionsgruppe „Interpipe", 


deren wirtschaftliche Interes- 
sen vornehmlich in der Hütten- 
industrie, der Röhrenproduk- 
tion und dem Kohlesektor lie- 
gen. Pintschuk werden engste 
Kontakte zu Kutschma nachge- 
sagt. Ihre Millionenauflage hat 
die Zeitung durch Dumping- 
preise während der Präsident- 
schaftswahl 1999 erreicht. 


Die 1992 gegründete Zei- 
tung „Kiewskije Wedomosti" 
(„Kiewer Nachrichten") steht 
laut Medienexperten der Stif- 
tung „Suspilstvo" der Führung 
der Vereinigten Sozialdemokra- 
tischen Partei nahe; dabei ist 
das Stammgeschäft vom Prä- 
sidenten des erfolgreichen Fuß- 
ballklubs Dynamo Kiew Grigori 
Surkis heute eher in der Ener- 
giewirtschaft zu suchen. Die 
Zeitung „Segodnja" („Heute”) 
stand dagegen zuletzt unter 
dem Einfluß des ehemaligen 
Präsidenten der Neftegas AG 
Igor Bakai und war somit nicht 
weit entfernt von den Interes- 


sen der „Demokratischen Uni- 
on", der dritten finanzstarken 
Wirtschaftsgruppe. 


Staatlicher Einfluß ist 
nicht zu unterschätzen 


Aber auch der Staat hat auf 
seinen Einfluß in der Printme- 
dienlandschaft nicht verzich- 


tet. Die Zahl der staatlichen 
Printmedien ist weiterhin re- 
lativ hoch. Laut Angaben des 
Ausschusses für Pressefreiheit 
der Werchowna Rada werden 
fast neun Prozent aller Zeitun- 
gen vom Staat herausgegeben. 
Dazu gehören neben vielen lo- 
kalen Zeitungen, die in der Re- 
gel den Gebiets- beziehungs- 
weise Stadtverwaltungen ge- 
hören, auch angesehene auf- 
lagenstarke Blätter wie die Par- 
lamentszeitung „Golos Ukrainy" 
(Auflage: etwa 200000) oder 
das Regierungsblatt „Urjadowyj 
Kurjer" (Auflage: etwa 150 000). 
Auch die Präsidialverwaltung 
gibt ihre eigene Zeitung her- 
aus. Die staatlichen Printmedi- 
en können Zeitungspapier zu 
einem Preis einkaufen, der drei- 
Big Prozent unter dem Markt- 
preis liegt. 

Doch selbst wenn eine pri- 
vat geführte Zeitung wirt- 
schaftlich fest auf den Beinen 
steht, sind die Möglichkeiten 
des Staates, auf das unbot- 
mäßige Medium Druck aus- 
zuüben - etwa durch häufige 
Steuerinspektionen oder die 
Weigerung, sie in einer staatli- 
chen Druckerei zu drucken - 
nicht zu unterschätzen. Das 
bekannteste Beispiel der jüng- 
sten Zeit war die zeitweilige 
Schließung der Zeitung „Silski 
Wisti" („Ländliche Nachrich- 
ten") im Oktober vergangenen 
Jahres. Die Steuerbehörde leg- 
te der Redaktion ein Bußgeld 
in Höhe von zwei Millionen 
Griwna auf. Eine Gefahr für 
die Medien stellen auch Klagen 
angeblich betroffener Personen 
wegen Ehrverletzung dar, die 
oft auf Millionenbeträge fest- 
gesetzt werden und damit die 
wirtschaftliche Existenz von 
Zeitungen gefährden. Alle Vor- 
schläge, eine Höchstgrenze für 
solche Klagen gesetzlich fest- 
zulegen, blieben ungehört. 

Besonders desolat ist die La- 
ge in den Regionen. Zwar kön- 
nen die Rivalitäten zwischen 
einzelnen Wirtschaftsgruppen 
für eine relative Meinungsviel- 
falt sorgen, aber mit Ausnah- 
me von Lwiw, wo drei regiona- 
le private Tageszeitungen - 
„Wysokyj Samok", „Express" 
und „Postup" - als erfolgreiche 
Wirtschaftsunternehmen ge- 
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führt werden und damit zu- 
mindest ansatzweise für Pres- 
sefreiheit stehen, zwingen die 
Finanznöte die Printmedien in 
den Überlebenskampf. Häufig 
werden den Journalisten ihre 
Gehälter monatelang nicht 
ausgezahlt, aber auch vom of- 
fiziellen Gehalt in Höhe von 
rund 200 Griwna (umgerech- 
net achtzig DM) kann man 
kaum leben. So sind die Re- 
dakteure oft gezwungen, ei- 
nen Nebenjob als Pressebera- 
ter für einen Wirtschaftsboß 
zu suchen oder ein Zusatzgehalt 
unter dem Tisch auszuhandeln. 


Das Fernsehen hat kaum 
weniger Probleme 


Im Gegensatz zu den Print- 
medien kann der Staat seinen 
Einfluß im Fernsehbereich viel 
stärker ausüben. Zwar sind von 
den fast 800 registrierten Sen- 
dern nur 28 in staatlichem Be- 
sitz, doch befinden sich dar- 
unter neben den drei gesam- 
tukrainischen Kanälen (UT-1, 
UT-2 und UT-3) auch Fernseh- 
anstalten in sämtlichen Regio- 
nen. Das staatliche Regional- 
fernsehen dominiert in der Re- 
gel die Märkte in den Gebie- 
ten. Auch das Erste Nationale 
Fernsehprogramm kann landes- 
weit empfangen werden. Dar- 
über hinaus besitzt der Staat 
das Monopol auf die terrestri- 
schen Frequenzen. Da das Ka- 
belfernsehen erst knapp über 
zwei Millionen Haushalte er- 
reicht, ist dies ein nicht zu un- 
terschätzender Faktor. 

Bereits 1997 hat das ukrai- 
nische Parlament das Gesetz 
über das öffentlich-rechtliche 
Fernsehen verabschiedet, bis 
heute aber hat sich am alten 
System des staatlichen Fernse- 
hens nichts geändert. Die offi- 
zielle Begründung lautete, daß 
die Finanzierung öffentlich- 
rechtlicher Anstalten über Ge- 
bühren gegenwärtig am Geld- 
mangel der Bevölkerung schei- 
tern werde. Doch als weitaus 
schwerwiegender dürften sich 
wohl andere Probleme erwei- 
sen, etwa die Gewährleistung 
einer unabhängigen öffentli- 
chen Kontrolle in einer nur in 
Ansätzen existierenden Bür- 
gergesellschaft. 
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Heute ist der Großteil der Medien im 
Privatbesitz, doch wirklich 
unabhängig sind sie dadurch nicht. 
Vor allem die Wirtschaftsklans 
nutzen die Medien für die 
Durchsetzung eigener Interessen 


Die Privaten haben oft mit 
großen Finanzierungsproble- 
men zu kämpfen. Laut Angaben 
der Wochenzeitung „Serkalo 
Nedeli” schätzen die Experten 
den ukrainischen Werbemarkt 
auf 35 Millionen Dollar jähr- 
lich - das ist etwa ein Zehntel 
des russischen oder des polni- 
schen Marktes. So können nur 
die großen Sender durch Wer- 
beeinnahmen ihre Kosten dek- 
ken. Der Werbemarkt ist prak- 
tisch unter zwei Sendern auf- 
geteilt: auf „Inter" und „1+1" 
entfallen fünfzig beziehungs- 
weise 37 Prozent. 

Die Wirtschaftsklans versu- 
chen, auch auf die Fernseh- 
sender ihren Einfluß auszuü- 
ben. Aufgrund der Reichweite 
und den fast unbegrenzten 
Möglichkeiten ist dieses Medi- 
um für sie sogar wichtiger als 
die Zeitungen. So ist der Frak- 
tionsvorsitzende der Vereinig- 
ten Sozialdemokratischen Par- 
tei Olexander Sintschenko zu- 
gleich Ehrenvorsitzender von 
„Inter”, die „Werktätige Ukrai- 
ne" mit Pintschuk und Der- 
katsch soll erheblichen Einfluß 
bei den Sendern ICTV, STB und 
TRK „Era" haben. 

Aber auch die Russen be- 
kunden zunehmend ihr Inter- 


esse am ukrainischen Fern- 
sehmarkt und spielen - zumeist 
über Beteiligungen - längst in 
der ukrainischen Medienpoli- 
tik mit. So hält der russische 
Sender ORT Anteile am ukrai- 
nischen „Inter", der Olkonzern 
LUKoil kontrolliert den Sender 
STB, der Finanzgruppe „Alpha” 
gehört der „Neue Kanal". Hohe 
Einschaltquoten haben zudem 
die russischen Sender, die per 
terrestrischer Frequenzen oder 
über Kabel bei uns empfangen 
werden können. 

Dagegen ist das westliche 
Kapital auf dem ukrainischen 
Medienmarkt kaum präsent - 
die Zeitung „Kyiw Post" und 
der Sender „1+1", (Ronald Lau- 
der und die deutsche „Innova 
Film”) sind die Ausnahmen. 


Das Internet - Insel der 
Freiheit 


Anfang Juni 2001 nutzten 
das World Wide Web lediglich 
rund 700 000 Ukrainer (1,4 Pro- 
zent der Bevölkerung), zwei 
Drittel von ihnen regelmäßig. 
Doch gerade das Internet ent- 
wickelt sich angesichts der 
eingeschränkten Möglichkei- 
ten für politische Zensur und 
der niedrigen Kosten für einen 
WWW-Auftritt zu einem Frei- 
heitsmedium. So sind heute 
viele Zeitungen und Fernseh- 
sender im Internet mit ihren 
Websites präsent, die oft mehr 
Informationen enthalten, als 
die Druck- beziehungsweise 





Fernsehausgaben. Der Sender 
„1+1" stellt beispielsweise im- 
mer die ungekürzte Version 
seiner Nachrichten ins Netz. 

Es gibt auch reine Internet- 
medien. Nach dem Mord am 
Chefredakteur der „Ukrainska 
Prawda” Georgi Gongadse im 
September vergangenen Jah- 
res wurde die Internetzeitung 
www.pravda.com.ua, die seit 
April 1999 über Vetternwirt- 
schaft und Korruption auch in 
der Umgebung des Präsiden- 
ten berichtete, zum Symbol 
der freien Presse. Mehrere In- 
ternetprojekte, darunter www. 
UaToday.net, www.ProUa.net, 
www.part.org.ua, www.versii. 
com.ua, www.ElVisti.net, www. 
korrespondent.net und www. 
ufs.kiew.ua, informieren über 
Themen aus Politik, Wirtschaft 
und Finanzwelt. 

Freilich gibt es auch in die- 
sem Segment Probleme. Inter- 
net ist meistens nur in den 
Großstädten zugänglich. Etwa 
vierzig Prozent aller ukraini- 
schen Websites und rund die 
Hälfte aller Internetdienste lie- 
gen auf Servern in Kiew. Wei- 
tere wichtige Internetzentren 
sind Odessa, Dnepropetrowsk, 
Donezk, Charkow und Lwiw. 
Auf diese sechs Städte entfal- 
len rund neunzig Prozent des 
gesamten ukrainischen Inter- 
netmarktes, der ziemlich dy- 
namisch mit rund vierzig Pro- 
zent jährlich wächst. 


Juri Durkot, 
Journalist, Lwiw 
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as haben in Bela- 

rus Wahrnehmung 

und Realität mit- 

einander zu tun? 
Das ist eine Frage, der ich nach 
meinen Gesprächen mit Ver- 
tretern der Machtstrukturen 
wie der Opposition, besser ge- 
sagt des Teils der Opposition, 
der sich selbst als demokra- 
tisch bezeichnet, eher ratlos ge- 
genüberstehe. Belarus Anfang 
Juni und im Vorfeld der für 
den 9. September angesetzten 
Präsidentschaftswahl war eine 
SchwarzWeißZeit - schwarze 
Färbung seitens der Opposition, 
Weißmalerei seitens der Macht. 
Zwischentöne gab es auf den 
ersten Blick keine. Auf jede Fra- 
ge erhielt ich ein Übermaß sich 
widersprechender, teils sogar 
sich ausschließender Antwor- 
ten. Man kann nicht einfach das 
Mittel ziehen, um der Realität 
ein Stück näher zu sein. Das 
macht die Meinungsbildung 
nicht leichter. 

Die Macht spricht von ho- 
her Zustimmung zur Präsidial- 
politik, die Opposition (ich be- 
zeichne als Opposition hier die 
Kräfte, die gegen Lukaschenko 
und die von ihm durchgesetz- 
te Ordnung sind) von einer re- 
gelrechten Welle der Anti-Lu- 
kaschenko-Stimmung. Bei den 
einen liegt der Präsident bei 
vierzig bis 45 Prozent Zustim- 
mung, bei den anderen bei 
zwanzig, maximal 25 Prozent. 
Während sich Lukaschenko von 
der Jugend feiern läßt, heißt 
es bei der Opposition, daß nur 
fünf Prozent der Studierenden 
Lukaschenko weiterhin im Amt 
sehen wollen. Die Opposition 
sagt, nur weniger Gebildete und 
Rentner geben dem Amtsinha- 
ber ihre Stimme, und tatsäch- 
lich bekam ich viele sehr aufge- 






m 9. September findet in Belarus die Präsident- 
schaftswahl statt. Für den Außenstehenden ist es 


ee  — 


Wahrnehmung und 
Realität 


Britta Wollenweber 


brachte Worte älterer Men- 
schen bei einer Protestaktion 
zu hören, die aber richteten 
sich gleichermaßen gegen die 
Macht und die Opposition. Ob- 
wohl alle Oppositionskandida- 
ten zusammen auf keine sehr 
hohe Zustimmung kommen - 
auch nach den eigenen Um- 
fragen nicht -, zeigt man sich 
andererseits überzeugt, daß die 
Gesellschaft die Veränderung 
will. Die Regierung redet von 
Wirtschaftswachstum, die Op- 
position von überfüllten Wa- 
renlagern. Soll ich fortfahren? 
Es böten sich noch einige The- 
men an. 

In jedem Staat der Welt 
gibt es die Macht und die Op- 
position - das ist quasi ein Prin- 
zip. In Deutschland hat man 
sich in einer Art ausbalancier- 
tem System leidlich eingerich- 
tet: Regierung und Opposition 
sind Teil des Machtsystems 
und tauschen ihre Rollen der 
politischen Konjunktur folgend. 
Dissonanzen gibt es in Details, 
große Würfe, geschweige denn 
die Veränderung des Systems 
strebt niemand an. 

In Belarus ist es scheint's 
komplizierter, auch extremer. 
Es gibt die Macht, die Nomen- 
klatura und die Systemopposi- 
tion sowie die Opposition. Die 
ersteren ziehen auf den ersten 







schwierig, sich eine eigene Meinung zu bilden, zu wider- 
sprüchlich sind die Aussagen seitens der Regierungs- 
und Legislativstrukturen sowie unterschiedlicher poli- 
tischer Kräfte. Auch die Bevölkerung hat ihre eigene 
Sicht auf die Dinge, die sich zumeist am schwierigen 
Alltag und den Preisen mißt. Großes Vertrauen scheint 
sie weder zur Regierung noch zur Opposition zu haben. 
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Blick an einem Strang und 
streben - will man die Regie- 
rungspolitik positiv werten - 
eine Transformation in kleinen 
Schritten und mit einer wei- 
testmöglichen Abfederung der 
sich ergebenden Härten für die 
Bevölkerung an. Hoffnungen 
für den wirtschaftlichen Auf- 
schwung sind mit der stärkeren 
Anbindung an Rußland ver- 
bunden. Die anscheinend un- 
sichere Größe in diesem Gefü- 
ge ist interessanterweise nicht 
die Systemopposition, die eher 
vorauseilenden Gehorsam in 
der Hoffnung auf Teilnahme 
an der eigentlichen Macht lei- 
stet, als vielmehr die Nomen- 
klatura. Diese ist zwar Teil des 
Systems, kann sich aber, blickt 
sie nach Rußland, nicht zuletzt 
aufgrund des rigiden Luka- 
schenkostils und der begrenz- 
ten wirtschaftlichen Expan- 
sionsmöglichkeiten nicht rich- 
tig wohlfühlen. Mit Kebitsch 
war man 1994 unzufrieden - 
und ließ ihn zugunsten Luka- 
schenkos fallen, warum sollte 
sich ein solches Szenario mit 
russischer Unterstützung 2001 
nicht wiederholen? Die Oppo- 
sition will die Systemverände- 
rung in Richtung Demokratie 
und versteht darunter reale 
Gewaltenteilung mit mehr Be- 
fugnissen für das Parlament 
und die Regierung bei gleich- 
zeitiger Schwächung der Macht 
des Präsidenten. Sie will die 
Verfassung ändern und wahr- 
scheinlich den belarussisch- 
russischen Staatenbund auf- 
kündigen. Dann gibt es noch 
den Westen - unzweifelhaft 
sind Teile des Westens einsei- 
tig auf seiten der Opposition, 
wodurch ihr zweifellos mehr 
Gewicht zugewiesen wird, als 
sie real im Lande hat. Denn die 
Opposition scheint nur wenig 


populär und attraktiv. Hoff- 
nungen werden an das Fünfer- 
bündnis geknüpft - das als Zei- 
chen der sich entwickelnden 
Bürgergesellschaft interpretiert 
wird. Bezüglich der Durchfüh- 
rung der Wahl scheint der We- 
sten höhere Standards einzu- 
fordern als in anderen GUS- 
Staaten. Warum? Dann gibt es 
natürlich Rußland, das durch- 
aus seine eigenen Interessen in 
Belarus verfolgt. Wobei auch 
diese ein wenig undeutlich blei- 
ben. Klar ist, daß Moskau sei- 
nen Einflußbereich ausweiten 
will (nicht nur in Richtung Be- 
larus), ob es allerdings auch be- 
reit ist, Belarus als mehr denn 
einen Juniorpartner zu neh- 
men, scheint schon wieder un- 
gewiß. Es ist kaum vorstellbar, 
daß Rußland dem kleinen Part- 
ner die im Unionsvertrag fest- 
gelegte gleichberechtigte Part- 
nerschaft wirklich zugestehen 
wird. Auch scheint Moskau in 
der Einschätzung zu schwan- 
ken, ob Präsident Lukaschenko 
der optimale Bündnispartner 
für die nächsten Jahre ist. 

Gibt es also Dinge, die im 
Vorfeld der Präsidentschafts- 
wahl als gesichert gelten kön- 
nen? Zweifellos. Es gibt einen 
Präsidenten. Der will an der 
Macht bleiben. Das ist wahr- 
scheinlich natürlich. Es sind 
weltweit kaum Politiker be- 
kannt, die freiwillig ihren Ses- 
sel geräumt hätten. Fraglich 
ist meiner Meinung nach, ob 
Lukaschenko unter allen Um- 
ständen seine Macht erhalten 
will und dafür auch zu extre- 
men Mitteln greifen wird. Und 
fraglich ist auch, ob er es wirk- 
lich nötig hätte, die Wahler- 
gebnisse zu fälschen. Schließ- 
lich, wer wäre für die Mehrheit 
wirklich eine Alternative? Wer 
verfügt über ein Programm, 
mit dem sich die wirtschaftli- 
che Situation ad hoc verbes- 
sern ließe? Die Durchbrechung 
der Isolation würde dieser ei- 
nen entscheidenden Impuls ge- 
ben, daran scheint die Führung 
ungeachtet ihrer Ausrichtung 
auf Rußland zumindest inter- 
essiert. So ist es von Außenmi- 
nister Chwostow zu hören, wo- 
bei er aber unterstreicht, daß 
es nicht darum gehen könne, 
daß Belarus zuerst vom We- 
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sten diktierte Bedingungen zu 
erfüllen habe, bevor es zu einer 
Normalisierung der Beziehun- 
gen komme. Andererseits wirkt 
Präsident Lukaschenko, gemes- 
sen an seinen Außerungen, vor- 
sichtig gesagt unglaubwürdig. 
So brachte er bereits vor län- 
gerem die Umverteilung der 
Macht in die Diskussion. Reale 
Schritte folgten jedoch nicht, 
und wie verlautet, will man 
kurz vor der Wahl keine „Ver- 
wirrung" stiften. 

Es gibt eine Opposition. Das 
ist unzweifelhaft. Fraglich ist 
allerdings schon, ob es eine 
demokratische oder eine radi- 
kale Opposition ist. Die Oppo- 
sition selbst sieht sich als de- 
mokratische Opposition. Mei- 
ner Meinung nach mißt sich 
aber der Grad der Demokratie 
nicht daran, daß man vom We- 
sten als solche identifiziert 
und unterstützt wird. Demo- 
kratie mißt sich beispielsweise 
auch an der Fähigkeit, andere 
Meinungen existieren zu las- 
sen. Und damit tun sich Teile 
der Opposition meiner eigenen 
Erfahrung nach selbst in den 
eigenen Reihen schwer. Beleg 
dafür wäre, daß der Sozialde- 
mokrat Statkewitsch mit seiner 
Entscheidung, die Parlaments- 
wahl nicht zu boykottieren, in 
die Ecke der Gegner der demo- 
kratischen Opposition gestellt 
wurde. Die Macht sagt, die Op- 
position ist radikal. Womit sie 
aus ihrer Sicht nicht unrecht 
hat, denn schließlich will die 
Opposition radikal das existie- 
rende System verändern. 

Die Opposition ist sich in 
zwei Dingen einig. Der Präsi- 
dent und das System sind ille- 
gitim, und die Wiederwahl des 
Präsidenten muß verhindert 
werden. Zur Diskussion stän- 
den danach also weiterhin die 
Auflösung des 13. Obersten 
Sowjets und das Verfassungs- 
referendum. Mit der Teilnah- 
me an der Wahl auf Basis der 
Verfassung gibt man einiges 
aus der Hand. Man will Luka- 
schenko verhindern. Uber das 
Wie jedoch gehen die Meinun- 
gen schon auseinander. Da bie- 
ten die Gespräche mit Vertre- 
tern der Opposition Aufschluß- 
reiches. Und noch eine Schwie- 
rigkeit könnte man mit der 


Wostok 3/2001 


Opposition im Wahlkampf ha- 
ben. Für einen Teil der demo- 
kratischen Opposition zählt nur 
dazu, wen sie dazu zählen will. 
Zwar haben fünf Kandidaten 
eine gemeinsame Erklärung 
verfaßt und sich auf ein ge- 
meinsames Vorgehen geeinigt, 
aber nur vier von diesen wer- 
den unterstützt. Der fünfte ist 
der Kommunist Kaljakin - war- 
um Kaljakin nun weniger de- 
mokratisch sein sollte als die 


früheren Amtsträger und No- 
menklaturamitglieder Koslow- 
ski, Domasch und Tschigir, will 
sich nicht so ganz erschließen. 
Überhaupt wird es für den 
Wähler schwierig sein, den de- 
mokratischen Kandidaten zu 
erkennen. Denn wohl alle wer- 
den in ihren programmatischen 
Erklärungen den Begriff „De- 
mokratie" im Munde führen - 
die demokratischen Kandida- 
ten respektive der gemeinsa- 
me Kandidat, aber auch die un- 
ter der Fahne der Demokratie 
ins Feld geschickten Scheinri- 
valen des Amtsinhabers und 
der Präsident selbst, der sein 
Land erklärtermaßen in Rich- 
tung Demokratie führen will. 
Ja, dann gibt es die Gesell- 
schaft, die mit der alltäglichen 
Realität zu Rande kommen 
muß. Was nicht ganz einfach 
ist (dabei allerdings nicht nur 
in Belarus, sondern in allen 
GUS-Staaten, unabhängig da- 
von, ob sie als demokratisch, 
autoritaristisch oder diktato- 
risch wahrgenommen werden). 
Am ersten Tag habe ich Geld in 
Höhe von zwei staatlich ga- 
rantierten Mindestrenten ge- 
tauscht. Ich kaufte löslichen 
Kaffee, je einen Liter Milch und 
Orangensaft, ein halbes Brot, 
200 Gramm Käse, allerdings 


auch eine Flasche georgischen 
Wein, einen neuen Stadtplan 
und eine Zehntageskarte für die 
Metro. Abends war ich Essen 
(belarussischen Geflügelsalat, 
Tagessuppe, Brot, ein Glas Wein 
und ein Mineralwasser) - da- 
mit war mehr als die Hälfte des 
Geldes ausgegeben. Habe ich 
nun zu hohe Ansprüche? Die 
medizinische Grundversorgung 
ist kostenlos, für Medikamen- 
te muß jedoch bezahlt werden, 


und die sind teuer. In Minsk 
gibt es anders als beispielswei- 
se in Moskau oder Kiew keine 
Staus, nicht einmal die Stra- 
Bensperrungen angesichts vor- 
beirauschender Kolonnen der 
GUS-Staatschefs und Regie- 
rungschefs am 31. Mai und 1. 
Juni brachten den Verkehr zum 
Erliegen - das ist gut für die 
Nerven der Minsker, aber ein 
schlechtes Zeichen, mißt man 
die prosperierende Gesellschaft 
gerade an der Autodichte. Zu 
denken gibt, daß sich in den 
Geschäften kaum einheimische 
Produkte finden, denn Belarus 
hat stets nur wenige Güter des 
alltäglichen Bedarfs importiert. 
Es gibt fast keine Arbeitslosig- 
keit, dafür aber immer noch 
das Wählen-Zahlen-Abholen- 
System in den Geschäften. Es 


gibt kaum Straßenreinigungs- 
maschinem, dafür aber ein 
Heer von mit Reisigbesen und 
Kehrschaufeln ausgestatteten 
Frauenbrigaden. 

Ja, viele Menschen sind ob 
der alltäglichen Lebenskämpfe 
aufgebracht. So die Kunden der 
vor ungefähr acht Monaten in 
Konkurs gegangenen Belbal- 
tija-Bank. Wer ist schuld? Die 
um ihre kleinen Einlagen Be- 
trogenen sagen, die Regierung 





und vor allem die National- 
bank, die ihrer Bankenaufsicht 
nicht nachgekommen ist. Die 
Behörden sagen, die Menschen 
selbst, die auf die Werbekam- 
pagne der Bank hereingefallen 
sind. Jedem hätte klar sein 
müssen, daß eine Bank, die das 
Doppelte der üblichen Zinsen 
verspricht, wohl kaum seriös 
sein kann. Die Bürger mit ihrem 
kleinlichen Profitstreben sind 
also selber schuld, schließlich 
gibt es auch die Banken, deren 
Einlagen der Staat garantiert. 
Damit macht sich das System 
keine Freunde. Die Opposition 
allerdings auch nicht, für die 
derlei kleine Ungerechtigkeiten 
kein Thema zu sein scheinen. 


Britta Wollenweber, 
„Wostok", Berlin 


B elarus vor der Wahl - und die Meinungen im Lande 
prallen aufeinander? Ja, aber nicht nur zwischen 
Macht und Opposition. Im folgenden greifen wir zu ei- 
ner für „Wostok" recht ungewöhnlichen Form der Dar- 
stellung. Neben einem Artikel finden Sie sechs Inter- 
views, die beim genauen Lesen nicht nur für sich spre- 
chen, sondern den Blick auf das Land sowie die Differen- 
zen und Gemeinsamkeiten in einzelnen Machtgruppen, 
Parteien und Organisationen schärfen werden. 
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»Präsident Lukaschenko 
entscheidet die Wahl in der 
ersten Runde für sich« 





Interview mit dem Leiter der Präsidialverwaltung 
Michail Mjasnikowitsch 


Wenn man Meinungsumfragen heran- 
zieht, wenn man mit belarussischen Bür- 
gern spricht, wenn man sich auch in Un- 
ternehmen umhört, so gibt es in der Be- 
völkerung Unzufriedenheit mit der wirt- 
schaftlichen Entwicklung. Auf der ande- 
ren Seite weisen die von der Regierung in 
den letzten sechzehn Monaten vorgeleg- 
ten offiziellen Zahlen auf positive Ergeb- 
nisse und ein Wirtschaftswachstum hin. 
Wie erklären Sie diesen Widerspruch? 
Wir müssen die Psychologie der Men- 
schen bei der Beantwortung dieser Frage 





Michail Mjasnikowitsch, 
Leiter der Präsidialverwaltung 


















B Leiter der Präsidialverwaltung 
äußert sich zur sozialen und wirt- 
schaftlichen Situation in Belarus. 
Seiner Meinung nach hat die Bevöl- 
kerung am 9. September die Wahl zwi- 
schen einer Politik der Kontinuität, für 
die Präsident Alexander Lukaschenko 
steht, und der Ungewißheit. Mjasni- 
kowitsch zeigt sich überzeugt, daß die 
Isolation des Landes durch die existie- 
renden Wirtschafts- und kulturellen 
Kontakte überwunden wird und sich 
die Beziehungen normalisieren wer- 
den. 
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heranziehen. Wenn wir beispielsweise die 
Situation in Deutschland oder einem an- 
deren hochentwickelten Land untersu- 
chen, so werden auch dort nicht hundert 
Prozent der Bevölkerung mit ihrem Le- 
bensstandard zufrieden sein. Das ist die 
Psychologie; wir aber sind Pragmatiker. 

Wenn es Sie interessiert, kann ich Ih- 
nen die Zahlen und Daten in bezug auf den 
durchschnittlichen Verbraucherhaushalt 
oder den durchschnittlichen Warenkorb 
vorlegen. Sie werden feststellen, daß die 
realen Einkommen der Bevölkerung sig- 
nifikant gestiegen sind. Natürlich müssen 
wir dies im Kontext von Einkommen und 
Preisen diskutieren. Die Bürger unseres 
Landes bezahlen für komfortable Woh- 
nungen mit zwei Schlafzimmern umge- 
rechnet fünf Dollar im Monat, einschließ- 
lich der Zahlungen für Kalt- und Warm- 
wasser sowie Heizung. Das ist nicht zu viel. 
Eine Fahrt mit der Metro hier in Minsk ko- 
stet umgerechnet zehn Pfennig. Im Ver- 
hältnis zu den Einkommen ist dies wenig. 
Dann müssen wir die integrativen Werte 
in der Entwicklung des Lebensniveaus be- 
trachten, wie sie standardisiert von den 
Vereinten Nationen berechnet werden. Die 
Zahlen belegen, daß der Lebensstandard 
der Bürger und die realen Einkommen 
kontinuierlich wachsen. 

Ich möchte Ihre Aufmerksamkeit auf 
eine weitere sehr wichtige Nuance len- 
ken. Wir haben hier in Belarus eine mini- 
male Arbeitslosigkeit. Die Arbeitslosen- 
quote liegt unter zwei Prozent, was prak- 
tisch Vollbeschäftigung bedeutet. Wir den- 
ken, daß die Politik von Präsident Luka- 
schenko dafür steht, daß die Härten, die 
in der Transformationsperiode zwangs- 
weise entstehen, für die Bevölkerung so 
weit wie möglich abgefedert werden müs- 
sen. Für die Situation im Zuge der Reform 
und der Restrukturierung von Landwirt- 
schaft und Industrie, während der Stabili- 
sierung der Handelsmärkte und des Devi- 
senmarktes ist die hohe Beschäftigungs- 
quote von höchster Wichtigkeit. Denn na- 
türlich, würden im Moment viele Men- 
schen aus den Unternehmen und Fabri- 


ken entlassen, fänden sie keine Beschäf- 
tigung bei anderen privaten und staatli- 
chen Unternehmen und hätten keine Exi- 
stenzquellen. 

All dies bestimmt den relativ hohen 
Stand der humanen Entwicklung und des 
menschlichen Entwicklungspotentials in 
unserem Land. Aus diesem Grunde sind 
wir an einem objektiven Herangehen un- 
serer ausländischen Kollegen an unsere 
Republik interessiert. 

Nun, ich denke, die Situation in der 
Hauptstadt unterscheidet sich von der 
auf dem Lande. 

Ich war zum Beispiel noch vor zwei Ta- 
gen in Grodno. Die Menschen dort leben 
besser alsin Minsk, es sind reiche Leute. 

Aber dies hat etwas mit der Vergan- 
genheit zu tun, gerade in bezug auf 
Grodno. Die Menschen sind dort stets der 
privaten Landwirtschaft nachgegangen, 
auch während der Sowjetzeit. Die Men- 
talität der Menschen unterscheidet sich 
von der des restlichen Belarus. 

Nun, Sie können auch Richtung Osten 
gehen. Betrachten Sie die Lebenssituati- 
on in Witebsk, der Heimat von Chagall. 
Beobachten Sie dort, wie die Menschen 
leben, achten Sie auf ihre Kleidung. Man 
kann den Eindruck gewinnen, daß Wi- 
tebsk die Hauptstadt eines europäischen 
Landes ist. 

Sie sagten, daß der Faktor der Unzu- 
friedenheit nur ein psychologisches Mo- 
ment ist. Doch viele Umfragen belegen 
eine abnehmende Zustimmung zum Prä- 
sidenten. 

Ich kann Ihnen da nicht zustimmen. 
Die Informationen, über die wir verfügen, 
zeigen, daß die Popularität von Präsident 
Lukaschenko nicht gesunken ist. 

Wie hoch liegt sie nach Ihren Informa- 
tionen? 

Bei mehr als vierzig Prozent. 

Es gibt andere Umfragen, die sehen 
den Amtsinhaber bei zwanzig bis 25 Pro- 
zent, einige bei dreißig bis 34 Prozent. 

Wir greifen auf die Arbeit von sieb- 
zehn unterschiedlichen Institutionen und 
Organisationen zurück, die Meinungs- 
umfragen durchführen, darunter das So- 
ziologische Zentrum der Universität, das 
Unabhängige Zentrum, staatliche Umfrage- 
institute, regionale Meinungsforschungs- 
institute. Das integrierte Rating belegt 
eine Zustimmung zum Präsidenten von 
45 Prozent plus/minus drei Prozent. Zu- 
gleich kommen alle Führer der Oppositi- 
on zusammen auf weniger als zehn Pro- 
zent. Ich möchte unterstreichen, daß wir 
diese Umfragen nicht selbst in Auftrag 
geben, sondern lediglich regelmäßige In- 
formationen dieser siebzehn Institute aus- 
werten. Die Belarussen sind in der Tat über- 
zeugt, daß Alexander Lukaschenko in der 
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Lage ist, Entscheidungen für das Wohl der 
belarussischen Nation zu treffen und die- 
se auch trifft. 

Ein zweites, sehr wichtiges Merkmal 
für einen Politiker ist die Vorhersagbar- 
keit und Berechenbarkeit seiner Politik, 
die Kontinuität also. Wir können in die- 
sem Bereich die garantierte kostenlose 
medizinische Versorgung nennen. Die Be- 
völkerung schätzt diese sehr. Wir können 
auch die Zahl der Studierenden, die das 
intellektuelle Potential unseres Landes 
darstellen, anführen. Wenn wir die Zahl 
der Studierenden pro 10000 Einwohner 
betrachten, so bewegen wir uns heute auf 
europäischem Niveau. Heute gibt es in 
Belarus sogar mehr Studierende als zur 
Sowjetzeit. Dies ist wunderbar. Die Fami- 
lien sind stolz und sehr zufrieden, daß ih- 
re Kinder eine höhere Bildung erhalten 
können. Wir bieten jedem Kind und je- 
dem Jugendlichen die Grundlage für ei- 
nen späteren Beruf - wir bieten jedem ei- 
ne gute Bildung. Auch wenn wir darauf 
verweisen können, daß wir in den letzten 
sieben Jahren fast keine Arbeitslosigkeit 
mehr haben, ist dies ein Zeichen für die 
Stabilität der Politik wie auch der Gesell- 
schaft. Jeder Mensch in Belarus hat die 
Möglichkeit zu arbeiten und so ein reales 
Einkommen zu beziehen. 

Ich möchte kurz die Struktur unserer 
Gesellschaft skizzieren. Belarus zählt zehn 
Millionen Einwohner. Davon sind 2,5 Mil- 
lionen Rentner und weitere 2,5 Millionen 
sind Kinder und Jugendliche. 2,8 Millio- 
nen Menschen arbeiten in den haushalts- 
abhängigen Bereichen und im Dienstlei- 
stungssektor. Über zwei Millionen oder ein 
Viertel der Gesellschaft arbeiten im rea- 
len Wirtschaftssektor, also im güterpro- 
duzierenden Bereich. Als Volkswirt würde 
ich sagen, die Zahlen belegen, daß die 
Wirtschaft effektiv funktioniert. Ein Be- 
schäftigter arbeitet für vier Personen. Das 
ist die Realität. Unsere Rentner erhalten 
keine hohen Renten, aber diese sind staat- 
lich garantiert. Ein Rentner bezieht eine 
durchschnittliche Rente in Höhe des Ge- 
halts eines untergeordnet Beschäftigten 
im Gesundheitswesen. Dies ist vielleicht 
nicht gerecht gegenüber dem Beschäf- 
tigten. Aber die Rentner haben ihr ganzes 
Leben gearbeitet und die Pensionen ver- 
dient. 

Wie aber sollen die Rentner mit den 
niedrigen, wenn auch staatlich garan- 
tierten Renten leben können? 

Natürlich gibt es Menschen, die öf- 
fentlich sagen, daß sie besser leben wol- 
len. Aber jeder Mensch will besser leben, 
niemand will, daß sich seine Situation 
verschlechtert. 

In Belarus besuchen alle Kinder die 
Vorschuleinrichtungen - also Kindergär- 
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Gedenkstätte Chatyn 





ten und ähnliche Einrichtungen. Mehr als 
die Hälfte der Mütter arbeitet nicht. Bis 
die Kinder drei Jahre alt sind, erhalten die 
Mütter eine staatliche Unterstützung. 
Nachdem die Mütter ihre Kinder am Mor- 
gen in die Kindergärten gebracht haben, 
ruhen sie sich aus oder können etwas 
Schönes tun. 

Oder sie stehen auf den Märkten, um 
das ein oder andere Geld zum Überleben 
dazuzuverdienen. 

Nun, wenn Sie sich morgens zwischen 
acht und neun vor einen Kindergarten 
stellen, können Sie beobachten, daß die 


ee 


Kinder im BMW, im Mercedes und ande- 

ren teuren Automarken gebracht werden. 
Es ist wohl der kleinste Teil der Mütter, 

der die Kinder mit dem Auto vorfährt. 

Sehen wir uns die Zahlen an. Jede drit- 
te Familie in Belarus besitzt ein Auto. Ich 
nehme dabei alle zehn Millionen Einwoh- 
ner, also auch die Kinder und die betag- 
ten Rentner auf dem Land, und nehme 
dann die 1,5 Millionen Pkws in unserer 
Republik. Ich denke nicht, daß Sie auf den 
Straßen einer Stadt im industrialisierten 
Deutschland andere Autos sehen als auf 
den Straßen einer belarussischen Stadt. 
Sie wissen, wie es zur Sowjetzeit ausgese- 
hen hat und wie es heute aussieht. Minsk, 
Warschau und westeuropäische Städte - 
sie alle sind sich mittlerweile sehr ähn- 
lich. Auch auf deutschen und amerikani- 
schen Straßen fahren alte Autos. Bei uns 
in Belarus denken die Menschen, wenn 
sie ein Auto kaufen, soll es ein gutes Auto 
sein. Das ist nicht schlecht. 

Kommen wir noch einmal auf die Si- 
tuation im Vorfeld der Präsidentschafts- 
wahl zurück. Sie schätzen es also nicht 
so ein, daß Alexander Lukaschenko um 


seine Wiederwahl kämpfen muß? 45 Pro- 
zent der Bevölkerung sind Ihren Angaben 
nach seine sichere Wählerschaft. 

Wir haben keine Zweifel, daß Präsi- 
dent Lukaschenko die Wahl bereits in der 
ersten Wahlrunde für sich entscheiden 
wird. Aber natürlich müssen wir dafür ei- 
niges tun. Und zu einem gewissen Grad 
werden wir dazu gezwungen. Denn die 
anderen Kandidaten werden Maßnahmen 
und Schritte unternehmen, so müssen wir 
auch arbeiten, um dem entgegenzusteu- 
ern. Aber die Hauptsache in der Wahl- 
kampagne von Präsident Lukaschenko ist 
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seine tagtägliche ruhige Arbeit als Präsi- 
dent. 

In seiner Rede vor der zweiten Ge- 
samtbelarussischen Versammlung hat Prä- 
sident Lukaschenko eine Außerung ge- 
macht, die meiner Meinung nach Schlüs- 
selcharakter hat. Er sagte: Die Menschen 
haben das Recht zu wählen. Sie sind frei, 
entweder die Person zu wählen, mit der 
sie die letzten sieben Jahren gelebt ha- 
ben, oder sich für die Ungewißheit zu 
entscheiden. Sie können sich für andere - 
unbekannte - Verbündete entscheiden 
oder dem heutigen multivektoralen Kurs, 
der die Grundlage unserer Politik ist, ihre 
Stimme geben. Unsere Priorität sind ge- 
genwärtig die Beziehungen zu Rußland. 
Diese Zusammenarbeit läuft jedoch den 
westlichen Vektoren unserer Politik nicht 
zuwider. Nehmen wir als Beispiel unsere 
Handelsbeziehungen. Das Handelsvolumen 
mit Deutschland beläuft sich im Jahr auf 
eine Milliarde Dollar. Es bewegt sich da- 
mit in gleicher Höhe wie mit der Ukraine. 

Sie haben angedeutet, daß andere 
Kandidaten einen Wahlkampf vor allem 
gegen Lukaschenko führen werden. Die 
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Opposition mobilisiert, man hat sich auf 
ein gemeinsames Herangehen verstän- 
digt und will einen gemeinsamen Kandi- 
daten unterstützen. Wie tief ist die Op- 
position Ihrer Meinung nach in der Ge- 
sellschaft verankert. Als wie groß schät- 
zen Sie die Basis der Opposition und vor 
allem deren Unterstützung in der Bevölke- 
rung ein? 

Die Opposition hat keine Basis in der 
Gesellschaft. Absolut keine. Die Oppositi- 
onsführer unterstützen sich nur gegen- 
seitig. Sie befinden sich meiner Meinung 
nach in großer Distanz zu ihrer Wähler- 
schaft. Und einen weiteren Aspekt möch- 


te ich anführen. Von den Oppositionsfüh- 
rern waren praktisch alle bereits in der 
großen Politik. 

Beziehen Sie sich dabei auf die Kandi- 
daten der demokratischen Opposition - 
Tschigir, Domasch, Koslowski, Gontscha- 
rik? 

Ja, aber auch andere Kandidaten. Kal- 
jakin, der Kommunist, zählt zu den Her- 
ausforderern. Ich denke, es wird noch viel 
mehr Politiker geben, die versuchen wer- 
den, den Präsidentensessel zu erobern. 

Was denken Sie persönlich über den 
frühen Wahltermin im September? 

Es gab keine Alternative, denn die Ver- 
fassung gab den Wahltermin vor. 

Man hätte sich auch für den 23. Sep- 
tember entscheiden können, das wäre 
zwei Wochen später. 

Warum sollten die Wahlen am letzt- 
möglichen Wahltermin stattfinden? 

Einfach um das Problem der Urlaubs- 
zeit zu entschärfen. Einen Wahlkampf im 
heißen August zu führen, wenn viele im 
Urlaub und auf der Datscha sind, macht 
wenig Sinn. 
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1994 haben wir den Präsidenten im 
Juli - dem Höhepunkt der Urlaubszeit - 
gewählt. Und Präsident Lukaschenko hat 
gewonnen. In Belarus haben wir keine so 
extreme Urlaubsmigration. Ich denke, es 
ist kein prinzipielles Problem. Die Bürger, 
die eine positive Haltung zu Wahlen 
schlechthin haben, werden zur Wahl ge- 
hen und an diesem Sonntag nicht auf die 
Datscha fahren. Die Teilnahme an der 
Wahl wird ihnen wichtiger sein. 

Die Isolation der Republik Belarus 
bleibt weiterhin ein Thema. Westliche 
Länder stellen einige Forderungen an die 
Durchführung der Wahl. Vielleicht kann 





man sagen, daß die Durchführung der 
Wahl für den Westen ein Beweis dafür 
ist, ob es in Belarus Veränderungen und 
eine Entwicklung hin zur Demokratie gibt. 

Im Jahr 2000 haben wir das neue 
Wahlgesetzbuch angenommen. Es war 
kein traditioneller Weg, den wir bei der 
Erarbeitung dieses Gesetzbuches einge- 
schlagen haben. Nicht nur das Parlament 
hat darüber beraten, sondern es gab ei- 
nen breiten Dialog mit gesellschaftlichen 
Organisationen und Gruppen, mit den 
politischen Parteien und anderen Vereini- 
gungen. Dies wurde nicht initiiert, weil 
wir Zweifel am objektiven Herangehen 
unseres Parlaments hatten. Wir wollten 
die Vorschläge und Forderungen unserer 
westlichen Partner erfüllen. Von der Be- 
obachtungs- und Beratergruppe der OSZE, 
von Botschaftern, bei bilateralen Treffen 
wurde uns immer wieder empfohlen, Vor- 
schläge und Ideen der Parteien, der NGOs 
und von gesellschaftlichen Organisatio- 
nen einzuholen, damit das Parlament die- 
se vor der Abstimmung über das Wahlge- 
setz nutzen und einarbeiten konnte. Wir 


haben alle politische Parteien zu diesem 
Dialog eingeladen, und die Mehrzahl der 
Parteien nahm unsere Einladung an. Wir 
haben Treffen, Konferenzen und Diskus- 
sionsveranstaltungen durchgeführt, wir 
haben uns mit Parteiführern getroffen. 
Auch der Präsident hat sich in der letzten 
Phase des Dialogs mit Parteiführern- ge- 
troffen. Im Ergebnis dieses breiten Dialogs 
wurden zehn Änderungen an der Wahl- 
gesetzgebung vorgenommen. Wir denken, 
daß wir eine recht demokratische Wahlge- 
setzgebung haben, für deren Erarbeitung 
wir die Hilfe vieler Politiker in Anspruch 
genommen haben. Mit meiner langen Er- 
klärung will ich auch darlegen, daß einige 
oder sogar viele Politiker im Westen ver- 
standen haben, daß die Entscheidung des 
Jahres 1997 unbegründet hart war. 

Sie meinen die Entscheidung über die 
Isolierung? 

Ja. Nur einige Stunden vor unserem 
Gespräch hatte ich ein Treffen mit einer 
Delegation deutscher Unternehmer und 
von Vertretern der Wirtschaft, die in Be- 
larus Geschäfte machen wollen. Ich habe 
bereits vom Handelsvolumen zwischen 
unseren Ländern gesprochen. Die politi- 
schen Entscheidungen, die auf die weite- 
re Isolation der Republik Belarus abzielen, 
sind ohne Perspektive, denn Wirtschafts- 
leute, Unternehmer, Menschen, die den 
realen Wirtschaftssektor vertreten, die An- 
gehörigen des kulturellen Bereichs - sie 
alle und ihre Kontakte durchbrechen die- 
sen Knoten. 

Und ich möchte einen weiteren Aspekt 
betonen. Die Entscheidung der EU-Län- 
der, die Kontakte zu Belarus zu minimie- 
ren, wurde beeinflußt von den Vorschlä- 
gen der Führer der belarussischen Oppo- 
sition. Die westlichen Politiker haben ge- 
dacht, daß die Opposition ihnen die rich- 
tigen Empfehlungen gibt. Die Entschei- 
dung, Belarus zu isolieren, würde danach 
zu einer allgemeinen Unzufriedenheit mit 
Präsident Lukaschenko führen und die 
Unterstützung für die Opposition stei- 
gern. Aber dies hat sich nicht bewahrhei- 
tet. Im Gegenteil. Die Nation schließt sich 
sogar noch enger um ihren Präsidenten. 
Und Sie werden selbst festgestellt haben, 
daß Politiker und Fachleute im Westen 
immer öfter erkennen, daß unsere Opposi- 
tion nicht gerade populär und beliebt ist. 

1997 habe ich dem deutschen Bot- 
schafter in Belarus gesagt, daß die Ent- 
scheidung über die Isolierung ein falscher 
Weg ist. Ein Land zu isolieren, das im Her- 
zen Europas liegt, einen Staat, dessen 
Präsident von neunzig Prozent der Bevöl- 
kerung gewählt wurde, das ist in der Tat 
ohne Perspektive. Damals habe ich auch 
gesagt, daß man eine gegenteilige Wir- 
kung erzielen wird. Die Menschen werden 
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eine negative Haltung gegenüber denje- 
nigen entwickeln, die eine solche Isolati- 
onspolitik betreiben. 

Und hat sich Ihrer Ansicht nach im 
Denken und Bewußtsein der Bevölkerung 
im Ergebnis der Isolationspolitik des We- 
stens eine eher negative Haltung gegen- 
über dem westlichen Verständnis von 
Demokratie entwickelt? 

Nein, das würde ich nicht sagen. Ich 
will dies an einem anderen Beispiel erläu- 
tern. Ungeachtet der ungezählten Verlu- 
ste im zweiten Weltkrieg verbinden die 
Belarussen heute nicht mehr den Faschis- 
mus mit den Deutschen. Und dies, obwohl 
jede belarussische Familie mindestens ei- 
nen Angehörigen im Krieg verloren hat. 
Und dies, obwohl jeder dritte Belarusse in 
diesem Krieg gestorben ist. Die Moskito- 
bisse, die wir seitens des Westens Ende 
der 90er Jahre zu erdulden haben, stehen 
in keinem Vergleich zu den Opfern, die 
wir vor knapp sechzig Jahren zu erleiden 
hatten. 

Wir kooperieren gut mit deutschen, 
niederländischen und französischen Un- 
ternehmen. Wir arbeiten mit Unterneh- 
men in der Schweiz zusammen. Für sie 
sind wir ein attraktiver Markt. Morgen 
wird das belarussische Energiesystem sein 
siebzigjähriges Jubiläum feiern. Vertreter 
vieler Unternehmen wie ABB, Siemens, 
Alsthom, Alcatel und andere sind gekom- 
men, um mit uns zu feiern - sie sind unse- 
re Partner. 

Sie denken also, daß die Wirtschafts- 
kontakte und das wirtschaftliche Leben 
die Beziehungen ungeachtet der politi- 
schen Isolation normalisieren werden? 

Davon bin absolut überzeugt. Und ich 
denke, daß viele Politiker im Westen, die 
sich mit den belarussischen Problemen 
befassen, nach einem vernünftigen Weg 
aus der verfahrenen Situation suchen. 
Wir stehen dem nicht ablehnend gegen- 
über, wir werden diesen würdigen Ausweg 
gemeinsam finden. Wir sind bestrebt, im 
gemeinsamen Haus Europa zu leben, nach 
allgemein anerkannten Prinzipien. Ich mag 
die Worte vom Präsidenten der Tschechi- 
schen Republik Herrn Havel, der seiner- 
zeit betonte, daß die Mitglieder der EU die 
Türen der Union nicht geschlossen halten 
dürfen. Ich persönlich denke, sobald die 
Tür geschlossen ist, wird bei weitem nicht 
jeder einen Weg suchen, um doch irgend- 
wie hineinzuschlüpfen, weil man sich ge- 
kränkt fühlen wird. Oder keine Konfron- 
tation braucht. Wenn die Tür geöffnet ist, 
wird jeder Mensch alles tun, würdig durch 
die Tür zu schreiten, um nach den Geset- 
zen und den Prinzipien des Hauses zu le- 
ben, das er betreten hat. 


Mit Michail Mjasnikowitsch sprach 
Britta Wollenweber in Minsk 
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»Wir brauchen einen Konsens 
aller politischen 
Kräfte in der Gesellschaft« 





Gespräch mit der Vorsitzenden der Zentralen Wahlkommission 
Lidija Jermoschina 


Wenden wir uns zuerst der Struktur der 
Wahlkommission selbst zu, ihren Aufga- 
ben und ihrer praktischen Arbeit. 

Die Zentrale Wahlkommission ist eine 
Verfassungsinstitution. Sechs Mitglieder, 
darunter die Vorsitzende, werden vom 
Präsidenten ernannt, sechs weitere Mit- 
glieder werden von der Oberen Kammer 
der Nationalversammlung gewählt. Die 
Amtszeit der Kommission beläuft sich auf 
fünf Jahre. Die derzeitige Wahlkommissi- 
on wird also noch bis zum Jahr 2002 ar- 
beiten. Die Kommission ist ein Kollegi- 





Lidija Jermoschina, 
Vorsitzende der Zentralen Wahlkommission 

















er Jermoschina erläutert Zu- 
sammensetzung und Arbeitsweise 
der Zentralen Wahlkommission und 
der lokalen Wahlkommissionen. Ihrer 
Ansicht nach bieten die Wahlgesetze 
einen ausreichenden Rahmen für die 
Durchführung freier, fairer und trans- 
parenter Wahlen, zu der einheimische 
und internationale Beobachter einge- 
laden werden sollen. Vorwürfe erhebt 
sie gegen die Beobachtungs- und Be- 
ratergruppe der OSZE, die die Zusam- 
menarbeit mit den Regierungsstruk- 
turen verweigere. 


umsorgan, in dem die Stimmen aller Mit- 
glieder gleichwertig sind. Die Vorsitzende 
hat keine gewichtigere Stimme, es gibt 
also keine Hierarchie. Die Vorsitzende lei- 
tet die Kommission und organisiert deren 
Arbeit. Von den Kommissionsmitgliedern 
arbeiten nur zwei hauptamtlich, nämlich 
die Vorsitzende und der Sekretär. Alle an- 
deren Mitglieder sind anerkannte Perso- 
nen des Öffentlichen Lebens in Belarus, 
die Hälfte von ihnen Juristen. Dies ist in 
aller Kürze die Information über die Kom- 
mission selbst. Die Arbeit besteht darin, 
Treffen und Sitzungen abzuhalten, auf 
denen wir Entscheidungen über die Durch- 
führung von Wahlen treffen und Kom- 
mentare zur Wahlgesetzgebung vorbe- 
reiten. 

Bleiben wir gleich bei der Wahlgesetz- 
gebung. Sprechen wir über drei bis vier 
kritische Punkte, die nach Meinung der 
Opposition Raum für Wahlfälschung bie- 
ten. Als ersten Punkt möchte ich anspre- 
chen, daß die Wahlgesetzgebung den Be- 
obachtern nicht das Recht einräumt, die 
Stimmauszählung zu beobachten. 

Unsere Wahlgesetzgebung gibt den 
Beobachtern dieses Recht. 

Sie meinen, eine unmittelbare Beob- 
achtung der Stimmauszählung ist er- 
laubt? Nehmen wir die Parlamentswahl 
im Herbst. Da war es den Beobachtern 
nicht gestattet, am gleichen Tisch mit 
den Auszählern zu sitzen und die Aus- 
zählung zu beobachten. 

Sie saßen nicht direkt mit an den Ti- 
schen, da auf diesen die Wahlurnen stan- 
den. Aber sie standen nur einige Schritte 
hinter den Mitgliedern der Wahlkommis- 
sion, die die Stimmen zählten. 

Aber was macht dies für einen Sinn? 
Aus einer Distanz von mehreren Metern 
wird wohl kein Beobachter den Stimm- 
zettel erkennen, geschweige denn sehen 
können, an welcher Stelle das Kreuz ge- 
macht wurde. 

Die Wahlkommissionen mußten dafür 
sorgen, daß die Beobachter tatsächlich 
beobachten konnten. Wenn es Differen- 
zen zwischen den Beobachtern und der 
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Wahlkommission gab - nun, die Praxis 
hat gezeigt, daß es überhaupt keine Aus- 
einandersetzungen zwischen den Beob- 
achtern und Wahlkommissionen gab. 

Sie denken also nicht, daß die Wahl- 
gesetzgebung in diesem Punkt einer Er- 
gänzung bedarf? 

Nein, weil das Gesetz unmißverständ- 
lich sagt, daß die Beobachter das Recht 
haben, die Stimmauszählung zu beob- 
achten. Dies ist ganz klar so festgelegt. 
Wenn ein Wahlbeobachter an irgendei- 
ner Stelle Zweifel an der Stimmauszäh- 
lung anmeldet, entscheiden wir direkt zu 
seinen Gunsten. 

Ein zweiter kritischer Punkt ist, daß 
der Beobachter das Recht hat, eine Kopie 
des Auszählungsprotokolls zu machen, 
das Gesetz den Vorsitzenden der Wahl- 
kommission jedoch nicht verpflichtet, die 
Richtigkeit der Kopie durch Unterschrift 
und Stempel zu bestätigen. Im Falle des 
Verdachts auf Wahlfälschung kann also 
die Richtigkeit einer Kopie stets ange- 
zweifelt werden. 

Es stimmt, daß dies im Gesetz nicht 
vorgesehen ist. Doch gibt es keine Not- 
wendigkeit für eine solche Verpflichtung. 
Die wichtigste Aufgabe der Beobachter 
ist, die realen Zahlen der Stimmauszäh- 





lung zu erhalten und diese dann mit 
früheren Informationen zu vergleichen. 
Der dritte Punkt, mit dem viele Men- 
schen Probleme haben, ist die Möglich- 
keit des Präsidenten, per Erlaß auf die 
Wahlgesetzgebung, die Durchführung der 
Wahlen, den Wahlkampf einzugreifen. 
Dies ist keine Frage, die Sie der Zentra- 
len Wahlkommission stellen können. Dies 
ist ein Problem der Verfassung. Nach der 
Verfassung hat der Präsident das Recht, 
Erlasse herauszugeben. Und dieses Recht 
wurde ihm von der Bevölkerung gegeben, 
die sich während des letzten Referen- 
dums für gerade diese Verfassung ausge- 
sprochen hat. Mehr als siebzig Prozent 
der Bevölkerung haben sich für die Ver- 
fassung und damit für das Recht des Prä- 
sidenten, per Erlaß einzugreifen, ausge- 
sprochen. Ich möchte hinzufügen, daß die 
Gesetzesbasis eines jeden Staates nicht 
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nur aus der Verfassung und den Gesetzen, 
die vom Parlament beschlossen werden, 
besteht, sondern auch aus dem Recht der 
Exekutive, bestimmte Gesetze anzuneh- 
men. All diese Vorschriften und Gesetze 
wirken zusammen und bilden die norma- 
tive Grundlage des Staates. Ich möchte 
auch anmerken, daß über ein Dekret des 
Präsidenten obligatorisch im Parlament 
abgestimmt werden muß. Das Parlament 
als höchster Gesetzgeber und als das Volk 
vertretende Institution gibt also eine ei- 
gene Bewertung eines Erlasses ab. Alle 
normativen Akte, die Gesetzeskraft er- 
halten, dazu zählt auch der Erlaß, müssen 
vom Parlament bestätigt werden. 

Ein Punkt, der die Oppositionskräfte 
sehr beunruhigt, ist die Zusammenset- 
zung der lokalen Wahlkommissionen. In 
diesen Kreisen heißt es, daß die Wahl- 
kommissionen im Sinne der Macht gebil- 
det werden. 

Das sehe ich nicht so. 

Wer bestimmt denn die Mitglieder der 
Kommissionen? 

Die Mitglieder für die Wahlkommis- 
sionen werden von politischen Parteien, 
gesellschaftlichen Organisationen und den 
Wählern vorgeschlagen. Alle Vorschläge 
werden bei den lokalen Exekutivkomitees 


und dem lokalen Rat der Volksvertreter 
eingereicht, also beim exekutiven und le- 
gislativen Zweig der Macht. Diese beiden 
Gremien bestimmen dann in einer ge- 
meinsamen Sitzung aus allen eingereich- 
ten Empfehlungen die lokale Wahlkom- 
mission. Nachdem die Kommission gebil- 
det ist, treten die Mitglieder in einer er- 
sten Sitzung zusammen, um ihren Vorsit- 
zenden und den Sekretär zu wählen. In 
dieser Hinsicht unterscheidet sich unser 
System beispielsweise von dem in Deutsch- 
land, wo die Leiter der Wahlkommissio- 
nen von den Behörden ernannt werden. 

War es aber bei den Parlamentswah- 
len nicht so, daß nur die Parteien ihre 
Vorschläge einreichen durften, die auch 
tatsächlich an den Wahlen teilnahmen? 
Dies schloß die oppositionellen Kräfte 
aus, die zum Boykott der Wahl aufgeru- 
fen hatten. 


Nein, so kann man das nicht sehen. Bei 
den Parlamentswahlen war durch Präsi- 
dialerlaß festgelegt, daß bei der Zentra- 
len Wahlkommission das Institut von 
Mitgliedern ohne Stimmrecht implemen- 
tiert wurde. Denn, wie gesagt, die Zentra- 
le Wahlkommission wird nicht durch die 
Parteien gebildet. Es ist sogar per Gesetz 
verboten, daß Mitglieder der Zentralen 
Wahlkommission einer Partei angehören. 
Dies soll die politische Unabhängigkeit 
der Kommission sichern. Die Mitglieder 
der Zentralen Wahlkommission mit ledig- 
lich beratender Stimme werden von Par- 
teien vorgeschlagen, dabei in der Tat nur 
von den Parteien, die an den Wahlen teil- 
nehmen. 

Bei den lokalen Kommission erlaubt 
das Gesetz allen Parteien, unabhängig 
davon, ob sie an den Wahlen teilnehmen 
oder nicht, ihre Vorschläge für Mitglieder 
der jeweiligen Kommission einzureichen. 

Das bezieht sich auch auf die Präsi- 
dentschaftswahl? 

Bei der Präsidentschaftswahl gilt der 
auf die Zentrale Wahlkommission abzie- 
lende Erlaß nicht. Er galt nur für die Par- 
lamentswahl. In bezug auf die lokalen 
Wahlkommissionen gelten die gleichen 
Bestimmungen. Jede Partei hat das Recht 
und die Freiheit, Mitglieder für die Kom- 
missionen zu empfehlen - unabhängig 
davon, ob sie in Opposition zur Regierung 
steht oder nicht. 

Welche Anforderungen gibt es an die 
Registrierung der Kandidaten? 

Mit dem Tag der Bekanntgabe des 
Wahltermins muß jede Person, die für das 
Amt des Präsidenten kandidieren will, ei- 
ne offizielle Bewerbung abgeben, ver- 
bunden mit der Bitte, die Initiativgruppe 
seiner Kandidatur zu registrieren. 

Das heißt, bis zum 15. Juni müssen al- 
le Bewerbungen eingereicht sein. 

Ja. Es ist vor allem die Liste der Perso- 
nen, die die Initiativgruppe bilden, die 
aus mindestens hundert Personen beste- 
hen muß. Die Kandidaten selbst müssen 
mindestens 35 Jahre alt und Bürger der 
Republik Belarus sein. Sie müssen das 
Wahlrecht besitzen und die letzten zehn 
Jahre auf dem Territorium des Landes ge- 
lebt haben. 

Die Initiativgruppen müssen regi- 
striert werden. Welche Aufgabe kommt 
der Zentralen Wahlkommission dabei zu? 
Sind es vornehmlich Kontrollfunktionen? 

Ja. Denn die Zentrale Wahlkommission 
kann eine Initiativgruppe aufgrund von 
Verletzungen von der Registrierung aus- 
schließen: Wenn der Kandidat die oben 
genannten Anforderungen nicht erfüllt, 
wenn die Gruppe nicht tatsächlich hun- 
dert Mitglieder zählt oder wenn ein oder 
mehrere Mitglieder der Initiativgruppe 
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nicht Bürger des Landes sind. Ausländer 
und Staatenlose sind als Mitglieder einer 
Initiativgruppe nicht zugelassen. Das ist 
ganz natürlich, denn auch nur Staatsbür- 
ger nehmen an der Wahl teil. Die Rück- 
weisung einer Initiativgruppe kann vor 
Gericht angefochten werden. Bis zum 21. 
Juni muß die Zentrale Wahlkommission 
die Registrierung abgeschlossen haben. 
Dann haben die Gruppen für die Samm- 
lung von Unterstützerunterschriften für 
ihren Kandidaten einen Monat Zeit. Ins- 
gesamt muß ein Kandidat für die Registrie- 
rung mindestens 100 000 Unterschriften 
vorlegen. 

Müssen die Unterschriften in einem 
bestimmten Verhältnis in allen Regionen 
gesammelt werden? 

Nein, diesbezüglich gibt es keine Vor- 
gaben. Die Unterstützerlisten werden bei 
den Bezirkskommissionen eingereicht. 

Jede Kommission prüft die Unter- 
schriften. Von den Bezirkskommissionen 
gehen die Informationen weiter an die 
Gebietskommissionen. Insgesamt haben 
wir in Belarus sechs Gebiete und die 
Hauptstadt Minsk. In den Gebietskom- 
missionen werden alle Angaben zusam- 
mengetragen und an die Zentrale Wahl- 
kommission weitergeleitet, die dann die 
Entscheidung über die Registrierung ei- 
nes Kandidaten trifft. 

Wie bewerten Sie die Bestimmung, ei- 
nen Kandidaten auszuschließen, wenn 
mehr als fünfzehn Prozent der Unter- 
schriften gefälscht sind? Wer kontrolliert 
die Unterschriften, sind es nur die Be- 
zirkskommissionen? 

Wenn sich herausstellt, daß fünfzehn 
Prozent der Unterschriften nicht „sicher" 
sind, sei es, weil es fiktive Personen sind 
oder andere Verletzungen festgestellt 
werden, dann wird der Kandidat von der 
Registrierung ausgeschlossen. Aber diese 
Entscheidung kann ebenfalls vor Gericht 
angefochten werden. 

Und auf welcher Ebene werden die 
Unterschriften geprüft? 

In der Regel werden die Listen von den 
Bezirkskommissionen geprüft, die ver- 
pflichtet sind, die Bürger zu fragen, ob sie 
die Unterschrift tatsächlich gaben oder 
nicht. Akzeptiert der Kandidat die Prü- 
fung der Bezirkskommission nicht, kann 
er sich zuerst an die regionalen Kommis- 
sionen, dann an die Zentrale Wahlkom- 
mission wenden. Schließlich steht ihm 
noch der Gang vor Gericht offen. 

Nach Bekanntgabe der Kandidaten 
haben diese einen Monat Zeit für ihren 
Wahlkampf. Dieser beginnt am 9. August. 

Was denken Sie persönlich darüber, 
daß für die Wahl der frühestmögliche 
Termin bestimmt wurde? Der August ist 
traditionell der Urlaubsmonat. 
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Natürlich, die Zeit für den Wahlkampf 
ist nicht optimal. Aber die Verfassung 
gibt diesen Termin vor. Die Wahlen dür- 
fen nicht später als am 23. September 
durchgeführt werden, da die Verfassung 
vorgibt, daß die Wahl zwei Monate vor 
Ablauf der Amtszeit des derzeitigen Prä- 
sidenten durchgeführt werden muß. Prä- 
sident Lukaschenko ist bis Ende Novem- 
ber gewählt. Wir sind diesbezüglich also 
durch die Verfassung festgelegt, sind uns 
aber sehr bewußt, daß der August und 
der September nicht die optimalen Mo- 
nate für die Durchführung eines Wahl- 
kampfes sind. 

Wird der Wahlkampf daher nicht vor- 
nehmlich ein Medienwahlkampf sein? 
Wahlveranstaltungen im großen Stil sind 
aufgrund der Urlaubszeit ja fast ausge- 
schlossen. 

Jedem Kandidaten wird in den staatli- 
chen nationalen Fernseh- und Rundfunk- 
sendern exakt genau die gleiche kosten- 
lose Werbezeit zur Verfügung gestellt. Je- 
der hat die Möglichkeit, sein Wahlpro- 
gramm unentgeltlich in allen nationalen 
Zeitungen zu veröffentlichen. Genauer 
gesagt, in den staatlichen nationalen Zei- 
tungen, denn natürlich können wir die 
unabhängigen Medien nicht dazu ver- 
pflichten. Darüber hinaus hat ein Kandi- 
dat das Recht, Treffen mit seinen Wählern 
durchzuführen. Das Gesetz sieht vor, daß 
die lokalen Behörden die Organisation 
von Wählertreffen zu unterstützen und zu 
erleichtern haben, so indem sie Versamm- 
lungsräume oder Hallen zur Verfügung 
stellen oder Kundgebungen erlauben. 

Wie sieht es mit der Finanzierung aus? 
Gibt es Regulierungen, wieviel ein Wahl- 
kampf kosten darf? 

Die Behörden stellen jedem Kandida- 
ten eine bestimmte Summe aus dem 
Staatshaushalt bereit. Diese Summe ist 
für jeden Kandidaten gleich. Das Geld 
dient dazu, Wahlkampfmaterialien wie 
Plakate, Anstecker und Flugblätter zu fi- 
nanzieren. 

Wir haben über alle unsere Gesetze 
und Regularien das Büro für demokrati- 








sche Institutionen und Menschenrechte 
der OSZE informiert. Dort wurden alle 
unsere Bestimmungen als absolut akzep- 
tabel bewertet. 

Der Amtsinhaber hat viel mehr Mög- 
lichkeiten, einen Wahlkampf zu führen. 
Er kann die Ressourcen der Verwaltung 
und den Amtsbonus nutzen, die nicht zu 
unterschätzende Faktoren sind. Es gibt 
viele Diskussion um einen tatsächlich 
gleichberechtigten Zugang der Kandida- 
ten zu den Medien. 

Die Möglichkeit, einen Wahlkampf zu 
führen, wird jedem Kandidaten auf einer 
absolut gleichberechtigten Basis gebo- 
ten. Natürlich hat der Amtsinhaber, das 
Staatsoberhaupt, wesentlich mehr Mög- 
lichkeiten, doch hat dies nichts mit dem 
Wahlkampf zu tun. Denn das politische 
Tagesgeschäft geht weiter, und im Fern- 
sehen wird der Präsident in seiner Funkti- 
on, nicht aber als Kandidat gezeigt. Das 
ist aber kein für Belarus spezifisches Pro- 
blem, sondern betrifft alle Länder, gleich 
welche Regierungsform sie haben, in de- 
nen sich ein Amtsinhaber zur Wiederwahl 
stellt. 

Eine der immer wieder diskutierten 
Fragen ist die der internationalen Wahl- 
beobachtung. Wen wird Belarus zur Be- 
obachtung einladen? 

Selbstverständlich wird Belarus Einla- 
dungen zur Wahlbeobachtung verschik- 
ken, aber es ist natürlich die Sache der 
Beobachter selbst zu entscheiden, ob sie 
der Einladung folgen oder nicht. Im Zuge 
des GUS-Gipfels hier in Minsk gab es eine 
Erklärung der Mitgliedsländer, daß sie ih- 
re Beobachter zur Präsidentschaftswahl 
entsenden. Ich denke, die meisten Beob- 
achter werden natürlich aus den GUS- 
Ländern kommen. Es wird eine breite Be- 
obachtung seitens der Parlamente ande- 
rer Länder geben, die eine Zusammenar- 
beit mit der Nationalversammlung pfle- 
gen. Belarus ist Mitglied der Assoziation 
der Wahlbeobachter der Länder Mittel- 
und Osteuropas. Wir als Zentrale Wahl- 
kommission werden Einladungen an die 
Zentralen Wahlkommissionen dieser Staa- 


45 


ten schicken. Ich denke, sie werden unse- 
rer Einladung folgen. 

Auch die Beobachterkommissionen 
anderer Länder werden ihr Interesse an 
der diesjährigen Wahl zeigen. Wenn sie 
uns darum bitten, werden wir sie eben- 
falls einladen. Auch das Außenministeri- 
um wird Einladungen an internationale 
Organisationen verschicken. 

Wie eng sind die Beziehungen zwi- 
schen der Zentralen Wahlkommission 
und dem Vorsitzenden der Beobachtungs- 
und Beratergruppe der OSZE Hans-Georg 
Wieck, der derzeit ja recht großem Druck 
seitens der Behörden ausgesetzt ist? 

Ich möchte betonen, daß unsere Be- 
ziehungen zu Herrn Wieck und seiner 
Gruppe auf Partnerschaft und Zusam- 
menarbeit gründen. Während der ersten 
Jahre ihrer Arbeit hier hat die Zentrale 
Wahlkommission die Gruppe unterstützt. 
Leider hat diese sich im letzten Jahr von 
uns distanziert und will praktisch nicht 
mehr mit uns zusammenarbeiten. Wir er- 
halten keine Informationen seitens der 
Organisation. Doch ist dies kein Beleg da- 
für, daß wir einen unangenehmen Disput 
haben. Wenn die Gruppe uns zu ihren Ver- 
anstaltungen einlädt, nehmen wir diese in 
der Regel an. 

Wie erklären Sie den doch recht star- 
ken Druck seitens der Behörden? 

Ich denke nicht, daß es realen Druck 
auf die Gruppe gibt. Aber die Regierung 
als Gastgeber der Gruppe und als Haus- 
herr hat das Recht, Vorschläge in bezug 
auf die Arbeit der Gruppe zu machen. Ich 
selber erlebe in meiner Arbeit, daß sich 
die Gruppe von uns distanziert und Kon- 
takte ablehnt. Das Mandat der Gruppe 
legt aber fest, daß es ihre Aufgabe ist, die 
Regierung zu unterstützen. 

Ich denke, alle offiziellen Strukturen in 
unserem Land haben dieselben Streitig- 
keiten mit der Gruppe, nämlich daß sie 
die Kontakte zu den Regierungsstruktu- 
ren nicht pflegen will. Ich möchte in die- 
sem Zusammenhang betonen, daß ich 
sehr gut über die Berichte der Beobach- 
tungs- und Beratergruppe an die zentrale 
OSZE-Struktur informiert bin, und diese 
Berichte basieren ausschließlich auf In- 
formationen von Nichtregierungsorgani- 
sationen, die sich in Opposition zur Re- 
gierung sehen. 

Ich denke, daß es in diesem Prozeß in 
bezug auf die Wahl einen Konsens und ei- 
ne Übereinkunft aller politischen Kräfte 
in der Gesellschaft geben sollte. Und was 
die Beobachtungs- und Beratergruppe 
betrifft, so weist sie praktisch die Beteili- 
gung der Regierungsseite in ihren Projek- 
ten zurück. 


Das Gespräch mit Lidija Jermoschina führte 
Britta Wollenweber in Minsk 
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»Die Gesellschaft ist 
bereit für die Wahl eines neuen 
Präsidenten« 


Gespräch mit dem ehemaligen Ministerpräsidenten und 
Präsidentschaftskandidaten Michail Tschigir 


Wenn wir uns dem Thema der Präsident- 
schaftswahl nähern, sind in erster Linie 
die Fragen nach der politischen Atmos- 
phäre und die Stimmung in der Bevölke- 
rung von Interesse. Glauben Sie, daß die 
Wahl frei und fair durchgeführt wird? 

Die Gesellschaft ist bereit für Verände- 
rungen. Mehr noch, sie hofft auf Verän- 
derung und ist bereit für die Wahl eines 
neuen Präsidenten. Sieht man sich aber 
die Umfragen an, so bleibt die Zustim- 
mung zu Präsident Lukaschenko ziemlich 





Michail Tschigir, ehemaliger Ministerpräsident 


und Präsidentschaftskandidat 
















er ehemalige Ministerpräsident 

Michail Tschigir ist einer der mög- 
lichen Herausforderer Präsident Luka- 
schenkos. Insgesamt schätzt er die 
politische Atmosphäre im Landes als 
kompliziert ein. Die Unzufriedenheit 
der Bevölkerung aufgrund der wirt- 
schaftlichen Lage sei immens groß, 
doch schlägt sich dies noch nicht in 
politischer Aktivität nieder. Tschigir 
setzt auf klare Botschaften des We- 
stens und Moskaus, damit die Wahl in 
gesetzlichem Rahmen und so trans- 
parent wie möglich durchgeführt wird. 


hoch. Dies hat viel damit zu tun, daß die 
Menschen eingeschüchtert sind. Ein Fak- 
tor, der für das Regime wirkt, ist, daß die 
Gesellschaft Angst hat. Bei Umfragen über 
das Wahlverhalten haben viele Bürger 
Angst und denken darüber nach, ob sie 
sagen für Lukaschenko oder für Tschigir. 

Mit einer ehrlichen Wahl zu rechnen, 
scheint mir problematisch. Betrachten wir 
den gegenwärtigen Zustand: Die Massen- 
medien machen Propaganda nur für ei- 
nen einzigen Kandidaten - Alexander Lu- 
kaschenko. Alle anderen werden in den 
Medien als Verräter bezeichnet, sogar als 
Faschisten. Es wird gesagt, sie seien kor- 
rupt und bestechlich. Zu unserer Genug- 
tuung muß gesagt werden, daß die Bür- 
ger genug von all diesen Lügen haben 
und nicht mehr einfach alles glauben, 
was gesagt wird. Aber leider gibt es ande- 
rerseits viele, die unhinterfragt glauben, 
was gesagt wird. Dies bedeutet, daß wir 
als demokratische Kandidaten vor allem 
in die ländlichen Gebiete fahren müssen, 
um den Menschen die Situation zu er- 
klären. Wir müssen Flugblätter verteilen 
und den Bürgern die Tatsachen auseinan- 
dersetzen. Das ist nicht einfach. 

Zweitens zeugt von der Unwahrschein- 
lichkeit ehrlicher Wahlen, daß Lukaschen- 
ko keine westlichen Wahlbeobachter zu- 
lassen will. Er argumentiert, daß die aus- 
ländischen Beobachter Terroristen seien, 
tagsüber würden sie die Wahlen beob- 
achten und abends würden sie sich be- 
waffnen. Das hat der Präsident so gesagt. 
Es zeugt davon, daß wir nicht in einem 
normalen Land leben. 

Es scheint aber, als sei Präsident Luka- 
schenko daran gelegen, daß die Wahl in- 
ternational anerkannt wird. Wird er da 
nicht Zugeständnisse machen? 

Sehen Sie, es ist nicht besonders kom- 
pliziert, als Staatsoberhaupt internatio- 
nal anerkannt zu werden. Wenn er dies 
wirklich anstrebt, wird er auch keine Pro- 
bleme damit haben. Aber ich halte dies 
für unwahrscheinlich. Warum? 

Vor dem Referendum 1996 war ich bei 
einem Treffen der Regierungschefs der 
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Vor der Präsidentschaftsyahl 


Europäischen Initiative. Dort wurde mir 
ganz klar gesagt: Wenn Sie das Referen- 
dum so durchführen, wie es jetzt vorbe- 
reitet wird, wird es international nicht 
anerkannt werden. Ich kam nach Minsk 
zurück, legte Präsident Lukaschenko die 
Haltung der Europäischen Initiative dar 
und schlug vor, das Referendum so nicht 
durchzuführen, da es die Isolation der Re- 
publik zur Folge haben werde. Was ant- 
wortete er mir? Na und, was macht das? 
Wenn unsere Beziehungen zu Rußland 
gut sind, ist alles andere unwichtig. Heute 
erklärt er, daß die internationale Aner- 
kennung wichtig sei. Aber ich kenne ihn 
sehr gut und weiß, daß sie ihn im Grunde 
genommen überhaupt nicht interessiert. 
Belarus ist unter Lukaschenko in die Iso- 
lation geraten. Lukaschenko ist bereit, daß 
die Isolation weiterhin existiert. Für ihn 
ist allein Rußland wichtig. Ich denke, er 
versteht nicht, daß der Weg aus der Isola- 
tion von höchster Wichtigkeit für die Zu- 
kunft des Landes ist und daß ausländische 
Investitionen für die Entwicklung der 
Wirtschaft von größter Bedeutung sind. 
Niemand scheint ihn davon überzeugen 
zu können. Ich versuchte, ihm dies zu ver- 
mitteln, unter den heutigen Ministern se- 
he ich niemanden, der dies versucht. 

Auf den Punkt gebracht wird es Ihrer 
Meinung nach also keine freien Wahlen 
geben, weil die internationale Anerken- 
nung nicht angestrebt und damit inter- 
nationale Wahlbeobachtung auch nicht 
erwünscht ist. 

Ich bin überzeugt, daß Lukaschenko 
letztlich gezwungen sein wird, interna- 
tionale Beobachter zuzulassen. Rußland 
wird in diesem Sinne auf ihn einwirken. 
Denn, wenn Belarus weiterhin in der Iso- 
lation bleibt, wird dies auch ein Problem 
für Rußland sein. Ich glaube, Lukaschen- 
ko wird verstehen, daß er nicht gegen den 
russischen Strich agieren kann. 

Im Herbst bei den Parlamentswahlen 
waren internationale Beobachter zahl- 
reich vertreten, sie kamen beispielsweise 
aus den Parlamenten anderer Länder. 

Die Beobachter wurden aber nicht of- 
fiziell von den Parlamenten entsandt. 

Wieso? Natürlich hat die russische 
Duma ihre Delegation offiziell entsandt. 

Die Beobachter aus der russischen Du- 
ma sind für uns ehrlich gesagt keine Au- 
torität. 

Diese haben sich sehr positiv über die 
Durchführung der Wahlen ausgespro- 
chen. Nehmen wir an, daß es absehbar 
war, daß der Vertreter der KP sich positiv 
äußerte. Aber auch der JABLoko-Vertre- 
ter Igrunjow, den man sicher nicht ver- 
dächtigen kann, ein Freund Lukaschen- 
kos zu sein, fand an der Durchführung 
der Wahl nichts auszusetzen. 
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Wenn die Delegationen für einen Tag 
hierher kommen, was können sie denn 
dann eigentlich sehen? Wären sie von al- 
leine gekommen und hätten die Wahlen 
ohne Zutun der Behörden beobachtet, 
hätten sie mehr sehen können. 

Wie sieht es mit der Forderung von 
zehn oder zwölf Parteien aus, daß die 
Hälfte aller Sitze in den Wahlkommissio- 
nen von Parteien, NGOs und anderen ge- 
sellschaftlichen Organisationen besetzt 
werden sollen? Ist das realistisch? 

Dies ist das größte Problem bei den 
anstehenden Wahlen überhaupt. Die Be- 
hörden berufen in die Wahlkommissio- 
nen ihre eigenen Leute beziehungsweise 
Personen, die sie gut kennen. Soweit ich 
informiert bin, gibt es bislang keinen ein- 
zigen Vertreter der demokratischen Kräf- 





te in den Kommissionen. Die Hälfte der 
Sitze, das wäre ein Traum, der aber nichts 
mit der Realität zu tun hat. 

Es ist aber eine Forderung, zu der sich 
die Behörden verhalten müssen. 

Forderungen gibt es viele. Sie mögen 
berechtigt sein oder auch nicht. Aber die 
Behörden werden kaum auf irgendwel- 
che Forderungen achten. 

Was macht es dann Ihrer Ansicht 
nach überhaupt für einen Sinn, sich an 
der Wahl zu beteiligen? Ich höre von der 
Opposition immer nur, daß es keine freie, 
faire, demokratische Wahl geben wird 
und daß Lukaschenko alles tun wird, um 
seine Macht zu erhalten. 

Man soll es nicht übertreiben. Wenn 
wir uns nicht beteiligen, dann wird Luka- 
schenko kampflos auch für die nächsten 
fünf Jahre im Amt bleiben. Und er könnte 
sagen: Was wollen Sie? Sie haben sich 
nicht beteiligt. Hätten Sie sich beteiligt, 
wäre die beste Wahl durchgeführt wor- 
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den - demokratischer als in Deutschland. 
Natürlich müssen wir an der Wahl teil- 
nehmen. Wir hoffen, daß Lukaschenko 
dadurch gezwungen wird, wenigstens ei- 
nen Teil der Forderungen zu erfüllen. Wir 
weisen Lukaschenko darauf hin, daß die 
Wahl vom Westen nicht anerkannt wird, 
wenn es so weiterläuft. Wir hoffen auch 
auf Präsident Putin. Putin gibt sich ein 
weltoffenes Image. Er ist bestrebt, gute 
Kontakte zum Westen zu pflegen. So wird 
er auch unterstützen, daß die Wahl hier 
in Belarus nach gewissen Regeln abläuft. 
Wir setzen darauf, daß er in diesem Sinne 
auf das Regime einwirkt. 

Kann man also sagen, daß die Opposi- 
tion auf positiven Druck seitens Ruß- 
lands auf Lukaschenko hofft, um faire 
Wahlen zu sichern? 


En 


Ja, dies ist eine nicht unbegründete 
Hoffnung. Putin hat den belarussischen 
Präsidenten bislang in der Öffentlichkeit 
nicht unterstützt. Dies ist für uns schon 
etwas. Sollte sich Putin aber noch in ir- 
gendeiner Weise positiv zu Lukaschenko 
äußern, wird dies natürlich für die Bevöl- 
kerung eine hohe Bedeutung haben. 

Nehmen wir die derzeitige Situation in 
den Massenmedien. Die demokratischen 
Kräfte haben keinen Zugang zu ihnen. 
Wir haben ein eigenes Organ - die Narod- 
naja Wolja. Sie ist die auflagenstärkste 
Zeitung der Opposition. Aber seien wir 
ehrlich: 45000 Exemplare für zehn Mil- 
lionen Einwohner. Das ist nicht sehr viel. 
Zudem: Um die Zeitung finanziell unter 
Druck zu setzen, fordern die Behörden, 
daß sie, um an den Kiosken verkauft zu 
werden, dreimal soviel bezahlen muß wie 
die staatlichen Zeitungen. 

Menschen in unserem Land werden 
verfolgt, ohne daß ihre Fälle vor Gericht 
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verhandelt werden. Gestern bin ich aus 
dem Gebiet Klezk nach Minsk zurückge- 
kehrt. Dort waren zwei Personen verhaf- 
tet worden und sollten vor Gericht ge- 
stellt werden. Doch für eine Strafverfol- 
gung fehlten objektive Gründe. Einer von 
ihnen ist ein Freund von mir, er leitet ein 
Agrarunternehmen. Und nur weil er mein 
Freund ist, suchen die Behörden etwas, 
um Druck auf ihn auszuüben. 

Bevor wir auf den Zusammenschluß 
der fünf Kandidaten zu sprechen kom- 
men, möchte ich doch noch einmal auf 
Rußland zurückkommen. Ich teile Ihre 
optimistische Haltung nicht, daß sich 
Rußland letztlich nicht für Lukaschenko 
entscheiden und ihn unterstützen wird. 

Es gibt natürlich Kräfte, die eindeutig 
für Lukaschenko sind. Es gibt die Kräfte, 
die sagen, ja, es gibt nur einen Kandida- 
ten, Lukaschenko. Lukaschenko hat eine 
Lobby in der Duma, bei den Kommuni- 
sten. Aber wir wissen nicht, wie die Situa- 
tion in Rußland vor der Wahl sein wird. 

Ich dachte eigentlich an einen ande- 
ren Grund. Auf dem GUS-Gipfel hier in 
Minsk konnte man erleben, daß Rußland 
sehr bestrebt ist, die GUS-Länder wieder 
stärker an sich zu binden und die Ge- 
meinschaft auszubauen. Dies hat meiner 
Meinung nach viel mit der Politik des We- 
stens gegenüber Rußland zu tun. Denn 
dort wird Rußland oft nur noch als abge- 
wrackte Weltmacht dargestellt. Rußland 
als Macht, auf die es Rücksicht zu neh- 
men gilt, scheint es nicht mehr zu geben. 

Eigentlich ist es natürlich, daß Ruß- 
land nicht so stark ist wie einst die So- 
wjetunion. Es ist auch natürlich, daß es 
versucht, seinen Einfluß im nahen Aus- 
land wieder auszubauen. 

Gut. Aber wer könnte dann aus russi- 
scher Sicht eine akzeptable Figur sein? 
Rußland dürfte eher Interesse an einem 
Richtung Osten orientierten Präsidenten 
haben, vielleicht auch an einem, mit dem 
sich die Union weiter ausbauen ließe. 

Wenn wir ganz offen reden und sollte 
es Rußland mit der Union wirklich ernst 
sein, wird es einen ähnlichen Präsidenten 
wie Lukaschenko nicht finden. Der ist be- 
reit, ganz Belarus an Rußland zu geben. 

Natürlich ist keiner von uns fünf Kan- 
didaten gewillt, die Integration so ziel- 
strebig voranzutreiben wie Lukaschenko. 
Wirtschaftliche Kooperation, ja, und wirt- 
schaftliche Integration, ja. Aber die staat- 
liche Souveränität steht an erster Stelle. 
Andererseits ist da aber auch die Unbere- 
chenbarkeit Lukaschenkos, die für Ruß- 
land nicht immer von Vorteil ist. Mal 
spricht Lukaschenko davon, daß Belarus 
wieder Atomwaffenmacht werden soll, 
dann davon, daß 300000 Mann starke 
Streitkräfte aufgestellt werden sollen. All 
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dies ist für niemanden nachvollziehbar. 
Kommen wir nun zu den demokratischen 
Kandidaten, da kursieren zahlenmäßig 
unterschiedliche Varianten. Ein Teil der 
Opposition spricht von vier, Sie und an- 
dere aber von fünf Kandidaten. 

Die erste Erklärung oder Übereinkunft 
haben wir zu dritt unterzeichnet: Koslo- 
wski, der ehemalige Verteidigungsmini- 
ster, Gontscharik, der Führer des unab- 
hängigen Gewerkschaftsbundes, und ich. 
Die Erklärung von Anfang Mai wurde zu- 
dem von Domasch, ehemaliger Gouver- 
neur in Grodno, und dem Kommunisten 
Kaljakin unterzeichnet. Wir sind über- 
zeugt, daß wir damit eine breitere Basis 
geschaffen haben. 

Wie soll man es überhaupt nennen? 
Zusammenschluß, Übereinkunft? 

Wir haben der Erklärung keinen offizi- 
ellen Namen gegeben. Wir dachten lange 
darüber nach, haben uns dann aber doch 


das Präsidentenamt geben. Die Behörden 
werden alles nur Erdenkliche tun, um be- 
stimmte Kandidaten nicht zur Wahl zu- 
zulassen. Gegenwärtig werden beispiels- 
weise alle fünf Kandidaten im Fernsehen 
in schwarzen Farben dargestellt. Die Bür- 
ger denken dann aber, ob es wirklich sein 
kann, daß alle fünf Kandidaten einfach 
nur schlecht sind? Gäbe es nur einen ein- 
zigen Kandidaten, wäre es den Bürgern 
leichter zu vermitteln, daß dieser Kandi- 
dat korrupt ist. Jeder von uns hat seine ei- 
gene Mannschaft, seine Unterstützer und 
seine Verbindungen. So können wir breit 
in der Bevölkerung arbeiten. Wichtig ist, 
daß wir alle gegen Alexander Lukaschen- 
ko arbeiten. 

Unterstützt auch die Bewegung „Für 
ein neues Belarus” des früheren Land- 
wirtschaftsministers Leonew diesen Zu- 
sammenschluß? Wie sieht es der Koordi- 
nationsrat der demokratischen Kräfte? 





dagegen entschieden, auch um flexibler, 
offener für andere zu sein. Es ist ein Be- 
schluß über die Koordinierung des weite- 
ren Vorgehens. Wir haben das Wort Koali- 
tion bewußt nicht gewählt. Denn die po- 
litische Palette der fünf Kandidaten ist 
sehr weit gesteckt. Von Domasch bis Kal- 
jakin, von rechts bis links. Die wichtigste 
Frage, darin stimmen wir überein, ist der 
Systemwechsel, die Veränderung der po- 
litischen und wirtschaftlichen Situation. 
Die Erklärung beinhaltet konkret was? 
Wir brauchen die Deklaration zur Ori- 
entierung unserer Sympathisanten. Wenn 
jeder für sich alleine wurstelt, werden die 
Menschen nicht verstehen, was geschieht. 
In dieser Etappe können wir es uns mei- 
ner Meinung nach nicht erlauben, nur 
auf einen einzigen Kandidaten zu setzen. 
Es wird kaum einen ehrlichen Kampf um 


Ja. Die Leonew-Bewegung unterstützt 
uns. Was den Koordinationsrat betrifft, so 
gehört nur noch ein Teil der Parteien da- 
zu. In letzter Zeit sind dort im Prinzip nur 
zwei Parteien wirklich aktiv, die Vereinig- 
te Bürgerpartei und die Belarussische 
Volksfront. Schuschkewitsch hat den Rat 
verlassen, die Partei „Hoffnung" ist ge- 
gangen, Statkewitsch und ein Teil der So- 
zialdemokratischen Partei machen nicht 
mehr mit. Den Koordinationsrat haben 
mehr Parteien verlassen, als in ihm geblie- 
ben sind. Andererseits wäre es gut, wenn 
die Kräfte koordiniert wären. Doch es gibt 
viele Fragen. Die Volksfront beispielswei- 
se tritt dafür ein, schon jetzt den gemein- 
samen Kandidaten zu benennen. Ich mei- 
ne, das Wichtigste ist die Registrierung 
der Kandidaten. Und es wäre wünschens- 
wert, wenn alle fünf registriert würden. 
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Je näher wir an die Wahl herankommen, 
desto klarer wird, wer von uns die meisten 
Chancen hat. Dann müssen wir gerade 
auf den Stärksten setzen. 

Ich persönlich bin mir nicht sicher, ob 
ich registriert werde. Die Behörden haben 
viele Möglichkeiten, einen von uns nicht 
zuzulassen. Sie sagen, daß ein bestimmter 
Teil der Unterschriften gefälscht sei, doch 
wird man uns diese „gefälschten" Unter- 
schriften kaum zur Kontrolle vorlegen. 
Was kann man tun? Wenn alle fünf Kan- 
didaten ausgeschlossen würden, wäre 
dies ein Skandal. Dann wäre für alle sicht- 
bar, daß die Macht bewußt keinen demo- 
kratischen Kandidaten zulassen will. 

Werden Ihre Unterstützer während 
der Unterschriftensammlung darauf ori- 
entiert, daß sie ihre Stimme möglicher- 
weise nicht für Sie abgeben sollen? 

Während des Prozesses der Unter- 
schriftensammlung wollen wir das Thema 
noch nicht in den Vordergrund stellen. 
Jeder soll für sich sammeln. Erst nach der 
Registrierung wird entschieden, auf wen 
wir uns verständigen. Derjenige, der un- 
serer Meinung nach die meisten Chancen 
hat, wird als gemeinsamer Kandidat an- 
treten und von allen anderen unterstützt. 

Wir haben ein großes Problem mit der 
Präsenz in den Medien. Wenn aber fünf 
Kandidaten registriert sind, haben alle 
Anspruch auf kostenlose Werbezeit. Die- 
se werden wir nutzen, um den Bürgern zu 
erklären, daß fünf Kandidaten beschlos- 
sen haben, sich auf einen gemeinsamen 
Rivalen Lukaschenkos zu verständigen, 
und wer dies ist. Jeder Kandidat nutzt al- 
so seine Werbezeit, um den Rücktritt von 
seiner Kandidatur zu erklären und dazu 
aufzurufen, für den gemeinsamen Kandi- 
daten zu stimmen. 

Werden auch die Bürgerpartei und die 
Volksfront dazu aufrufen? 

Nun. Welche Probleme haben wir mit 
den Parteien? Die Macht hat es erreicht, 
daß heute in Belarus Parteien wenig po- 
pulär sind. Parteien sind bei uns nicht 
sehr stark, sie haben nur wenig Mitglie- 
der. Die Parteien werden verleumdet, ihre 
Mitglieder eingeschüchtert, viel wird ge- 
tan, um zu verhindern, daß die Bevölke- 
rung mit Parteien sympathisiert. Die Um- 
fragen zeigen, daß im Bewußtsein der Be- 
völkerung nur eine Person das Amt des 
Präsidenten bekleiden sollte, die partei- 
unabhängig ist. Parteizugehörigkeit wird 
fast schon als negatives Zeichen gewer- 
tet. Ein parteigebundener Kandidat wird 
also keine Chancen haben. E ist paradox: 
Ohne Parteien kann man die Wahl nicht 
gewinnen, zugleich aber müssen die Par- 
teien im Hintergrund bleiben. 

Denken Sie nicht, es könnte auch Kan- 
didaten geben - beispielsweise Natalja 
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Mascherowa -, mit denen die Nomenkla- 
tura Lukaschenko etwas entgegensetzt? 

Nein, die Nomenklatura wird völlig 
von Lukaschenko kontrolliert. Im Wahllo- 
kal können sie stimmen, wie sie wollen, 
aber offen können sie ihm nicht entge- 
gentreten. 

Sie glauben also nicht, daß sich die 
unzufriedene Nomenklatura nach einer 
Alternative zu Lukaschenko umschaut? 

Wissen Sie, ein falscher Schritt und je- 
der von ihnen könnte morgen schon im 
Gefängnis stecken. Lukaschenko achtet 
sehr auf die Kraftstrukturen - das KGB, 
die Miliz, die Sicherheitsdienste und Son- 
dereinheiten. Er ernennt für alle verant- 
wortlichen Posten inm sehr ergebene 
Leute. Viele der Leute in den Sicherheits- 
strukturen waren zuvor Chefs seiner per- 
sönlichen Leibwache, der Leiter des KGB 
war Chef seiner Leibwache wie auch der 
Leiter der Kräfte des Inneren. 

Nach den Umfragen liegt Präsident 
Lukaschenko bei gtwa 34 Prozent Zu- 
stimmung der Wähler. Auch wenn die Zu- 
stimmung zu ihm sinkt, erfreut er sich 
noch immer größerer Beliebtheit als alle 
anderen Kandidaten zusammen. 

Ich habe, was Umfragen betrifft, Ver- 
trauen zu Professor Manajew. Er arbeitet 
an der Universität, und sein Institut kann 
man vielleicht wirklich als unabhängig 
bezeichnen. Ich habe eben schon darüber 
gesprochen, daß die Bürger bei direkten 
Befragungen sagen, ich bin nicht sicher 
oder ich werde für Lukaschenko stimmen. 
Diese Antworten sind harmlos und stellen 
keine Gefahr für den Antwortenden dar. 
Ich denke, etwa dreißig Prozent Zustim- 
mung zum Amtsinhaber stellen eine rea- 
listische Ziffer dar. Für einen regierenden 
Präsidenten ist es ein Armutszeugnis. Ei- 
nige sagen, es sei noch weniger. Aber 
dreißig Prozent sind nicht genug, um die 





Wahl in der ersten Runde zu gewinnen. 
Sicher ist, daß diejenigen, die ihn früher 
unterstützt haben, nun aber enttäuscht 
sind, nicht für ihn stimmen werden. 

Was sind Ihrer Meinung nach die 
Gründe für die gesunkene Popularität? 

Vor allem das sinkende Lebensniveau 
macht die Menschen unzufrieden. 

Auf der anderen Seite treibt er die Uni- 
on voran, und die Integration mit Ruß- 
land ist ausgewiesenermaßen ein großer 
Wunsch der Mehrheit der Bevölkerung, 
die auch die wirtschaftlichen Perspekti- 
ven sieht, die darin liegen. 

Den Staatenbund unterstützen in der 
Tat viele Menschen, und es sind vor allem 
wirtschaftliche Hoffnungen, die mit der 
Integration verbunden sind. Hundert Pro- 
zent des Gases, achtzig Prozent des Erdöls 
kommen aus Rußland. Das muß alles be- 
zahlt werden. In Deutschland werden wir 
nicht alle unsere Kühlschränke, Fernseher 
und Traktoren verkaufen können. Unser 
Markt ist bis auf weiteres Rußland. Ande- 
rerseits bezahlen wir für Energieträger 
mittlerweile Weltmarktpreise. Allerdings 
werden die Verträge zwar auf Dollarbasis 
abgeschlossen, aber wir können nicht im- 
mer in Dollar bezahlen, so beginnt man 
wieder auf Barterbasis zu operieren. Die 
Russen wissen, daß Barter besser ist als 
steigende belarussische Energieschulden. 

Würden Sie das Land auch so stark 
auf den Staatenbund orientieren? 

Ich trete für ein souveränes Belarus 
und einen Wirtschaftsbund mit Rußland 
ein. Wir haben Nachholbedarf bei unse- 
ren Beziehungen zu Westeuropa und den 
USA. Wir müssen unsere eigene Währung 
bewahren. Geben wir die Währungsho- 
heit auf, verlieren wir einen beträchtli- 
chen Teil unserer Souveränität. 

Mit Michail Tschigir 
sprach Britta Wollenweber in Minsk 
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»Ein Kandidat, der die Abkehr 
von Rußland vertritt, 
hat die Wahl schon verloren« 





Gespräch mit dem Vorsitzenden der Oberen Kammer der 
Nationalversammlung Alexander Woitowitsch 


Vor und nach den Wahlen gab es in Bela- 
rus viele Diskussionen um die Wahlge- 
setzgebung. Es gab und gibt seitens der 
Opposition wie der Beobachtungs- und 
Beratergruppe der OSZE eine ganze Reihe 
von Forderungen nach Änderungen an 
der Wahlgesetzgebung. 

Die Wahlgesetzgebung wurde im 
letzten Jahr am Vorabend der Wahl zur Ab- 
geordnetenkammer der Nationalversamm- 
lung verändert. Es gab Gesetzesänderun- 
gen in der Frage der Teilnahme der Beob- 
achter der Parlamentskandidaten in den 





Alexander Woitowitsch, Vorsitzender der 
Oberen Kammer der Nationalversammlung 















er Vorsitzende der Oberen Kam- 

mer der Nationalversammlung 
wertet die Arbeit an der Wahlgesetz- 
gebung insgesamt als positiv, auch 
wenn es noch Mängel gebe. Woito- 
witsch zeichnet das Bild einer schwach 
entwickelten Parteienlandschaft, was 
vor allem daran liege, daß es den Poli- 
tikern eher um die eigenen Interessen 
als um Inhalte geht. Viele Entwick- 
lungschancen sieht er für den Ausbau 
der belarussisch-russischen Union. So 
führe der belarussische Weg nach Eu- 
ropa über Rußland. 
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Wahlkommissionen und auch der Beob- 
achter der Parteien, die sich an den Wah- 
len beteiligen. Die Bürger konnten die Ar- 
beit der Kommissionen während des ge- 
samten Wahlprozesses beobachten - von 
der Versiegelung und Aufstellung der Ur- 
nen in den Wahllokalen bis zum Ende der 
Stimmauszählung. Von daher sind wir 
überzeugt, daß wir alle Voraussetzungen 
für die Durchführung transparenter Wah- 
len geschaffen haben. Natürlich kann es 
sein, daß noch einige Fragen bezüglich 
der Einfügung der Wahlgesetze ins prak- 
tische Leben auftreten. Wir werden diese 
im praktischen Leben zu lösen haben. 

Einige Fragen sind in bezug auf die 
vorzeitige Stimmabgabe aufgetreten. Aber 
das Gesetz hat die Möglichkeit der Wahl- 
beobachtung bereits bei der vorzeitigen 
Stimmabgabe geschaffen. Als Staatsbür- 
ger verstehe ich, daß es verglichen mit 
der Stimmabgabe am Wahltag schwierig 
ist, die vorzeitige Stimmabgabe tatsäch- 
lich zu beobachten. Ich weiß, daß die 
meisten Streitigkeiten und Klagen gerade 
diese Stimmabgabe zum Thema haben. 
Aber ich verstehe die Situation auch so, 
daß sowohl die Exekutive als auch die zi- 
vilen Organisationen, die in Belarus agie- 
ren, sowohl die politischen Parteien als 
auch die Vertreter einzelner Kandidaten 
zusammenarbeiten sollten, um den fairen 
und transparenten Verlauf der Wahl zu 
gewährleisten. 

Nehmen wir als konkretes Beispiel die 
Bildung und Zusammensetzung der Zen- 
tralen Wahlkommission wie auch der lo- 
kalen Kommissionen. Für die Opposition 
ist dies ein besonders kritischer Punkt 
der Gesetzgebung, insbesondere weil ih- 
rer Meinung nach die Behörden großen 
Einfluß auf die Zusammensetzung der 
Kommissionen nehmen. 

Die Bildung und Zusammensetzung 
der Zentralen Wahlkommission wie der lo- 
kalen Wahlkommissionen ist in der Wahl- 
gesetzgebung genau definiert. Sehen Sie 
sich meine Ausgabe des Wahlgesetzes an. 
Wir haben im letzten Jahr eine große Ar- 
beit geleistet, und alle diese Anderungen 





wurden für die Parlamentswahl im letz- 
ten Jahr vorgenommen. 

Wahlen als solche sind ein Verfahren, 
das in jeder Gesellschaft, unabhängig da- 
von, wie sie gestaltet ist, Fragen entste- 
hen läßt. Dies ist nicht nur ein Problem 
hier in Belarus, das ja gerade erst seit 
zehn Jahren die ersten Schritte in Rich- 
tung der Durchführung demokratischer 
Wahlen macht. Auch in anderen Ländern 
treten Fragen auf. Bei Ihnen in Deutsch- 
land gab es Streitigkeiten über die Partei- 
enfinanzierung, auch in Polen gab es Pro- 
bleme. Oder denken wir an die Präsident- 
schaftswahl 2000 in den USA. Überall 
treten Fragen auf. Aber ich bin fest davon 
überzeugt, daß wir in Belarus stets die 
Zusammenarbeit zwischen den Nichtre- 
gierungsorganisationen, den gesellschaft- 
lichen Strukturen und den Vertretern der 
Macht suchen. 

Ein anderer kritischer Punkt ist das 
Recht des Präsidenten, per Erlaß auf das 
politische Leben und damit auch auf die 
Wahlen einwirken zu können. 

Ich kann mich nicht erinnern, daß es 
Erlasse des Präsidenten gegeben hat, die 
unmittelbar die Wahlgesetzgebung be- 
einflußt haben. Aber ich will Ihnen gerne 
meine Haltung in bezug auf dieses Recht 
darlegen. 

Der Präsident hat nach der Verfassung 
das Recht, Erlasse herauszugeben, die An- 
gelegenheiten innerhalb der Republik 
Belarus betreffen. Ich denke, daß Erlasse 
nur in außerordentlichen Fällen unter- 
zeichnet werden sollten, also dann, wenn 
es einer schnellen Entscheidung und ei- 
ner raschen Lösung bedarf und man nicht 
warten kann, bis das Parlament ein ent- 
sprechendes Gesetz verabschiedet hat. Na- 
türlich ist es ein großes Problem, daß ein 
Erlaß für die Gesellschaft in der Regel 
überraschend kommt. Die Gesellschaft 
hat vorher nichts davon gehört, sie ver- 
steht den Anlaß nicht, da es keine Diskus- 
sion in der Gesellschaft gab. Selbstver- 
ständlich ist der bessere Weg einer Geset- 
zesänderung die normale Art und Weise, 
nämlich die Vorbereitung und Verabschie- 
dung im Parlament. Dies dauert zwar län- 
ger, ist jedoch für die Gesellschaft nach- 
vollziehbar, da die Arbeit des Parlaments 
in den Medien und der Öffentlichkeit dis- 
kutiert wird. Die Gesellschaft ist bei der 
Verabschiedung eines Gesetzes also be- 
reits informiert. Sie hat eine gewisse Ori- 
entierung. Die Haltung der Mehrheit der 
Abgeordneten zu dem einen oder ande- 
ren Gesetz ist bekannt wie auch die Hal- 
tung der Mehrheit der Gesellschaft. 

Ich denke, daß wir in Belarus in Zu- 
kunft weiter auf unserem Weg gehen und 
alle Entscheidungen nur noch durch die 
Annahme von Gesetzen treffen werden. 
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Ich bin überzeugt, daß es auch nicht mehr 
diesen unsicheren Raum für derlei Fragen 
und dementsprechend auch keine Not- 
wendigkeit schneller Erlasse mehr geben 
wird. 

Wie ist der Stand der Dinge bezüglich 
ausländischer und einheimischer Wahl- 
beobachter? Wird Belarus ausländische 
Wahlbeobachter einladen? 

Der Status unserer einheimischen 
Wahlbeobachter ist durch die Gesetzge- 
bung vorgegeben. Politische Parteien, die 
an der Wahl teilnehmen, und Vertreter 
der einzelnen Kandidaten dürfen als Be- 





obachter agieren. Belarus hat den Wunsch, 
internationale Wahlbeobachter zur Prä- 
sidentschaftswahl einzuladen. Beim Tref- 
fen der Staatsoberhäupter der GUS hier 
in Minsk wurde die Entscheidung getrof- 
fen, daß sich Belarus an jedes der Mit- 
gliedsländer der GUS mit der Bitte um 
Entsendung von Wahlbeobachtern wen- 
den wird. Ich bin sicher, daß die GUS-Län- 
der dieser Bitte nachkommen werden. 

Und wie sieht es mit westlichen Beob- 
achtern aus? 

Auch aus dem Westen werden Beob- 
achter eingeladen. Jede parlamentari- 
sche Struktur in den westlichen Staaten 
und auch die OSZE werden eine Einla- 
dung zur Wahlbeobachtung erhalten. Es 
liegt an diesen, der Einladung zu folgen 
oder nicht. Die technische Mission der 
OSZE hat die Parlamentswahl 2000 beob- 
achtet. 

Derzeit muß man den Eindruck haben, 
daß ein Krieg seitens der belarussischen 
Behörden gegen die Beobachtungs- und 
Beratergruppe der OSZE geführt wird, der 
sich insbesondere gegen deren Leiter 
Herrn Wieck richtet. Die Behörden werfen 
ihm vor, daß er einheimische Beobachter 
ausbildet beziehungsweise daß deren Trai- 
ning von der OSZE finanziert wird. Aber 
ist dies nicht gerade die Aufgabe der 
Gruppe? 

Außenminister Chwostow hatte kürz- 
lich ein Gespräch mit Herrn Wieck. 
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Während des Treffens hat er darauf ver- 
wiesen, daß die Gruppe nach den Rege- 
lungen für ihre Arbeit in Minsk die Ent- 
wicklung der Demokratie unterstützen 
soll. Sie soll die Demokratieentwicklung 
beobachten und dabei eng mit den exe- 
kutiven Strukturen unseres Landes zu- 
sammenarbeiten. Außenminister Chwo- 
stow hat Herrn Wieck vorgeworfen, daß 
er quasi als Koordinator der oppositionel- 
len Kräfte vor den Wahlen aufgetreten 
ist. Und eine solche Rolle liegt nicht im 
Rahmen des Mandats der Beobachtungs- 
und Beratergruppe. Herr Wieck hat das 


Recht, die Situation in Belarus zu studie- 
ren, aber er hat nicht das Recht, die Op- 
positionskräfte zu koordinieren. 

Gibt es bereits eine Lösung in dieser 
Frage? 

Nein, bislang nicht. 

In Belarus gehören nur wenige Kandi- 
daten bei der Präsidentschaftswahl einer 
Partei an beziehungsweise sind mit einer 
Partei verbunden. Auch im Parlament gibt 
es keine Parteifraktionen und nur wenige 
Parteimitglieder. Es sind in der Regel par- 
teilose Volksvertreter. Wie schätzen Sie 
dieses Phänomen in bezug auf die politi- 
sche Kultur Ihres Landes ein? 

Das ist eine sehr interessante Frage. 
Bei uns ist die Parteienstruktur bislang 
sehr schwach entwickelt. Möglicherweise 
liegt dies daran, daß sich unsere Gesell- 
schaft noch nicht strukturiert hat - was 
ihre Interessen, ihre Haltungen und ihren 
wirtschaftlichen Status betrifft. 

Heute sind offiziell zwanzig Parteien 
registriert. Aber wir haben beispielsweise 
zwei Kommunistische Parteien mit der 
gleichen Plattform, der gleichen Wähler- 
schicht. Die Parteien vertreten nicht tat- 
sächlich einen bestimmten Teil der Ge- 
sellschaft, sondern es geht um persönli- 
che Interessen der Führer, auch um politi- 
sche Ambitionen. Die Gründe für die 
Schwäche der Parteienstruktur liegen mei- 
ner Meinung nach aber nicht darin, daß 
die Gesellschaft unpolitisch oder nicht an 


Politik interessiert wäre. Vielmehr zeigt 
sich darin ein gewisser Charakterzug bel- 
arussischer Politiker, die sich nicht verei- 
nigen wollen. Schauen wir nach Rußland. 
Dort können wir beobachten, daß sich 
Parteien, die sich von ihren Programmen, 
von ihren Zielen und ihrer Wählerschaft 
ähnlich sind, zusammenschließen. Nur da- 
durch werden sie zu mächtigen Parteien. 
Wenn wir Großbritannien oder die USA 
nehmen, so sehen wir dort nur jeweils 
zwei Parteien. Wir haben zwanzig Partei- 
en hier, aber jede von ihnen hat nur sehr 
wenige Mitglieder. In Deutschland hat die 
Sozialdemokratische Partei etwa 900 000 
Mitglieder bei achtzig Millionen Einwoh- 
nern. Wenn wir dies nun mit unserer Si- 
tuation vergleichen, sollte eine Partei et- 
wa 100000 Mitglieder haben. Aber die 
zahlenmäßig stärkste Partei zählt gerade 
5000. Die Parteien bei uns haben keine 
landesweiten Strukturen und fast keinen 
Einfluß auf die Gesellschaft. 

In der Tat gehören nur etwa zwanzig 
der gewählten Abgeordneten der Natio- 
nalversammlung einer Partei an - der 
Kommunistischen Partei, JABLoko und 
der Liberaldemokratischen Partei. Doch 
sind es wie gesagt nur wenige, und keine 
Partei kann eine Fraktion bilden. Am 24. 
Mai aber wurde in der Kammer der Volks- 
vertreter die Fraktion „Einheit" gebildet. 
Etwa vierzig Abgeordnete haben sich in 
der Fraktion zusammengeschlossen, was 
angesichts der 110 Sitze in der Volksver- 
treterkammer sehr viel ist. 

Hat die „Einheit" denn bereits den 
Status einer offiziell registrierten Partei? 

Es ist nur eine Fraktion. Die „Einheit" 
wurde als Partei nicht offiziell im Justiz- 
ministerium registriert. Vielleicht wird sie 
sich in Zukunft als Partei registrieren las- 
sen. Wir werden sehen. 

Und ist diese Fraktion ein Zusammen- 
schluß zur Unterstützung des Präsiden- 
ten, wie wir es in Rußland beobachten 
konnten? 

Das kann ich noch nicht sagen. Die 
„Einheit" hat noch keine öffentliche Er- 
klärung über ihr Programm abgegeben. Sie 
ist wie ein neugeborenes Kind, das noch 
nicht sprechen kann. 

Bereits im Vorfeld der Parlamentswahl 
und während des Wahlkampfes hat Prä- 
sident Lukaschenko über die Umvertei- 
lung der Macht gesprochen. Was bedeu- 
tet dies nun tatsächlich? Wurden Schrit- 
te getan, um Entscheidungsbefugnisse 
an Parlament und Regierung zu geben. 
Dies müßte ja einhergehen mit einer Ab- 
schwächung der Macht des Präsidenten. 
Ein Aspekt wäre sicher, wieviel Einfluß 
das Parlament zukünftig bei der Regie- 
rungsbildung haben wird. Aber auch das 
Recht des Parlaments, ein Amtsenthe- 
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bungsverfahren gegen den Präsidenten 
einleiten zu können, ist ein interessanter 
Diskussionspunkt. 

Meine Haltung ist, daß das Parlament, 
die Nationale Versammlung, mehr Macht 
und mehr Befugnisse erhalten sollte. Es 
gibt viele Wege, um unser Ziel der Demo- 
kratisierung zu erreichen. Ich bin über- 
zeugt, daß das Parlament mehr Kontroll- 
funktionen haben sollte, was den Staats- 
haushalt betrifft, mehr Einfluß auch bei 
der Erarbeitung des Haushaltes und das 
Recht, Anderungen am Entwurf vorzu- 
nehmen. 

Wenn wir die Frage der Regierungsbil- 
dung betrachten, möchte ich anmerken, 
daß die Verfassung vorgibt, daß das Par- 
lament den Premierminister bestätigen 
muß. Die Obere Kammer der Nationalver- 
sammlung muß zudem ihre Zustimmung 
zu einigen Ernennungen geben. So muß 
sie den Generalstaatsanwalt, den Vorsit- 
zenden der Nationalbank, den Vorsitzen- 
den des höchsten Wirtschaftsrates und 
andere hohe Beamte bestätigen. Also ha- 
ben wir als Legislative im Bereich der Be- 
setzung wichtiger Amter in unserem Land 
Einfluß. Ich denke aber, daß das Parla- 
ment Rechte bei den Anhörungen der Mi- 
nisterien und anderer Strukturen ausüben 
sollte. Einige Bereiche, in denen mehr 
Macht und mehr Befugnisse beim Parla- 
ment liegen sollten, sind bereits heute 
bekannt. Andere aber werden sich erst im 
Laufe der Zeit und der praktischen Arbeit 
abzeichnen. Aber ich bin überzeugt, daß 
die Arbeit fortgeführt wird und nach der 
Präsidentschaftswahl konkrete Ergebnis- 
se zeitigen wird. Ich meine, wir sollten 
diese Fragen nicht gerade jetzt in der Ge- 
sellschaft diskutieren, denn fraglos wird 
es viele Diskussionen und Streitigkeiten 
um einzelne Veränderungen geben. Aber 
die Gesellschaft sollte im Moment vor al- 
lem auf die Präsidentschaftswahl orien- 
tiert werden. 

Nur wenige Tage nach dem GUS-Gip- 
fel hier in Minsk hat in Grodno ein Treffen 
der Parlamentarischen Versammlung der 
belarussisch-russischen Union stattge- 
funden. Gibt es konkrete Ergebnisse? 

Ja. Am 4. und 5. Juni fand in Grodno 
die 18. Sitzung der Parlamentarischen 
Versammlung statt. Wir haben eine Bot- 
schaft vom Vorsitzenden des Höchsten 
Staatsrates des Staatenbundes erhalten 
und wir haben vor allem über das Budget 
des Staatenbundes sowie die Implementie- 
rung des Haushalts gesprochen, auch Fra- 
gen des weiteren Aufbaus des Staaten- 
bundes wurden erörtert sowie die Ent- 
wicklung und Annahme der Verfassung 
des Staatenbundes, die die zukünftigen 
integrativen Strukturen definiert. Zudem 
hatten wir eine Sitzung über die Wahl der 
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Abgeordneten der Versammlung, die di- 
rekt in den einzelnen Wahlkreisen in Ruß- 
land und Belarus von der Bevölkerung 
gewählt werden sollen. 

Der Entwicklungsstand des belarus- 
sisch-russischen Staatenbundes wird ja 
sehr unterschiedlich bewertet. Viele ar- 
gumentieren, daß sich im Grunde nicht 
viel tut, daß es bislang also keinen realen 
Fortschritt in der belarussisch-russischen 
Integration gibt. Andere sagen, daß es 
gar nicht möglich ist, einen Staatenbund 
aufzubauen, in dem ein riesiges Rußland 
und das territorial kleine Belarus einen 
gleichberechtigten Status haben kön- 
nen. Wieder andere befürchten, daß Be- 
larus zwangsläufig seine Souveränität 
und Unabhängigkeit aufgeben wird. 

Sie haben in der Tat die Haltung unter- 
schiedlicher Gruppen in der Gesellschaft 
aufgezählt, und alle diese Haltungen ge- 
genüber dem Staatenbund, all die Dis- 
kussionen haben das Recht zu existieren. 
Aber dessen ungeachtet muß man auch 
betonen, daß die Mehrheit der Bevölke- 
rung in beiden Staaten der Union, der In- 
tegration positiv gegenübersteht. Nach 


den Ergebnissen diverser Umfragen un- 
terstützen zwischen sechzig und siebzig 
Prozent der Bevölkerung sowohl in Ruß- 
land als auch in Belarus die Integration. 

Sie haben einige ablehnende Stimmen 
eingefangen, aber wenn wir uns die Eu- 
ropäische Union anschauen, so sehen wir, 
daß es möglich ist, daß sich das achtzig 
Millionen Einwohner zählende Deutsch- 
land mit dem ich weiß nicht wie wenige 
Einwohner zählenden Luxemburg in einer 
Union zusammenschließen kann. Und es 
gibt andere bevölkerungsschwächere Län- 
der in der EU, die den zahlenmäßig star- 
ken Ländern wie Deutschland, Frankreich 
und Italien gegenüberstehen. Ich sehe 
nicht, daß diese Frage im belarussisch- 
russischen Staatenbund von besonders 
großer Relevanz ist. 

Was nun aber einen anderen Aspekt 
betrifft, nämlich den Verlust der Souve- 
ränität der Republik Belarus, so möchte 
ich darauf verweisen, daß der Unionsver- 


trag ganz klar definiert, daß beide Länder 
Subjekte des Internationalen Rechts blei- 
ben. Gibt es nicht auch in der Europäi- 
schen Union die Haltung oder die Be- 
fürchtung, daß die Länder ihre Souverä- 
nität verlieren? Ich denke, diese Frage 
taucht immer auf, wenn sich Staaten en- 
ger zusammenschließen. 

Denken Sie nicht, daß es im Falle Ruß- 
lands und Belarus doch eine andere Si- 
tuation ist? Denn hier geht es nur um 
zwei Länder, von denen das eine vierzehn 
Mal so viele Einwohner hat wie das an- 
dere, unendlich viel mal größer und wirt- 
schaftlich stärker ist und zudem über 
Bodenschätze und natürliche Ressourcen 
verfügt. Belarus ist allein bei den Ener- 
gieträgern vollkommen abhängig von sei- 
nem Nachbarn. 

Diesbezüglich haben Sie recht. Aber 
ich möchte auf folgendes hinweisen. Es 
geht auch um eine zukünftige Expansion 
dieses Staatenbundes. Zum Beispiel ha- 
ben wir am 31. Mai die Entscheidung ge- 
troffen, den Euroasiatischen Wirtschafts- 
bund zu gründen, an dem sich fünf Län- 
der beteiligen. Auch Moldowa hat sein 





Interesse sowohl an diesem Wirtschafts- 
bund als auch am belarussisch-russischen 
Staatenbund bekundet. Daraufhin hat das 
moldawische Parlament einen Beobacht- 
erstatus in der Parlamentarischen Ver- 
sammlung der Union zugesprochen be- 
kommen. Während der Sitzung in Grodno 
hat sich zudem die Fraktion Subre gebil- 
det, die für die Union zwischen Belarus, 
Rußland und der Ukraine eintritt. Und 
insgesamt 150 der 450 Abgeordneten in 
der ukrainischen Werchowna Rada un- 
terstützen diese Idee. Auch in der Ukraine 
steht ein großer Teil der Bevölkerung ei- 
ner Aufnahme ihres Landes in die Union 
positiv gegenüber. Wenn sich dieser Pro- 
zeß erfolgreich entwickelt, wird der Staa- 
tenbund in Zukunft ausgebaut. 

Noch eine Frage zum Einfluß Rußlands 
auf den Wahlprozeß hier in Belarus. Se- 
hen Sie einen solchen? 

Mir scheint, daß es eine ganze Menge 
Menschen gibt, die sehr bestrebt sind, 
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den Wahlprozeß bei uns in Belarus zu be- 
einflussen. Auch Herr Wieck zählt dazu. 
Alle unsere Nachbarn haben ein großes 
Interesse an diesem Prozeß. Denn sie ver- 
stehen natürlich, daß das Ergebnis dieser 
Wahl die Zusammenarbeit mit ihnen be- 
einflussen wird. Wir haben die Präsident- 
schaftswahl in den USA auch sorgfältig 
verfolgt, weil wir verstanden haben, daß 
diese je nach Ausgang die zukünftigen Be- 
ziehungen der USA zu anderen Ländern 
verändern wird. Aber dies ist ein ganz 
natürlicher Prozeß. Ich meine, daß das In- 
teresse Rußlands an der Wahl hier in Be- 
larus ein ebenso natürlicher Prozeß ist. 
Denn die Ergebnisse der Wahl werden die 
Entwicklung des Staatenbundes beein- 
flussen, sie werden sich auf den Euroasia- 
tischen Wirtschaftsbund und so weiter 
auswirken. Wir sind also nicht überrascht 
über das russische Interesse an der Wahl. 
Aber ich möchte betonen, letztlich gehen 
wir zur Wahl und treffen unsere Ent- 
scheidung selbst. 

Es ist aber doch eine besondere Situa- 
tion, denn die Ergebnisse vieler Mei- 
nungsumfragen belegen, daß der russi- 
sche Präsident in Belarus beliebter ist als 
Präsident Lukaschenko. 

Ich kenne die genauen Zahlen der Er- 
gebnisse der Meinungsumfragen nicht. 
Ich stimme Ihnen zu, daß Präsident Putin 
in Belarus ein ausgesprochen populärer 
Politiker ist. Sie wissen, daß die russischen 
Massenmedien in großer Vielfalt in Bela- 
rus vertreten sind, russische Zeitungen 
können Sie an allen Kiosken kaufen. Auch 
viele russische Fernsehsender wie ORT, 
RTR und NTW sind landesweit zu empfan- 
gen. Und der Einfluß der russischen Mas- 
senmedien auf die Haltung unserer Be- 
völkerung existiert und ist substantiell. 
Aber auch westliche Medien sind bei uns 
in russischer und belarussischer Sprache 
vertreten. 

Belarus ist das geographische Herz 
Europas. Angesichts der Isolation des 
Landes seitens des Westens ergibt sich 
eine beinahe vollständige Orientierung 
von Belarus auf Rußland. Aber Belarus 
sollte aufgrund seiner geographischen 
Lage Verbindungsglied zwischen West 
und Ost sein. Wie sehen Sie die Chancen 
und Möglichkeiten, aus dieser für Bela- 
rus auch wirtschaftlich schädlichen Iso- 
lation herauszukommen? 

Diese Frage beschäftigt mich sehr. Sie 
haben recht, Belarus befindet sich in ei- 
ner bestimmten Isolation. Ich bin sehr be- 
sorgt darüber, denn es ist ein sehr negati- 
ver Faktor für die Entwicklung meines 
Landes. Meine Ansicht ist, daß wir alles, 
was nur möglich ist, tun sollten, um die 
Isolation zu durchbrechen. Aber auch Eu- 
ropa, darunter die OSZE und der Europa- 


Wostok 3/2001 





rat, muß bestimmte Schritte tun. Meine 
Kontakte mit höchsten Diplomaten, dar- 
unter solchen der OSZE, der Parlamenta- 
rischen Versammlung der EU, der NATO, 
zeigen mir, daß die Akteure in diesen 
Strukturen verstehen, daß es an der Zeit 
ist, die Isolation zu beenden und Schritte 
zu tun, aus der Isolation herauszukommen. 
Einige sagen, daß wir versuchen sollten, 
einen Weg aus dieser Sackgasse zu fin- 
den. Andererseits sollte niemand davor 
Angst haben, daß wir uns stark nach Ruß- 
land ausrichten. Denn Rußland orientiert 
sich auf Europa. Und es ist nichts Falsches 
daran, wenn wir uns zusammen mit Ruß- 
land in Richtung Europa bewegen. 

Rußland ist unserer wichtigster Han- 
delspartner. Im russischen Außenhandel 
liegt Deutschland auf dem ersten Platz, 
und auf dem zweiten Platz wir, das kleine 
Belarus. Unser wichtigster Handelspart- 
ner ist Rußland, dann folgt Deutschland. 
Wir müssen unsere Beziehungen zu Ruß- 
land pragmatisch gestalten, und wir ha- 
ben diese pragmatischen Beziehungen zu 
Rußland. Im Moment gehen wir auf dem 
Integrationsweg mit Rußland. Der westli- 
che Vektor ist für uns jedoch ebenfalls 
sehr wichtig. Ich denke, wir und unsere 
westlichen Partner sollten alles in unse- 
ren Möglichkeiten Liegende tun, um die 
Isolation zu beenden. Mir scheint, daß 
dieser Frage nach der Präsidentschaftswahl 
ein stürmischer Impuls gegeben wird. 

Was auch sehr augenfällig ist, kein 
einziger der Kandidaten, die bereits an- 
gekündigt haben, für das Amt des Präsi- 
denten kandidieren zu wollen, hat ge- 
sagt, daß er die Beziehungen zu Rußland 
gerade nicht ausbauen und entwickeln 
wolle. Würde ein Kandidat den Gedanken 
einer Abwendung von Rußland formulie- 
ren, hätte er die Wahl schon verloren. 
Denn diese Orientierung spiegelt auch 
die Haltung der Bevölkerung und der Ge- 
sellschaft wider. 

Bei möglichen Kandidaten wie Tschi- 
gir hören Sie, daß die wirtschaftlichen 
Beziehungen zu Rußland ausgebaut wer- 
den müssen, nicht aber die politischen. 

Natürlich ist die Union nicht nur eine 
wirtschaftliche Integration beider Län- 
der, dies zeigt uns schon der Vertrag über 
die Union. Aber auch die EU ist nicht nur 
eine Wirtschaftsunion. 

Ich möchte abschließend betonen, daß 
wir sehr daran interessiert sind, daß die 
Präsidentschaftwahl in Belarus möglichst 
transparent und demokratisch durchge- 
führt wird. So, daß sie in der ganzen Welt 
anerkannt wird. Dies wird ein wichtiger 
Schritt für die Durchbrechung der Isolati- 
on sein. 


Mit Alexander Woitowitsch sprach 
Britta Wollenweber in Minsk 








22 Initiativgruppen 
von Kandidaten wurden 
registriert 


Sergej Antontschik - 
Arbeiterselbsthilfe (nichtregistrierte 
gesellschaftliche Organisation) 

Juri Dankow - 

Unternehmer 

Semjon Domasch - 

Vorsitzender des Koordinationsrates 
„Regionales Belarus", 
ehemaliger Gouverneur von Grodno 

Sergej Gaidukewitsch - 

Vorsitzender der Liberaldemokratischen 
Partei Belarus 

Wladimir Gontscharik - 

Vorsitzender der Belarussischen 
Gewerkschaftsföderation 

Alexander Jaroschik - 

Vorsitzender des Republikanischen 
Komitees der Gewerkschaft des 
agroindustriellen Komplexes 

Sergej Kaljakin - 

1. Sekretär des Zentralkomitees der 
Partei der Kommunisten Belarus 

Leonid Kalugin - 

Generaldirektor des Handelshauses „Atlant" 

Pawel Koslowski - 
ehemaliger Verteidigungsminister 

Konstantin Kononowitsch - 

Jurist 

Jewgeni Kryschanowski - 
Schauspieler, Chefregisseur des Theaters 
für Satire und Humor „Christofore" 

Valeri Lewonowski - 

Präsident des Zentrums zum Schutz der 
Rechte der Verbraucher 

Alexander Lukaschenko - 

Präsident der Republik Belarus 

Michail Marinitsch - 

Botschafter der Republik Belarus in Lettland 

Natalja Mascherowa - 

Abgeordnete der Nationalversammlung 

Nikolai Mekeko - 

Vizepräsident der Internationalen Assoziation 
zum Schutz der Menschenrechte 

Senon Posnjak - 
Vorsitzender der Konservativ-Christlichen 
Partei Belarussische Volksfront 

Valentin Semak - 
Chef der UP „Valentin-Service" 

Leonid Sinizin - 
ehemaliger Chef der Präsidialverwaltung, 
ehemaliger stellvertretender Premierminister 

Sergej Skrebez - 
Parlamentsabgeordneter 

Viktor Tereschtschenko - 
Generaldirektor des Internationalen 
Managementinstituts 

Michail Tschigir - 
ehemaliger Premierminister 
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»Wir sind optimistisch, aber 
gleichzeitig beunruhigt« 





Gespräch mit dem Vorsitzenden der Vereinigten 
Bürgerpartei Anatoli Lebedko 


Als wir uns im letzten Jahr in Berlin ge- 
troffen und über die Parlamentswahl be- 
ziehungsweise den Wahlboykott disku- 
tiert haben, hieß es von der demokrati- 
schen Opposition, daß man an der Präsi- 
dentschaftswahl teilnehmen werde, da 
es dabei um die Macht gehe. Haben sich 
die Bedingungen im Vorfeld der Wahl 
geändert? Macht es Sinn, sich an der 
Wahl zu beteiligen? 

Wenn ich eine allgemeine Einschät- 
zung geben soll, so möchte ich dies in ei- 
nem Satz bündeln: Wir sind optimistisch, 
aber gleichzeitig beunruhigt. Zunächst 
zu den optimistisch stimmenden Kompo- 





Anatoli Lebedko, 
Vorsitzender der Vereinigten Bürgerpartei 














D er Vorsitzende der Vereinigten Bür- 
gerpartei sieht positive Momente 
für einen möglichen Wahlsieg des de- 
mokratischen Kandidaten, glaubt aber 
zugleich, daß das härtere Vorgehen 
der Macht die Handlungsmöglichkei- 
ten der Opposition begrenzt. Nach 
seiner Ansicht wird es keine ehrliche 
Wahl geben. Da die Opposition kaum in 
den Wahlkommissionen vertreten sein 
wird, erachtet er politische Überzeu- 
gungsarbeit bei Mitgliedern der Kom- 
missionen für wichtig, um Wahlfäl- 
schungen zu verhindern. 
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nenten. Als erstes möchte ich die allge- 
meine Stimmung in der Gesellschaft nen- 
nen. Die Mehrheit der belarussischen 
Wähler weiß heute, für wen sie nicht 
stimmen will. Das ist Alexander Luka- 
schenko. Es besteht ein Drang nach Ver- 
änderung. Die Menschen brauchen und 
wollen eine Alternative. Aber sie haben 
keine konkrete Vorstellung, wer das sein 
soll. Ich bin kein Freund von Meinungsum- 
fragen, besser gesagt, ich nehme die Er- 
gebnisse der Umfragen nicht als reine 
Wahrheit. Unter den belarussischen Ver- 
hältnissen ist es sehr schwierig, ein wah- 
res Spiegelbild von der Gesellschaft zu er- 
halten. Aber einige Fragen und die Ant- 
worten darauf kann man objektiv als 
Gradmesser der Haltung der Menschen 
nehmen. Auf die Frage „Wie hat sich ihre 
persönliche Situation in den letzten sie- 
ben Jahren verändert?" anworteten gera- 
de sechs Prozent mit „Gut" oder sogar 
„Sehr gut”. Ich kenne kein Beispiel, daß 
ein Präsident nach einer siebenjährigen 
Amtszeit und mit nur sechs Prozent der 
Bevölkerung, die eine positive Einschät- 
zung abgeben, einen Wahlsieg davonge- 
tragen hätte. 

Das zweite positive Moment ist die 
Haltung der Nomenklatura. Unter auto- 
ritären Regimes hängt von dieser sehr viel 
ab. 1994 hat Lukaschenko die Wahl ge- 
wonnen, weil die Nomenklatura Wijat- 
scheslaw Kebitsch im Stich gelassen hat- 
te. Ich denke, daß die heutige Situation 
der von 1994 ähnelt. Die Nomenklatura 
hat viele Gründe, mit Lukaschenko unzu- 
frieden zu sein. Lukaschenko bietet ihnen 
zwar die Möglichkeit, den Staat ein we- 
nig übers Ohr zu hauen, entzieht ihnen 
aber zugleich das Gefühl der persönli- 
chen Sicherheit. So wählt er unter ihnen 
Bauernopfer aus, beschuldigt sie der Kor- 
ruption oder anderer Verbrechen. Niemand 
kann sich sicher fühlen, niemand hat eine 
Garantie der eigenen Sicherheit. 

Hinzu kommt, daß die Nomenklatura 
keine echte Motivation hat. Zwar verfü- 
gen viele von ihnen über materielle Res- 
sourcen, sprich Geld, aber sie können es 
nicht richtig einsetzen, da dies die wirt- 
schaftlichen Rahmenbedingungen unter 


Lukaschenko nicht gestatten. So ist heute 
die Mehrheit der Nomenklatura bereit, 
Lukaschenko fallenzulassen. Und im Un- 
terschied zur Parlamentswahl können sie 
es heute anscheinend riskieren, ihn nicht 
zu unterstützen. Wir sehen hier in der Tat 
eine grundlegend veränderte Situation. 

Schließlich komme ich zu einem drit- 
ten positiven Moment: die Haltung Ruß- 
lands gegenüber dem belarussischen Prä- 
sidenten. Bislang hat Moskau die Position 
einer „weichen Neutralität“ Natürlich wird 
der Kreml keinen Gegenkandidaten un- 
terstützen. Aber Putin hat Lukaschenko 
in seinem Wahlkampf bislang nicht öf- 
fentlich unterstützt und wird dies allem 
Anschein auch nicht tun. In den letzten 
Monaten war Lukaschenko sehr bemüht, 
die öffentliche Unterstützung Moskaus zu 
bekommen. Vielleicht war sogar der Gra- 
natenanschlag auf die russische Botschaft 
hier in Minsk ein Versuch, auf Putin ein- 
zuwirken beziehungsweise die russische 
Führung zu einer öffentlichen Erklärung 
zugunsten Lukaschenkos zu provozieren. 
Denn die Behörden sagten, daß der An- 
schlag ein antirussischer Akt war. Wer hat 
eine negative Haltung gegenüber Ruß- 
land? Natürlich die Opposition. Wer hat 
eine positive? Natürlich Lukaschenko. 

Ihre Darlegung in bezug auf Rußlands 
Haltung gegenüber Lukaschenko teile ich 
nicht. Im Gegenteil. Ich halte es eher für 
Wunschdenken. Rußland ist sehr daran 
interessiert, die GUS zu stärken und aus- 
zubauen, quasi die Verbündeten im na- 
hen Ausland wieder um sich zu scharen. 
Es wird wenig Interesse an einem demo- 
kratischen Kandidaten haben, der sich 
für die Westanbindung ausspricht. 

Ich sehe dies nicht ganz so. Wir spre- 
chen über eine öffentliche Unterstüt- 
zung. Wenn wir die letzten Umfragen 
nehmen, so ist der russische Präsident 
heute der populärste Politiker in der GUS. 
Seine Popularität ist bei uns höher als die 
seines belarussischen Amtskollegen. Mir 
scheint, Lukaschenko hat sich das Ziel ge- 
setzt, Putin solle in der Öffentlichkeit sa- 
gen: „Ja, Lukaschenko ist unser Mann." 
Wladimir Putin schweigt. Warum? Mir 
scheint, Rußland hat Schlußfolgerungen 
aus den Ereignissen auf dem Balkan ge- 
zogen. Damals hat der Kreml auf Milose- 
vice gesetzt und Jugoslawien verloren. 
Und weiter. Putin arbeitet an einem posi- 
tiven Image in Westeuropa. Wir können 
nicht ausschließen, daß er über Informa- 
tionen über die getöteten beziehungs- 
weise verschwundenen Politiker und Jour- 
nalisten verfügt. Würden die Hintergrün- 
de all dessen der Öffentlichkeit bekannt, 
wäre das Risiko groß, daß Putin durch ei- 
nen Schulterschluß mit Lukaschenko sein 
Image verderben würde. Noch ein Punkt. 
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Vor der Präsidentschaftswähl 


Lukaschenko ist aus russischer Sicht kein 
idealer Präsident. Er ist unberechenbar 
und ambitiös. Er ist für die Russen ein 
permanenter Kopfschmerz. Ich will dafür 
nur ein Beispiel anführen. Rußland hat 
den START Il-Vertrag ratifiziert. Dies war 
ein wichtiger Schritt im Dialog mit Was- 
hington. Kurz darauf gab Lukaschenko 
eine sensationelle Erklärung ab: Er sprach 
von der Schaffung einer 300000 Mann 
starken Armee. Dies würde die START Il- 
Ratifizierung ad absurdum führen. 

Ein idealer Präsident für Rußland wäre 
ein zweiter Kebitsch. Ein Mann ohne Am- 
bitionen, der einmal im Monat mit einem 
Koffer voller Beloweschskajer Wodka nach 
Moskau fährt, Wirtschaftsfragen klärt und 
Übereinkünfte im Gas- und Olsektor er- 
zielt. Ein Mann, der nicht der Erste in der 
belarussisch-russischen Union sein will. 
Natürlich muß Rußland der Realität Rech- 
nung tragen, deshalb unterstützt es Lu- 
kaschenko. Aber öffentlich wird sich der 
Kreml nicht für Lukaschenko ausspre- 
chen, und dies ist für uns schon ein gutes 
Zeichen. Natürlich hat Lukaschenko außer- 
halb des Kreml Unterstützer - Teile der 
Duma, vor allem ihr Vorsitzender Gennadi 
Selesnjow, die Kommunisten unter Sju- 
ganow. Aber es ist nicht der Kreml. 

Was würden Sie nun also als beunru- 
higende Faktoren bezeichnen? 

Wahlen, wie man sie in Deutschland 
kennt oder wie sie auch in Estland statt- 
gefunden haben, wird es bei uns im Sep- 
tember nicht geben. Es wird eine ausge- 
sprochen harte politische Kampagne, ein 
Spiel ohne Regeln. Der Beweis dafür sind 
die beiden Erlasse, die Lukaschenko kürz- 
lich unterzeichnet hat (das Verbot der fi- 
nanziellen und materiellen Unterstüt- 
zung aus dem Ausland und die Bestim- 
mung, daß die Organisatoren von Kund- 
gebungen persönlich für Gesetzesver- 
stöße zur Verantwortung gezogen wer- 
den können - Anm. d. Red.). Diese Erlasse 
erschweren die Arbeit der Regimegegner 
wie auch der internationalen Organisa- 
tionen. Lukaschenko hat diese Erlasse be- 
wußt und in dem Wissen unterzeichnet, 
daß sie zur Verschlechterung der Bezie- 
hungen zwischen Belarus und dem We- 
sten führen werden. Er weiß, daß er die 
Wahl, wenn sie frei und fair wäre, nicht 
gewinnen würde. Deshalb will er die voll- 
ständige Kontrolle des Wahlprozesses. Ei- 
ne echte Wahlbeobachtung sowohl ein- 
heimischer als auch ausländischer Beob- 
achter will er ausschließen. Er hat für die 
Vertretung der Opposition in den Wahl- 
kommissionen das Signal auf Rot gestellt, 
er monopolisiert die staatlichen Medien 
und baut den repressiven Apparat aus. 

Vor diesem Hintergrund werden die 
Handlungsmöglichkeiten der Opposition 
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enger. Es ist schwierig, in der Provinz ei- 
nen Raum für eine Wahlveranstaltung zu 
bekommen. Der KGB intensiviert seine 
Aktivitäten und erstellt Dossiers über je- 
den einzelnen Aktivisten. Dies sind einige 
Faktoren, die uns stark beunruhigen und 
die positiven Komponenten relativieren. 
Wie sehen Sie den Druck auf den Leiter 
der Beobachtungs- und Beratergruppe 
Wieck, der quasi in eine Ecke mit Terrori- 
sten gestellt wird, da er mit der Finanzie- 
rung und Ausbildung einheimischer Wahl- 
beobachter das System unterwandere? 
Dies untermauert gerade, daß Luka- 
schenko nicht geneigt ist, echte Wahlen 
in Belarus durchzuführen. Andererseits 
bringt der Druck auf die Gruppe auch po- 
sitive Momente. In Europa gibt es meiner 


Meinung nach immer wieder zu großen 
Optimismus in der Einschätzung Luka- 
schenkos. Der Westen sieht immer wieder 
positive Entwicklungen. Wenn man bei 
uns einen ganzen Monat lang niemanden 
mit dem Polizeiknüppel niederschlägt, so 
wertet der Westen dies gleich als ein gut- 
es Zeichen. Wenn Lukaschenko einen Mo- 
nat lang keinen schwarzen Erlaß unter- 
zeichnet, so sind manche Europäer gleich 
geneigt zu glauben, er habe sich gebes- 
sert. Aber kurz darauf rückt Alexander 
Grigorjewitsch alles wieder an den alten 
Platz. Außenminister Chwostow hat er- 
klärt, daß man Wieck ausweisen werde. 
Das ist dann eine kalte Dusche für den 
Westen. Zwar denke ich nicht, daß Wieck 
ausgewiesen wird, aber es ist eine psy- 
chologische Attacke auf die OSZE, um zu 
testen, wie stark ihr Nervensystem ist. 
Lukaschenko ist überzeugt, daß die 
OSZE Wieck zwingen wird, seine Arbeit 
bei uns nach und nach einzustellen, da- 
mit sie überhaupt als OSZE bleiben kann. 
Aber ich denke, dies ist eine falsche Vor- 
stellung. Kurz vor unserem Treffen habe 


ich noch mit Herrn Wieck gesprochen. Er 
sagte, daß er sich ausreichend sicher füh- 
le und weiter arbeiten wolle wie bisher. 
Natürlich haben auch wir viele Auseinan- 
dersetzungen mit Wieck, aber in diesem 
Falle sind wir auf der Seite der Mission. 
Sie haben bei unserem letzten Treffen 
gesagt, daß die Chance der Opposition 
darin liegt, daß Lukaschenko eine inter- 
nationale Anerkennung der Wahl will. 
Die internationale Anerkennung der 
Wahl würde seiner Präsidentschaft einen 
gewissen legitimen Anstrich geben. Na- 
türlich fühlt sich Lukaschenko ein wenig 
unbehaglich, weil er nicht nach Europa 
auf Staatsbesuch fahren kann, sondern 
nur nach Afrika und Asien. Doch müssen 
wir sehen, daß sein Wunsch, die Macht zu 





erhalten sehr stark wiegt. Wenn es um Le- 
gitimität oder Machterhalt geht, ent- 
scheidet er sich für letzteres. 

Kommen wir zu den möglichen Riva- 
len des heutigen Präsidenten. Würden 
Sie diese für uns politisch einschätzen? 

Ja, wir haben einen Überschuß an Kan- 
didaten. Auch wenn es erstaunlich klingt, 
ich sehe darin sogar etwas Positives. 
Wenn so viele Menschen bereit sind, sich 
zur Wahl zu stellen, gibt es vielleicht eine 
Chance auf den Sieg. Für uns sind vier 
Kandidaten von Interesse, wobei ich an- 
merken will, daß es Kompromißkandida- 
ten sind. 

Sprechen Sie jetzt in Ihrer Eigenschaft 
als Vorsitzender der Bürgerpartei oder 
für den Koordinationsrat der demokrati- 
schen Kräfte? 

Vom Standpunkt des Koordinationsra- 
tes aus. Einen rein demokratischen Kan- 
didaten wird es wohl kaum geben, da 
müssen wir Realisten sein. In dieser Etap- 
pe der politischen Entwicklung müssen 
wir Kompromisse eingehen. Deshalb re- 
den wir über vier Personen, nämlich Do- 
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masch, Gontscharik, Koslowski und Tschi- 
gir. Jeder von ihnen hat eine lange No- 
menklaturavergangenheit, so wird keiner 
von ihnen auf Ablehnung in der Nomen- 
klatura stoßen. Auch Moskau kann auf 
jeden von ihnen ganz neutral reagieren. 
Als wir im Herbst über diese vier Personen 
zu reden begannen, war das sehr gut, daß 
wir jetzt im Sommer immer noch über 
vier Kandidaten reden, ist sehr schlecht. 

Meine Partei vertritt die Position, daß 
wir so schnell wie möglich über die Kan- 
didatur einer einzigen Person entschei- 
den müssen. Andere sagen, je mehr Kan- 
didaten, desto höher die Chance, daß we- 
nigstens einer registriert wird. Meiner 
Meinung nach ist das Romantizismus. Für 
Lukaschenko ist das Kriterium für die 
Auswahl seiner Rivalen nicht die Quan- 
tität, sondern die Gefährlichkeit. Ihm ist 
es ein leichtes, den einen oder anderen 
von der Registrierung ausschließen zu 
lassen, wenn er denkt, daß von ihnen eine 
echte Gefahr ausgeht. Wir haben wenig 
Zeit. Hätten wir Zugang zu den staatli- 
chen Medien, wäre die Zeit ausreichend. 
Die Leute fragen uns heute, für wen sie 
stimmen sollen. Ich habe Angst, daß uns 
die Zeit nicht reicht, um den Bürgern im 
ganzen Land zu erklären, zuerst sind es 
vier, später ist es nur ein gemeinsamer 
Kandidat. Je früher wir uns also darüber 
klar sind, für wen wir abstimmen wollen, 
desto mehr Zeit hätten wir, den Kandida- 
ten in der Bevölkerung zu verankern. 

Bislang ist es so geplant, daß jeder 
Kandidat Unterschriften für seine Regi- 
strierung sammelt und nach Auswertung 
der Ergebnisse entschieden wird, wer die 
meisten Chancen hat. 

Wir wollen aus den Vieren eine einheit- 
liche Mannschaft schaffen und dabei die 
aussichtsreichste Person finden. Bislang 
haben wir noch keine Vorstellung davon, 
wie die Ressourcen und Möglichkeiten ei- 
nes jeden Anwärters sind. Erst im Prozeß 
wird sich herausstellen, wem es am leich- 
testen fällt, die Unterschriften zu sammeln. 

Dann ist die Frage interessant, wer soll 
entscheiden und bewerten, welche Per- 
son die meisten Chancen hat. Wir schla- 
gen folgendes Verfahren vor und hoffen, 
daß damit alle vier Kandidaten einver- 
standen sein werden. Wir bilden ein Kol- 
legium. Darunter verstehen wir die Samm- 
lung von etwa dreißig geachteten Perso- 
nen des Öffentlichen Lebens, denen man 
Vertrauen entgegenbringt. Diese Liste wird 
allen Kandidaten vorgelegt, und wenn ei- 
ner von diesen die Wahl des einen oder 
anderen Kollegiumsmitgliedes nicht ak- 
zeptiert, wird dieses von der Liste gestri- 
chen. Es bleiben also die Personen, zu de- 
nen alle vier Kandidaten volles Vertrauen 
haben. Die Anwärter legen ihr Schicksal 
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in die Hände des Kollegiums, das darüber 
abstimmen wird, wer der gemeinsame 
Kandidat sein soll. Dies ist einer der mög- 
lichen Mechanismen. Es ist klar, daß die 
Niederlage vorprogrammiert wäre, wür- 
den alle vier zur Wahl antreten. 

Es gibt ja noch mehr Kandidaten! 

Für uns sind es nur diese vier Kandida- 
ten. Die Erklärungen aller anderen, an der 
Wahl teilzunehmen, betrachten wir als 
übererregte Frühlingszustände. Mancher 
hat davon geträumt, Präsident werden zu 
wollen. Bei anderen Anwärtern kann man 
noch nicht einschätzen, was für eine Rol- 
le sie spielen werden. Bei einigen sind wir 
geneigt, sie als Figuren des Lukaschenko- 
schen Drehbuches zu betrachten. 

Wer wäre da zu nennen? 

Mascherowa beispielsweise, die Toch- 
ter des verstorbenen Mascherows. Auch 
einer der ehemaligen Leiter der Präsidial- 
verwaltung äußerte den Wunsch, sich zur 
Wahl zu stellen. Wie gesagt, es ist nicht 
klar, wessen Leute sie sind. Aber die Chan- 
cen all der Nichtgenannten überschreiten 
kaum mehr alsein Prozent. 

Und welchen der vier Kandidaten fa- 
vorisiert die Bürgerpartei? 

Der Bürgerpartei sind alle vier Kandi- 
daten politisch nicht völlig fremd. Wir 
verhalten uns allen gegenüber gleich. Wir 
sind für einen gemeinsamen Kandidaten 
und gegenwärtig arbeiten wir an der In- 
frastruktur für die Durchsetzung des 
Kandidaten. Dies bedeutet: Beobachtung, 
Auswahl der Kandidaten für die Wahl- 
kommissionen, Arbeit mit den bereits be- 
kannten Mitgliedern der Kommissionen, 
Ausarbeitung eines Programms, Vorbe- 
reitung einer auf die Jugend und die Un- 
ternehmerschaft zielenden Informati- 
onskampagne. Wir führen die Kampagne 
„Stop Luka” weiter. 








Im Mai haben wir eine Kampagne für 
die spurlos verschwundenen Politiker und 
Journalisten unter dem Motto „Wir wol- 
len die Wahrheit wissen" durchgeführt 
und ein Extrablatt in einer Auflage von 
500000 Stück herausgegeben. Die Kam- 
pagne war ein Erfolg. 

Auch nach dem Personalwechsel in 
den Sicherheitsstrukturen weist der heu- 
tige Sekretär des Sicherheitsrates Ural 
Latypow alle Anschuldigungen, daß die 
Macht etwas mit dem Verschwinden von 
Personen zu tun hat, scharf zurück. 

Der Staat selbst widerlegt diese Aussa- 
gen. Im April haben wir des 2. Todestages 
von Karpenko gedacht, an das Verschwin- 
den Sacharenkos erinnert. Bis heute legt 
das Regime keine Beweise vor, daß es kei- 
ne Verbindung zu all diesen Ereignissen 
hat. Im Internet finden sich Materialien, 
die konkrete Personen aus dem Sicher- 
heitsdienst des Präsidenten für das Ver- 
schwinden von Sacharenko, von Gontschar 
verantwortlich machen. Die ersten Infor- 
mationen über Sawatzki haben wider- 
legt, daß die Macht etwas damit zu tun 
hat, dann wurde festgestellt, daß es doch 
eine Verbindung gibt. 

Die Hälfte der Bevölkerung ist nicht 
auf dem laufenden, was tatsächlich pas- 
siert ist. Von denen, die über Informatio- 
nen verfügen, sind drei Viertel überzeugt, 
daß Lukaschenko verantwortlich ist. Wir 
wollen beweisen, daß die Verantwortung 
für alle Ereignisse bei der Macht liegt. 

Es gab Forderungen, daß mindestens 
die Hälfte der Sitze in den Wahlkommis- 
sionen mit Parteimitgliedern, Vertretern 
von NGOs und anderen gesellschaftli- 
chen Organisationen besetzt werden sol- 
len. Ist das realistisch? 

Die Forderung ist richtig, aber die Er- 
füllung dieser Forderung würde für Luka- 
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schenko den politischen Selbstmord be- 
deuten. Ich denke, einige wenige der von 
den Parteien gemeinsam vorgeschlagenen 
Personen werden in die Kommissionen 
aufgenommen werden. Deshalb bereiten 
wir uns darauf vor, mit denen zusammen- 
zuarbeiten, die bereits Mitglied in den 
Kommissionen sind. In der Regel sind die 
Leiter der Kommissionen von Lukaschen- 
ko ernannt, aber die etwa 105000 Mit- 
glieder sind normale Bürger. Wir bauen 
derzeit eine Datenbank aller dieser Men- 
schen auf, um an sie als an Bürger und 
Kommissionsmitglieder heranzutreten. 

Die vier Kandidaten - eigentlich sind 

es ja fünf, denn auch der Kommunist Kal- 
Jakin zählt dazu - hatten als eine der er- 
sten Aufgaben definiert, die Verfassung 
zu ändern, um Vollmachten des Präsi- 
denten an das Parlament und die Regie- 
rung zurückzugeben. Eine Umverteilung 
der Macht wurde bereits früher von Prä- 
sident Lukaschenko in die Diskussion ge- 
bracht. Wo liegen die Unterschiede? 
. In der Tat, Lukaschenko hat etwas 
Ähnliches geäußert, aber für seine Aussa- 
gen kann man wohl kaum einen strapa- 
zierten belarussischen Rubel geben. Für 
uns war bei der Verständigung auf mögli- 
che Kandidaten die wichtigste Bedingung, 
daß sie verstehen, daß und wie man das 
bestehende System verändert. Es geht bei 
der Wahl nicht um die Abschaffung Luka- 
schenkos als Person, sondern um die An- 
derung des Systems. Blieben das System 
unverändert und die Verfassung un- 
berührt, wäre die Gefahr groß, daß wir in 
acht Monaten einen zweiten Lukaschen- 
ko haben werden. Aus diesem Grunde 
werden wir mit dem gemeinsamen Kandi- 
daten ein Abkommen unterzeichnen, mit 
dem er konkrete Bedingungen annimmt, 
darunter: Welche Vollmachten sollen an 
Parlament und Regierung zurückgegeben 
werden, welche staatlichen Funktionen 
bleiben beim Präsidenten. 

Wie soll nach einem Wahlsieg der Op- 
position mit dem im Herbst gewählten 
Parlament umgegangen werden? 

Das Parlament ist eine Struktur im 
heutigen System. 

Also soll es zu Neuwahlen kommen? 

Ganz ohne Frage. Es liegt im Interesse 
aller Bürger, Neuwahlen durchzuführen. 
Die Ergebnisse dieser Wahlen werden zur 
Zusammensetzung eines realen Parla- 
ments führen. Das Parlament wird dann 
die Regierung bilden, und auf diese Weise 
wird das Prinzip der Gewaltenteilung rea- 
lisiert. Dies wird uns die Sicherheit geben, 
daß wir vor dem Aufbau einen neuen au- 
toritären Regimes gefeit sind. 


Mit Anatoli Lebedko 
sprach Britta Wollenweber in Minsk 
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»Ohne die Unterstützung 
Rußlands bedeutet 
Alexander Lukaschenko nichts« 





Gespräch mit dem Vorsitzenden der Belarussischen 
Volksfront Wintschuk Wjatschorka 


Wie schätzen Sie die Stimmung in der 
Gesellschaft am Vorabend der Präsident- 
schaftswahl ein, und wie stellt sich das 
politische Kräfteverhältnis dar? 
Wahrnehmung und Bewußtsein mei- 
ner Mitbürger unterscheiden sich im Ver- 
gleich zum Vorjahr. Nach verschiedenen 
Umfragen sind zwischen vierzig und 45 
Prozent der Wähler bereit, gegen Luka- 
schenko und für einen demokratischen 
oder unabhängigen Kandidaten zu stim- 
men. Etwa zwanzig bis 25 Prozent wollen 
trotz der wirtschaftlichen Lage ihre Stim- 





Wintschuk Wjatschorka, 
Vorsitzender der Belarussischen Volksfront 
















ie wirtschaftliche Unzufrieden- 

heit der Bevölkerung ist so groß, 
daß Lukaschenko im Falle freier Wah- 
len verlieren wird, schätzt Wintschuk 
Wjatschorka ein. Im Prinzip seien die 
Chancen auf den Machtwechsel gut. 
So ist man bereit, bei der Frage des 
Wahlgesetzes mit der Macht über die 
Erfüllung von Teilforderungen zu ver- 
handeln. Große Wichtigkeit mißt er 
dem Koordinationsrat der Opposition 
zu, den er anders als beispielsweise 
Tschigir als starke und geschlossene 
Struktur sieht. 


me dem Amtsinhaber geben. Ein relativ 
großer Anteil der Bevölkerung ist unent- 
schieden. Aber alle Menschen beschäftigt 
eine Frage: Wenn nicht Lukaschenko, wer 
dann? Vor diesem Hintergrund wird Lu- 
kaschenko, wenn die Wahl frei und fair 
durchgeführt wird, scheitern. Vielleicht 
kommt er in die zweite Wahlrunde, aber 
er wird scheitern. So stellt sich nicht die 
Frage nach seiner Chance in ehrlichen 
Wahlen, sondern nach seinen Möglichkei- 
ten, die Bürger zu zwingen, für eine Wei- 
terführung der jetzigen Linie zu votieren. 
Die durchschnittlichen Einkommen ha- 
ben heute einen Wert von etwa fünfzig 
Dollar. Lukaschenko hatte versprochen, 
daß die Einkommen bis Ende des Jahres 
auf umgerechnet hundert Dollar steigen 
werden. Er hat nun zwei Möglichkeiten. 
Er kann die nächste Welle der Inflation 
provozieren und den Menschen Hundert- 
tausende Rubel auszahlen, was aber trotz- 
dem nicht bedeutet, daß sie einen Wert 
von real hundert Dollar in den Händen 
halten würden. Oder er kann die staatli- 
chen Zuschüsse für Miete, Wasser, Hei- 
zung, Energie und die kommunalen Lei- 
stungen drastisch erhöhen, damit es ei- 
nen scheinbaren Anstieg gibt. Die würde 
die wirtschaftliche Katastrophe bedeuten. 
Vor diesem Hintergrund sind die Aus- 
sichten für eine Demokratisierung durch 
Wahlen absolut klar. Es stellt sich nur die 
Frage, ob auch Lukaschenko dies erkennt. 
Entweder er und seine Mannschaft erar- 
beiten ein Szenario, um die Menschen zu 
zwingen, für ihn zu stimmen, oder aber 
die Wahlergebnisse werden gefälscht. 
Viele Spekulationen kursieren über die 
gesunkene Popularität Lukaschenkos. Wie 
erklären sie das - liegt es nur an der wirt- 
schaftlichen Unzufriedenheit? Aber nicht 
einmal beim Durchschnittseinkommen 
kann man sich auf eine Zahl einigen. Sie 
sprachen von umgerechnet fünfzig Dol- 
lar, einige Statistiken geben 79,5 Dollar 
an, andere 82,5 Dollar. 
Jeder weiß, was für ein Gehalt er be- 
zieht, wie hoch das gesamte Familienein- 
kommen ist. Man weiß, was ein Lehrer 
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verdient, eine Krankenschwester oder ein 
Verwaltungsmitarbeiter. Sie wissen, daß 
die absolute Mehrheit der Beschäftigten 
bei uns in staatlichen Unternehmen oder 
im haushaltsabhängigen Bereich arbei- 
tet. Die Arbeiter der Autofabrik hier in 
Minsk erhalten etwa 200000 belarussi- 
sche Rubel, umgerechnet etwa 320 DM. 
Die Bergbauarbeiter in Seligorsk bezie- 
hen 300000 belarussische Rubel, etwa 
500 DM. Aber die absolute Mehrheit muß 
mit wesentlich niedrigeren Löhnen und 
Gehältern auskommen. Sie kennen unse- 
re Preise, sie sind teils höher als in Moskau 
oder Warschau, ausgenommen sind stets 
eine Sorte Milch, eine Sorte Brot. Um zu 
überleben, haben die Menschen zwei bis 
drei Jobs und arbeiten auf dem Schwarz- 
markt. Wenn die Menschen dann in den 
Zeitungen lesen, daß das Durchschnitt- 
seinkommen bei achtzig Dollar liegt und 
weiter wachsen wird, verstehen sie, daß 
das Regime lügt. 

Wie erklären Sie, daß Lukaschenko 
keine Anstalten macht, die Situation zu 
erklären? Er hat ein Versprechen gege- 
ben, es aber nicht eingelöst. Statt dessen 
werden nur positive Wirtschaftsmeldun- 
gen veröffentlicht. Nachzulesen ist, daß es 
ein Wachstum in fast jedem Wirtschafts- 
bereich gibt. Jeder Politiker würde versu- 
chen, eine Erklärung abzugeben. 

Es ist offensichtlich, daß Lukaschenko 
keine Mechanismen der professionellen 
PR-Arbeit nutzt. Niemand macht ihn dar- 
auf aufmerksam, daß es notwendig ist, 
den Menschen zu erklären, was mit ihren 
Einkommen passiert. Lukaschenko ver- 
läßt sich auf seine Intuition und seine na- 
he Umgebung, dazu zählt auch Sameta- 
lin, der im Sowjetstil agierende Propa- 
gandaoberst. Das muß man einmal im 
Fernsehen gesehen haben. Neben richtig- 
gehenden Propagandaserien basiert im 
Prinzip jede Ausgabe der Nachrichten- 
sendung Panorama darauf. Für Panorama 
arbeiten keine Journalisten, sondern Pro- 
pagandisten. Lukaschenko denkt in der 
gleichen Weise. Für ihn ist es absolut ver- 
ständlich. Sametalin kann sich nicht vor- 
stellen, daß die Menschen eine Erklärung 
brauchen. Nein. Er denkt, es ist genug, 
tief im Bewußtsein der Wählerschaft ein 
Versprechen zu verankern, und vergißt, 
daß die Wähler fragen könnten, wann die- 
ses denn eingelöst wird. 

Allerdings muß man sagen, daß Luka- 
schenko seine Worte und Aktionen intui- 
tiv richtig auf seine traditionelle Wähler- 
schaft abstimmt. Es sind weniger gut ge- 
bildete Menschen, meist leben sie auf 
dem Land, es sind Rentner, Menschen, die 
aufgrund ihrer Biographie abhängig sind 
vom Staat. Es sind Leute, die ihr ganzes 
Leben in einer Fabrik gearbeitet haben, 
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immer in langen Schlangen standen: für 
ihre Wohnung, einen Bezugsschein, die 
Zuweisung eines Platzes im Sanatorium. 
Es sind Menschen, die unfähig sind zu 
denken, daß in der normalen Welt die 
Menschen arbeiten, um für ihre Woh- 
nung bezahlen zu können, und dabei aber 
unabhängig vom Staat sind. Unter diesem 
Blickwinkel ist eine Erklärung unnötig. 

Ich will ein kurioses Beispiel anführen: 
Zum Gouverneur des Brester Gebietes hat 
Lukaschenko einst gesagt: „Ich habe euch 
den Regen geschickt, warum habt ihr den 
Ernteplan nicht erfüllt?" Das ist der Stil 
Lukaschenkos. Und es funktioniert - zu- 
mindest für diese zwanzig bis 25 Prozent 
der Bevölkerung. Dies ist andererseits ei- 
ne Chance für uns, für Veränderungen. 

Würden Sie aber sagen, daß die Anti- 
Lukaschenko-Stimmung nur auf wirt- 
schaftlicher Unzufriedenheit basiert. Zu- 
mindest hat man kaum den Eindruck, 
daß die Menschen aus politischem Be- 
wußtsein heraus Veränderungen wollen. 

Nun, das hängt davon ab. Zuerst: Für 
jeden, der die Grenze überschreitet und 
vergleichen kann, ist offensichtlich, daß 
etwas falsch läuft. Wenn jemand die Ge- 
schicke eines Landes sieben Jahre steuert 
und seine Macht nicht mit anderen teilt - 
wie mit der Regierung, dem Parlament -, 
dann hat er alle Macht, aber auch alle 
Verantwortung. Und das weiß auch jeder. 
Jeden Tagen werden wir mit der Informa- 
tion versorgt, daß es hier bei uns nur ei- 
nen Mann gibt. Ihn. Die anderen 
Machtzweige sind kleine Blättchen der 
Macht. 

Aber für die Menschen, die offen für 
die Welt sind, die wirtschaftliche Interes- 
sen haben, wie beispielsweise die Klein- 
unternehmer, für Menschen, die gut aus- 
gebildet sind, ist klar, daß der Kurs der al- 
leinigen Orientierung auf Rußland auch 
noch aus anderen Gründen gefährlich ist. 
Nämlich mit Blick auf ihre Kinder. Ruß- 
land führt einen endlosen Krieg in Tsche- 





tschenien, es wird seinen Einfluß geltend 
machen in Tadschikistan, auf den Kurilen. 
Belarussische Soldaten galten in der So- 
wjetzeit immer als sehr diszipliniert. Es ist 
keine schöne Perspektive für unsere Kin- 
der und Enkel, in die russische Armee ein- 
gezogen zu werden. Für die Menschen 
aus Bildung, Kultur, Kunst ist offensicht- 
lich, daß es eine Reorientierung auf Euro- 
pa nicht nur aus wirtschaftlichen Grün- 
den, sondern aufgrund anderer Merkma- 
le der modernen Gesellschaft geben muß. 

In den für Lukaschenko wichtigen 
Strukturen hat sich personell im letzten 
halben Jahr einiges verändert. 

Ja. Es gibt einige Unterschiede zwi- 
schen dem heutigen Sicherheitsrat und 
dem vor einem Jahr. Damals wurde der 
Rat von einem Freund Lukaschenkos ge- 
leitet - Scheiman -, und er war eine reale 
Kraftstruktur. Dann wurde Scheiman zum 
Generalstaatsanwalt gemacht, ihm folgte 
Latypow als Sekretär. Aber er hat nicht so 
viel Macht. Interessant ist, daß Latypow 
von seinem Wesen her prorussisch ist. Er 
hat enge Verbindungen zum KGB/FSB, ist 
ein hochgebildeter Mann. Eigentlich wird 
er immer wieder sowohl mit dem libera- 
len als auch dem aggressiven Flügel in 
Verbindung gebracht. Aber er wurde aus 
dem eigentlichen Machtzentrum entfernt. 
Heute bilden das Machtzentrum extrem 
antiwestliche, chauvinistische, panslawi- 
sche, aber ebenfalls mit Moskau verbun- 
dene Kräfte. Dies zeigt, was das Luka- 
schenko-Team über das Gewaltszenario 
der nächsten Monate denkt. 

Es gab einiges Zögern, welche Taktik 
man wählen sollte. Sollte man sich für ei- 
ne demonstrative Liberalisierung ent- 
scheiden - demonstrativ, weil nur für den 
Westen bestimmt - oder das harte Szena- 
rio wählen? So gab es zwei Varianten, wie 
man mit Kundgebungen umgehen sollte. 
Bei den Feiern des Unabhängigkeitstages 
am 25. März, nach denen ich verhaftet 
wurde, zeigten die Behörden ihre Macht. 
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Es war eine friedliche Demonstration, die 
korrekt dem vorgegebenen Weg folgte. 
Doch dann kam es zu einem gewaltsamen 
Milizeinsatz, viele wurden verhaftet. Bei 
einer unangekündigten Aktion am 26. 
April zeigte sich die Miliz hingegen nicht, 
nicht einmal die Verkehrspolizei war auf 
den Straßen zu sehen. Dies ist sehr ge- 
fährlich und auch eine Provokation, denn 
wäre irgend etwas passiert, wären wir da- 
für zur Verantwortung gezogen worden. 

Die Wahl wird im Herbst stattfinden. 
Es scheint einen starken Druck der Be- 
hörden zu geben, so auf die Opposition, 
so auf ausländische Organisationen. Wie 
groß sind die Chancen, daß es freie und 
faire Wahlen gibt? 

Ich kann Ihnen nur so antworten: Die 
Wahl wird nicht frei und nicht fair sein. 
Wir fordern nur die Erfüllung minimalster 
Voraussetzungen. Darunter die Registrie- 
rung eines demokratischen Kandidaten. 

Oder mehrerer? 

Ich bevorzuge, von einem Kandidaten 
zu sprechen. Die erste Prüfung wird aller- 
dings schon die Registrierung der Initia- 
tivgruppen sein. Wenn eine Gruppe nicht 
registriert wird, bedeutet dies auch das 
Aus für ihren Kandidaten. 

Dann gibt es diese Forderung nach 
Besetzung der Hälfte der Sitze in den 
Wahlkommissionen durch Parteien und 
NGOs. Dies ist kaum als minimale Forde- 
rung zu bezeichnen. 

Wie Sie sich erinnern, stellten wir im 
Vorfeld der Parlamentswahlen vier For- 
derungen: die Veränderung des politi- 
schen Klimas, Freiheit der unabhängigen 
Medien und regelmäßigen Zugang zu den 
staatlichen Massenmedien, Anderungen 
an der Wahlgesetzgebung, Erhöhung der 
Befugnisse des Parlaments. Die letzte Be- 
dingung wurde eingefroren, weil die heuti- 
ge Kammer der Volksvertreter nicht nor- 
mal gewählt wurde. Bei der dritten For- 
derung sehe ich eine gewisse Hierarchie. 
Das Wichtigste ist die Besetzung der Wahl- 
kommissionen, es folgen der Status der 
einheimischen Beobachter und die Frage 
der vorfristigen Stimmabgabe. Die demo- 
kratischen Kräfte sind gegen die Mög- 
lichkeit der vorfristigen Stimmabgabe, da 
dies ein Reservoir für Wahlfälschung ist. 
Wenn wir nicht verhaftet werden - was ja 
schon viel ist -, sind wir bereit, unsere 
Forderungen herunterzuschrauben. Diese 
drei Bedingungen stehen, aber ich bin be- 
reit, mit dem Regime über die Umsetzung 
von Teilbedingungen zu reden, um der 
Demokratisierung einen Schub zu geben. 

Sehen Sie eine Verbesserung oder die 
Möglichkeit der Verbesserung? 

Nehmen wir die Zusammensetzung 
der Wahlkommissionen. Wenn auch nur 
ein oder zwei Mitglieder einer Kommissi- 
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on aus unseren Reihen kommen, ist dies 
schon ein wichtiger Schritt. Denn ein 
Kommissionsmitglied ist viel wirkungs- 
voller als ein einheimischer Beobachter. 
Aber wenn das Regime dies zurückweist, 
ist dies ein Beweis, daß die Wahl nicht frei 
und fair durchgeführt wird. Und ich bin 
überzeugt, daß eine klare Botschaft von 
der internationalen Gemeinschaft ge- 
sandt werden sollte. Europa sollte klar er- 
klären, wenn die Forderungen nicht er- 
füllt werden, wird die Wahl nicht aner- 
kannt. Unter diesem Blickwinkel ist auch 
eine Botschaft seitens Moskaus wichtig. 
Viele westliche Staatsoberhäupter sagen 
Putin, daß es sehr schwierig ist, mit sei- 
nem nächsten Verbündeten umzugehen. 
Wenn Moskau also keine Probleme we- 
gen Lukaschenko haben will, muß es die- 
selbe Botschaft nach Minsk schicken wie 
Europa. Dann gäbe es die Chance, daß wir 
annähernd demokratische Bedingungen 
bei der Wahl haben werden. Dann könnte 
die innere Atmosphäre zum Tragen kom- 
men. Das heißt nicht nur die Stimmung 
der Wählerschaft, sondern auch der ver- 
tikalen Macht, der Nomenklatura. 

Aber denken Sie tatsächlich, daß es 
seitens des Kreml einen solchen Druck 
geben wird? Ich habe den Eindruck, daß 


Rußland sich heute stärker auf die GUS 
und andere Staaten konzentriert und 
weniger auf Westeuropa. Ich sehe nicht, 
daß Putin Druck auf Lukaschenko aus- 
übt, weil er dem Westen gefallen will. 

Sie haben völlig recht und viele meiner 
Gedanken vorweggenommen, wenn Sie 
vielleicht auch anderes damit verbinden. 
Putin ist ein Symbol für Restauration und 
unmoderne Denkweise in Rußland. Nach 
außen tritt er für den Markt und die 
Rückführung Rußlands in die zivilisierte 
Völkerfamilie ein. G-7 wurde in G-8 um- 
gewandelt, so beförderte der Westen ei- 


nige russische Hoffnungen. Die Hauptli- 
nie Putins ist aber die Wiederherstellung 
der russischen Weltmachtposition. Wir 
können dies hier in Belarus am Unions- 
vertrag sehen, der in den ersten Jahren 
von Jelzin und Lukaschenko vor allem für 
politische Spiele und die Steigerung ihrer 
Popularität genutzt wurde. Aber von Pu- 
tin wird er in zynischer und grausamer 
Art genutzt, um die Präsenz Rußlands in 
Belarus zu stärken. Insbesondere können 
wir dies an den Paragraphen, die die mi- 
litärische Zusammenarbeit, die Arbeit der 
Sicherheitsbehörden und Geheimdienste, 
den Grenzschutz und den militärindustri- 
ellen Komplex betreffen. Die Union wird 
genutzt, um das militärische Potential 
Rußlands zu steigern und so die imperia- 
listische Nostalgie in Rußland zu bedie- 
nen. Denken Sie an Zar Iwan Kalita. Für uns 
ist Putin der neue Iwan Kalita. Rußland 
baut seinen Einflußbereich aus, und Bela- 
rus ist das erste Stück Land, das wieder an 
Rußland angeschlossen wird. Warum ha- 
be ich aber eine solche Botschaft des We- 
stens an Putin erwähnt? Putin hat Ruß- 
land als Supermacht noch nicht wieder- 
aufgebaut. Er weiß, daß Rußland ange- 
schlagen ist. Er hat keine Zeit, zusätzliche 
Auseinandersetzungen mit einem ande- 





ren Teil der Welt auszufechten. Putin hat 
genügend Probleme aufgrund des Krie- 
ges in Tschetschenien und seiner Kontak- 
te zu dubiosen Staaten. 

Vom Standpunkt unserer nationalen 
Interessen aus haben wir noch ein oder 
anderthalb Jahre, um die Unabhängigkeit 
unseres Landes unumkehrbar zu machen. 
Und ich denke, daß es auch im Interesse 
Westeuropas liegt, Rußland nicht zu er- 
lauben, eine nichteuropäische Supermacht 
zu werden. Denn unglücklicherweise sind 
die Versuche Rußlands, seinen Einflußbe- 
reich auszuweiten, nicht mit effektiver 


59 


Wirtschaftsführung verbunden. Sie sind 
mit uns bekannten Methoden verbunden, 
Machtdemonstrationen, nichteuropäische 
Orientierung, Ignorieren der europäischen 
Verhaltensweisen. Deshalb sagen wir, dies 
ist unsere letzte Chance. Aber nicht nur 
für uns, sondern auch für Europa. 

Ja, Moskau versucht seinen Einfluß in 
der GUS zu stärken. Moskau nutzt die 
derzeitige Schwäche Kiews. Es nutzt diese 
Schwäche sehr effektiv, um seine Präsenz 
sowohl in der Politik als auch der Wirt- 
schaft wiederherzustellen. Aber ich glau- 
be nicht, daß die Ukraine sich wieder an 
Rußland anbinden läßt. Wenn die Ukraine 
sich unter den russischen Schirm stellt, 
bedeutet dies, daß die gesamte ost- und 
mittelosteuropäische Region wieder Teil 
des russischen Einflußbereichs wird. Aber 
das ist unmöglich. Denn ich bin über- 
zeugt, ungeachtet der russischen Rake- 
tenstandorte gibt es einen Unterschied, 
wo europäische Institutionen ihre Grenze 
ziehen. 

Lassen Sie uns nun auf die Vorberei- 
tung der Präsidentschaftswahl kommen. 
Es gibt fünf Kandidaten der demokrati- 
schen Kräfte, die aus recht unterschiedli- 
chen politischen Ecken kommen. Reden 
wir zuerst über den Koordinationsrat der 
demokratischen Kräfte. Es heißt, daß Tei- 
le der Mitglieder und der Parteien den 
Rat verlassen haben. 

Im Koordinationsrat sind die Belarus- 
sische Volksfront, die Vereinigte Bürger- 
partei, die Belarussische Sozialdemokra- 
tie Gromada unter Schuschkewitsch, die 
Sozialdemokratische Partei - deren Mit- 
gliedschaft wurde wegen der Teilnahme 
Statkewitschs und anderer an der Parla- 
mentswahl eingefroren, aber der Teil der 
Partei, der „Für die Einheit" genannt wird, 
ist aktives Mitglied des Rates -, die Partei 
der Grünen, die Psychologische Partei der 
Grünen, die Partei „Hoffnung” und die 
Arbeiterpartei. Ungeachtet der Gerüchte 
und der Aussagen von Statkewitsch hat 
niemand den Koordinationsrat verlassen. 
Auch „Assembleja", die stärkste Vereini- 
gung der NGOs, die etwa 500 demokrati- 
sche NGOs vereint, ist Mitglied, des wei- 
teren der Kongreß der unabhängigen Ge- 
werkschaften, einige Initiativen, die de- 
mokratischen Koalitionen von insgesamt 
sechs Regionen und mit Beobachtersta- 
tus die Frauenkoalition. 

Das Szenario der Auswahl eines ge- 
meinsamen Kandidaten durch den Kon- 
greß der demokratischen Kräfte wurde 
vom Koordinationsrat erarbeitet und En- 
de 2000 beschlossen. Aufgrund der un- 
terschiedlichen Sympathien wurde von 
einem Teil Viktor Gontscharik, der Vorsit- 
zende der Gewerkschaftsföderation, un- 
terstützt. Einige Parteien haben ihre Sym- 


60 


a 


pathien nicht definiert. Einige nichtpar- 
teigebundene Organisationen bevorzu- 
gen Domasch, ehemaliger Gouverneur 
des Gebiets Grodno und heute einer der 
Vorsitzenden des NGO-Zusammenschlus- 
ses. Einige Parteien haben sich für zwei 
oder drei Kandidaten ausgesprochen. So 
wurde die Liste der vier Kandidaten gebil- 
det - Tschigir, Domasch, Gontscharik und 
Koslowski. 

Die vier Kandidaten sind - leider - ver- 
bunden mit der Nomenklatura, was aber 
für die Wählerschaft wichtig ist. Alle sind 
parteilos. Damit sind sie wählbar für un- 
terschiedliche politische Gruppen und Par- 
teien, unterschiedliche Schichten der Ge- 
sellschaften. Diese vier Kandidaten wer- 
den gleichmäßig unterstützt, um einen 
von ihnen als den gemeinsamen Kandida- 
ten auszuwählen. Alle sollen Unterschrif- 
ten sammeln, wenn ihre Initiativgruppen 
registriert werden. Ich denke, wir müssen 
uns noch vor der Zulassung zur Wahl auf 





einen gemeinsamen Kandidaten verstän- 
digen, um die Zentrale Wahlkommission 
zu zwingen anzuerkennen, daß dieser der 
einzige demokratische Kandidat bei der 
Wahl ist. Wird dieser Kandidat nicht aner- 
kannt, zeigt dies, daß etwas falsch läuft. 

Es gibt Differenzen bezüglich des Zeit- 
punkts der Bekanntgabe des gemeinsa- 
men Kandidaten. Tschigir sagt, alle müs- 
sen registriert werden und erst später 
solle man sich für einen gemeinsamen 
Kandidaten entscheiden. 

Ich denke, es gibt schwache Punkte in 
dieser Herangehensweise. Die stärkste 
Variante wäre, sich bereits vor der Unter- 
schriftensammlung auf einen Kandidaten 
zu verständigen. Warum? Alle vier setzen 
ihre Hoffnungen auf dieselben Struktu- 
ren - besonders auf dem Land. Es ist die 
Gruppe der demokratisch gesinnten Bür- 
ger, die bereit sind, eine wirkliche Wahl zu 
treffen, die einer Idee verpflichtet sind, 


die das Risiko kennen, verhaftet zu wer- 
den. Diese zahlenmäßig nicht sehr große 
Gruppe soll auf vier Kandidaten aufgeteilt 
werden - das minimiert die Chancen, die 
Unterschriften überhaupt zusammenzu- 
bekommen. Die Vier haben versprochen, 
unter sich zu entscheiden, wer der aus- 
sichtsreichste Herausforderer sein wird. 
Ich halte dies für schwierig. Sie erinnern 
sich vielleicht an die ukrainische Wahl. 
Die Kanew-Vier scheiterten schon vor der 
Wahl. Dieses Problem sehe ich auch bei 
uns. Ich bin skeptisch in bezug auf ihre 
Bereitschaft, ihre Zahl wirklich von vier 
auf einen zu reduzieren. 

Ich bin erstaunt, daß Sie immer nur 
über die Vier reden. Kommen wir doch 
einmal auf Kaljakin zu sprechen. 

Ja, Kaljakin. Seine Teilnahme geht auf 
eine Initiative von Leonow zurück. 

Den früheren Landwirtschaftsminister 
und Gründer Bewegung „Für ein neues 
Belarus” 


Me 


Ja. Es war seine Idee, Kaljakin einzula- 
den. Aber es war keine Idee des Koordina- 
tionsrates. Für mich gehört Kaljakin also 
nicht dazu. Ich denke, Kaljakin kann un- 
abhängig beginnen, er kann seine eigene 
Rolle in diesem Spiel spielen. Hinter ihm 
steht die Belarussische Kommunistische 
Partei. Ich sehe nicht, daß diese mit den 
demokratischen Kräften zusammengehen 
kann. Daher spreche ich nicht von fünf 
Kandidaten. 

Es gibt aber einen weiteren schwachen 
Punkt. Es ist wichtig, daß wir die Initiative 
in unseren Händen halten. Wenn wir Jer- 
moschina, der Vorsitzenden der Zentralen 
Wahlkommission, die Möglichkeit geben, 
zwischen den demokratischen Kandida- 
ten zu wählen, wird sie - wenn überhaupt 
- den schwächsten zur Wahl zulassen. 

Aber glauben Sie wirklich, man wird 
die Registrierung nicht ordnungsgemäß 
durchführen? Natürlich kann die Zentrale 
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Wahlkommission einen Kandidaten bei- 
spielsweise aufgrund von Unterschriften- 
fälschung ausschließen. Ich sehe nicht, 
daß die Behörden tatsächlich zu diesem 
Mittel greifen werden. 

Ich bin überzeugt, wenn es vier demo- 
kratische Anwärter gibt, werden sie Mit- 
tel finden, nur einen zu registrieren. Und 
dies wird der Schwächste sein. Es wird ei- 
nen demokratischen Kandidaten geben, 
allein um den Westen zufriedenzustellen. 

Stelle ich die negative Haltung der 
Opposition gegenüber der Macht in 
Rechnung, sehe ich nicht, warum die Be- 
hörden überhaupt einen Kandidaten re- 
gistrieren sollten, egal welche Strategie 
man wählt. 

Das ist die Schlüsselfrage. Wir haben 
die Parlamentswahl boykottiert. Aber wir 
haben den Bürgern versprochen, daß sie, 
wenn es um die Macht geht, ihren wirkli- 
chen Willen aussprechen können. In un- 
serem System, in unserer Tradition - die 
tatsächlich die Tradition des Russischen 
Imperiums ist - sind die Menschen davon 
überzeugt, daß der Präsident und seine 
Politik die Schlüsselelemente sind. Unter 
diesem Gesichtspunkt ist es nicht vermit- 
telbar, zum Boykott der Präsidentschafts- 
wahl aufzurufen. Viele Menschen werden 
zu den Wahllokalen gehen, um wenig- 
stens etwas zu tun. Wenn keiner unserer 
Kandidaten registriert wird, können wir 
zur Wahl gehen und gegen alle stimmen. 
Das erlaubt das Wahlgesetz. 

Putin erfreut sich in der belarussischen 
Bevölkerung großer Beliebtheit. Würde 
sie für Lukaschenko stimmen, wenn Pu- 
tin dies empfehlen würde? 

Nun, auch dies muß man genauer be- 
trachten. Putin ist beliebt unter den we- 
niger gebildeten Menschen. Er ist populär 
unter den Bevölkerungsschichten, die eher 
keine Veränderungen wollen. Aber Ihre 
Einschätzung beweist, daß, wenn Putin ei- 
nen anderen Kandidaten empfehlen wür- 
de, dies ein Zeichen für die Bevölkerung 
wäre, nicht für Lukaschenko zu stimmen. 
In diesem Punkt zögert Putin. Putin hat 
seine Meinung nicht kundgetan, er wahrt 
Distanz. Ich denke, die Unsicherheit über 
die Haltung des Kreml stellt tatsächlich ein 
größeres Problem für unsere Nomenkla- 
tura dar, die nicht einschätzen kann, ob 
der Kreml Lukaschenko unterstützt oder 
nicht. 

Sie meinen, daß sich die Nomenklatu- 
ra, wenn sie sich sicher wäre, gegen Lu- 
kaschenko entscheiden würde? 

Ja, denn die Nomenklatura versteht, 
daß Lukaschenkos Basis nicht hier bei uns 
ist. Ohne die Unterstützung Rußlands be- 
deutet er nichts. 


Mit Wintschuk Wjatschorka sprach 
Britta Wollenweber in Minsk 
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Die Opposition - 
auf der Suche nach einer 
neuen Strategie 





Nikolai Statkewitsch 


ie Demokratieentwicklung wur- 

de in Belarus vor fünf Jahren 

gestoppt. Die Geschichte ent- 

wickelte sich rückwärts. Die Op- 
position mußte nach einer wirkungsvol- 
len Strategie zum Kampf unter neuen Be- 
dingungen suchen. Auf diesem Weg wur- 
den Fehler begangen, aber auch Binsen- 
wahrheiten wieder entdeckt. 


Rückblende 


Bei der Präsidentschaftswahl 1994 
wurde Alexander Lukaschenko auf demo- 
kratische Weise zum Präsidenten gewählt. 
Die Besonderheiten der Mentalität Luka- 
schenkos und die fehlende Bereitschaft 
der demokratischen Politiker, sich mit sei- 
nem Wahlsieg abzufinden, bedingten ei- 
ne zunehmende Erbitterung im politi- 
schen Kampf, der nach der Wahl in neuen 
Formen fortgesetzt wurde. Die Spannun- 
gen im Lande wurden durch die Versuche 
Lukaschenkos, die Parlamentswahl 1995 
zu verhindern, und Erklärungen über die 
Notwendigkeit der Vereinigung mit Ruß- 
land verschärft. Dies führte zu Großkund- 
gebungen in Minsk, bei denen es mitunter 
zu Milizeinsätzen kam. 

Ende 1995 wurde das Parlament in 
zwei Wahlgängen gewählt. Die Mehrheit 


D“ Belarussische Sozialdemokra- 
tische Partei hat relativ früh die 
Entscheidung getroffen, Wahlen nicht 
zu boykottieren, sondern ungeach- 
tet der ungleichen Bedingungen an 
ihnen teilzunehmen. Nur so lassen 
sich Erfahrungen sammeln und bleibt 
man im Kontakt zu den Wählern. Bei 
der Wahl im September unterstützen 
die Sozialdemokraten die Koalition 
der fünf demokratischen Kandidaten 
und plädieren für die Benennung des 
gemeinsamen Kandidaten erst nach 
Abschluß der Registrierung. 


der Abgeordneten verhielt sich loyal zu 
Lukaschenko, es deutete sich jedoch be- 
reits die entstehende Mehrparteilichkeit 
an. Im Parlament waren zwei demokrati- 
sche Fraktionen - die sozialdemokratische 
und die liberale - vertreten. Der damals 
mitgliederstärksten Partei - die Belarussi- 
sche Volksfront (BNF) - gelang der Sprung 
ins Parlament nicht. In Belarus wird nach 
dem Mehrheitswahlrecht in zwei Wahlgän- 
gen gewählt, wobei man im zweiten Wahl- 
gang für den Sieg mehr als fünfzig Pro- 
zent der Stimmen benötigt. Die Volks- 
front mit ihrem radikalen Image hat diese 
Hürde natürlich nicht nehmen können. 
Zudem waren die Wahlen aufgrund zu 
niedriger Wahlbeteiligung nur in 199 von 
insgesamt 260 Wahlkreisen gültig. 

Die Opposition nutzte das Parlament 
als Tribüne für ihre Kritik an Lukaschenko. 
Angenommen wurden Änderungen am 
Wahlgesetz und die notwendige Wahlbe- 
teiligung für die Gültigkeit des zweiten 
Wahlgangs wurde auf 25 Prozent gesenkt. 
Bei den Neuwahlen in den 61 Wahlkreisen 
- zumeist in Großstädten - bot sich die 
reale Möglichkeit, oppositionelle Abge- 
ordnete ins Parlament zu schicken. Diese 
hatten in ihrer Mehrheit verständlicher- 
weise eine ablehnende Haltung gegen- 
über Lukaschenko. Der Präsident verletzte 
damals mehrmals grob die Verfassung, 
und dies veränderte die Haltung des Par- 
laments insgesamt. Es deutete sich an, daß 
es zu einem Amtsenthebungsverfahren 
gegen Lukaschenko kommen würde. Prä- 
sident Lukaschenko reagierte darauf Ende 
1996 mit dem Verfassungsreferendum. 
Die Ergebnisse des Referendums wurden - 
nach zahlreichen Beweisen zu urteilen - 
gefälscht, die neue Verfassung aber, in der 
die Gewaltenteilung aufgehoben war, trat 
nichtsdestotrotz in Kraft. Außerdem ver- 
längerte Lukaschenko seine Amtszeit um 
zweieinhalb Jahre. Aus 110 besonders loya- 
len Abgeordneten des „alten” Parlaments 
wurde die untere Kammer der neuen Na- 
tionalversammlung gebildet, und die Wahl- 
gesetzgebung wurde deutlich verschärft. 
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Kampf unter neuen Bedingungen 


Die Opposition mußte eine neue Stra- 
tegie entwickeln. Zunächst einmal schien 
die Entscheidung auf der Hand zu liegen: 
Konsolidierung der demokratischen Kräf- 
te und Kampf in der Öffentlichkeit. Außer 
Kundgebungen und Demonstrationen gab 
es so gut wie keine anderen politischen 
Mittel. Die Behörden setzten immer här- 
tere Methoden zur Unterdrückung An- 
dersdenkender ein - dies reichte von Ord- 
nungsstrafen über Verhaftungen, Straf- 
fällen, Entführungen bis hin zu Mord an 
Oppositionspolitikern. Die Opposition, die 
um ihr Existenzrecht kämpfte, wurde zu- 
nehmend aus den Machtstrukturen her- 
ausgedrängt und von der Gesellschaft 
abgeschottet. Innerhalb der Opposition 
entstand ein Nischendenken: Die Opposi- 
tion appellierte nur an die demokratische 





Nikolai Statkewitsch (Mitte), Vorsitzender der 
Belarussischen Sozialdemokratischen Partei, im 
Gespräch mit deutschen Sozialdemokraten 


Minderheit in der Bevölkerung, einigte 
sich über interne Probleme, verbreitete 
die Ideen von „ihrer" Bürgerschaft, „ihrer" 
Regierung und der Wahl „ihres" Präsiden- 
ten. Der Gedanke, eine alternative Präsi- 
dentschaftswahl zu dem Zeitpunkt, den 
die alte Verfassung vorgegeben hatte, ab- 
zuhalten, kam Anfang 1999 auf - zeit- 
gleich mit der Information über die von 
den Behörden angesetzten Wahlen in die 
örtlichen Sowjets. 


Eine schwere Wahl 


Die Opposition stand vor der Entschei- 
dung: An welchen Wahlen will sie sich 
beteiligen? Sollte sie sich an den Wahlen 
in die örtlichen Sowjets beteiligen, die 
nach der von Lukaschenko durchgesetz- 
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ten Verfassung beinahe entmachtet sind, 
oder der demokratischen Verfassung treu 
bleiben und an der „alternativen" Präsi- 
dentschaftswahl teilnehmen? Zwei der drei 
größten Oppositionsparteien - die BNF 
und die Vereinigte Bürgerpartei (OGP) - 
lehnten die Teilnahme an den örtlichen 
Wahlen ab. Eine heftige Diskussion fand 
in der Belarussischen Sozialdemokrati- 
schen Partei (BSDP) statt. Um die Einheit 
der Partei zu wahren, wurde ein Kompro- 
miß geschlossen: Parteimitglieder dürfen 
sich an den Wahlen als Privatpersonen 
beteiligen, wenn sie von Wählergruppen 
oder Betriebsbelegschaften als Kandida- 
ten aufgestellt werden. Diese Entschei- 
dung hatte angesichts der kleinen Zahl 
der Teilnehmer fast keine praktischen 
Folgen, denn achtzig Prozent der sozial- 
demokratischen Kandidaten wurden von 
den Wahlkommissionen nicht registriert. 
Die meisten der wenigen registrierten so- 


zialdemokratischen Kandidaten siegten 
in ihren Wahlkreisen. 

Ungeachtet der Boykottversuche in den 
Städten, in denen keine sozialdemokrati- 
schen Kandidaten registriert waren, wur- 
den die örtlichen Sowjets gewählt. Die 
Opposition hatte damit die Möglichkeit 
ihrer Einflußnahme auf lokaler Ebene 
verloren. Seit den Wahlen 1999 sitzt bei- 
spielsweise im Stadtparlament von Minsk 
kein einziger Vertreter der Opposition 
mehr. Verloren hatte man auch die Mög- 
lichkeit, die Bildung der Wahlkommissio- 
nen aller Ebenen zu beeinflussen. Dies hat 
sich bereits bei der Parlamentswahl 2000 
extrem negativ ausgewirkt, und wird auch 
bei der Präsidentschaftswahl im Septem- 
ber negative Auswirkungen zeitigen. 


Wiederholte Entscheidung 


Im letzten Jahr diskutierte die Opposi- 
tion die Möglichkeit, sich an der von der 





Macht angesetzten Parlamentswahl zu 
beteiligen. Bei Verhandlungen hinter ver- 
schlossenen Türen der führenden Politi- 
ker der drei Oppositionsparteien im Früh- 
jahr 2000 sprachen sich BSDP und OGP 
für die Teilnahme aus. Die Volksfront ent- 
hielt sich der Stimme. Es wurde die öf- 
fentliche Erklärung beschlossen, daß sich 
die Opposition nicht an der Wahl beteili- 
gen wird, wenn die Wahlbedingungen 
nicht demokratisiert werden und das neue 
Parlament nicht mit realen Befugnissen 
ausgestattet wird. Man hoffte, die Macht 
damit zu Zugeständnissen bewegen zu 
können. Durch die Bemühungen der Be- 
ratungs- und Beobachtergruppe der OS- 
ZE wurde die Wahlgesetzgebung verbes- 
sert, und die Opposition hoffte auf weite- 
re Fortschritte. 

Im Frühjahr 2000 trat unerwartet der 
OGP-Vorsitzende Stanislaw Bogdanke- 
witsch zurück. Er hatte sich stark für die 
Beteiligung der Opposition an der Wahl 
eingesetzt. Die neue Parteiführung be- 
schloß, nicht an der Wahl teilzunehmen. 
Eine Spaltung der Opposition deutete 
sich an. Um die Einheit zu erhalten, ent- 
schlossen sich die Sozialdemokraten er- 
neut zu einem Kompromiß, nämlich daß 
sich Parteimitglieder nur als Privatperso- 
nen an den Wahlen beteiligen sollten, 
wenn sie von Wählergruppen oder Be- 
triebsbelegschaften aufgestellt werden. 
Das Wahlgesetz sieht vor, daß Führungs- 
organe einer politischen Partei, die Mit- 
gliederversammlung eines Unternehmens 
oder eine Wählergruppe aus mindestens 
1000 Wählern einen Kandidaten nomi- 
nieren kann. Anders als bei den Lokal- 
wahlen 1999 nahmen an der Wahl im 
Herbst 2000 real Sozialdemokraten teil, 
darunter der Parteivorsitzende. 


Schläge von beiden Seiten 


Die Sozialdemokraten setzten sich 
zum Ziel, im neuen Parlament eine demo- 
kratische Plattform zu schaffen, den 
Wahlkampf für die Agitation in der Be- 
völkerung zu nutzen, die Parteigliede- 
rungen für die Präsidentschaftswahl vor- 
zubereiten und Beweise für den undemo- 
kratischen Charakter der Wahl zu sam- 
meln. Die rechten Parteien beschlossen, 
die Wahl zu boykottieren. Sie wollten 
über das Mittel einer zu niedrigen Wahl- 
beteiligung die Wahl vereiteln und somit 
ihre Stärke vor Augen führen. Auch hoff- 
ten sie, daß die Wahl damit international 
nicht anerkannt werden würde. 

Die sozialdemokratischen Kandidaten 
waren Angriffen von beiden Seiten aus- 
gesetzt. Die Behörden bemühten sich 
nach Kräften, die Wahl von Sozialdemo- 
kraten durch „Besonderheiten” der Wahl- 
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Var der Präsidentschaftsyyahl 
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gesetzgebung zu verhindern. So wurden 
siebzig Prozent der sozialdemokratischen 
Kandidaten gar nicht erst registriert. Mas- 
senhaft gab es Wahlfälschungen. Gleich- 
zeitig riefen die rechten Parteien die de- 
mokratisch gesinnten Wähler zum Wahl- 
boykott auf, und warfen den Sozialde- 
mokraten Verrat vor. Im Ergebnis wurde 
kein einziger Sozialdemokrat ins Parla- 
ment gewählt. 

Die Behörden griffen zudem auf die 
Möglichkeiten der Verwaltung zurück, 
um den Boykott zu vereiteln. Die Wahlen 
waren nur in fünf Städten nicht gültig - 
dort hatten die nicht registrierten sozial- 
demokratischen Kandidaten eine effizi- 
ente Kontrolle und Beobachtung der Wahl 
organisiert. Die internationale Gemein- 
schaft hat die Parlamentswahl wegen 
massenhafter Verstöße gegen die demo- 
kratischen Normen nicht anerkannt. 

Die Beteiligung an den Wahlen gestat- 
tete den Sozialdemokraten, nicht nur Er- 
fahrungen zu sammeln und die Mitglie- 
derzahl zu erhöhen, sondern auch die 
wichtigsten Probleme der Opposition zu 
erkennen und eine Strategie für die Prä- 
sidentschaftswahl zu formulieren. 


Probleme und Lösungen 


Das erste Problem der Opposition ist 
die Tatsache, daß Parteien in der Gesell- 
schaft unpopulär sind. Das Fernsehmo- 
nopol der Macht, das erlaubt, die Opposi- 
tion nur in schwärzesten Farben darzu- 
stellen, die fehlende Kommunikation mit 
der Mehrheit der Wähler und die zwangs- 
läufige Radikalisierung haben die Zustim- 
mung zu den Parteien auf ein Minimum 
reduziert. Die Erfahrung hat gezeigt, daß 
dieses Problem nur im Rahmen einer Tür- 
zu-Tür-Kampagne gelöst werden kann. 

Das zweite Problem ist, daß die Oppo- 
sitionsparteien nur wenige Mitglieder 
haben. Unter Lukaschenko ist es schlech- 
terdings gefährlich, Mitglied einer Oppo- 
sitionspartei zu sein. Die BSDP ist die ein- 
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zige Oppositionspartei, die in den letzten 
Jahren ihre Mitgliederzahl erhöhen konn- 
te. Der Mitgliedermangel bedeutet jedoch 
auch, daß die Opposition nicht überall im 
Lande die Parlamentswahl kontrollieren 
konnte. Dieses Problem ist für die Präsi- 
dentschaftswahl nur lösbar, wenn eine 
breite Front aller Kräfte, die Lukaschenko 
gegenüberstehen, gebildet wird. 

Das dritte Problem der Opposition ist 
die völlige Lenkbarkeit der Wahlkommis- 
sionen durch die exekutiven Machtorga- 
ne. Da sich die Opposition nicht an den 
Wahlen beteiligte, konnten die Behörden 
die Kommissionsmitglieder auf ihren Ge- 
horsam „testen" und dann gezielt „selek- 
tieren Die Wahlen wurden so zu einem 
ungleichen Kampf zwischen den Wahl- 
kommissionen und den Beobachtern, die 
nach den belarussischen Gesetzen nicht 
einmal die Stimmenauszählung verfolgen 
dürfen. Fälschungen bei der Präsident- 
schaftswahl können nur minimiert wer- 
den, wenn die Opposition einen Kandida- 
ten nominiert, der der regionalen Nomen- 
klatura besser paßt als Lukaschenko. 

Die BSDP hat einige Schlußfolgerun- 
gen gezogen: Die Opposition muß an je- 
der Wahl teilnehmen - auch wenn es kei- 
ne gleichen Bedingungen für alle gibt. 
Nur die Teilnahme bringt Erfahrungen 
und Siegeschancen. Was geleistet wurde, 
verschwindet nie spurlos. 

Man braucht eine breite Koalition und 
in der Schlußphase der Wahl einen ge- 
meinsamen Kandidaten. 

Der gemeinsame Kandidat kann auch 
parteilos sein, wenn er nur für die Mehr- 
heit der Bevölkerung und die regionale 
Nomenklatura sowie für Rußland akzep- 
tabel ist (in Belarus senden ein belarussi- 
scher und drei russische Fernsehkanäle). 

Alle Kräfte der Opposition müssen ge- 
meinsam eine einheitliche Struktur für 
die Kontrolle der Wahlen schaffen. 

Die Vertreter der BNF, der OGP und an- 
derer Oppositionsparteien wiesen die Ge- 
danken der Sozialdemokraten zunächst 


zurück, akzeptierten dann jedoch nach 
und nach die BSDP-Strategie. Die Rech- 
ten akzeptierten letztendlich den Vor- 
schlag, einen parteilosen Kandidaten zu 
nominieren, und stimmten auch der Idee 
zu, eine breite politische Koalition „bis 
hin zu den Kommunisten und Sozialisten" 
zu bilden - eine Idee, die sie zuvor heftig 
kritisiert hatten. Es wurde klar, daß sich 
die Strategie der Boykottanhänger an die 
Strategie der Sozialdemokraten anpaßte, 
aber die Position der Sozialdemokraten 
veränderte sich angesichts der neuen 
Umstände erneut. 


Konkretisierung des Plans 


Die Sozialdemokraten vertraten wie 
andere Parteien auch zunächst den 
Standpunkt, daß der gemeinsame Kandi- 
dat möglichst früh benannt werden müß- 
te. Die Teilnahme der Sozialdemokraten an 
den Nachwahlen zum Parlament im März 
2001 führte jedoch zu einer Korrektur 
dieser Position. Die Sozialdemokraten 
nutzten die Nachwahlen wie gesagt als 
Vorbereitung auf die Präsidentschafts- 
wahl, und werteten dabei auch frühere 
Erfahrungen aus. Die zurückhaltende Hal- 
tung der Oppositionsverbündeten erlaub- 
te, in einigen Wahlkreisen wirkungsvolle 
Wahlkampagnen durchzuführen. Um so- 
zialdemokratische Kandidaten zu „Vver- 
hindern", mußten die Behörden die Ergeb- 
nisse in einer Weise fälschen, die selbst 
für die heutige Situation in Belarus ein- 
malig war. Belarus blickte auf das, was es 
bei der Präsidentschaftswahl zu erwarten 
hat. Damit war klar, daß ein gemeinsamer 
Kandidat, falls er zu früh benannt wird, 
von der der Macht hörigen Zentralen 
Wahlkommission einfach nicht registriert 
würde. Das belarussische Fernsehen hatte 
bereits eine Kampagne gegen diejenigen 
demokratischen Politiker gestartet, die 
angekündigt hatten, sich an der Wahl be- 
teiligen zu wollen. Daher beschloß die 
BSDP, in der Anfangsphase die Koalition 
der fünf Kandidaten zu unterstützen. Der 
gemeinsame Kandidat soll erst nach der 
Registrierung aller Kandidaten benannt 
werden. Je mehr Unterstützer dieser fünf 
Kandidaten für einen alternativen Staats- 
chef agitieren, desto mehr Bürger können 
über diese Alternative informiert werden. 
Dies kann nur eine Tür-zu-Tür-Kampagne 
leisten, denn dies ist die wirksamste Me- 
thode, um dem Fernsehmonopol Luka- 
schenkos etwas entgegenzusetzen. 

Die Sozialdemokraten haben verstan- 
den: Kämpfen muß man unter allen, auch 
unter extrem ungleichen Bedingungen. 

Nikolai Statkewitsch, 


Vorsitzender der Belarussischen 
Sozialdemokratischen Partei, Minsk 
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uf kaum einem der 

Gesichter zeigt sich 

auch nur die Andeu- 

tung eines Lächelns, 
ein Meer von riesigen, vor 
Traurigkeit dunklen Kinderau- 
gen, eine Wand von Schwarz- 
weißfotografien, die Kinder 
aus Tschernobyl zeigen. Sie 
sind die Leidtragenden der 
Havarie im 4. Reaktorblock des 
KKW Tschernobyl, die Leidtra- 
genden der größten technolo- 
gischen Katastrophe des letz- 
ten Jahrhunderts. Angesichts 
dieses Meeres von Traurigkei- 
ten könnte man einen Mo- 
ment versucht sein zu denken, 
daß die Masse das Individuum 
in den Hintergrund rückt, daß 
die Anonymität der vielen den 
Besucher sogar davon abhält, 
der Fotowand mehr als einen 
flüchtigen Blick, einen flüch- 
tigen Gedanken zu schenken. 
Doch im Gegenteil: Jedes ein- 
zelne Gesicht nimmt gefan- 
gen, in jedem einzelnen Por- 
trät sucht man, ob sich da 
nicht doch irgend etwas finden 
läßt - nennen wir es Glück - 
Kinderglück -, das einen ein 
wenig trösten würde. 

Dreht man sich um, blickt 
man in ebensolche großen, von 
Traurigkeit schwarzen Kinder- 
augen. Nur schauen diese ei- 
nen direkt an, steht der leben- 
de kleine Mensch da. Vielleicht 
eines der mehr als 1600 Kin- 
der, bei denen heute allein in 
der Ukraine Schilddrüsenkrebs 
diagnostiziert wurde, nicht zu 
reden von den unzähligen Fäl- 
len im noch wesentlich stärker 
vom radioaktiven Niederschlag 
betroffenen Belarus. Mit dem 
kleinen Jungen, der vor einem 
steht, bekommt die Zahl auf 
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Museum Tschernobyl - 
lebender Organismus 
und Ort der Hoffnung 





Britta Wollenweber 


einmal ein Gesicht und das 
Ausmaß der Katastrophe eine 
Gestalt. 

Der zentrale Ausstellungs- 
saal im Museum „Tschernobyl" 
verlangt dem Besucher viel ab, 
denn die Exposition appelliert 
unmittelbar an das Gefühl, 
zielt auf die Fähigkeit mitzu- 
leiden, Traurigkeit zuzulassen. 
Der zentrale Saal scheint all 
dies einzufordern, bietet aber 
keinen Schutz vor dem, was er 
beim Besucher auslöst, und soll 
wohl auch keinen bieten. Über 
die Konfrontation mit im Prin- 
zip durch ganz unspektakuläre 
Mittel hervorgerufenen Gefüh- 
len soll der Besucher erfahren, 
was Tschernobyl für die Men- 
schen eigentlich bedeutet, und 
dabei geht es nicht um das Ma- 
terielle und das Meßbare. In 
diesem Saal geht es nicht um 
die technischen Werte des Aus- 
maßes der Havarie. Schließlich, 
wer könnte wirklich etwas da- 
mit anfangen, daß mit der Ex- 
plosion und dem anschließen- 
den Brand zwölf Hexabecque- 
rel - das sind zwölf Milliarden 
Milliarden Becquerel - Radio- 


















m Jahre 1987 am ersten Jahrestag der Reaktorkata- 
strophe von Tschernobyl zeigten Mitarbeiter der Feu- 
erwehrverwaltung des Kiewer Gebiets eine sehr persön- 
liche Fotoausstellung zum Gedenken an die beim Ein- 
satz in Tschernobyl Umgekommenen. Die Ausstellung 
stieß auf so große Resonanz, daß man beschloß, ein Mu- 
seum zu gründen, das sich der Katastrophe und den von 
ihr betroffenen Menschen widmen sollte. Heute macht 
die Exposition in drei Ausstellungssälen auf sehr dichte 
und ungewöhnliche Weise mit den Folgen der größten 
technologischen Havarie des 20. Jahrhunderts bekannt. 
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aktivität in die Atmosphäre 
abgegeben wurden; wer kann 
sich real etwas unter 24390 
Jahren Halbwertszeit für Plu- 
tonium-239 vorstellen; wer 
eine Ahnung entwickeln, was 
es bedeutet, in kontaminier- 
ten Gebieten zu leben, die eine 
Bodenbelastung von 185000 
Becquerel Cäsium-137 pro 
Quadratmeter aufweisen. Und 
wer mag auch nur eine leise 
Vorstellung von den 4,9 Pro- 


zent vergifteten ukrainischen 
Territoriums oder den 23 Pro- 
zent des belarussischen Staats- 
gebietes entwickeln? 

Der kleine Junge, mit-dem 
ich einen „Augen"blick geteilt 
habe, begleitet mich weiter 
durch die Ausstellung - wort- 
los. Wir betrachten Kinderbil- 
der, die hellen, leuchtenden 
stehen für das Leben vor 
Tschernobyl, sind Erinnerung 
an Kinderglück unter blauem 
Himmel auf dem Land. Die 
dunklen, schweren berichten 
von Angst und Verzweiflung, 
dem Verlust von Sicherheit 
und Unbeschwertheit. Nur we- 


nige Bilder aus der Zeit nach 
Tschernobyl erzählen von der 
Hilfe und dem Zusammen- 
rücken, vom Sich-Fallenlassen- 
Können und erfahrener Wär- 
me. Ein Mädchen sitzt malend 
auf dem Boden - vielleicht ein 
Bild, das einmal in die bereits 
existierende Exposition einge- 
hen wird. Der kleine Junge hat 
mir viel an Lebenserfahrung 
voraus. Denn er weiß, was die- 
ses Tschernobyl bedeutet, weiß 
aus konkreter Erfahrung, daß 
das „friedliche" Atom nicht die 
versprochene Wärme und den 
Wohlstand brachte, sondern 
Krankheiten und auch den 
Tod. Dann ist da wieder nur die 
Hilflosigkeit. 

Der zentrale Ausstellungs- 
saal des Tschernobyl-Museums 
ist ein Saal der Fragmente, die 
zusammen ein Bild ergeben, 
das noch unfertig und nicht in 
sich geschlossen ist. Die wis- 
senschaftlichen Mitarbeiter 
haben von ihren Forschungs- 
reisen in die tote, entsiedelte 
Zone im Umkreis von dreißig 





Kilometern um das Kernkraft- 
werk viele Einzelstücke mitge- 
bracht, die von der typischen 
ländlichen Lebens- und Ar- 
beitskultur im Gebiet zeugen. 
Seit Jahrhunderten lebten die 
Menschen dort eingebunden 
in den landwirtschaftlich ge- 
prägten dörflichen Alltag. Bis 
mit dem Bau des Kraftwerkes 
und der aus dem Boden ge- 
stampften Stadt Pripjat für die 
Kraftwerksmitarbeiter die „Mo- 
derne" Einzug hielt. Die kunst- 
voll geschnitzten und bemal- 
ten Fensterrahmen aus heute 
verlassenen Häusern, in denen 
die Familien über Generatio- 
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nen hinweg lebten, zeugen 
davon. Sie stehen für das ei- 
gentliche Tschernobyl, dieses 
kleine verträumte Dorf mit 





Das Museum „Tschernobyl" in Kiew 
ist Gedenkmuseum an die 

größte technologische Katastrophe 
im letzten Jahrhundert und 
zugleich Dokumentations- und 
Forschungsstätte 


den hellen Häusern in großen 
Gärten, mit den unbefestigten 
Straßen, den ausgetretenen 
Pfaden zwischen den Häusern, 
dem Gemeindehaus und dem 
Kulturhaus - ein ukrainisches 
Dorf halt. Einige der alten 
Dörfler sind bereits kurz nach 
der Havarie in die 30-Kilome- 
ter-Zone zurückgekehrt; viele 
fordern, daß sie wieder dort- 
hin zurückkehren dürfen. Und 
es werden mehr, je länger die 
Katastrophe zurückliegt. Der 
Dörfler ist bodenständig und 
schlägt kaum neue Wurzeln. 
Ich weiß noch, daß sich bei mir 
ein konkreteres Bewußtsein 
über die Folgen von Tscherno- 
byl eben während des Besuchs 
im Dorf Tschernobyl mit sei- 
nen verlassenen Häusern und 
wildwuchernden Gärten ver- 
festigte. Es war die Verlassen- 
heit des Dorfes - eines von vie- 
len, in denen das Leben durch 
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Museenig.kj 


die Strahlung ausradiert wor- 
den war -, die den Verlust er- 
fahrbar machte. Während das 
Kraftwerk mit dem vollständig 


zerstörten 4. Reaktorblock un- 
ter dem damals noch unbrüchi- 
gen Sarkophag, die breitange- 
legte Infrastruktur, die zur Er- 
forschung der Ursachen und 
der Folgen für Mensch und 
Umwelt eingerichtet worden 
war, und die Stadt Pripjat mit 
ihren entvölkerten Wohnun- 
gen, in denen sich damals teils 
noch das Hab und Gut ihrer 
Bewohner befand - fast nichts 
hatten sie mitnehmen dürfen, 
die Evakuierung sollte doch 
nur für einige Tage sein -, das 
wirkliche Ausmaß der Kata- 
strophe eher zu verdecken als 
offenzulegen schienen. 

Der zentrale Saal mit seinen 
fragmentarischen Sichten will 
das Unsichtbare sichtbar ma- 
chen, auch das ein Anspruch - 
und das sind unter anderem die 
Lüge und der Verrat an der ei- 
genen Bevölkerung, der zyni- 
sche Betrug an den Menschen. 
Das Museum „Tschernobyl” er- 
zählt auch davon, was durch 
die Politik der Beschwichtigung 
und Verheimlichung lange ver- 
borgen blieb. Fast schmerzhaft 
nimmt man die „Kommunis- 
mus"-Ecke im Saal wahr: „Wir 
bauen den Kommunismus auf" 


und „Siebzig Jahre Oktoberre- 
volution", das System hatte es 
geschafft, den Mythos der sor- 
genden Gesellschaft, der voll- 


kommenen Gesellschaft zu eta- 
blieren. Auch dieser Mythos 
brannte mit Tschernobyl aus. 
Der erklärte Anspruch deckte 
sich in keiner Weise mit der 
Realität. Eine Gruppe junger 
Mädchen diskutiert heftigst, 
angesichts des Widerspruchs 
zwischen den damals veröf- 
fentlichten Zeitungsbeiträgen, 
die die Beherrschbarkeit des 
Unglücks beschwören, und den 
lange unter Verschluß gehal- 


tenen Dokumenten und wis- 
senschaftlichen Erkenntnissen. 
So scheint die Ausstellung 
auch aufzufordern, die Wahr- 
heit zu schultern, ohne die es 
keine Perspektive geben wird. 
Auch wenn es für viele Betrof- 
fene längst zu spät ist. 

Ein Teil des Dachgerüsts der 
Erzengel-Michael-Kirche aus 
Krasnje bietet einem typi- 
schen Polessje-Boot ein schüt- 
zendes Dach. Weder die Kirche 
noch diese so besondere Form 
der Arbeits- und Lebenskultur 
existieren heute noch im rea- 
len Leben im Tschernobyl-Ge- 
biet. Hier aber schaukelt das 
Boot sanft. Es ist gefüllt mit 
Spielzeugen, Plüschtieren und 
kleinen Kinderkostbarkeiten - 
dem Museum von Kindern ge- 
schenkt zum Gedenken an die 
Kinder, die lebenden, die ge- 
storbenen. Ebenfalls aus ein- 
zelnen Stücken wurde eine Art 
Ikonostase geschaffen, stachel- 
drahtumflochten ist sie. Der 
Zugang in den gedacht dahin- 
ter liegenden Altarraum ist bis 





auf das aggressiv leuchtende 
Schild „Vorsicht, Strahlung!" 
leer. Zwei Gestalten in Schutz- 
anzügen und mit Atemschutz- 
geräten auf dem Rücken ste- 
hen Wache. Schmerzhaft deu- 
tet die Installation die mit der 
Katastrophe verbundene Leere 
an. 

Der zentrale Ausstellungs- 
saal spiegelt viel von dem wi- 
der, was eigentlicher Ursprung 
des Museums gewesen ist. Nur 
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Zu Besuch in Kiewer Museen 
| Ss eit der Unabhängigkeit hat sich in der Mu- 
seumslandschaft der ukrainischen Haupt- 
stadt Kiew viel getan. Neue Museen wurden 
eröffnet, bereits existierende wurden reno- 
viert oder haben ihre Expositionen erweitert. 
Natürlich lassen sich angesichts der wenigen 
Mittel im Staats- ebenso wie im städtischen 
Haushalt viele Ideen und Entwürfe nicht reali- 
sieren, während andererseits ein privates Spon- 
soring von Kultureinrichtungen in der Ukraine 
noch Zukunftsmusik ist. Trotzdem: ungeachtet 
| der wenigen Mittel viel wird geschaffen. 

Die Museumslandschaft Kiews ist vielleicht 
nicht ganz so reich, nicht ganz so vielfältig wie 
die der beiden russischen Hauptstädte Moskau 
und Petersburg. So gibt es kein Museum für 
Moderne Kunst, einen Ort also, in dem Gegen- 
wartskunst der letzten Jahrzehnte dem Besu- 
cher Auskunft geben könnte über Richtungen, 
Stile, Trends und Themen, die die bildenden 
Künstler des Landes verfolgen, schaffen und 
entwickeln. Einfach darüber hinwegblicken 
kann man nicht, denn es gibt andererseits auch 


Das Chanenko-Tereschtschenko-Museum für westliche 
und orientalische Kunst gründet auf der reichen 
Privatsammlung eines ukrainischen Geschäftsmannes 
und seiner Frau 


keine wirklich gute Galerienlandschaft, die den 
Interessierten die Mannigfaltigkeit modernen 
Kunstschaffens näherbringen würde oder wo 
| man diese überhaupt kennenlernen und ent- 
decken könnte. Dies ist ein großes Manko im 
Angebot der Dnjeprmetropole. In Teilen versu- 
chen zwar die Gemäldegalerie im Haus der 
| Ukraine - das ehemalige Leninmuseum am Eu- 
ropäischen Platz - und das Museum für Ukrai- 
nische Kunst mittels Sonderausstellungen die- 
se Funktion zu füllen, aber eben nur in Teilen 
und sicher nicht in ausreichendem Maße. 
Dafür gibt es in Kiew andererseits Einmali- 
ges und Besonderes zu entdecken. Beispiels- 
weise die reiche Sakralkunst, mit der man sich 
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in der Stadt der goldenen Kuppeln am Dnjepr 
bekanntmachen kann: In den Kirchen und Klö- 
stern natürlich, unter denen Petscherskaja La- 
wra und die Sophienkathedrale zweifellos 
Weltruhm haben, während die überaus reiche 
Freskenmalerei der St. Kyrill-Kirche, die etwas 
abseits der normalen Touristenpfade liegt, die 
Besucherströme erst noch in ihren Bann zie- 
hen muß. 

Es gibt in Kiew reiche und weniger reiche 
Museen. Neben den staatlichen, den städti- 
schen und privaten Museen bestehen heute 
die nationalen Museen. Der Status eines Mu- 
seums ist nicht unwichtig. So bedeutet der Ti- 
tel Nationales Museum - dieser Status wurde 
1996 per Erlaß von Präsident Kutschma einge- 
führt, und es ist auch der Präsident, der diesen 
Status vergibt - eine Aufwertung. Das Haus er- 
hält mehr Zuwendungen, auch die Mitarbeiter 
werden besser bezahlt als in den anderen 
staatlichen Kulturstätten. Die Stadt Kiew wie- 
derum stellt unter Umständen mehr Mittel für 
ihre Museen bereit, als sie der Staatshaushalt 
hergibt, private Museen finden möglicherwei- 
se eher Sponsoren und sind in der Akquirie- 
rung von Spenden agiler als alle anderen Mu- 
seen zusammen. Wir haben es also in der Mu- 
seumslandschaft mit Strukturen zu tun, die ei- 
gentlich allein schon einen Beitrag wert wären. 

Kiew hat natürlich die - nennen wir es ein- 
mal - „üblichen" Museen - für Geschichte der 
Ukraine, für Stadtgeschichte, für Russische 
Kunst, für Ukrainische Kunst, für Ukrainische 
Volkskunst, für Buchdruck und -kunst, für Li- 
teratur -, die Liste ließe sich fortschreiben. Und 
Kiew hat einige besondere Museen, thema- 
tisch einzigartige, die es in dieser Form nir- 
gendwo sonst auf der Welt geben kann, denn 
sie sind eng mit dem ukrainischen Volk, der 
Ukraine oder der Stadt Kiew verbunden. Zu 
nennen wären unter vielen anderen die be- 
rühmten Ukrainern gewidmeten Museen, un- 
ter denen insbesondere die Schewtschenko- 
Häuser herausragen. Zu verweisen wäre auf 
die bestimmten Orten gewidmeten Museen, 
unter denen das kleine „Museum einer Straße" 
(gewidmet dem Andreashang und seinen Be- 
wohnern) besonderen Charme hat. Vorzustel- 
len wäre das keiner bekannten Kategorie zuor- 
denbare Museum „Ischernobyl" im Stadtteil 
Podol. Herauszuheben wären die auf Privat- 
sammlungen gründenden Museen, unter de- 
nen das Chanenko-Tereschtschenko-Museum 
für westliche und orientalische Kunst einen 
besonderen Platz hat. Bogdan Chanenko und 
seine Frau Warwara Tereschtschenko waren 
Kulturförderer und Mäzene. Sie machten ihre 
überaus reiche Sammlung der Kiewer Offent- 
lichkeit bereits zu ihren Lebzeiten in ihren ei- 
genen Räumlichkeiten zugänglich. 


Ina Tkatsch, 
Journalistin, Moskau 
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ein Jahr nach der Katastrophe 
initiierten einige Mitarbeiter 
der Feuerwehrverwaltung des 
Kiewer Gebiets eine Fotoaus- 
stellung unter dem Titel „An- 
denken an Mut und Ruhm". 
Man wollte den beim Einsatz 
Umgekommenen gedenken - 
den Kollegen, Menschen aus 
der ganzen UdSSR, Menschen 
unterschiedlicher Berufe, Sol- 
daten, Milizionäre. Hinter die- 
ser kleinen, aber sehr persönli- 
chen Ausstellung verbarg sich 
auch die ganze Hilflosigkeit 
derjenigen, die beteiligt waren 
und dann fragten: „Wie damit 
umgehen!?" Die langfristigen 
Folgen des Unglücks rückten 
gerade auch aufgrund der be- 
schwichtigenden Politik der so- 
wjetischen Führung nur lang- 
sam ins Bewußtsein der Men- 
schen. 

Die Resonanz auf diese er- 
ste Exposition von Betroffe- 
nen war so enorm, daß man 
beschloß, basierend auf der 
Ausstellung ein Museum zu 
schaffen, das zu einem Groß- 





teil den Menschen und den 
Opfern gewidmet sein sollte, 
also quasi ein Gedenkmuseum, 
das zur inneren Auseinander- 
setzung zwingt, und zum Teil 
Dokumentations- und For- 
schungsstätte werden sollte. 
Der Feuerwehrturm im Kiewer 
Stadtteil Podol, ein Baudenk- 
mal vom Anfang des 20. Jahr- 
hunderts, wurde restauriert 
und dem Museum „Tscherno- 
byl" zur Verfügung gestellt. Der 
ukrainische Künstler A. Gaida- 
mak wurde mit der Entwick- 
lung des künstlerischen Kon- 
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zepts für das schwierige The- 
ma beauftragt. 

Der zweite und dritte Saal 
sind anders vom Charakter 
und von der Anlage. Sie sind 


Das Museum zieht viele 

Besucher, darunter auch zahlreiche 
Schüler und Jugendliche, an - 

und nicht nur an den „Jahrestagen" 
der Tschernobyl-Katastrophe 


der Kernkraft, dem Kraftwerk, 
der Katastrophe selbst, dem 
Kampf gegen das Nichtbe- 
kämpfbare und den Liquidato- 
ren - alles in allem waren es 
600000 Menschen - gewid- 
met. Viele der Exponate wer- 
den erstmals der Offentlich- 
keit zugänglich gemacht. Auch 
in diesem Teil des Museums re- 
sultiert der Gehalt der Exposi- 
tion aus dem Nebeneinander 
von technischen Mitteln und 
persönlichen Dingen, von offi- 
ziellen Dokumenten, wissen- 
schaftlichen Studien und pri- 
vaten Briefen, dem Nebenein- 
ander von Machbarkeitsglau- 
ben und Versagen. Zweifellos 
dient der spärliche, aber sehr 
bewußte Einsatz von techni- 
schen Lehrmitteln wie Compu- 
tersimulationen, Videofilmen, 
dem Modell eines Reaktors 
vom Typ des Tschernobylreak- 
tors in unserer technik- und 
technologiegläubigen Zeit der 
Glaubwürdigkeit der Expositi- 
on und dem Verstehen. Und 
dann sind da ja auch noch die 
konkreten Menschen, die Be- 
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sucher der Ausstellung, dar- 
unter auch viele der Liquida- 
toren - erst Helden, dann ver- 
gessen. Manche bitter und mit 
dem Gefühl „verheizt worden 





zu sein von einem menschen- 
verachtenden System", andere 
gelassen und aufklärerisch. Da- 
mals hat wohl keiner verstan- 
den, worum es bei diesem Ein- 
satz ging. Heute sind sie unter 
Umständen Lehrer oder Ver- 
mittler zwischen Ausstellung 
und Besucher. 

Ich möchte das Museum 
„Tschernobyl" ein lebendiges 
Museum nennen, einen leben- 
den Organismus, auch einen 
Ort der Hoffnung. Dies hat viel 
mit der angedeuteten Interak- 
tion von Besucher und Aus- 
stellung, von Besucher und 
Museumsmitarbeitern, von Be- 
sucher und Besucher zu tun. Es 
hat damit zu tun, daß das Mu- 
seum zum Austausch animiert, 
über Generations- und Sprach- 
barrieren hinweg. Es hat auch 
damit zu tun, daß die Ausstel- 
lung offen ist für Gegenstände 
und Beiträge, die von Besu- 
chern eingebracht werden. Ein 
lebendiger Organismus, der sich 
ständig verändert und wächst, 
Beiträge von außen dankbar 
aufnimmt und vielleicht sogar 
braucht. Tschernobyl ist nicht 
die Katastrophe eines Volkes 
oder eines Staates. Und die 
Lehren aus Tschernobyl dienen 
der gesamten Menschheit. 


Britta Wollenweber 
„Wostok", Berlin 





Dem großen Patrioten 
und Dichter 
Taras Schewtschenko 





Ina Tkatsch 


ritt man als Gast in ein 
Haus ein, ist es von Be- 
deutung, wieman emp- 
fangen wird. Ob dem 
Besucher abwartende Zurück- 
haltung, freundliche Neugier 
oder sogar offene Herzlichkeit 
entgegengebracht wird, ist 
ausschlaggebend, in welche 
Richtung sich der Besuch ent- 
wickelt und in welcher Stim- 
mung man das Haus wieder 


bene Fragen mit, hat man gar 
das Gefühl von vertaner Zeit? 
Ich denke, daß man dies oft 
auch auf einen Museumsbe- 
such übertragen kann. Und 
dabei beziehe ich mich nicht 
darauf, ob nun die Ausstellung 
selbst erzählen kann - dies ist 
von vielen Faktoren abhängig, 
darunter nicht zuletzt von den 
dem Museum zur Verfügung 
stehenden Geldern -, sondern 
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Das Nationale Schewtschenko- 
Gedenkmuseum ist ein 
typisches Bürgerhaus aus dem 
19. Jahrhundert 


verläßt. Geht man mit Bedau- 
ern oder mit Zufriedenheit, 
nimmt man viele nicht gestell- 
te oder unbeantwortet geblie- 
































aras Schewtschenko ist der anerkannte National- 

dichter der Ukraine und gilt als der Begründer der 
ukrainischen Literatursprache. Bereits zu Sowjetzeiten 
wurde der Dichter in einigen Schewtschenko-Museen 
geehrt. Seit der Unabhängigkeit des Landes widmet 
man ihm aber weit mehr Aufmerksamkeit. Denn der In- 
halt seines dichterischen Werkes könnte die Ukrainer 
heute in ihrer Eigenwahrnehmung und ihrem Selbstver- 
ständnis als Nation unterstützen. Eines der vielen 
Schewtschenko-Museen befindet sich in der kleinen 
Schewtschenkogasse in Kiew. 
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vornehmlich darauf, wie die 
heutigen Sachwalter des Hau- 
ses, sprich die Mitarbeiterin- 
nen (in den ukrainischen Mu- 
seen sind es in der absoluten 
Mehrheit Frauen) - von der Di- 
rektorin bis hin zur Gardero- 
biere - den Interessierten emp- 
fangen. Vielleicht möchten Sie 
einwerfen, daß dies für Sie von 
keinerlei Bedeutung ist. Ich 
setze dagegen, daß mir ein 
barsches „Nicht erlaubt" oder 
ein ruppiger Aufruf zur Eile, 
weil das Museum bald schlie- 
Be, schon einige Museumsbesu- 
che verleidet hat, während mir 
Erläuterungen und spontane 
Geschichten der Mitarbeiterin- 
nen so manches Thema näher- 
gebracht haben. 

In Kiew stehen in vielen 
Museen die Türen für unge- 
zählte Fragen offen. Dies will 
ich am Rande anmerken. In 
nur wenigen schlägt einem 
gleich am Eingang ein abwei- 
sender Ton entgegen, bei dem 
man sich fragt, ob das Muse- 
um nun für den Besucher ein- 
gerichtet ist oder als Selbst- 
zweck existiert. Beispielhaft für 
die vielen Museen mit offenen 
Türen mit Raum für spontanes 
Gespräch und Antworten auf 
tastende Fragen möchte ich 
ein kleines Dom musei mit ei- 
nem großen Thema heraus- 
greifen. Nämlich das Schew- 
tschenko-Gedenkmuseum in 
der schmalen Schewtschenko- 
gasse, die hinter dem Unab- 
hängigkeitsplatz den Hügel 
hinauf zur Oberen Stadt führt. 
Eigentlich ist das Gedenkmu- 
seum nur eine Filiale des gro- 
Ben Schewtschenko-Museums 
am Schewtschenko Boulevard 
und ergänzt die dortige um- 
fangreiche Exposition in De- 
tails, untermalt sie gleichsam. 
Aber - und das ist entschei- 
dend - in diesem Haus hat der 
Dichter einige Jahre gelebt. 
Und in den postsowjetischen 
Staaten sind es ja gerade die 
Dom musei, in denen der Geist 
des oder der Bewohner noch 
spürbar zu sein scheint. 

Man erkennt beim Schlen- 
dern durch die kleine Gasse 
sofort, daß es sich beim Haus 
Nr. 8 b um einen besonderen 
Ort handeln muß. Die Archi- 
tektur mag so gar nicht mehr 
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in die Hektik und das pulsie- 
rende Leben um den zentralen 
Platz am Kreschtschatik pas- 
sen. Das Schewtschenko-Haus 
ist ein typisches Bürgerhaus 
aus dem 19. Jahrhundert. Es 
spiegelt eine andere Zeit, ein 
anderes Leben, auch eine an- 
dere Geisteswelt wider. Das Tor 
muß man selbst aufstoßen, 
um in den schmalen Hof zu 
kommen, in dem das Häus- 
chen mit seinem tief herunter- 
gezogenen Dach und den klei- 
nen Fenstern liegt. Behäbig 
wirkt es, das Haus, das Iwan 
Schibulski 1835 errichten ließ 


und das der ukrainische Natio- 
naldichter Taras Schewtschen- 
ko 1846 bezog, also acht Jah- 
re, nachdem er aus der Leibei- 
genschaft losgekauft worden 
war und aus Petersburg in die 
Ukraine zurückkehrte. 

Meiner Bitte um ein Ge- 
spräch in der Administration - 
oft die Anlaufstelle, wenn man 
auch Fotografieren will - be- 
gegnen die drei älteren Mu- 
seumsmitarbeiterinnen damit, 
daß sie mich gleich zur Direk- 
torin führen, einer recht jun- 
gen, energisch wirkenden Frau. 
Sie kommt mir auf halbem 
Wege entgegen, nimmt mich 
mit in ihr karges Büro, dessen 
mit Papier übersäter Schreib- 
tisch von „lebendiger" Muse- 
umsarbeit zeugt. Sie zieht Pa- 
piere aus den Stapeln, bringt 


eine Broschüre aus der So- 
wjetzeit, verweist gleich auf 
die Interpretationen, die heu- 
te keine Gültigkeit mehr ha- 
ben und erzählt von der For- 
schungsarbeit, vom Haus und 
dem Dichter. Es wird wohl 
überall die Verwalter oder die 
Enthusiasten geben. Nun, die- 
ses Museum wird von einer 
Enthusiastin geleitet, und von 
einer Ukrainerin, die sich mit 
ihrer Arbeit vollkommen iden- 
tifizieren kann, ja gleichsam 
darin eine Mission sieht. 

Sie erzählt lebendig, als sie 
mich durchs Haus führt und 


immer wieder auf kleine Expo- 
nate verweist, die eine beson- 
dere Bedeutung haben, in der 
Exposition aber beinahe unbe- 
merkt bleiben. Hier ein beson- 
ders wichtiges Manuskript, da 
ein Bild, dort ein Brief. Und 
nebenbei deutet sie auf die 
sichtbaren Risse in den Wän- 
den, eine feuchte Stelle. Vieles 
ist noch zu tun, daran hat 
auch die Aufwertung zu einem 
Nationalen Museum der Ukrai- 
ne nichts geändert. 

Was ist mir erinnerlich zu 
Schewtschenko beziehungs- 
weise was nehme ich mit an 
für mich Neuem in der Wahr- 
nehmung des Malers und Lyri- 
kers mit der so ungewöhnli- 
chen Geschichte? 

In der Figur Schewtschen- 
kos, der zur Stimme der Ukrai- 


ner und ihrer Freiheit wurde, 
spiegeln sich die Bedingungen 
im Zarenreich in den negativ- 
sten und positivsten Aspekten 
wider. Am 9. März 1814 im 
ukrainischen Moynzir als Sohn 
von Leibeigenen geboren (da- 
mit eigentlich zum Leben als 
Ackerbauer oder Viehhirte be- 
stimmt) wußte Schewtschen- 
ko von der Erniedrigung und 
der Rechtlosigkeit der sozialen 
Schicht, in die er hineingebo- 
ren wurde. Fünfzehn lange Jah- 
re war er Bediensteter seines 
Herrn, des Gutsbesitzers En- 
gelhardt, der ihn nicht zu einem 





Leben als Bauer verdammte, 
sondern ihn auf seine Reisen 
nach Vilnius, Warschau und 
schließlich nach St. Petersburg 
mitnahm. Mit 22 Jahren wur- 
de Schewtschenko mit Iwan So- 
schtschenko bekanntgemacht, 
der - beeindruckt vom Talent 
des jungen Ukrainers - zu des- 
sen Mäzen und Förderer wur- 
de. AlsSchützling Soschtschen- 
kos wurde er in Petersburg in 
die Malklasse der Gesellschaft 
zur Förderung der Künstler 
aufgenommen. Er wurde mit so 
berühmten Künstlern der da- 
maligen Zeit wie Brjullow, We- 
nezianow und Grigorjewitsch 
bekannt. Mit 24 Jahren wurde 
er aus der Leibeigenschaft los- 
gekauft, und besuchte dann 
als freier Mann die Kunstaka- 
demie in St. Petersburg. Es ist 
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also in der Tat das Negativste - 
die Leibeigenschaft - und das 
Positivste - der freie Geist der 
künstlerischen Intelligenz im 
Zarenreich -, die sich prägend 
auf das Leben Schewtschen- 
kos auswirken sollten. 

In den ersten Jahren der 
Freiheit entstand eines seiner 
wichtigsten dichterischen Wer- 
ke - der „Kobsar". Beinahe an- 
dachtsvoll steht meine „Füh- 
rerin” vor der Vitrine mit den 
handsignierten St. Petersburger 
Ausgaben des „Kobsaren" aus 
den Jahren 1840 und 1860. 
Daß sich Schewtschenko in der 
nördlichen Metropole Rußlands 
diesem so ukrainischen Thema 
widmete, war wenig überra- 
schend. Denn den Kobsaren - 
Kobsa (ein ukrainisches Musik- 
instrument) spielenden Sän- 
gern, die durch das Land zogen - 
verdankte der schon damals 
am Malen und Schreiben in- 
teressierte Leibeigene eine er- 
ste Ahnung von der Geschich- 
te seines Volkes, vom Reich- 
tum und den Besonderheiten 
der Kultur und der Traditio- 
nen, von Recht und Unrecht. 
Und er goß dies nicht verherr- 
lichend, sondern kritisch, wenn 
auch mit einem romantisie- 
renden Hauch in dieses grund- 
legende Werk, das vom freien 
Kosakenleben, dem Kampf ge- 
gen die Polen, dem Kampf für 
die Freiheit der Ukraine, den 
Realitäten des Lebens der ein- 
fachen Menschen, ihren Träu- 
men und Hoffnungen erzählt, 
und uns heute immer noch 
berührt und beeindruckt. 

Das Haus in Kiew bezog 
Schewtschenko zusammen mit 
dem Maler Michail Saschin 
und dem Ethnologen Alexan- 
der Afanassjew-Tschubinski - 
zwei Männern, die das Schaf- 
fen des Ukrainers nicht uner- 
heblich beeinflußten. Afanas- 
sjew-Tschubinski spielte vor 
allem eine Rolle, weil Schew- 
tschenko von dessen Arbeit in- 
spiriert in der Archäologischen 
Kommission arbeitete, Lieder, 
Volkslieder, Märchen und Le- 
genden sammelte. Seine Su- 
che galt dabei stets der Ukrai- 
ne und dem ukrainischen Volk. 
Saschins Arbeiten und Schew- 
tschenkos Arbeiten hängen ne- 
beneinander - auch wenn die 
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drei Männer nur kurze Zeit das 
Haus teilten, war das Zusam- 
menleben produktiv und in- 
spirierend für jeden von ihnen. 

Der persönlichste Raum im 
Schewtschenko-Gedenkmu- 
seum ist wohl das Atelier un- 
ter dem Dach, ein warmer und 
Geborgenheit ausstrahlender 
Raum. Mehr als in allen ande- 
ren Zimmern atmet man hier 
den Geist des Schaffens. Am 
Fenster steht noch die Staffe- 
lei, dort liegen Palette, Pinsel, 
eine Skizzenmappe und Ra- 
diertafeln. Sanft streicht die 
Maibrise durch den Raum, 
bringt den Duft aus dem Gar- 
ten hinein. 

Hier streiten wir ein wenig 
über die Bedeutung Schew- 
tschenkos. Meine Begleiterin 
findet klare Worte: Die Ukrai- 
ner müssen heute im zehnten 
Jahr der Unabhängigkeit den 


Heute noch meint man, 

den inspirierenden und produktiven 
Geist des ukrainischen 

Dichters in seinem ehemaligen 
Wohnhaus spüren zu können 


Maler und Dichter als wahren 
Patrioten des Landes und der 
Nation erfahren. Als Patrioten 
in dem Sinne, daß seine Werke 
davon erzählen, was die Ukrai- 
ne ist, wer die Ukrainer sind, 
wie ihr Charakter, ihre Denk- 
weise, ihr Geist ausgebildet 
sind. Zehn Jahre Unabhängig- 
keit, so befindet sie, und die 
Bevölkerung ist heute desori- 
entierter, vielleicht sogar ziel- 
loser als je zuvor. Das dichteri- 
sche Werk könne als Funda- 
ment verstanden werden, auf 


das sich jeder Ukrainer in sei- 
ner Selbstwahrnehmung stüt- 
zen könne. Auch wenn die fol- 
genden großen ukrainischen 
Literaten viel mehr geschrie- 
ben haben, ist alles, was an Li- 
teratur entstanden ist, letztlich 
aus dem schmalen Werk des 
Begründers der ukrainischen 
Literatur erwachsen. Und das 
aufrührerische, das nationali- 
stische Moment im Schaffen 
des Dichters? werfe ich fra- 





gend ein. Verbiegungen der So- 
wjetmacht, die sich aus guten 
Gründen nie getraut hat, am 
Nationaldichter zu rühren, ihn 
aber mit diesen Etiketten qua- 
si entwertet hat. Das Museum 
versuche - und nicht nur zu 
den Jubiläen -, eine Auseinan- 
dersetzung mit Schewtschen- 
ko zu etablieren, lade zu Le- 
sungen mit anschließenden 
Diskussionen ein, führe Kinder 
und Jugendliche neu an das 
Werk heran, wobei man Über- 
höhung und Glorifizierung ver- 


meide, und statt dessen ein an 
dem Werkgehalt gebundenes 
Verständnis des „Eigenen" an- 
strebe. Freiheit, Unabhängig- 
keit und ein Verständnis über 
die Gesellschaft, die man er- 
richten will, all das kommt 
nicht von allein, und warum 
sich nicht auf etwas stützen, 
das über die Zeit hinweg Be- 
stand hat? Für diese Auseinan- 
dersetzung biete sich das Haus 
geradezu an. 





Lange lebte Schewtschen- 
ko nicht in Kiew. Als Mitglied 
der Kyrill-Method-Gesellschaft, 
die gegen die Leibeigenschaft, 
für die Hebung des Bildungs- 
standes und den gesamtslawi- 
schen Gedanken agierte, wur- 
de er in eine zehnjährige Ver- 
bannung - belegt mit Schreib- 
und Malverbot - geschickt. An 
den Dnjepr durfte er zu seinen 
Lebzeiten nicht mehr zurück- 
kehren, erst nach seinem Tod 
am 10. März 1861 in Peters- 
burg kehrten die sterblichen 
Überreste in die Ukraine zu- 
rück. 

Lassen Sie sich, bevor Sie 
gehen, noch im Garten, dieser 
kleinen Oase in der hektischen 
Hauptstadt, nieder. Der über 
150 Jahre alte Maulbeerbaum 
spendet immer noch Schatten, 
viele Pflanzen aber sind neu 
gesetzt - Malven, Lilien, Rosen 
und Minze, es heißt, gerade sie 
sind die Blumen der Ukraine, 
die der Dichter in seinem Iyri- 
schen Werk besungen hat. 


Ina Tkatsch, 
Journalistin, Moskau 
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tille Jagd nennt man 

in Rußland traditio- 

nell das Sammeln von 

Pilzen, dem im Spät- 
sommer und Herbst in den 
Mischwaldgebieten praktisch 
die gesamte Nation nachgeht. 
In den letzten Jahren jedoch 
hört man den Ausdruck „Stille 
Jagd" immer häufiger mit ei- 
nem Hauch von Ironie - näm- 
lich dann, wenn das Sammeln 
von leeren Halbliterglasflaschen 
gemeint ist. Dieser „Jagd" ge- 
hen unterschiedliche Bevölke- 
rungsgruppen nach, vornehm- 
lich natürlich aus Not und Not- 
wendigkeit, doch oftmals auch 
mit einem für jegliche Art von 
Jagd typischen Jagdeifer, der 
sich zum „Jagdfieber" steigern 
kann. Dies kommt gar nicht so 
selten vor, und zuweilen ent- 
fachen sich hier Leidenschaf- 
ten, die denen um die traditio- 
nelle Jagd auf Wild oder Fisch 
in nichts nachstehen. Bei der 
Flaschenjagd gibt es Regeln 
und Besonderheiten, und be- 
nötigt wird eine Art Fachwis- 
sen, um ihr erfolgreich nach- 
gehen zu können. 

Stellt man sich in einer be- 
liebigen russischen Stadt in 
die Nähe eines Getränkekiosks 
oder läuft durch eine Grünan- 
lage oder einen Park, fallen ei- 
nem nach kurzer Zeit die vie- 
len, meist älteren Männer und 
Frauen auf, die riesige Ein- 
kaufstaschen auf Rollen hin- 
ter sich herziehend oder mit 
großen Rucksäcken auf dem 
Rücken das Gelände durch- 
streifen. Sie durchforsten die 
Büsche mit Hilfe von Stöcken, 





7 berall in russischen Städten sieht man Menschen 
mit Rollwagen und Rucksäcken durch die Parks und 
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Auf der Jagd 
nach leeren Flaschen 





Alexej Koslatschkow 


stochern in Abfalleimern und 
Müllcontainern. Das sind sie - 
die örtlichen „Flaschenjäger". 
Für sie sind das Sammeln und 
die Rückgabe von Flaschen an 
den Sammelstellen ein Zubrot 
zur mageren Rente, manchmal 
aber auch eine Art Sport. Doch 
der Jagd auf Leergut gehen in 
Rußland keineswegs nur Rent- 
ner nach. 


Das Einmaleins der 
„Flaschenwirtschaft" 


Die verbreitetsten alkoholi- 
schen Getränke in Rußland - 
Bier und Wodka - werden ge- 
wöhnlich in Halbliterflaschen 
verkauft: Bier in braunen, Wod- 
ka in weißen Glasflaschen. Es 
sind sozusagen volkswirtschaft- 
liche Basiselemente. Eine Fla- 
sche einfacher Wodka kostet 
derzeit fünfzig bis sechzig Ru- 
bel (vier bis fünf DM), eine Fla- 
sche Bier zwölf bis fünfzehn 
Rubel (eine bis 1,50 DM). Das 
Pfand auf das Leergut macht 
bei Bier genau ein Zehntel des 
Preises der vollen Flasche aus, 
nämlich - 1,20 beziehungs- 







Gartenanlagen streifen oder unweit der Kioske an den 
Metrohaltestellen warten. Es sind Flaschensammler - 
zumeist Rentner, Obdachlose und Schüler -, die sich ein 
Zubrot, ein existenzsicherndes Einkommen oder ein Ta- 
schengeld verdienen, indem sie Flaschen an den Sam- 
melstellen gegen Pfandgeld abgeben. Teils sind es Sam- 
melstellen der Bier-- und Wodkaproduzenten selbst, 
teils lizenzierte Rückgabestellen, teils aber auch Sam- 
melpunkte krimineller Gruppen, die insbesondere die 
Flaschen teurer und beliebter Wodkamarken brau- 
chen, um ihren Wodkaverschnitt in Originalflaschen 
abzufüllen. 
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weise 1,50 Rubel. Beim Wodka 
liegt das Verhältnis bei einem 
Vierzigstel oder einem Fünf- 
zigstel. Die größte Nachfrage 
besteht nach Bierflaschen aus 


Für viele ältere „Flaschenjäger” sind 
das Sammeln und die Rückgabe 
von Flaschen an den Sammelstellen 
ein Zubrot zur mageren Rente 


Braunglas, die auch am häu- 
figsten zu finden sind, denn 
selbst die Russen trinken letzt- 
lich mehr Bier als Wodka, zu- 
mindest in den letzten Jahren. 
Längst nicht alle Sammelstel- 
len nehmen Wodkaflaschen an, 
denn ihr Wert ist im Verhältnis 
zum Produkt, dem Wodka, we- 
sentlich geringer. Für die Wod- 
kaproduzenten ist esin der Re- 
gel wirtschaftlicher, neue Fla- 
schen zu nehmen, als sich mit 
dem Sammeln und Spülen der 
gebrauchten abzugeben. Bier- 
produzenten hingegen kaufen 
die Flaschen in der Regel von 
den Leergutsammelstellen zu- 
rück, wenn sie nicht sogar eige- 
ne Rückgabepunkte einrichten. 
Nach Angaben der Zeitschrift 
Experte" decken die Bierher- 





steller ihren Flaschenbedarf et- 
wa zur Hälfte aus wiederver- 
wendetem Leergut. 

Was die leeren Wodkafla- 
schen angeht, so wird nach 
Angaben der Polizei die Mehr- 
zahl der Weißglassammelpunk- 
te von kleineren und größeren 
kriminellen Gruppen betrieben, 
die illegal Wodka produzieren 
und diesen in den zurückge- 
nommenen Wodkaflaschen un- 
ter „guten” Markennamen ver- 
treiben. Offiziell können sie bei 
den Produzenten keine Ori- 
ginalflaschen kaufen, da man 
dafür eine Lizenz für die Wod- 
kaproduktion vorweisen muß. 
Häufig werden die „gefälsch- 





ten" Marken für die legalen 
Spirituosenhersteller zu einem 
ernsten wirtschaftlichen Pro- 
blem. Diesbezüglich gibt es ei- 
ne gewisse Gesetzmäßigkeit 
auf dem russischen Markt: so- 
bald sich eine Wodkamarke 
gut verkauft, tauchen minder- 
wertige Fälschungen en masse 
auf. Das schadet nicht nur dem 
Absatz, sondern auch dem Ruf 
des Herstellers, denn die Fäl- 
schungen sind von erheblich 
schlechterer Qualität. 

Die Spirituosenproduzenten 
versuchen dem natürlich ent- 
gegenzuwirken. Am häufig- 
sten greifen sie dazu, firmen- 
typische Flaschen mit unge- 
wöhnlichem Design oder an- 
deren Besonderheiten für ihr 
Produkt zu entwerfen. Aber un- 
geachtet dieser Maßnahme war 
einer der größten russischen 
Spirituosenhersteller, die Firma 
„OST-Alko", die ihren Wodka 
in eine einzigartige rechtecki- 
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ge Flasche nach altrussischem 
Vorbild (traditionell „Stof" ge- 
nannt) abfüllt, mit Fälschun- 
gen konfrontiert. Der neu ein- 
geführte Wodka erfreute sich 
aufgrund seiner Qualität und 
des verhältnismäßig niedrigen 
Preises schnell großer Beliebt- 
heit, und „OST-Alko" eroberte 
in kürzester Zeit zehn Prozent 
des russischen Wodkamarktes. 
Leider war ein Nebeneffekt, daß 
die „Wodkapiraten", wie man 
die illegalen Wodkahersteller 
nennt, ein Netz von Sammel- 
stellen für diese einzigartigen 
Flaschen organisierten, um dar- 
in abgefüllt ihren Wodkaver- 
schnitt zu vertreiben. Um dem 
entgegenzuwirken, war „OST- 
Alko" gezwungen, eigene Sam- 
melstellen einzurichten - allein 
in Moskau sind es an'die hun- 
dert Rückgabepunkte -, damit 
den Piraten so wenig Flaschen 
wie möglich in die Hände fal- 
len. Insgesamt gibt es in Mos- 
kau etwa 400 Firmen, die eine 
Lizenz für die Leergutannah- 
me haben. 


Wachsen Flaschen denn in 
den Grünanlagen? 


Das ganze mag zunächst 
merkwürdig erscheinen. Man 
fragt sich - liegen in Rußland 
wirklich so viele Flaschen (in 
nahezu industrieller Größen- 
ordnung) in der Gegend her- 
um, daß das Sammeln und die 
Rückgabe für ein Heer von Rus- 
sen zur ständigen, ja auch ein- 
zigen Einkommensquelle wer- 
den können? Wird also wirklich 
so viel getrunken? In Frank- 
reich wird statistisch betrach- 
tet mehr getrunken, und auch 
in den skandinavischen Län- 
dern kaum weniger als in Ruß- 
land. 

Zunächst und vor allem re- 
sultieren die herumliegenden 
Flaschen aus der unausrottba- 
ren, aus uralten Zeiten über- 
kommenen Tradition, im Frei- 
en zu trinken. In den Höfen der 
Wohnblocks, auf Parkbänken, 
auf dem Rasen in den Grünan- 
lagen, im Schatten der Bäume 
im Park, an den Eingängen der 
Metrostationen - überall läßt 
man sich zum Trinken nieder. 
Im Winter wie im Sommer. An 
einem warmen Sommerabend 
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Das Einmaleins der Elaschenwirtsghäf 


ist es schwierig, in einer russi- 
schen Stadt eine freie Bank zu 
finden. Überall sitzen bereits 
Gruppen unterschiedlichen Al- 
ters, beinahe immer mit Bier 
oder anderen Getränken in der 
Hand. Hinzu kommt, daß es in 
russischen Städten nach wie 
vor nur relativ wenige Cafes, 
Kneipen und Bars gibt. Ob- 
wohl es in den letzten Jahren 
mehr geworden sind, ziehen es 
die „Durchschnittsrussen" und 
viele Jugendliche weiter vor, 
draußen auf der Parkbank zu 
trinken - die einen aus Ge- 
wohnheit, die anderen, weil es 
im Cafe erheblich teurer wäre. 

Der wichtigste Grund aber 
für das Florieren des Flaschen- 
geschäfts ist folgender. Nach- 
dem sich der Biermarkt in den 
letzten Jahren strukturiert hat 
und unter einigen großen fö- 
deralen und regionalen Unter- 
nehmen aufgeteilt wurde (in 
der Regel unter Beteiligung 
von Kapital und Produktions- 


Rothmäans 


Die Russen trinken weiterhin im 
Freien - die einen aus Gewohnheit, 
die anderen, weil es im Cafe 
erheblich teurer wäre -, 

und sie bevorzugen 

einheimisches Flaschenbier 


technik aus dem Ausland), hat 
sich gezeigt, daß die Russen 
einheimisches Bier bevorzu- 
gen und Flaschenbier den Vor- 
zug vor Dosenbier geben. Do- 
senbier, das es in Rußland erst 
seit der Perestroika gibt und 
zunächst als Symbol westli- 
chen Lebensstils auf Interesse 


stieß, ist heute sichtlich weni- 
ger nachgefragt. Die Flasche 
hat die Dose besiegt, zur Freu- 
de der „stillen Jäger”. 

Mit scherzhaftem Augen- 
zwinkern könnte man vermu- 
ten, daß die Regierung (ge- 
meinsam mit den Bierprodu- 
zenten) mit der Flaschenpro- 
duktion eine gelungene, ja ge- 
niale soziale Beschäftigungs- 
maßnahme gefunden hat, die 
die sozial benachteiligten Be- 
völkerungsgruppen unterstützt. 
Denn die meisten „Flaschenjä- 
ger" sind Obdachlose, Rentner 
und Schüler. Ist also die Vorlie- 
be der Russen für Flaschenbier 
gar Folge einer klugen Strate- 
gie? 

Wieso aber bleiben die Fla- 
schen in so riesiger Zahl im 
Freien liegen? Betrachten wir 
eine typische Situation: Nach 
der Arbeit kommen zwei, drei 
Russen zur Metro- oder Bus- 
haltestelle. Natürlich steht dort 
ein gläserner Getränkepavil- 


Ion, und natürlich gibt es dort 
Bier zu kaufen. Und fast im- 
mer sagt einer der drei: „Trin- 
ken wir noch schnell ein Bier!" 
Sie trinken also jeder eine Fla- 
sche Bier (oder auch zwei oder 
drei). Natürlich kann der seriö- 
se Geschäftsmann den Heim- 
weg schlecht mit einer Akten- 
tasche fortsetzen, aus der lee- 
re Bierflaschen lugen, selbst 
wenn er zu Hause sein Leergut 
sammelt. In sowjetischer Zeit 
konnte man das Leergut direkt 
im Geschäft wieder abgeben, 
das Flaschenpfand machte bis 





zur Hälfte des Kaufpreises aus. 
Heute aber ist das Pfand nur 
noch ein Zehntel des Preises, 
und man kann die Flasche nur 
zu bestimmten Zeiten an den 
Sammelstellen wieder zurück- 
geben - ein Aufwand, der sich 
nur für die „Professionellen" 
lohnt. 

Unsere drei beispielhaften 
Biertrinker schlagen sich nun, 
bevor sie auseinandergehen, 
in die Büsche, um den Folgen 
des Freiluftbiertrinkens Genü- 
ge zu tun. Um die leeren Fla- 
schen kümmern sie sich nicht. 
Sie machen sich nicht einmal 
die Mühe, sie in den nächsten 
Abfallbehälter zu werfen, son- 
dern lassen sie im Gegenteil gut 
sichtbar stehen. Denn späte- 
stens wenn sie aus den Bü- 
schen zurückkommen, sind die 
Flaschen verschwunden. Häu- 
fig kommt es aber nicht einmal 
dazu. Meist beginnen schon die 
ersten Rentnerinnen mit Roll- 
wagen oder Obdachlose mit 





aufgedunsenen Gesichtern eine 
solche Biertrinkerrunde zu um- 
kreisen, kaum daß die Flasche 
an die Lippen gesetzt wird. Un- 
geduldig verfolgen dann wach- 
same Augen das allmähliche 
Absinken des Bierpegels. Und 
kaum wird die leere Flasche 
abgesetzt, streckt der Flaschen- 
jäger schon die Hand danach 
aus, doch fragt er in der Regel 
den „Nochbesitzer" erst höf- 
lich um Erlaubnis, bevor er die 
Beute faßt. Besteht die Aus- 
sicht auf weitere Bierflaschen, 
bleibt er in der Nähe, andern- 
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falls sucht er sich die nächste 
Runde. 


Konkurrenz und 
professionelle Ethik 


Es gibt einige ungeschrie- 
bene Gesetze unter den Fla- 
schenjägern. Wartet ein Jäger 
bereits auf konkrete Flaschen, 
wobei er für jeden sichtbar in 
der Nähe steht, ist es nieman- 
dem erlaubt, sich einfach da- 
zwischenzudrängen und An- 
spruch auf die Flaschen zu er- 
heben. Bricht jemand diese Re- 
gel, gibt es heftigen Streit bis 
hin zu Prügeleien, wobei das 





Gedränge an der Rücknahmestelle 
für Flaschen - wenn die „Jagd"” 
strategisch betrieben 

wird, kann man pro Tag hundert bis 
300 Rubel verdienen 


Recht immer auf der Seite des 
ursprünglich Wartenden ist. 
Prügeleien finden aber eher 
unter Obdachlosen und Alko- 
holikern statt, während sich 
die Rentner mehr aufs Zetern 
verlegen und versuchen, fried- 
liche Lösungen zu finden. So 
manch altes Weiblein unter 
den „Flaschenjägern", das dem 
Streit von vornherein aus dem 
Weg gehen möchte, da es kör- 
perlich schwächer ist und im 
Ernstfall den Kürzeren ziehen 
wird, spricht, kaum daß sie ei- 
nen noch „freien" Trinkenden 
erspäht hat, diesen sogleich 
an, ihr die Flasche nach dem 
Austrinken zu überlassen, da- 
mit sich erst gar nicht ein vor- 
witziger Schüler oder aggressi- 
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ver Alkoholiker dazwischen- 
drängen und ihr die Beute weg- 
schnappen kann. 

Es kommt vor, daß sich Ob- 
dachlose zu einer Gruppe zu- 
sammenschließen und versu- 
chen, ein besonders einträgli- 
ches „Revier" praktisch zu mo- 
nopolisieren, beispielsweise ei- 
ne Grünanlage mit vielen Ge- 
tränkekiosken. Da sie das Ter- 
rain dann schnell als ihr „Re- 
vier" ansehen und fremde Fla- 
schenjäger zu verjagen suchen, 
beginnen hier schon die auch 
im „großen Geschäft" üblichen 
Kämpfe: Erpressung, Konkur- 
renzkampf, Ausüben von Druck 


unter Anwendung von Gewalt. 
In der Kriminalstatistik tau- 
chen gar Fälle auf, daß sich al- 
koholisierte Obdachlose un- 
tereinander totschlugen, nicht 
etwa wegen einer vollen, son- 
dern einer leeren Bierflasche. 
Zum Glück sind dies jedoch 
Ausnahmen und ist die Fla- 
schenjagd ein unblutiges Ge- 
schäft, eine „stille Jagd" eben. 
Wie jedes Geschäft erfordert 
sie ein gewisses Können, eine 
„Spürnase" und etwas Phanta- 
sie. Die Sammeltechniken und 
besten Plätze sind den Jägern 
bekannt. So ist die Rush Hour 
mit die einträglichste Zeit, und 
entsprechend sind dann die 
meisten Jäger unterwegs. Da 
um diese Zeit die Konkurrenz 
am größten ist, darf man seine 
„Beute" keine Minute aus dem 
Auge lassen und dem Trinken- 
den nicht von der Seite wei- 
chen. In großen Städten kann 
man leicht zwanzig bis vierzig 
Flaschen pro Abend sammeln, 


sich also dreißig bis fünfzig 
Rubel verdienen. 

Macht man das Flaschen- 
sammeln aber zum Beruf, muß 
man die Sache strategisch an- 
gehen. In einer durchschnittli- 
chen Familie, bei der die Er- 
wachsenen tagsüber arbeiten, 
wird nicht viel Bier getrunken, 
doch ein bis zwei Flaschen pro 
Abend kommen zusammen. In 
der durchschnittlichen Familie 
werden die Flaschen nicht ge- 
sammelt und zu den Sammel- 
stellen gebracht, denn dazu ist 
keine Zeit (zumal die Sammel- 
stellen häufig unübersichtli- 
che Öffnungszeiten haben) und 
lohnt sich der Aufwand nicht. 
Die allabendlichen Flaschen 
wandern in den Hausmüll. 

Die Rechnung ist also ein- 
fach: wieviele Familien woh- 
nen in einem neun- bis zwölf- 
geschossigen Plattenbau (die 
meisten Menschen in den rus- 
sischen Großstädten leben in 
eben solchen) und werfen ihre 
Flaschen in die Müllschlucker 
auf den Etagen? Um also die 
Flaschenjagd gewinnbringend 
zu betreiben, muß man Früh- 
aufsteher sein und losziehen, 
bevor die morgendliche Müll- 
abfuhr kommt. Die gründliche 
Durchsuchung der von den 
Hauswarten auf die Straße ge- 
schobenen Mülltonnen ergibt 
reiche Beute. Auch lohnt sich 
ein Gang durch die Treppen- 
häuser, da an den Müllschluk- 
kern auf den Etagen Flaschen 
in großer Zahl stehen. Zwar 
sind nach den Bombenanschlä- 
gen tschetschenischer Terrori- 
sten in den Städten heute vie- 
le Häuser mit kodierten Stahl- 
türen verschlossen, doch die 
echten Profis unter den Fla- 
schenjägern kennen in ihrem 
Revier sämtliche Codes. Des- 
halb sieht man in den Wohn- 
vierteln, noch bevor die erste 
Welle der Frühschichtler zur 
Arbeit geht, ein Heer von Men- 
schen mit Rucksäcken - Rent- 
ner oder Obdachlose -, die 
Müllcontainer und Treppen- 
häuser durchforsten. 

Als echter Profi nimmt man 
sich auch niemals an einem 
warmen Sommertag frei, wenn 
die meisten Leute ins Grüne 
zum Picknick fahren. An einem 
solchen Tag kann man schnell 


hundert und mehr Flaschen 
erbeuten. Nicht zu vergessen 
der Marsch durch die Waggons 
des öffentlichen Nahverkehrs, 
insbesondere der „Elektrisch- 
ki", in denen gerade an heißen 
Tagen und auf dem Weg von 
der Arbeit nach Hause viel ge- 
trunken wird. In den Waggons 
wechseln sich die fliegenden 
Händler, die mit lauter Stimme 
allerhand Krimskrams zu ver- 
kaufen suchen, mit den Fla- 
schenjägern ab. Alle zwei Mi- 
nuten erscheint im Türrahmen 
ein Händler, alle fünf bis sie- 
ben Minuten ein Flaschenjä- 
ger. 

Wieviel kann man nun wirk- 
lich mit dem Leergutsammeln 
verdienen? Betreibt man die 
Flaschenjagd in einer Groß- 
Stadt nebenher, wie esRentner 
und Schüler meist tun, lassen 
sich zwischen dreißig und fünf- 
zig Rubel pro Tag verdienen. 
Ein Rentner kann sich also im 
Monat einen Betrag in Höhe 
einer Durchschnittsrente da- 
zuverdienen. Für einen Ob- 
dachlosen bedeutet dies zu- 
meist sein einziges und über- 
lebenswichtiges Einkommen, 
deshalb sind sie die eifrigsten 
Sammler. Wenn man die „Jagd" 
strategisch betreibt, kann man 
pro Tag hundert bis 300 Rubel 
verdienen, also im Monat die 
ansehnliche Summe von 3 000 
bis 9000 Rubel. Bei einem Mit- 
telwert von 6000 Rubel be- 
deutet dies mehr als das Dop- 
pelte eines offiziellen Durch- 
schnittsgehalts im öffentli- 
chen Dienst. Obgleich man da- 
für wirklich den ganzen Tag 
„auf der Jagd" sein muß, nen- 
nen die Profis unter den Ob- 
dachlosen selbst diese Zahlen. 
Es drängt sich also der Gedan- 
ke auf, daß die besten unter ih- 
nen schon längst erfolgreiche 
Geschäftsleute wären, würden 
sie sich eine ernsthafte Be- 
schäftigung suchen. 

Doch zur Vervollständi- 
gung des Bildes darf nicht un- 
erwähnt bleiben, daß nicht nur 
die genannten drei Kategorien 
der Flaschenjagd nachgehen. 
Viele sozial benachteiligte, ar- 
me Menschen verdienen sich 
so ein wichtiges Zubrot. 


Alexej Koslatschkow, 
Journalist, Moskau 
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Förderpreis der , 
Stiftung West-Ostliche 
Begegnungen 


Erstmals hat die Stiftung West- 
Östliche Begegnungen ihren För- 
derpreis für besonders hervorra- 
gende Einzel- oder Gruppenlei- 
stungen vergeben. Der Förder- 
preis in Höhe von 20 000 DM 
kann auf mehrere förderungs- 
würdige Projekte verteilt werden. 
Ein Kriterium für die Vergabe des 
Preises war unter anderem, daß 
die Aktionen nachhaltigen Cha- 
rakter haben müssen. 

In festlichem Rahmen wurden 
am 9. Mai in Potsdam die Preis- 
träger ausgezeichnet. Die Lauda- 
tio hielt der brandenburgische 


Übergabe des Förderpreises der 
Stiftung-West-Östliche 
Begegnungen an die Vertreter des 
Potsdamer Leibniz-Gymnasiums 


Minister für Bildung, Jugend und 
Sport Steffen Reiche. Die drei 
ausgezeichneten Projekte hatten 
im Rahmen der Festveranstaltung 
Gelegenheit, sich darzustellen. 

Förderpreise erhielten das 
Elisabeth-Gymnasium zusam- 
men mit dem Verein Kontakt in 
Eisenach, die Rurtal-Schule für 
Geistigbehinderte in Heinsberg- 
Oderbruch und das Potsdamer 
Leibniz-Gymnasium. 

Das Elisabeth-Gymnasium 
unterhält seit 1996 Kontakte 
zum Kinderheim Nr. 4 und der 
angeschlossenen Mittelschule 
Nr. 6 in Gusew. Auslöser war 
1995 ein Hilferuf von einem aus 
Thüringen stammenden Pfarrer 
über die Not in den Kinder- und 
Waisenheimen in Gusew. Das An- 





liegen wurde aufgegriffen und 
wird bis heute durch unzählige 
Einzelaktionen unterstützt. 

Das Partnerschaftsprojekt für 
Geistigbehinderte ist eingebun- 
den in eine multilaterale Schul- 
partnerschaft zwischen Behin- 
derten-Schulen in Deutschland, 
Rußland, den Niederlanden, 
Frankreich und England. Aus- 
gangspunkt der Kontakte zwi- 
schen Heinsberg und Pskow wa- 
ren seit 1993 und sind weiterhin 
humanitäre Hilfstransporte für 
das Heilpädagogische Zentrum 
Pskow. Seit 1996 haben sich aus 
diesen materiellen Leistungen 
gegenseitige Schülerbegegnun- 
gen in kleineren Gruppen gei- 
stigbehinderter Kinder/Schüler 





entwickelt. Einen besonderen 
Platz in der Partnerschaftsarbeit 
haben begleitende sonder- 
pädagogische Projekte vor Ort. 
Das Gesamtprojekt „Schüler- 
austausch Rußland" des Potsda- 
mer Leibniz-Gymnasiums basiert 
auf einem im Jahre 1993 zwi- 
schen dem Leibniz-Gymnasium, 
der 48. Mittelschule Malachowka 
(Moskauer Gebiet) und der 26. 
Mittelschule Miass (Tscheljabin- 
sker Gebiet) geschlossenen Ver- 
trag über den Schüleraustausch. 
Der Austausch ist wichtiger Sti- 
mulus für die Schülerinnen und 
Schüler des Bilingualen Bildungs- 
ganges des Leibniz-Gymnasiums. 
Die Projektideen entwickeln sich 
aus der engagierten Unterrichts- 
arbeit. Es entstanden Wandzei- 
tungen, Dokumentationen, Rei- 
setagebücher und Videofilme, 
gepflegt werden Kontakte zu 
ehemaligen Kriegsgefangenen. 
Peter Franke, Wostok, Berlin 





Deutschlandbilder in der 
postsowjetischen Welt 
Zwischen 1996 und 1999 erkun- 
dete Leo Ensel in Rußland und Ka- 
sachstan an Universitäten und 
Goethe-Instituten die Deutsch- 
landbilder russischer und kasach- 
stanischer Germanistinnen und 
Germanisten. Dabei bediente er 
sich einer ungewöhnlichen Me- 
thode: Statt Meinungen in Frage- 
bögen oder Interviews abzufra- 
gen, führte er Seminare durch, in 
denen die ehemaligen Sowjetbür- 
ger im szenischen Spiel zeigten, 
wie sie die Deutschen und im Ver- 


gleich dazu sich selbst sehen. 
Veröffentlichung: 

Leo Ensel, Deutschlandbilder in der GUS, 
BIS-Verlag Oldenburg 2001, 20,00 DM 
Bezug über: verlag@bis.uni-oldenburg.de 
oder Tel.: 0441/7982261, Fax: 0441/7984040 


2. Deutsch-Russischer 
Dialog 

Vom 12. bis zum 14. Oktober wird 
im Kongreßhaus in Baden-Baden 
der 2. Deutsch-Russische Dialog 
stattfinden. Der gemeinnützige 
Verein International Baden-Ba- 
den Foundation (IBBF) will mit 
den „Deutsch-Russischen Dialo- 
gen" Rußland Hilfestellung zur 
Integration in Europa geben. Aus 
den Dialogen erhofft man sich 
den Gewinn praktischer Einsich- 
ten, die Impulse für erfolgreiches 
Handeln geben und damit die In- 
tegration Rußlands in Europa be- 
schleunigen. Ein angeschlossenes 
„Wirtschafts-Kontakt-Forum" 
bietet Interessenten beider Seiten 
die Möglichkeit, Kontakte zu 








Spezialveranstalter 
für GUS und 
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St. Petersburg - Moskau - Walaam - 
Pauschal-/Individualreisen - 
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Tel.:040-28409570, Fax: 040-280201 1 
www.cvjm-russlandreisen.de 











knüpfen. Aus Platzgründen ist 
dafür eine frühzeitige Anmel- 
dung erforderlich. Erwartet wer- 
den Vertreter aus Politik, Wirt- 
schaft, Wissenschaft, Kultur und 
Medien beider Länder. Aus Ruß- 
land werden mehrere Gouver- 
neure eingeladen. Beim 1. Dialog, 
der vom 1. bis 3. Oktober 2000 
stattfand, waren über hundert 
Teilnehmer aus beiden Ländern 
anwesend, davon etwa die Hälfte 
aus Rußland. Geplante Themen in 
diesem Jahr: Strategische Part- 
nerschaft in Europa; Wirtschaftli- 
che Entwicklung und Bürgerge- 
sellschaft; Rolle der Regionen; 
Möglichkeiten und Schwierigkei- 
ten im kulturellen Austausch. 


Infos: 

International Baden-Baden Foundation, 
Marktplatz 2, 76530 Baden-Baden, 
Tel.:07221/932669, Fax: 07221/932665, 
e-mail: info@ibbf.de, Internet: www.ibbf.de 
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Seit kurzem werden Entschädigungen an die Zwangsarbeiter aus der ehemali- 
gen Sowjetunion ausgezahlt. Damit hat ein beschämendes Kapitel der jünge- 
ren deutschen Geschichte ein vorläufiges Ende genommen. Aber wieviel öf- 
fentlicher Druck - hier eine Demonstration von SchülerInnen vor dem Haus der 
deutschen Wirtschaft in Berlin - war nötig, damit endlich mit den Auszahlun- 
gen begonnen wurde. Und wieviel öffentlicher Druck mag noch nötig sein, bis 
die deutsche Industrie endlich die gesamten zugesagten Gelder bereitstellt 
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Egon Bahr: TMD - 

Beginn einer neuen 
Teilung Europas? 

Am Vorabend der diesjährigen 
Kieler Woche feierte die Deutsche 
Freundschaftsgesellschaft West- 
Ost in Schleswig-Holstein am 15. 
Juni ihr 25jähriges Bestehen. Auf 
den Tag genau vor 25 Jahren war 
sie in Kiel als Gesellschaft BRD- 
UdSSR in Schleswig-Holstein ge- 
gründet worden. 

Bis heute verfolgt die Gesell- 
schaft das Ziel, „eine Bewußt- 
seinsbildung in unserem Lande 
für eine Verbesserung der Bezie- 
hungen und Verständigung zwi- 
schen der Bevölkerung der Bun- 
desrepublik Deutschland und den 
Völkern auf dem Gebiet der ehe- 
maligen Sowjetunion zu bewir- 
ken." 

Umgesetzt wurden diese Ziele 
in erster Linie durch den Aus- 
tausch und die Begegnung von 
Jugendlichen und von Künstlern 
aller Bereiche. So trafen sich seit 
1980 regelmäßig schleswig-hol- 
steinische und estnische Jugend- 
liche abwechselnd in beiden Län- 
dern; eine „Regatta für den Frie- 
den" zog 1988 vierzig Segelschif- 
fe aus der Sowjetunion auf die 
Kieler Förde; Ukrainische und Be- 
larussische Kulturtage zeigten ein 
breites Spektrum von Kunst und 
Kultur. 

Heute liegt eine der wichtig- 
sten Aufgaben der Gesellschaft in 
der Vermittlung und Unterstüt- 
zung von Partnerschaften auf der 
Ebene von Kommunen, Schulen 
und Organisationen sowie in der 
Beratung bei Visa-, Zoll- und 
Grenzproblemen. Denn wie die 
Vorsitzende der Gesellschaft Ga- 
briele Kötschau formulierte: „Die 
Zusammenarbeit zwischen Ost 
und West ist heute einerseits un- 
gleich einfacher geworden, ande- 
rerseits werden auf beiden Seiten 
Hürden aufgebaut, die den Kon- 
takt der Menschen zueinander er- 
schweren. Häufig sind wir in un- 
serer Hilfe erfolgreich; manchmal 
jedoch scheitern auch wir noch 
an bürokratischen Hindernissen. 
Daran mitzuwirken, diese abzu- 
bauen, ist eine unserer Aufgaben." 

Die Arbeit der Gesellschaft hat 
sich nach der Überwindung der 
Ost-West-Konfrontation verla- 
gert. Neben den genannten Auf- 
gaben hat die Gesellschaft unter 
dem Namen „SH KOMPART" 
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(Schleswig-holsteinische Kom- 
munale Partnerschaften) ein Fo- 
rum gegründet, in dem schwer- 
punktmäßig über alle Fragen und 
Probleme diskutiert wird, die in 
der Zusammenarbeit zwischen 
West- und Osteuropa eine Rolle 
spielen. 

Ausdruck der guten Zusam- 
menarbeit mit Rußland und Bela- 
rus war die Anwesenheit je eines 
Vertreters beider Botschaften bei 
der Jubiläumsveranstaltung. Der 
belarussische Botschaftsrat Ed- 





ward Berilo drückte den Dank sei- 
nes Landes für die Hilfe für die 
Tschernobyl-Opfer aus. Der russi- 
sche Konsul Sergej Romanow be- 
tonte, daß die Freundschaft auch 
über schwierige Zeiten hinweg 
Bestand gehabt hätte. „Wir alle 
haben etwas zu sagen, nicht nur 
zu plaudern“, schloß er seine Re- 
de. Ihren Dank für die Zusam- 
menarbeit der vergangenen Jahre 
brachten auch der stellvertreten- 
de Vorsitzende der Gesellschaft 
Rußland-Deutschland Alexander 
Urban und der Abteilungsleiter 
für Kultur bei der Belarussischen 
Freundschaftsgesellschaft in 
Minsk Leonid Borowski zum Aus- 
druck. Beide äußerten ihren 
Wunsch nach einem weiteren 
Ausbau der Beziehungen. 


Als offizieller Vertreter der 
Landeshauptstadt Kiel war Ober- 
bürgermeister Norbert Gansel an- 
wesend. Er hatte es sich trotz sei- 
nes vollen Terminkalenders nicht 
nehmen lassen, an der Feierstun- 
de teilzunehmen. In seiner Rede 
verwies er nicht nur auf die histo- 
rischen Verbindungen Kiels nach 
Rußland - zehn Jahre lang wurde 
die Stadt von Petersburg aus re- 
giert -, sondern auch darauf, wel- 
che Bedeutung die Arbeit der Ge- 
sellschaft in den vergangenen Jah- 





Egon Bahr warnte auf der 
Jubiläumsveranstaltung vor einer 
neuen Teilung Europas 


Der Kieler Oberbürgermeister 
Norbert Gansel erinnerte 

an die historischen Beziehungen 
seiner Stadt zu Rußland 


ren für die Beziehungen Schles- 
wig-Holsteins und Kiels Richtung 
Osteuropa hatte und hat. 
Höhepunkt der Veranstaltung, 
an der viele Vertreter von zahlrei- 
chen Freundschaftsgesellschaf- 
ten nicht nur aus dem Norden 
Deutschlands teilnahmen, war 
der Beitrag von Egon Bahr. Eigent- 
lich angelegt als ein Gespräch mit 
Alexander Urban nutzte Egon 
Bahr die Gelegenheit, nicht nur in 
Reminiszenzen über den „Wandel 
durch Annäherung" zu schwel- 
gen. Bahr betonte, daß Deutsch- 
land und Europa vor einer neuen 
Bewährungsprobe stünden. Denn 
eine neue Teilung des Kontinents, 
diesmal in sichere und unsichere 
Staaten, künde sich an. Bahr wies 
daraufhin, daß in der deutschen 
Öffentlichkeit und Politik viel 
über NMD (National Missile De- 
fence) geredet würde. Dies aber 
sei letztlich nur eine Frage der In- 
terkontinentalraketen und damit 
eine Angelegenheit zwischen den 


USA und Rußland. Eine Frage also, 
bei der die Europäer keinen Ein- 
fluß auf die Entscheidungen ha- 
ben werden. 

Aber TMD (Theatre Missile De- 
fence), dahinter verbirgt sich der 
regionale Schutz gegen Raketen- 
angriffe, sei ein Anschlag auf die 
Absicht, in Europa einen gemein- 
samen Sicherheitsraum zu schaf- 
fen. Bahr erklärte, daß „die ameri- 
kanischen Raketen die europäi- 
sche Identität bedrohen, bevor es 
sie überhaupt gibt". Denn TMD 
bedeute in jedem Fall eine neue 
Konfrontation mit Rußland, zu- 
mal die Frage ungeklärt sei, wie 
weit sich die NATO noch ausdeh- 
nen wolle. Vieles hänge in dieser 
Frage gerade von der Haltung der 
Bundesregierung und Deutsch- 
lands ab. Denn auch wenn 
Deutschland zu schwach sei, um 
seine Vorstellungen gestaltend 
durchzusetzen, so sei esdoch 
stark genug, um Negatives zu ver- 
hindern. 

Bahr betonte, daß es „Stabi- 
lität nicht ohne Rußland gibt". 
Daher forderte er, daß man sich 
für eine kontrollierbare Vereinba- 
rung mit Rußland bezogen auf 
die gesamteuropäische Sicherheit 
und die gesamteuropäischen 
Strukturen einsetzen solle. 

Peter Franke, Berlin 


Rolle sowjetischer Physiker 
im komplizierten Verhältnis 
von Wissenschaft und Staat 
Am12. Oktober setzt die DAMU 
ihre Reihe wissenschaftshistori- 
scher Seminare mit einer Veran- 
staltung zur Ideologisierung der 
sowjetischen Physik in den 40er 
und 50er Jahren fort. 

Nachdem im November 1999 
bereits die Biologie und die Land- 
wirtschaft und mit ihnen die Per- 
son Lyssenko im Mittelpunkt ei- 
nes Seminars standen, soll es 
diesmal um die Rolle sowjetischer 
Physiker im komplizierten Ver- 
hältnis von Wissenschaft und 
Staat gehen. Es wird allgemein 
angenommen, daß Physiker in der 
Nachkriegszeit aufgrund ihrer 
Rolle bei der atomaren Aufrü- 
stung privilegiert waren und ihrer 
wissenschaftlichen Tätigkeit frei 
nachgehen konnten. Dies trifft 
allerdings nur bedingt zu. Außer- 
halb der „geschlossenen" militäri- 
schen Forschungsinstitute waren 
Physiker sehr wohl dem ideologi- 
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schen Diktat des dialektischen 
Materialismus Stalinscher Prä- 
gung ausgeliefert und mußten 
sich für die Verwendung von Er- 
kenntnissen der „westlichen Wis- 
senschaften" rechtfertigen. 

Als Referentin konnte für das 
Seminar Jelena Kapiza, Physikerin 
und Nichte des Physik-Nobel- 
preisträgers Pjotr Kapiza, gewon- 
nen werden. Am Institut für phy- 
sikalische Probleme, das 1935 ei- 
gens für den aus Cambridge zu- 
rückkehrenden Kapiza gegründet 
worden war und später viele füh- 
rende Physiker versammelte, lei- 
tet sie das Kapiza-Museum. Mit 
Vorträgen beteiligen sich außer- 
dem Jelena Mamchour, Speziali- 
stin für philosophische und sozio- 
logische Aspekte der Geschichte 
der Naturwissenschaften, und 
Boris Bolotowski, ein wissen- 
schaftlicher Weggefährte und 
Zeitzeuge der Ereignisse zwischen 
1945 und 1955. Von deutscher 
Seite werden die Physiker Helmut 
Wolff und Reiner Wedell spre- 
chen. Helmut Wolff ist Sohn deut- 
scher Spezialisten, die nach dem 
Krieg in der Sowjetunion gearbei- 
tet haben. Er studierte von 1950 
bis 1955 in Leningrad Physik, und 
kennt die politischen Umstände 
der Ideologiediskussion in der so- 
wjetischen Physik aus erster Hand. 
Reiner Wedell hat an der Physika- 
lischen Fakultät der Moskauer Lo- 
monossow-Universität promo- 
viert, an der unter anderem die 
Physik-Nobelpreisträger Kapiza, 
Landau und Prochorow lehrten. 

Moderiert wird die Veranstal- 
tung von dem Physiker Rudolf 
Pose. Bereits vorher als „Speziali- 
stenkind" in der Sowjetunion le- 
bend, ist er seit 1957 (mit Unter- 
brechungen) am Vereinigten In- 
stitut für Kernforschung in Dub- 
na bei Moskau tätig. 

Das Seminar findet am 12. Ok- 
tober 2001 von 14.00 bis 20.00 
Uhr in der Humboldt-Universität 


zu Berlin statt. 

Kontakt: Deutsche Assoziation der 
Absolventen und Freunde der Moskauer 
Lomonossow-Universität e. V., 

DAMU, Postfach 33, 10121 Berlin, 
Tel.:030/47472437, Fax: 030/47472438, 
e-mail: vorstand@damu.de, 

Internet: www.damu.de 


DAMU-Heft 1/01 mit 
Beiträgen zu 
Timofeeff-Ressovsky 

Die erste Ausgabe der DAMU- 
Hefte „Lomonossow" dieses Jah- 
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res veröffentlicht unter anderem 
vier Beiträge zu Nikolai Timo- 
feeff-Ressovsky, dem sowjeti- 
schen Genetiker, der gemeinsam 
mit seiner Frau von 1926 bis 1945 
in Berlin-Buch arbeitete. Es wer- 
den Vorträge und Diskussions- 
beiträge von Helmut Abel, Hel- 
mut Böhme, Bernhard Hassen- 
stein und Rose-Luise Winkler do- 
kumentiert, die auf einem Semi- 
nar anläßlich des 100. Geburtsta- 
ges des bedeutenden Wissen- 
schaftlers im September 2000 ge- 
halten wurden. Ergänzt werden 
die Beiträge durch die Veröffent- 
lichung von Auszügen aus dem 
Drehbuch zu Jelena Sakanjans 
Dokumentarfilm über Timofeeff- 
Ressovsky „Ljubow I saschtschita", 
der während der DAMU-Veran- 
staltung erstmals in Deutschland 
gezeigt wurde. 

Das Heft ist gegen eine Schutz- 
gebühr von 4,00 DM zu beziehen. 
DAMU, Postfach 33, 10121 Berlin, 


Fax: 030/47472438, 
e-mail: vorstand@damu.de 





Nur noch wenige Plätze - 
Kulturschiff Dnepr 2001 
Vom 29. Juli bis 12. August setzt 
die West-Ost-Gesellschaft in Ba- 
den-Württemberg ihre erprobtes 
Kultur- und Informationsschiff- 
Konzeption fort. Ziel des geplan- 
ten deutsch-ukrainischen Kultur- 
und Fachaustauschprojekts ist es, 
den Dialog über Grenzen zu er- 
weitern und zu intensivieren, die 
Begegnungen von Menschen aus 
Ost und West in mannigfacher 
Weise zum kulturellen Austausch, 
zur politischen Diskussion, zu 
Fachgesprächen und zur Anbah- 
nung praktischer Zusammenar- 
beit zu nutzen. 

An Bord des Schiffes sind ne- 
ben touristischen Teilnehmern 








ukrainische und deutsche Kultur- 
gruppen, Autoren und Fachrefe- 
renten, Politiker und Wirtschafts- 
vertreter. Das Schiff ankert vor 
mehreren Städten, die Partner- 
schaften mit deutschen Städten 
unterhalten. Dort stehen Famili- 
enbesuche, Empfänge, politische 
Diskussionen, Besuche sozialer 
und kommunaler Einrichtungen, 
Betriebsbesichtigungen, Konzerte 
und deutsch-ukrainische Feste 
auf dem Programm. 
Gesamtroute: Kiew - Sapo- 
roschje - Cherson - Sewastopol - 
Jalta - Jewpatorija - Odessa - 
Cherson - Kanew - Kiew. Auch die 
Teilnahme an Teilstrecken (29. Juli 
bis 4. August/4. August bis 12. 
August) ist möglich. 
Preise pro Person: Gesamtfahrt ab 1999,00 
DM; Teilstrecken ab 1495,00 DM 
Weitere Infos: West-Ost-Gesellschaft in 
Baden-Württemberg e. V., 
Wöhrdstr. 25, 72072 Tübingen, 
Tel.:07071/38402, Fax: 07071/38249, 


e-mail: wog@tesionmail.de, 
Internet: www.dnepr2001.de 


Veranstaltungen: 

Berliner Freunde 

Wer bist Du, Bürger der Russischen 
Föderation? Ethnische Beziehun- 
gen im heutigen Rußland im 
Wandel 

Vortrag und Diskussion 

mit Olga Kourilo (Moskau) 

26. September, 17.30 Uhr, Russisches Haus 
Belarus/Belorußland - Terra inco- 
gnita? Politik, Wirtschaft und Ge- 
sellschaft im Wandel? 

Berichte, Informationen, Mei- 
nungsaustausch mit Vertretern 


der Botschaft der Republik Belarus 
24. Oktober, 17.30 Uhr, Russisches Haus 


München: Bayerische 
Ostgesellschaft 
Annelore Nitschke stellt den Lite- 


raten Alan Tschertschessow vor 
25. Juli, 19.00 Uhr, Unionsbräu 


Hans-Jörg Müller berichtet über 
Chancen und Erfolge deutsch-rus- 


sischer Wirtschaftsunternehmen 
26. September, 19.00 Uhr, Unionsbräu 


Dresden: Deutsch-Russisches 
Kulturinstitut 
Sommerfest mit dem Folkloreen- 


semble „Radusja" 
7. Juli, 16.00 Uhr, Garten des Kulturinstituts 


Karelische Tage in Tübingen 
Vom 8. bis 15. Juli finden in Tü- 
bingen Karelische Tage mit zahl- 
reichen Veranstaltungen statt. 
Die wichtigsten Termine: 
Mittwoch, 11. Juli 

19.00 Uhr: Eröffnung der Kareli- 
schen Warenmesse im Casino 
20.30 Uhr: Musikalische West- 
Ost-Begegnung im Zirkuszelt 
Donnerstag, 12. Juli 

9.30 - 18.00 Uhr: Konferenz 
„Wirtschaftspartner Karelien" im 
Casino 

19.00 Uhr: Fotoausstellung 
„Künstlerszene Petrosavodsk", 
Rüdiger Schestag, im LIT 

ab 19.00 Uhr: Rock im Zelt 
Freitag, 13. Juli 

12.00 Uhr: „Die Brüder Dostojew- 
ski und Schillers Räuber”, N. 
Tschereparnowa, Petrosawodsk, 
im Neophilologikum 

ab 16.00 Uhr: Kleinkunst und Be- 
wirtung auf dem Karelischen Platz 
17.00 Uhr: Internationales Zir- 
kusfestival mit Gästen aus Djer- 
schinsk und Adis Abeba 

19.00 bis 21.00 Uhr: „Reiseland 
Karelien" Infovortrag, Videopro- 
jektionen im Veranstaltungsraum 
des Kulturamts 

Samstag, 14. Juli 

ab 10.00 Uhr: Kleinkunst und Be- 
wirtung auf dem Karelischen 
Platz 

14.00 bis 16.00 Uhr: „Reiseland 
Karelien” (s. Fr.) 

16.00 und 19.00 Uhr: Internatio- 
nales Zirkusfestival 

17.00 Uhr: Vernissage im Alten 
Schlachthaus: Bilder von Toburi 
Bati 

Sonntag, 15. Juli 

20.00 Uhr: 15 Jahre West-Ost-Ge- 
sellschaft. Festabend in der Kelter 


BDWO, Friedrichstr. 176-179, 
Zimmer 618, 10117 Berlin 
Tel.:030/20455120, Fax: 030/20455121 
e-mail: info@bdwo.de 


Internet: http://www.bdwo.de 
Redaktionsschluß für die nächsten 
Termine: 15. September 2001 
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Vom 2. bis 5. April 
hielt sich der usbeki- 
sche Staatspräsident 
Islam Karimow zu ei- 
nem Staatsbesuch in 
Deutschland auf. Bei 
seinen Gesprächen in 
Berlin und Dresden 
traf Karimow unter 
anderen mit Bundes- 
präsident Johannes 
Rau und Bundeskanz- 
ler Gerhard Schröder 
zusammen. Bei seinen 
Treffen standen Fra- 
gen der Wirtschaft und der Zusammenarbeit bei der Verbrechensbekämpfung 
und des Drogenschmuggels im Vordergrund. Die deutsche Seite legte beson- 
deren Wert auf die Bedeutung der Wahrung der Menschenrechte in Usbeki- 
stan 





Aus Anlaß des 10. 
Jahrestages der Un- 
abhängigkeit der Re- 
publik Kasachstan gab 
das Staatsensemble 
der klassischen Musik 
„Kamerata Kasach- 
stans" am 16. Mai 
2001 ein Konzert in 
Berlin. Das 1997 ge- 
gründete Ensemble 
besteht aus jungen 
begabten Musikern, 
die Werke alter Kom- 
ponisten wie auch 
moderne und Avantgardemusik darbieten. Einen Tag später wurde anläßlich 
des Jahrestages eine Ausstellung mit moderner kasachischer Malerei, Skulpturen 
und Werken der Angewandten Kunst eröffnet. Beide Veranstaltungen fanden in 
Räumlichkeiten der Deutschen Bank statt 





Am 20. Juni fanden im 
Berliner Dom aus An- 
laß des 1 700. Jubilä- 
ums der Proklamation 
des Christentums zur 
Staatsreligion in Ar- 
menien ein Ökume- 
nischer Gottesdienst 
und ein Festakt statt. 
Den Gottesdienst ge- 
stalteten neben Erz- 
bischof Karekin Bek- 
djian, Primas der Ar- 
menischen Kirche in 
Deutschland, Vertre- 
ter anderer christlicher Kirchen. Im Festakt ergriffen unter anderen der Staatsmi- 
nister im Auswärtigen Amt Christoph Zöpel und der Vizepräsident der armeni- 
schen Nationalversammlung Gagik Aslanyan das Wort 





Der belarussische Au- 
Benminister Michail 
Chwostow hielt am 
19. Juni vor der DGAP 
einen Vortrag zur Be- 
deutung der EU-Er- 
weiterung für die Re- 
publik Belarus. Mit 
der anstehenden Ost- 
erweiterung der EU 
rückt die Gemein- 
schaft bis an die be- 
larussischen Grenzen 
heran. Dies wird, wie 
Chwostow betonte, 
der Republik neue Chancen eröffnen, aber auch neue Herausforderungen bringen. 
Diskutiert wurden auch Fragen der anstehenden Präsidentschaftswahl. Heftige 
Kritik wurde an der belarussischen Innenpolitik geäußert 
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»Ich bin das Licht der Welt« - 
Unbekannte Schätze 
Rußlands 

Die Ausstellung „Ich bin das Licht 
der Welt“, die noch bis zum 5. Au- 
gust in der Berliner Nikolaikirche 
zu sehen ist, präsentiert Exponate 
des Staatlichen Museums für 
altrussische Kunst und Kultur 
„Andrej Rubljow" in Moskau. Sie 
ermöglicht den Besuchern, sich 
mit der Entwicklung der Monu- 
mentalmalerei im alten Rußland 
vertraut zu machen. Werke der 
bedeutendsten Künstler des 14. 
bis 16. Jahrhundert - Theophanes 
der Grieche, Andrej Rubljow und 
Dionysios - werden in Form re- 
konstruierter Fresken präsentiert, 
die unter Anwendung histori- 
scher Techniken und Materialien 
in natürlicher Größe und Form 
angefertigt wurden. Besonders 
beeindruckt der wieder herge- 
stellte Altar der Muttergotteskir- 
che aus dem Kloster Feranponto- 
wo mit Freskenmalereien auf ei- 
ner Fläche von 150 Quadratme- 
tern durch seine Farbenpracht 
und die Vielfalt der Szenen. Groß- 
formatige Ikonen des 16. bis 18. 
Jahrhunderts zeigen sowohl die 
Fortsetzung der Traditionen als 


Rußland 
Polen 
Ukraine 
Belarus 
Sprachkurse an Universitäten 
und Fachinstituten 


Unterbringung in Gastfamilien 
oder im Hotel, Visa und Flüge 






PERELINGUA-Sprachreisen 
Varziner Str. 5, 12159 Berlin 
Tel. (030) 851 80.01, Fax 851 69 83 


auch den wachsenden Einfluß 
westeuropäischer Kunst. 


Die Ukraine - Grenzland 
zwischen Ost und West 

Die Ausgabe 2/2001 der Zeitschrift 
„Ost-West. Europäische Perspek- 
tiven” widmet anläßlich des 
Papstbesuches der Ukraine einen 
Schwerpunkt. Neben allgemeinen 
Informationen zum Land werden 
unter anderem Artikel zu den drei 
orthodoxen Kirchen geboten. Her- 
ausgeber der Zeitschrift ist Reno- 
vabis, Solidaritätsaktion der deut- 
schen Katholiken mit den Men- 
schen in Mittel- und Osteuropa. 


Info: Redaktion „Ost-West. Europäische 
Perspektive“, Renovabis, Domberg 27, 
85354 Freising, Tel.:08161/530970, 

Fax: 08161/530977, e-mail: Renovabis@t- 
online.de, Internet: www.renovabis.de/owep 





Alles Gute! 








Kontaktgesuch 
Aus Belarus erreichte uns der Brief einer Jugendgruppe, die Bezie- 
hungen zu deutschen Jugendlichen anknüpfen möchte: 


Guten Tag, liebe Jugendliche in Deutschland!!! 


Es wenden sich Jugendliche aus der alten belarussischen Stadt 
Polozk und dem schönen Nowopolozk an Euch. Wir sind Mitglieder 
des Jugendvereins „Bratija”, der Name des Vereins wird mit„Gemein- 
schaft“, „Gesellschaft" übersetzt. Unsere Gruppe besteht aus jungen 
Leuten im Alter zwischen 20 und 35 Jahren. Sie entstand im Sommer 
2000 aus der Arbeiterjugend der Industriebetriebe unserer Städte. 

Ziel unseres Vereins ist es, die Jugend zur gemeinsamen Realisie- 
rung bürgerlicher, wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Rechte 
auf der Basis von Freiwilligkeit, Selbständigkeit, offenem Meinungs- 
austausch und Interessengemeinschaften zu vereinigen. 

Wir führen Aktionen zur Verteidigung der Rechte der Jugend 
durch, organisieren und veranstalten Seminare und Rundtische, ar- 
beiten mit den Bildungs- und Spendengesellschaften zusammen. Wir 
beteiligen uns an Umweltschutzaktionen und an gemeinsamen Pro- 
grammen zur Lösung von Problemen der Jugend und deren Familien. 

Wir möchten mit Jugendorganisationen in Deutschland zusam- 
menarbeiten, direkte internationale Kontakte pflegen und an inter- 
nationalen Aktionen teilnehmen. 


Unsere Adresse: Jugendverein „Bratija", Anton Jasinowitsch, 
Parkowaja 32-14, Nowopolozk, 211440, Belarus, 
Tel.:/Fax: 00375-214-554662, e-mail: trofimov@mailru.com 
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ür die einen war es ein 
schneller Weg, für die 
anderen ein langsames 
Tasten und Suchen, die 
einen konnten schon an etwas 
anknüpfen, die anderen muß- 
ten sich etwas ganz Neues 
schaffen. Aber nun sind sie al- 
le in Berlin, die diplomatischen 
Vertretungen der Nachfolge- 
republiken der ehemaligen So- 
wjetunion. Auch die Aserbai- 
dschaner, die Georgier und die 
Usbeken, die aus unterschied- 
lichen Gründen am längsten in 
Bonn ausgeharrt hatten. 
Die Entscheidung über die 
Verlegung der bundesdeut- 
schen Hauptstadt vom idyl- 


kei 





Angekommen in Berlin 
- die Botschaft der 
Republik Usbekistan 


Britta Wollenweber 


man bezog die ehemalige Re- 
sidenz des US-Botschafters in 
der DDR - in Berlin-Pankow. 


lisch-provinziellen Bonn am 
Rhein in das historisch bela- 
stete Berlin an der Spree war 
umstritten - einerseits wegen 
der Signalwirkung nach außen 
(darüber mag man lange strei- 
ten und dies soll hier nicht das 
Thema sein), aber auch (wie 
ich meine berechtigterweise) 
wegen der Kosten. Hohe Ko- 
sten waren mit dem beschlos- 
senen Umzug auch für die di- 
plomatischen Vertretungen zu 
bewältigen. 

Rußland hatte es auf den 
ersten Blick relativ einfach. 
Man zog in die sowjetische 
Botschaft Unter den Linden un- 
weit des Brandenburger Tors 
um. Allerdings hängt die über- 
dimensionierte Botschaft in 
der Godesberger Waldstraße 
Rußland noch wie ein Klotz 
am Bein. Verkaufen geht nicht, 
solange die Ukrainer und die 
Georgier die Verträge über das 
Erbe der Sowjetunion nicht in 
ihren Parlamenten ratifiziert 
haben. Kasachstan war das er- 
ste GUS-Land, das sein An- 
kommen in Berlin feierte - 


Die Tadschiken, Aserbaidscha- 
ner und die Turkmenen miete- 
ten nur Büroetagen an. Die 
























Die Verlegung der Hauptstadt von Bonn nach Berlin 
und der Umzug von Bundespräsident, Bundesregie- 
rung, Bundestag und Bundesrat haben auch die di- 
plomatischen Vertretungen zum Umzug an die Spree 
gezwungen. Mittlerweile haben alle Botschaften der 
Nachfolgerepubliken der UdSSR in Berlin ein neues 
Domizil bezogen. Die Republik Usbekistan hat den 
Umzug genutzt, sich in einem historischen Gebäude 
anzusiedeln und perspektivisch ein Konzept der „Of- 
fenen Türen" zu verwirklichen. 
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Belarussen zogen in eine nach 
der Wende erworbene Villa in 
Treptow. Die Ukrainer kauften 


ein Haus in Mitte in der Al- 
brechtstraße gleich am Deut- 
schen Theater und feierten die 
Eröffnung im Zuge des Besu- 
ches von Staatspräsident Leo- 
nid Kutschma im Januar dieses 
Jahres. Die Kirgisische Bot- 
schaft fand ihr Domizil in un- 
mittelbarer Nachbarschaft zum 
Charlottenburger Schloß, schön 
gediegen die Lage. Die Georgier 
ließen sich wie die Kasachen in 
Pankow nieder, wobei die Ge- 
orgier einen Neubau bezogen. 
Und die Armenier schließlich 
fanden weit vom Stadtzentrum 
in Frohnau quasi das Pendant 
zu ihrer Bonner Villa. 


In gewissem Sinne haben 
die Usbeken vieles anders ge- 
macht. Anscheinend hat man 
verstanden, daß man sich prä- 
sentieren und laut die Werbe- 
trommel für sich selbst rühren 
muß, um in der Unüberschau- 
barkeit der Berliner Republik 
wahrgenommen zu werden. 
Um so mehr angesichts der 
auch im zehnten Jahr ihrer 
Unabhängigkeit vielerorts im- 
mer noch herrschenden Un- 
wissenheit über die Nachfol- 
gerepubliken der UdSSR. Die 
Usbeken sind - ohne damit 
den anderen Vertretungen zu 
nahe treten zu wollen - kon- 
zeptionell an den Umzug von 





Am 3. April wurde die neue 
usbekische Botschaft in Berlin 
offiziell von Präsident 

Islam Karimow eröffnet 


Bonn nach Berlin herange- 
gangen. Sie haben diesen auch 
als Chance begriffen, mehr zu 
werden als nur eine diplomati- 
sche Vertretung. So will sich 
die Botschaft im Zeichen von 
Kultur, Kunst und vor allem 
nachbarschaftlicher Beziehun- 
gen als Vermittler und Kno- 
tenpunkt zwischen den Kultu- 
ren präsentieren. 

Usbekistan ließ sich bei der 
Suche nach einem passenden 
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Gebäude Zeit. Sah sich vieles 
an, lehnte vieles ab. Bis man 
schließlich auf ein „Kleinod" 
stieß, das sogenannte Ballhaus 
Tiergarten im Stephanskiez in 
Berlin-Moabit. Und auf Be- 
schluß der usbekischen Regie- 
rung wurde das Gebäude im 
Dezember 1999 dann käuflich 
erworben. Eine wenig prestige- 
reiche Ecke, mag so manch ein 
Berlinkenner abschätzig den- 
ken, aber dafür sind die Wege 
ins Zentrum der Macht kurz, 
könnte man dem entgegnen. 
Als Ballhaus Tiergarten wurde 
das Gebäude allerdings erst in 
den 60er Jahren bekannt, wo- 
bei es unter den diversen Päch- 
tern, die sich dort mit Kultur- 
stätte, Restaurant und Gar- 
tenlokal versuchten, schließ- 
lich zum Bordell verkam und 
geschlossen wurde. Der Ur- 
sprung des Gebäudes jedoch 
liegt weiter zurück, nämlich in 
der Regierungszeit Kaiser Wil- 
helm. 

Usbekistan hat sich für ein 
altes preußisches Gebäude 
entschieden, genauer gesagt 
das Haus, in dem das Kasino 
für die Offiziere des 1. Be- 
spannten Artilleriegarderegi- 
ments - eingebettet in einen 
großen Kasernenkomplex - un- 
tergebracht war. Die Offiziere 
nahmen die Räumlichkeiten 
Anfang 1881 in Besitz, die fei- 
erliche Eröffnung fand dann 
am 20. Mai 1881 unter Teil- 
nahme von Kaiser Wilhelm |. 
statt - so nachzulesen in den 
großen Gazetten jener Zeit. 
Hoppla, könnte man denken, 
das ist bizarr - usbekischer 
Traditionalismus inmitten von 
Preußens strengen Glanz und 
Glorie. Wie soll das funktio- 
nieren? 

Nach der Schließung des 
Ballhauses Mitte der 80er Jah- 
re verfiel das unter Denkmal- 
schutz stehende Gebäude, das 
selbst den zweiten Weltkrieg 
unbeschadet überstanden hat- 
te, fünfzehn Jahre lang. Nach 
Vertragsabschluß lud Usbeki- 
stan die deutsche Offentlich- 
keit in das just erworbene 
Haus an der Perleberger Stra- 
Be ein - heruntergekommen 
war es, eine auf den ersten 
Blick verrottete Kaschemme. 
Und für die Sanitäranlagen 





entschuldigten sich die Gast- 
geber explizit. Nackte Wände 
und die Trostlosigkeit einge- 
zogener Plattenzwischendek- 
ken im historischen Deutschen 
Saal - an einer Stelle konnte 
man einen Blick auf Fragmen- 
te der stuckverzierten alten 
Decke erhaschen. Nur mit sehr 
viel Phantasie ließ sich eine 
Ahnung von der einstigen 
Schönheit entwickeln, und der 
usbekisch-preußische Mix, der 
schließlich daraus erwachsen 
sollte, ließ sich schon gar nicht 
so richtig vorstellen. Viele der 
Gäste verließen das Gebäude 
wahrscheinlich mit dem Ge- 
fühl: „Ja, interessant, aber wie 
sollen denn die usbekischen 
Vorstellungen realisiert wer- 
den?" Schließlich sollte die 
neue usbekische Vertretung in 
Berlin auch Visitenkarte der 
reichen nationalen Bautradi- 
tionen und künstlerischen In- 
nengestaltung sein, zugleich 
aber waren Auflagen des Lan- 
desamtes für den Denkmal- 
schutz zu erfüllen. Enge Vor- 
gaben standen gegen den 
breiten Gestaltungswillen, ein 
Stück Usbekistan in Deutsch- 
land zu etablieren. 

Man fand sich zusammen - 
das Landesamt für den Denk- 
malschutz in Berlin, das Staat- 
liche Komitee für Architektur 
und Bauwesen der Republik 
Usbekistan und das Architek- 
tenbüro A. Janka aus Berlin. 
Begrenzt durch den engen Fi- 
nanzrahmen und die denk- 
malschützerischen Auflagen 
von deutscher Seite wurde ein 
Konzept entwickelt, das dann 
für beide Seiten das Maximale 
herausholte. Fruchtbar für die 
Zusammenarbeit war zweifel- 
los, daß mit Andre Janka ein 
Usbekistanfreund als deutscher 
Projektleiter gefunden wurde, 
der zudem über Arbeitserfah- 
rung in Usbekistan verfügte. 

Der historische Teil des 
Hauses, insbesondere das Foy- 
er und der Deutsche Saal, ent- 
standen in alter Pracht mit 
Mosaikboden, Kassettendecken 
und Wanddekor und unter 
Wiederherstellung der alten 
Türen, Fenster und Parkettbö- 
den. Die Rundbogenfenster (bei 
der ersten Besichtigung we- 
gen der Zwischendecken nicht 
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zu sehen) lassen nun von der 
Gartenseite wieder viel Licht 
herein. Der aus den 30er Jah- 
ren stammende Anbau wurde 
nach einem Projekt des usbe- 
kischen Architekten Asamat 
Tochtajew zum Prachtsaal, wo- 
bei auf usbekische traditionel- 
le Gestaltungsformen und Ma- 
terialien zurückgegriffen wur- 
de. Der Fußboden aus usbeki- 
schem Marmor weist wie die 
Decke typische Ornamente auf, 
eine strenge Symmetrie wurde 
durch den Einbau von Spiegel- 
fenstern in der Wand gegen- 
über der Fensterfassade ge- 
schaffen, die den mit 300 
Quadratmetern ohnehin riesi- 
gen Saal noch lichter und wei- 
ter wirken läßt. Wunderbares 
Gipsdekor, auch dies ein tradi- 
tionelles künstlerisches Ge- 
Staltungselement des zentral- 
asiatischen Landes, wurde von 
usbekischen Meistern hand- 
geschnitzt. Nein, kein Orna- 
ment gleicht dem anderen, je- 
de Rosette hat ein anderes Ge- 
sicht. 

Uber die Kosten wurde na- 
türlich spekuliert. Kein Geld für 
das Gesundheitswesen, aber im 
Ausland unanständig klotzen, 
raschelte es durch den deut- 
schen Blätterwald. Dabei sind 
die Kosten im Vergleich zu de- 
nen vieler anderer Botschaf- 
ten relativ gering, und wurde - 
so Botschafter Norow - kein 
Geld aus dem Staatshaushalt 
bereitgestellt. Der geplante Fi- 
nanzrahmen wurde nicht völ- 
lig ausgeschöpft. Acht Millio- 
nen DM haben Kauf, Restau- 
rierung und Innengestaltung 
verschlungen. Ein überschau- 
barer Betrag, der durch den 
Verkauf der deutschen Bot- 
schaft in Taschkent an die 
Bundesrepublik und den Ver- 
kauf der alten Botschaft in 
Bonn zusammenkam. Viel hat 
natürlich zur Kostenreduktion 
beigetragen, daß man einhei- 
mische Facharbeiter in die Bun- 
desrepublik geholt hatte. Ins- 
gesamt waren an den Arbeiten 
45 usbekische Bauarbeiter, In- 
genieure, Bodenleger, Stukka- 
teure, Tischler und Schreiner , 
beteiligt, die fast neunzig Pro- 
zent der Arbeiten ausführten. 
Sie lebten, wie in Usbekistan bei 
Restaurierungsarbeiten an den 
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Architekturdenkmäler durch- 
aus üblich, auf dem Botschafts- 
gelände, sprich der Baustelle. 
Ein Zwölf-Stunden-Tag war es 
zumeist, um die knapp bemes- 
sene Bauzeit von neun Mona- 
ten auch einhalten zu können. 
Wenn nötig, mußten auch die 
Mitarbeiter der Botschaft mit 
Hand anlegen, so beispielswei- 
se als der riesige Garten „ent- 
wurzelt" wurde. Und man hielt 
den Eröffnungstermin, der mit 
dem Staatsbesuch von Präsi- 
dent Karimow Anfang April in 
Deutschland unverrückbar fest- 
stand. 

Heute ist die Botschaft Us- 
bekistans ein eigentümlicher 
Mix: Preußische Strenge und 
Geradlinigkeit und zentral- 
asiatische Verspieltheit, riesige 
Lüster und indirekte Down- 
light-Beleuchtung, modernste 
Technik nicht nur in den 
Büroräumen und eine Atmo- 
sphäre, die an das Bucharaer 
Emirat denken läßt. Es ist eine 
Verbindung, die überrascht. 
Vielleicht zögert man einen 
Moment ob der Fremdheit, be- 
vor man sich am gelungenen 
und sehr eindeutigen Zusam- 
menbringen zweier Kulturen 
erfreut. 

Usbekistan will sich be- 
merkbar machen. Das ist si- 
cherlich nötig und nützlich. 
Den Rahmen dafür hat man 
nun geschaffen. Es gibt Platz 
für wissenschaftliche Konfe- 
renzen und politische Rund- 
tischgespräche, es gibt den 
Prachtsaal mit einer Bühne für 
Konzerte und Tanzdarbietun- 
gen und viel Raum für Aus- 
stellungen, seien es Kunstaus- 
stellungen oder die Präsenta- 
tion von Kunsthandwerk und 
Volkskunst. Es soll eine Bot- 
schaft der offenen Türen wer- 
den, die das Gespräch und den 
Austausch sucht und anbietet 
und dabei auch den Beitrag 
von außen, sei es in Form von 
Anregungen oder konkreter 
Vorschläge, annehmen will, ja 
vielleicht sogar erwartet. Nun, 
schauen wir mal, wie dieser 
Anspruch umgesetzt und an- 
genommen wird. 


Britta Wollenweber, 
Wostok, Berlin 
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Paul Klebnikow, 

Der Pate des Kreml. Boris Beresowski 
und die Macht der Oligarchen, 

Econ Verlag, 

493 S., DM 49,90 





ie russische Wirtschaftswelt ist immer 

für einen Thriller gut. Die Realität über- 
trifft alle Phantasien und läßt Journalisten, 
auch jene kriminellen Machenschaften auf- 
decken, die kaum aufzudecken sind. Bei Boris 
Beresowski reichen schon die sichtbaren Ver- 
knüpfungen. Sie erzählen einen dunklen Teil 
der Geschichte Rußlands der 90er Jahre. Vie- 
les an Beresowskis Aufstieg ist für diese Zeit 
typisch gewesen. 

Der 1946 geborene Beresowski stieg zu Be- 
ginn der Perestroika bei dem Autohersteller 
AwtoWas ein. Er brachte dem veralteten Staats- 
unternehmen die Computerisierung und mo- 
derne automatisierte Fertigung. Nach Paul 
Klebnikow, der sich mit Beresowski, dessen 
Geschäftspartnern und Feinden getroffen hat, 
war Beresowski der richtige Mann am richti- 
gen Ort zur richtigen Zeit - aber mit den fal- 
schen Prinzipien. Sein einziges Ziel sei die ei- 
gene Bereicherung gewesen, keinen Hobel- 
span seines Besitzes stellte er der Gesellschaft 
zur Verfügung. 


Beresowskis Griff nach illegalen Mitteln 
war nur eine Frage der Zeit. Nach dem ersten 
Erfolg wollte er kein Hemmnis auf dem Weg 
zum großen Geld mehr dulden. Der Forbes- 
Redakteur Klebnikow glaubt nicht daran, daß 
nach dem Ende des egalitären Sowjetstaates 
auch nur annähernd ähnliche Startchancen 
für alle in die Privatwirtschaft bestanden. Von 
Geburt an sei Beresowski ganz nach Orwell 
gleicher als die Gleichen gewesen: Moskauer 
Bildungselite, beste Ausbildung, Wissenschaft- 
ler im Bereich der Angewandten Mathematik. 
Er brauchte nicht „klein anzufangen, etwa mit 
einem Lebensmittelladen, einem Restaurant 
oder einem kleinen Baugeschäft". Beresowski 
hatte die Funktionsweisen der sowjetischen 
Karrieren verstanden, er verstand auch die der 
postsowjetischen. Nach Klebnikow hat sich 
wenig geändert, nur die Vorzeichen sind skru- 
pelloser geworden. So halte der KGB die „De- 
mokratie" noch immer in der Zange. Klebni- 
kow bietet alle möglichen Zeugen für diese 
These auf. Jedenfalls verkehrt Beresowski mit 
den passenden Leuten. Und er überlebt eine 
Reihe von Anschlägen, die vielleicht ihm gegol- 
ten haben. „Mord war zu einer beliebten Me- 
thode geworden, um geschäftliche Konkurren- 
ten auszuschalten", so der Autor, der versucht, 
auch Beresowski Mordaufträge nachzuweisen. 
Dieser baut unterdessen sein Imperium auf, 
macht in Öl, hat seine Hände bei Aeroflot im 
Spiel, wird Medientycoon. Dann nähert er sich 


Jelzin, dessen Beratern und gewinnt das Ver- 
trauen der Jelzin-Tochter. Beresowski saß an 
den Schalthebeln der Politik, verband Geld mit 
Macht - war Oligarch und Pate des Kreml. Seine 
Haltung zum politischen Handeln formuliert er 
offen: „Die abstrakte Vorstellung von den In- 
teressen der Bevölkerung einmal beiseite ge- 
lassen, bin ich der festen Überzeugung, daß die 
Regierung die Interessen der Wirtschaft vertre- 
ten sollte." 

In einer wichtigen Phase in Rußland lief 
nichts ohne Beresowski. Jelzin wollte die Staf- 
fel übergeben, die er noch einmal hatte ergrei- 
fen können. Er und die Seinen setzten Wladimir 
Putin als ihren vermeintlich ergebenen Vasal- 
len ein. Auch Beresowski war mit Putin einver- 
standen, hielt er ihn doch für einen Garanten 
seiner Oligarchie. Darin irrte er. 

Das Durchgreifen Putins, der Haftbefehl, die 
Flucht des Oligarchen - all das fehlt im Buch. 
Es paßt auch nicht zu Klebnikows Verschwö- 
rungstheorien, den Machtverlust Beresowskis 
vorausgesehen zu haben. Wann immer Bere- 
sowski sich noch zu Worte meldet, wie jüngst 
bei der wahrscheinlich von ihm lancierten Ab- 
setzung eines kremlfreundlichen Chefredak- 
teurs, spürt man noch einen Hauch seines Ein- 
flusses. Der angeblich mächtigste Mann in der 
russischen Politik ist mittlerweile ein aus dem 
Land gejagter Straftäter und dieses Porträt oh- 
ne Weitsicht reichlich überholt. 

Mareile Ahrndt, Osteuropajournalistin, München 











Neuerscheinungen - 
kurz vorgestellt 


Polina Daschkowa, Die leichten 
Schritte des Wahnsinns 

Jetzt wird mit billigsten Thrillern 
auch die schlechteste Literatur aus 
Rußland übersetzt und auf den 
Markt geworfen. Polina Daschko- 
wa - ein Pseudonym, da der echte 
Name ukrainisch klinge und des- 
halb schlechter zu verkaufen sei, 
so der Verleger - läßt gar keinen 
Zweifel daran, daß sie weiß, was 
sie da alle sechs Monate produ- 
ziert. Aber wie soll sie von ihren 
Gedichten leben? (ma) 

Aufbau Verlag, 453 S., DM 39,90 


Daniel Droste, Politische 
Parteien und politische Kultur in 
der Russischen Föderation 

Die Zeit von Anfang bis Mitte der 
90er Jahre wird in dieser Studie 
zur politischen Parteienlandschaft 
und politischen Kultur in Rußland 
minutiös, untermauert von vielen 
Zahlen und versehen mit einer 
Vielzahl an Fußnoten, analysiert. 
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Hier wird nichts vergröbert oder 
vereinfacht. Nicht-Wissenschaftler 
verlieren allerdings schnell den 
Überblick. (ma) 

Projekt Verlag, 372 S., DM 44,00 


Eberhard Schneider, 

Das politische System der 
Russischen Föderation 

Die 2., aktualisierte und erwei- 
terte Auflage der vor zwei Jahren 
erschienenen grundlegenden Ein- 
führung in das politische System 
Rußlands zieht ein im Prinzip 
weiterhin positives Fazit der Um- 
gestaltungen in Rußland. Kurz 
und knapp werden die Struktu- 
ren vorgestellt und mögliche Wi- 
dersprüche aufgezeigt. Westdeut- 
scher Verlag, 330 S., DM 39,80 


Claudia Wagner, Rußlands 
Kriege in Tschetschenien 

Warum Rußland den Feldzug ge- 
gen Tschetschenien begann, ana- 
Iysiert Claudia Wagner in einer 
komplexen Studie. War es ein 
Krieg um Öl? In der Tat will Ruß- 
land die Kontrolle über die Pipeline 
für das schwarze Gold nicht ver- 


lieren, so Wagner. Dafür muß 
Tschetschenien ein Teil Rußlands 
bleiben. Doch war die Pipeline 
auch ein Grund zum Friedens- 
schluß. Der Waffenstillstand von 
1996 sollte den Öltransit sichern. 
Eine ebenso ambivalente Rolle 
hat nach Meinung der Autorin 
der Demokratisierungsprozeß in 
Rußland gespielt: Boris Jelzin hat- 
te Popularität nötig, da kam das 
„Image eines entschlossen Han- 
delnden" gerade recht. Doch eini- 
ge demokratische Wege mußte 
auch er einhalten - dadurch wie- 
derum sei die staatliche Militär- 
gewalt eingedämmt worden. Als 
sich Tschetschenien nicht einfach 
wiedereingliedern ließ, bemäch- 
tigte sich der russischen Politik ei- 
ne „Tendenz zum Ausradieren". 
Gefördert wurde dieser Griff in 
die stalinistische Politkiste durch 
den Kosovokrieg, den Rußland 
ohnmächtig mitansehen mußte. 
Die NATO-Staaten hatten damit 
aber nicht nur Rußlands Schwäche 
offen zutage gelegt, sie büßten 
darüber hinaus an Glaubwürdig- 
keit bei ihren völkerrechtlichen 


Einwänden bezüglich Tschetsche- 
niens ein. Ein echter Frieden, so 
resümiert Wagner, bleibt für die 
absehbare Zukunft Utopie. (ma) 
LIT-Verlag, 224 S., DM 39,80 


Tanja Wagensohn, 

Rußland nach dem Ende 

der Sowjetunion 

Dem Anspruch, ein umfassendes 
und in die Tiefe gehendes Bild 
der Russischen Föderation nach 
dem Zerfall der UdSSR zu zeich- 
nen, wird Autorin Tanja Wagen- 
sohn formal gerecht. Kaum ein 
Thema, und kaum einen Konflikt 
bis hin zum Tschetschenienkrieg 
läßt sie aus, und präsentiert alles 
in leicht verständlicher „lockerer 
Schreibe". Einordnung und Wer- 
tung der Geschehnisse hingegen, 
die Auseinandersetzung mit ent- 
standenen und entstehenden Wi- 
dersprüchen in der Gesellschaft 
kommen da zu kurz. Verlag Fried- 
rich Pustet, 264 S., DM 49,80 


Tilman Spengler u. a. (Hg.), 
Berlin - Moskau - Stereogramme 
Der Band vereint die Sichten von 
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A »Die Messer in 
meinem Rücken« 
Politik im russischen Sell 
Anatoli Sobtschak, 
Die Messer in meinem Rücken. 
Politik in russischem Stil, 
Verlag Herbig, 


HER 224 5.,DM 39,90 





ill man Köpfe benennen für den Prozeß 

der Umgestaltung der Sowjetunion ab 
Mitte der 80er Jahre, fälltschnell der Name Ana- 
toli Sobtschak. Der emeritierte Wirtschaftspro- 
fessor ist als Seiteneinsteiger in die Politik ge- 
kommen. Er saß ab März 1989 als Leningrader 
Abgeordneter im ersten frei gewählten Volks- 
kongreß, bevor er im Juni 1991 zum Bürger- 
meister von Leningrad gewählt wurde. 

Im Volkskongreß war Sobtschak Mitglied 
der „interregionalen Gruppe", deren promi- 
nentestes Mitglied der spätere Präsident Jel- 
zin war. Verdienste um sein Land hat sich 
Sobtschak insbesondere als führender Mitar- 
beiter bei der Ausgestaltung der russischen 
Verfassung erworben, aber auch das liberale 
Paßgesetz Rußlands ist maßgeblich ihm zu 
danken. 

Der charismatische und weltoffene Mann 
wurde auch im Ausland spätestens als Peters- 
burger Bürgermeister als Vertreter des neuen 
parlamentarisch-demokratischen Rußlands ge- 
schätzt. 

Um so überraschender kam für viele (und 
wohl auch für ihn selbst) 1996 das Scheitern 
bei seiner Bewerbung um eine zweite Amts- 
zeit für das nun „Gouverneur" genannte Amt. 
Er selbst sah in der Wahl eines seiner Stellver- 
treter (zu denen auch der heutige Präsident 
Putin zählte) eine Art politischen Flashback. 





Nun, daß Sobtschak als Fan des seinerzeit in 
der Stichwahl siegreichen und bis heute am- 
tierenden Wladimir Jakowlew auftritt, wird 
der Leser kaum erwarten. Seine Schilderung 
des gesamten Prozesses seiner politischen De- 
montage ist jenseits persönlicher Befindlich- 
keiten jedoch ein Lehrstück politischer Kultur - 
und zwar einer Kultur, die von den frei schwe- 
benden Instabilitäten einer sich in Auflösung 
und gleichzeitiger Neudefinierung befindli- 
chen Gesellschaft und den auf sie einwirken- 
den Kräften und Interessenlagen zeugt. „Kor- 
ruption" war das wenig originelle Vehikel, mit 
dem Sobtschak aus dem Amt gedrängt wurde. 
In Zeiten, wo Auftragskiller leitende Mitarbei- 
ter der städtischen Grundstücksverwaltung mit 
Präzisionswaffen unerkannt ermorden konn- 
ten, muten die Vorwürfe, die Sobtschak ge- 
macht wurden, jedenfalls wie Peanuts an. Ob- 
wohl es seinerzeit trotz erheblicher Anstren- 
gungen seitens der Staatsanwaltschaft nie bis 
zur Anklage reichte, geisterten die Anschuldi- 
gungen und Vermutungen jahrelang durch 
russische Gazetten. Sobtschak, der schon län- 
ger an einer Herzinsuffizienz litt, entzog sich 
den Nachstellungen im November 1997 durch 
„freiwilliges" Exil nach Paris. Dort entstanden 
auch weite Teile dieses Buches. Daß es mehr 
als eine Rechtfertigungsschrift geworden ist, 
ist dem politischen Format des Politikers zu 
danken. Daß es durch seinen Tod am 19. Fe- 
bruar 2000 gleichsam zu seinem Vermächtnis 
wurde, macht es noch wertvoller. Der gestei- 
gerte Wert, den der Autor auf das Erscheinen 
dieser Schrift auf dem deutschen Buchmarkt 
gelegt hat, macht es für den hiesigen Leser 
beinahe zur Pflichtlektüre. Für jeden Politolo- 
gen und Rußlandkenner dürften „Die Messer 
in meinem Rücken" darüber hinaus ein Lehr- 
stück in politischer Kultur sein. 


Eine Kleinigkeit am Rande: den bis heute 
bezüglich des derzeitigen russischen Präsiden- 
ten im Dunkeln tappenden Politprofis gibt 
dieses Buch einige Hinweise an die Hand. Daß 
unter den diversen im Anhang abgedruckten 
Beileidstelegrammen an seine Witwe diejeni- 
gen von Gorbatschow und Putin seinerzeit als 
erste eintrafen, ist ein interessantes Detail. 
Wie überhaupt Putins Rolle in „seinem" Polit- 
krimi nach Einschätzung Sobtschaks eine 
durchaus ehrenhafte gewesen ist. 

Ein ehemals Handelnder beleuchtet ein 
Jahrzehnt des politischen Umbruchs. Neben 
der Beschreibung und Analyse zeigt Sob- 
tschak nicht nur seine Kritik auf, sondern be- 
nennt seine Vorstellungen über noch zu lei- 
stende politische Schritte, die seinem Land auf 
dem Weg der demokratischen Umgestaltung 
noch bevorstehen. So weisen „Die Messer in 
meinem Rücken" durchaus in die Zukunft. 
Vom Dschungel der Intrigen und Machtkämp- 
fe über fast belletristische Passagen zum Pari- 
ser Exil bis zu Einordnungen prägender Mo- 
mente und Figuren der großen Politik des letz- 
ten Jahrzehnts - in diesem Buch steckt einiges. 

Das Buch endet mit der Rückkehr Sob- 
tschaks nach Petersburg im Juli 1999. Sein be- 
schwingter Wille, die Zukunft nach den Jah- 
ren der Verfolgung nunmehr mitzugestalten, 
mutet den Leser fast tragisch an in Anbetracht 
des Wissens um seinen Tod Anfang 2000 wäh- 
rend eines Wahlkampfauftritts zugunsten Pu- 
tins in Kaliningrad. Die außerordentliche An- 
teilnahme, die sein Ableben sowohl in der Pe- 
tersburger Bevölkerung wie im ganzen Land 
und darüber hinaus hervorgerufen hat, war 
die späte Bestätigung für ein großes Werk und 
dessen Gestalter. 


Christof Karsten, Hamburg 








elf Autoren aus Moskau und Ber- 


sen stets sehr beliebt war und ist. 


lin auf die eigene und die fremde 
Stadt. Historisch spielten beide 
Metropolen im russisch-deutschen 
Geistesleben eine nicht unwichti- 
ge Rolle. Bot Berlin Teilen der zu 
Revolutionszeiten emigrierenden 
Intelligenz einen Zufluchtsort, so 
setzte im Nationalsozialismus ei- 
ne Gegenbewegung ein. Ende des 
20. Jahrhunderts verändern beide 
Städte in rasanter Geschwindig- 
keit ihr Gesicht - was für Erfah- 
rungen lassen sich heute in diesen 
urbanen Stadtwüsten machen, wo 
läßt sich anknüpfen an Bekann- 
tes, wo muß neu erfahren und er- 
lebt werden? Widersprüchlich sind 
die Sichten - in alle Richtungen, 
im Umgang mit der eigenen wie 
der fremden Stadt. (bw) 

Berlin Verlag, 270 S., DM 36,00 
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Gabriel Gorodetsky, 

Die große Täuschung. 

Hitler, Stalin und das 
Unternehmen „Barbarossa" 

Auf dem Höhepunkt des kalten 
Krieges und im Zuge des Histori- 
kerstreits Mitte der 80er Jahre 
wurde von einer Gruppe Historiker 
immer wieder die These aufge- 
stellt, daß Stalin einen Präven- 
tivschlag gegen Nazideutschland 
plante, dem Hitler mit dem Über- 
raschungsangriff im Juni 1941 
nur zuvorgekommen wäre. Goro- 
detsky räumt einmal mehr mit 
dieser These auf. Seiner Ansicht 
nach wollten sich die sowjetische 
Führung und insbesondere Stalin 
auf keine militärische Auseinan- 
dersetzung mit Deutschland ein- 
lassen, eher im Gegenteil: Stalin 
strebte zur Absicherung der So- 


wjetunion eine diplomatische Lö- 
sung und den Aufbau eines neuen 
Gleichgewichts in Europa an. (bw) 
Siedler Verlag, 445 S., DM 49,90 


Olga Sedakova, 

Reise nach Brjansk 

Den kranken Geist heilen die Ge- 
sänge - das scheint das Ziel von 
Olga Sedakowas Dissidentenpro- 
sa zu sein. „Reise nach Brjansk" 
und „Reise nach Tartu und zu- 
rück" sind zwei Erzählungen un- 
ter einem Buchdeckel. Und beide 
Erzählungen beschäftigen sich 
mit Wendezeiten und Grenzpro- 
blematiken. „Reise nach Brjansk" 
ist im Original 1983/84 in der 
Samisdat-Zeitschrift „Wybor" in 
Paris erschienen. Es ist eine mo- 
derne „russische Odyssee", Reise- 
literatur halt, wie sie bei den Rus- 


„Reise nach Tartu und zurück" 
wurde 1999 in der Moskauer Zeit- 
schrift „Znamja" abgedruckt. Eine 
einfache Erzählung, die sich den 
neuen (den realen - staatlichen) 
Grenzen bei alten Verbindungen 
und kulturellen Gemeinsamkei- 
ten, ja gemeinsamen Kultur- und 
Geisteswelten widmet. Sedako- 
was Prosa ist transparent, anmu- 
tig, und sie kommt fast Iyrisch 
daher. Ihre Texte gleichen einem 
„Kulturschwamm" - sie sind voll 
mit Anspielungen auf klassische 
Werke. Ihre Allusionen sind my- 
thologisch und philosophisch. Ih- 
re dichterische Welt ruht in der 
„Stille, in der die Dinge gedacht 
werden". Ein Iohnenswertes und 
lesenswertes Buch. (jg) 

folio Verlag, 128 S., DM 34,00 
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Der Westen hat keine 
Osteuropapolitik, 

Wostok 2/2001 

Der Westen hat keine Osteuro- 
papolitik, schreibt Grigori Jaw- 
linski. Als Kenner der europäi- 
schen Nachkriegspolitik setze 
ich dagegen, daß der Westen in 
Wirklichkeit keine effiziente 
Osteuropapolitik will. Die Grün- 
de hierfür sind sehr differen- 
ziert. 

Die seitens der USA und der 
EU zugesagten finanziellen Hil- 
fen wurden seit Gorbatschows 
Glasnost und bis hin zu Boris 
Jelzin zögerlich gewährt. Die 
von den Geberländern aufge- 
stellten Forderungen waren 
schwer oder gar nicht zu erfül- 
len. Ein Demokratisierungsthe- 
ma. Dadurch entwickelte sich 
eine Oblomowsche Aktivität. 

Wir Europäer vom Atlantik 
bis zum Ural haben eine sehr 
unterschiedliche Geschichte, 
jedoch ein gemeinsames kultu- 
relles Gedächtnis. Dieses kultu- 
relle Gedächtnis ist mit der Fra- 
ge verbunden, wer wir sind, und 
wie wir leben wollen. Wir Eu- 
ropäer werden ermahnt, nicht 
zu vergessen, daß wir auf dem 
eurasischen Kontinent leben. 

Es ist gerade Rußlands histo- 
rische Aufgabe mit seiner 
großen osteuropäischen Kultur, 
Mittler zwischen dem Westen 
und dem 4 000jährigen China zu 
sein. Eine Brückenkopffunktion. 

Die Idee der Seidenstraße, der 
Gedanke eines intensiven Aus- 
tauschs kündigt sich an. Die 
Geschehnisse des 21. Jahrhun- 
derts werden keinesfalls jen- 


Unser Angebot! 





Kurzfristig, preisgünstig und in guter Qualität realisieren wir 
Ihre Druck- und Buchaufträge von der Gestaltung, über den 
Umbruch bis hin zum fertigen Druckerzeugnis für: 


Plakate ® Flyer und Flugblätter e Broschüren 
Dokumentationen ® Bücher ® Dissertationen 


Setzen Sie sich mit uns in Verbindung 
und fordern Sie ein unverbindliches Angebot an. 


Wostok-Verlag, Am Comeniusplatz 5, 10243 Berlin 
Tel.: 030-44008037, Fax: 030-44008038 
e-mail: verlag@wostok.de 


Unsere Anschrift: 
Wostok 

Am Comeniusplatz 5 
10243 Berlin 


Die Redaktion behält sich vor, 
Zuschriften gekürzt zu 
veröffentlichen. Die Briefe 
geben nicht in jedem Fall die 
Meinung der Redaktion wieder. 


seits des Atlantiks, sondern in 
Eurasien liegen. 
Hugo Lidl, Bad Feilnbach 


Grundlegende Kritik 

an „Wostok" 

Für mich ist es wichtig, aktuelle 
(nicht älter als vier Wochen) 
Nachrichten über Land und 
Leute aus der Russischen Föde- 
ration, der Ukraine, Belarus, 
den zentralasiatischen Staaten 
und den kaukasischen Staaten 
zu erhalten, wie sie so nichtin 
den großen Tageszeitungen 
(beispielsweise FA.Z.) stehen, 
die mehr dem hiesigen Esta- 
blishment nahestehen und sich 
des westlichen, intellektuellen, 
technokratischen Stils bedie- 
nen. Die so übermittelten Bot- 
schaften sind zu seelenlos 
(blutleer). 

Das viermalige Erscheinen 
von „Wostok" bringt hinsicht- 
lich der Aktualität naturgemäß 
Probleme mit sich. 

Die Artikel weisen teilweise 
einen eher „zeitlosen" Chorak- 
ter auf, und ab und zu fehlt es 
an einem konkreten Datum, ei- 
nem konkreten Zeitraum oder 
der Mitteilung maßgeblicher 
anderer Angaben. Wer die 
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Beiträge als Quelle und Nach- 
weis für Geschehnisse und Ent- 
wicklungen nutzen möchte, 
wird sich schwer damit tun. Die 
Darstellung aktuellster Ereig- 
nisse unter „Land und Leute” ist 
einfach zu knapp. 

Nun sollen die Leser von „Wo- 
stok" auch den „Wostok-News- 
letter" bestellen, der eine not- 
wendige Ergänzung zur „Wo- 
stok” darstellt, da er zwölfmal 
jährlich erscheint und damit 
über wirklich aktuelle Entwick- 
lungen informiert. Dies führt 
zwangsläufig zu einem inhaltli- 
chen Abspecken von „Wostok" 
und kostet den Leser ohne PC 
bei Postbezug 87,00 DM jähr- 
lich zusätzlich. Dazu bin ich 
nicht bereit. 

Manches Zeitgeschehen wird 
nicht oder zu kurz erwähnt: 
Kämpfe mit den tadschikischen 
Rebellen in Kyrgysstan und Us- 
bekistan, das Verhältnis der 
mittelasiatischen Staaten zu 
Afghanistan, der Einfluß des 
Westens und geopolitische 
Überlegungen (unter anderem 
Erdöl) auf östlicher Seite, Bal- 
kan/Kosovokrieg, religiöse The- 
men/Lage der Kirchen und reli- 
giöse Strömungen in Rußland 
und Kasachstan, Äußerungen 
russischer Denker. 

Dagegen gibt es zu viele 
Beiträge zu den Parteien vor 
und nach den Wahlen, deren Er- 
gebnisse auf wackligen demo- 
kratischen Füßen stehen. Wir 
wissen, daß wir unsere Zukunft 
nicht den Parteien überlassen 
können. Die vielen Einzelheiten 
über die Parteien sind (ebenso 
wie die Darstellung über die 
Parteien hierzulande) nur ein 
Teil - vielleicht sogar ein recht 
unwichtiger - der Wirklichkeit. 
Neuen Initiativen in allen Berei- 
chen sollte mehr Aufmerksam- 
keit geschenkt werden. 

Ansprechend finde ich die 
Hefte von „Wostok Spezial", die 
touristischen Interessen Rech- 
nung tragen, jedoch nicht als 
Reiseführer dienen können. 
Wenn ich den Spezialteil aus 
dem „Wostok"-Heft heraus- 
nehme, bleibt eine magere 
„Wostok" zurück. Insgesamt 
bleibt ein Gefühl des Unbefrie- 
digtseins. 


Dieter Kurzmann, Bonn 
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B: der diesjährigen Bundesgartenschau, die 
noch bis zum 7. Oktober besucht werden 
kann, erobern Bäume, Sträucher, Blumen und 
Wiesen ein Gelände im Potsdamer Norden, das 
seit. Mitte des 18. Jahrhunderts bis zum Abzug 
der Westgruppe der Truppen im Jahr 1994 mi- 
litärisch genutzt wurde. 

Beredtes Zeugnis dieser Vergangenheit sind 
die ehemaligen bis zu sechs Meter hohen 
Schutzwälle im Zentrum des Parks ebenso wie 
ein von Sträuchern überwachsenes Gebäude, 
das einst dem-Üben des Häuserkampfes diente, 
oder Panzertaschen, um die sich jetzt Rhodo- 
dendronpflanzungen gruppieren. Geht man of- 
fenen Auges durch diese Parklandschaft, wird 
man auf manches stoßen, das an die einstige 
militärische Nutzung durch die UdSSR erinnert 
und heute zu einem Teil der grünen Parkland- 
schaft geworden ist. (pf) 
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